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Vorwort. 


Der nachfolgende Beitrag zur schweizerischen, insbesondere zur 
st. gallischen Handelsgeschichte ist schon im Jahre 1907 als Doctor- 
dissertation entstanden und von dem Historischen Verein des Kantons 
St. Gallen, unter dessen Auspicien er ausgearbeitet wurde, im Einver- 
ständnisse mit der Verfasserin zur Veröffentlichung in seinen „Mit- 


teilungen“ bestimmt worden. 


Wenn sich diese Veröffentlichung bis heute verzögert hat, so rührt 
dies daher, dass es wünschbar erschien, der abgeschlossenen, schönen 
Arbeit von Frl. Ella Wild die in Form von Tagebüchern vorliegenden 
Berichte der beiden st. gallischen Abgeordneten über die Gesandtschaften 


“ von 1608/9 und 1634/5 an den französischen Hof unverkürzt als Beilagen 


folgen zu lassen, in ähnlicher Weise, wie schon früher die Gesandtschafts- 
berichte von Jakob Rainsberg undJakobHochreutiner aus den 
Jahren 1552/3 und 1663/4 veröffentlicht worden sind.) 

Die Drucklegung der zwei Beilagen hat sich dann — abgesehen 
von zufälligen Hindernissen verschiedenster Art — insbesondere dadurch 
ganz ungebührlich verzögert, dass wir zur Erläuterung und Ergänzung 
der zwei Berichte von Bartholome Zollikofer und Daniel Studer nicht 
nur die einschlagenden Acten des st. gallischen Directorial- und Stadt- 
archivs beigezogen und in den Anmerkungen fortlaufend verwertet haben, 
sondern auch das im Staatsarchiv Zürich liegende Material der soge- 
nannten „Lyoner Ordinari-Trucke“, d.h. des Archivs der einstigen Co- 
lonie schweizerischer Kaufleute in Lyon, sowie das in der Stadtbibliothek 


!) Siehe „Jakob Rainspergs Tagebuch“ in den Beiträgen zur st. gallischen Ge- 
schichte (herausgegeben als Festschrift zur Jahresversammlung der Schweizerischen 
geschichtforschenden Gesellschaft in St. Gallen am 12. und 13. September 1904) und 
„Jakob Hochreutiners Gesandtschaftsbericht“ (herausgegeben als wissenschaftliche 
Beilage zum 7. Jahresberichte (1906) der Handelsakademie — jetzt Handelshoch- 
schule — St. Gallen). 


II 


Zürich aufbewahrte Tagebuch des zürcherischen Seckelmeisters Salomon 
Hirzel über die Gesandtschaft von 1634/5, bei welcher Hirzel als Ver- 
treter des Standes Zürich eine führende Stellung eingenommen hat. 

Den wesentlichen Inhalt dieses Tagebuches glauben wir ziemlich 
vollständig in unsern Anmerkungen und Noten untergebracht zu haben; 
dagegen müssen wir die volle Vorführung des Lyoner Materials aus dem 
Staatsarchiv Zürich dem in Vorbereitung liegenden Urkundenbuch zur 
st. gallischen Handelsgeschichte überlassen, zu dessen Bearbeitung das 
Kaufmännische Directorium dem Historischen Verein Auftrag erteilt hat. 
Was wir davon verwerten konnten, dürfte immerhin genügen, um einen 
Begriff von dem überraschend reichen Inhalt der einstigen sogenannten 
„Lyoner-Ordinari-Trucke“ zu geben. Sind doch — um nur eines zu er- 
wähnen — die während der ganzen Zeit der Gesandtschaft neben dem 
„Diarium“ hergehenden brieflichen Berichte Studers an seine Auftrag- 
geber seinerzeit ausnahmslos in Lyon geblieben und von dort schliess- 
lich an das Staatsarchiv Zürich gekommen. 

Wir haben daher alle Ursache, den Vorständen des Staatsarchivs 
und der Stadtbibliothek Zürich, den Herren Dr. Hans Nabholz und Dr. 
Hermann Escher, unsern verbindlichsten Dank dafür auszusprechen, dass 
sie uns das ihrer Obhut anvertraute handschriftliche Material in weitest 
gehender Weise für unsere Publication zur Verfügung gestellt haben. 

Nicht weniger aber sind wir zu Dank verpflichtet dem Herrn Dr. 
Edouard Rott in Paris, dem hochverdienten Bearbeiter der „Histoire de 
la représentation diplomatique de la France auprès des Cantons suisses, de 
leurs Alliés et de leurs Confédérés, V.I-—V“, und des , Inventaire sommaire 
des documents relatifs à l’histoire de Suisse, V. IV“, für seine un- 
ermüdliche, geradezu aufopfernde Beihilfe bei Bestimmung der so zahl- 
reich in den zwei Tagebüchern genannten Personen und Örtlichkeiten, 
die in vielen Fällen mit den uns zu Gebote stehenden Hilfsmitteln über- 
haupt nicht oder doch nicht mit Sicherheit bestimmt werden konnten. 
Ebenso wertvolle und dankenswerte Aufschlüsse auf die ihnen vorge- 
legten Fragen sind uns auch zugekommen von den Vorständen der Staats- 
archive in Arau, Bern, Freiburg, Lausanne, Luzern und Schaffhausen, 
sowie von den Herren Dr. Victor van Berchem in Genf, Dr. August Ber- 


noulli in Basel, Dr. Kaspar Hauser in Wintertur, Dr. Conrad Keller-Escher 


in Zürich und von M' N. Weiss, Bibliothécaire la Société de l'Histoire du 
Protestantisme français in Paris. Überall, wo wir anklopften, haben wir 
das freundlichste Entgegenkommen gefunden, das wir hiemit nach allen 
Seiten bestens verdanken. 


II 

In St. Gallen aber durften wir uns in allen Editoren-Nöten des Bei- 

rats unseres in handschriftlichen Fragen ganz besonders erfahrnen und 

kundigen Herrn Stadtarchivars Dr. T. Schiess erfreuen, dem hiemit der 
wärmste Freundesdank ausgesprochen sein soll. 

Über Veranlassung und Verlauf der zwei Pariser Gesandtschaften 
von 1608 und 1634 und über die Persönlichkeiten der beiden st. gallischen 
Abgeordneten ist auf S. 108—124 und $S. 168—212 der vorliegenden 
Arbeit das Nötige gesagt. Wir haben daher hier nur über die unserm 
Abdruck zu Grunde liegenden Handschriften und die Art ihrer Wieder- 
gabe mit kurzen Worten Auskunft zu geben. 

Die Aufzeichnungen BartholomeZollikofers (Directorialarchiv St. Gal- 
len Tr. XIV. P. 7. m) bilden ein wohlerhaltenes Heft von 40 Blättern aus 
zähem Papier in Kleinquart. Die Aussenseite des ersten Blattes trägt die 
Aufschrift: ,Journall. — Register, was wegen der Privilegien gehandelt 
wirdt. 1608.“ Der Text beginnt mit dem dritten Blatte und scheint bis 
zum letzten Blatt (35) in einem Zuge geschrieben. Wir hätten daher nicht 
die auf der Reise und in Paris selbst von Zollikofer gemachten tagebuch- 
artigen Aufzeichnungen vor uns, sondern deren Zusammenstellung nach 
der Rückreise von Paris zu Handen der gemeinen Kaufleute in St. Gallen. 
Für die nachträgliche Niederschrift der vorliegenden Aufzeichnungen 
spricht auch ganz unzweideutig, dass verschiedene Eintragungen ver- 
setzt sind, d. h. mit oder ohne Verweisungszeichen nicht am richtigen 
Orte stehen; so ist beispielsweise S. 18 die Eintragung zum 14. Juni 
mit Verweisungszeichen nachgetragen, dann folgen sich die Eintragungen 
zum 23., 24., 19. und 25. Juni; auf S. 25 stehen wieder die Eintragungen 
zum 26. und 31. Juli mit Verweisungszeichen am Fusse der Seite. 
_ Alle Eintragungen sind von uns durchwegs da eingerückt worden, wo 
sie der richtigen Reihenfolge nach hingehören, was zur Folge hatte, 
dass die Seitenzahlen der Handschrift schon deswegen nicht am Rande 
des Abdrucks beigefügt werden konnten, weil sie teilweise nicht mehr 
gestimmt hätten; bei dem kleinen Format des Heftes sind aber über- 
haupt diese Ziffern ohne jeden Nachteil entbehrlich. Die Handschrift 
des Tagebuchs stimmt zu der Handschrift der vorhandenen Originalbriefe 
von Bartholome Zollikofer. Wir werden daher unbedenklich annehmen 
dürfen, dass das Tagebuch in seiner vorliegenden Form von ihm selbst 
geschrieben sei. 

Anders verhält es sich mit der Handschrift von Daniel Studers 
Diarium (Directorialarchiv St. Gallen Tr. XI, P. 7.i) insofern, als zwar 
auch dieses so, wie es vorliegt, in einem Zuge, also unzweifelhaft nach 


IV 
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der Rückkehr von Paris, geschrieben ist, aber — wie sich aus einer Ver- 
gleichung mit den in reicher Zahl vorliegenden Originalbriefen Studers 
auf den ersten Blick ergibt — nicht von Studers Hand, sondern von einem 
zwar mit zügiger Handschrift, aber mit sehr mangelhaften Sprachkennt-. 
nissen ausgestatteten, flüchtigen Copisten, dem wohl in erster Linie die 
über alle Massen willkürliche und ungleichmässige Orthographie, so- 
wie die handgreiflichen häufigen Verschreibungen und gelegentlichen 
Lücken der Handschrift in Rechnung zu stellen sind. Auf Studer selbst 
haben wir wohl sachliche Unstimmigkeiten und irrtümliche Wieder- 
holungen zurückzuführen, die gelegentlich in den Eintragungen vor- 
kommen und deren wohl neben den von uns angedeuteten'!) sich noch 
mehr aufführen liessen. 

Die stellenweise fast bis zur Unleserlichkeit abgeblasste Handschrift 
bildet ein stattliches Heft von 62 Blättern — wovon 60 beschrieben — 
mit Umschlag in Kleinfolio; einzelnen Eintragungen sind am Schlusse 
kalendarische Zeichen beigefügt, deren Bedeutung wir nicht zu enträtseln 
vermochten. Die etwas anspruchsvolle Ausführung des Titelblattes ist 
im Drucke so gut wie möglich angedeutet worden. 

Dass neben der in St. Gallen liegenden Handschrift von Studers 
Diarium noch ein zweites Exemplar vorhanden sein könnte, kam nie- 
mandem auch nur von weitem zu Sinn. Es war uns daher keine kleine 
Überraschung, als mitten in der Vorbereitung zur Drucklegung in Nr. 220 
der „Neuen Zürcher Zeitung“ vom 10. August 1913 unter der Über- 
schrift: „D. Studers Tagebuch einer Reise nach Paris (1634/35), von 
Prof. Dr. Wilibald Nagel“, eine sehr geschickt angelegte und ausge- 
führte Übersicht über den ganzen Inhalt des Tagebuches mit ebenso ge- 
schickt orientierender Einleitung erschien. Diese Einleitung berichtete, 
dass Herr Prof. Dr. Nagel die seiner Veröffentlichung zu Grunde liegende 
„Original-Handschrift aus dem 17. Jahrhundert“ von einem Hausierer 
im Eifelgebiet erworben habe. | 

Glücklicherweise brachten wir in Erfahrung, dass Herr Prof. Dr. 
Nagel eben damals einen längern Aufenthalt in Zürich machte und dort 
auf dem Staatsarchive arbeitete, wodurch die Gelegenheit geboten war, 








') Vgl. z. B. Anm. 31, S. 387. Völlig unerklärlich ist es, wie Studer dazu kom- 
men konnte, den Aufschub, der durch den Arrest interlocutoire den Pächtern ge- 
währt wurde, in seiner Eintragung zum 25. Februar a. St. auf „2“, bezw. „zwen“ 
Monate anzusetzen (S. ob., S. 355/6), während er ihn schon vom folgenden Tage an 
in seinem Diarium (s. $S. 357), wie dann auch in seinem Schreiben vom 9. März n. St. 
(27. Febr. a. St.; Z. D. 156,40) ganz richtig zu „3* Monaten ansetzt. 
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mit ihm in Verbindung zu treten, ihn um nähere Angaben über die 
Herkunft des von ihm erworbenen Manuscripts und um dessen zeit- 
weilige Überlassung zur Vergleichung mit der st. gallischen Handschrift 
zu ersuchen. 

Unserm Gesuche in vollem Umfange zu entsprechen, war dem 
Herrn Professor leider nicht möglich; das fragliche Manuscript lag wohl- 
verwahrt in Darmstadt und konnte von dort nicht beigebracht werden. 
Doch hatte Herr Dr. Nagel eine Abschrift zur Hand, die er — wohl zur 
Abfassung seines Artikels in der „Neuen Zürcher Zeitung“ — nach Zürich 
mitgebracht hatte und uns nun mit bereitwilliger Liebenswürdigkeit zur 
Einsicht übersandte. 

Dabei stellte es sich dann alsbald heraus, dass es sich keineswegs 
um die Original-Handschrift des Studer’schen Diariums handeln konnte, 
sondern nur um eine zweite Copie, die fast mit Notwendigkeit auf die 
gleiche Vorlage zurückgehen muss, wie die in St. Gallen liegende Abschrift, 
da die beiden Stücke zwar wohl etwelchermassen, aber doch nicht wesent- 
lich verschiedene Orthographie aufweisen, im übrigen aber sich mit 
ganz unwesentlichen Abweichungen wörtlich entsprechen und auch fast 
durchgehends die gleichen Verschreibungen und Flüchtigkeitsfehler auf- 


‚weisen. Daneben kam zum Vorschein, dass gelegentlich dieser, dann der 


andere Schreiber eine ganze Zeile übersprungen hatte und dass die da- 
durch in beiden Manuscripten entandenen nachweisbaren Lücken sich 
nun gegenseitig in höchst erwünschter Weise ausfüllen liessen. ') 

Im weitern bemerken wir zu unserer Wiedergabe der handschrift- 
lichen Texte nur, dass auch hier, wie bei den früher veröffentlichten 
Tagebüchern oder Gesandtschaftsberichten Rainsbergs und Hochreutiners, 
die Auswüchse einer mehr oder weniger verwilderten und ausgearteten 
Schreibart, insbesondere die willkürlichen Consonantenhäufungen, wie 
auch offensichtliche Verschreibungen und Flüchtigkeitsfehler stillschwei- 
gend beseitigt worden sind.”) In weitgehendem, vielleicht zu weitgehendem 
Masse sind dagegen alle Schreibarten beibehalten worden, für welche 


1) Wir haben die der Nagel’schen Handschrift entnommenen Ergänzungen 
unserer Vorlage in eckigen Klammern eingesetzt, s. z. B. ob. S. 307/8, 341, 350 etc. 
Ganz einzelne, unbedeutende Varianten der Nagel’schen Handschrift, die uns etwa 
Berücksichtigung zu verdienen schienen, sind entweder mit der Bezeichnung „N“ 
an der betreffenden Stelle unter dem Texte aufgeführt oder ohne weiteres im Texte 
verwertet worden. 

2) Mit Ausnahme der Eigennamen, die wir — ungerne genug — nach ziem-. 
lich allgemein anerkanntem Editoren-Grundsatz buchstäblich zum Abdruck ge- 
bracht haben. 
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auch nur die leiseste Möglichkeit einer Erklärung aus etymologischen, 
bezw. dialektischen Gründen vorhanden war. Dahin gehören z. B. die 
aus mittelhochdeutscher Kürze erklärlichen, heute noch in unserm Dia- 
lekt lebenden Verschärfungen, wie „verloffen, Nammen, Vatter“ etc. etc. 
und die Beibehaltung von „dt“ in allen Fällen, wo sich annehmen liess, 
dass diese Schreibart dem eben in Fluss befindlichen Übergang der Tenuis 
in die Media entspreche. 

Beim Abdruck der französischen Textpartien haben wir durch- 
gängig die auch noch so auffälligen Wortformen beibehalten, die sich 
aus der französischen Aussprache erklären lassen, dagegen die gram- 
matikalischen Verstösse und eigentliche Verschreibungen, soweit wir sie 
nicht als beachtenswert stehen liessen, entweder unbedenklich im Texte 
berichtigt oder sie unter den Text in die Lesarten verwiesen. 


St. Gallen, den 6. März 1915. 
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Archivmaterial. 


l. Ausgangspunkt für diese Arbeit waren die Archivbestände des Kaufmän- 
nischen Directoriums in St.Gallen. Im Kasten A, Trucke XVIII liegen die den 
Handel mit Frankreich betreffenden Akten. Zitiert: St. G. D. Tr. (Trucke) P. (Paket). 


Il. An zweiter Stelle wurden die im Zürcher Staatsarchiv liegenden Akten- 
mappen des ehemaligen „Syndikats“ schweizerischer Kaufleute in Lyon benutzt. 
Sie enthalten Akten und Urkunden aus den Jahren 1481—1794. Es sind dies jeden- 
falls die Papiere, die einst den Inhalt der sogenannten „Ordinari-Truckhe“ der Lyoner 
Kaufleute bildeten. (Siehe unten pag. 101 ff.) Sie wurden 1795 von einem Herrn 
Scherer aus St. Gallen, der Vorsitzender des „Lyonersyndicats der Kaufleute de la 
Nation Suisse“ war, nach Zürich gebracht, wo sie dem Archiv des ehemaligen Kauf- 
männischen Directoriums einverleibt wurden. Es sind im Ganzen 30 Mappen: 
D 147 bis D 176. Für diese Arbeit kamen in Betracht: 

D 147 und 148, enthaltend die Pergamenturkunden von 1547—1692. 

Ferner D 149— 158, enthaltend Übereinkommen, Korrespondenz, Prozess- 
akten etc. aus den Jahren 1481—1638. 

D 149 von 1481 bis 1604; D 150 von 1605 bis 1620 


Darst, Fe: 1629 5 D1525,,.:1650, 501632 

D 153 „ Januar 1633 bis August 1633; D 154 von September 1633 bis 
März 1634. 

D 155 von April 1634 bis Dezember 1634; D 156 von Januar 1635 bis August 
1635. 


D 157 von September 1635 bis 1636; D 158 von 1637 bis 1638. 
Zitiert 2 2..D. 1A7T ete. 


III. Bei diesen Papieren des Lyoner Syndikats liegen auch die 3 Ordinari- 
Bücher der St. Galler Kaufleute, mit Details über die Postverwaltung St. Gallen- 
Lyon und Abrechnungen über die gemeinsamen Ausgaben der eidgenössischen, 
speziell der st. gallischen Kaufleute. 

Das erste Ordinari-Buch reicht von 1598—1621, das zweite von 1621—1632, 
das dritte von 1632—1645. 

Zitiert: Z. D. 185, 186, 187. 


IV. Im Archiv des Kaufmännischen Directoriums St. Gallen und auf der 
Stadtbibliothek St.Gallen liegen Folianten, welche handschriftliche Kopien wichtiger 
Urkunden und Akten der Lyoner Kaufleute enthalten. Offenbar geben diese Kopial- 
bände teilweise den Inhalt der Lyoner „Ordinari-Truckhe“ wieder, doch sind die 
Abschriften oft ungenau und unzuverlässig. Das Exemplar auf dem Kaufmännischen 
Directorium ist die Originalkopie, das auf der Stadtbibliothek die zweite Abschrift. 

Litiert: MB. 


_ 
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V. Daneben kamen gelegentlich Akten aus dem Stadtarchiv St. Gallen, dem 
Staatsarchiv Zürich und dem Hirzelschen Familienarchiv (Stadtbibliothek Zürich) 
zur Benutzung. 


VI. Die Sammlung der Eidgenössischen Abschiede lässt, was die kaufmän- 
nischen Angelegenheiten betrifft, viel zu wünschen übrig, denn in zahlreichen Fällen 
fehlt überhaupt jede Andeutung. Glücklicherweise liegen auf dem Archiv des Kauf- 
männischen Directoriums eine ganze Anzahl mit dem Siegel versehener Tagsatzungs- 
abschiede, die den Kaufleuten jeweilen als Antwort auf ihre Gesuche zu Baden aus- 
gestellt wurden. 





Das vorrevolutionäre Frankreich war ein Hauptabsatzgebiet 
für die schweizerischen Industrien. Die Handelsprivilegien ermög- 
lichten es den eidgenössischen Kaufleuten, den Konkurrenten auf 
dem französischen Markte siegreich standzuhalten. Der eigen- 
tümliche Ursprung der schweizerischen Privilegien und ihre Ga- 
rantie durch Staatsvertrag sicherten ihnen einen längeren Be- 
stand, als er ähnlichen Vorrechten anderer Nationen beschieden 
war. Sie erhielten sich — allerdings nicht in voller Integrität — 
bis zum Zusammenbruch des alten Frankreich. 

Obwohl die schweizerischen Handelsfreiheiten durch den 
Ewigen Frieden mit Frankreich (1516) gewährleistet worden waren 
und also unter dem Schutze der Staatsgewalt standen, so blieb 
doch in Wirklichkeit ihre Erhaltung und Verteidigung in erster 
Linie den Kaufleuten selbst überlassen. Die Tagsatzung be- 
schränkte sich in den meisten Fällen auf ‚„Intercessionsschreiben“ 
an die französischen Könige, oder sie gewährte den Kaufleuten 
die Erlaubnis, den glänzenden Standesgesandtschaften an den Hof 
einen Vertreter ihrer Interessen beizugeben. 

Mühe und Kosten, die der eidgenössischen Kaufmannschaft 
| aus der Wahrung ihrer Freiheiten erwuchsen, waren nicht gering. 
Aber in richtiger Erkenntnis der Bedeutung der Privilegien für 
Gegenwart und Zukunft scheuten die weitblickenden Führer auch 
_ vor grossen Opfern nicht zurück. Vor allem liessen sie es sich 
' angelegen sein, den zu Baden versammelten Eidgenossen immer 
wieder ans Herz zu legen, dass ihre Sache die des ganzen Vater- 
landes sei. In zahllosen Denkschriften wird diese Anschauung 
vertreten, und es ist wohl gestattet, hier Eingangs unserer Arbeit 
_ die in ihnen niedergelegten Ansichten über den Wert und die 
Bedeutung der Handelsprivilegien im Wortlaut eines Aktenstückes 
wiederzugeben. 

| Daran lässt sich erst ermessen, wie gross die Verdienste der 
Vorfahren waren, welche die kostbaren Vorrechte treu wahrten 
und stets neu erkämpften, um sie den kommenden Generationen 
_ unvermindert zu hinterlassen. 


St. Galler Mittlgn. z. vaterländ. Gesch. XXXII. 1 


, Wolmeinliche Deductionsschrift, :) | 


„darinnen kürtzlich vor augen gestellt wirt, uss was ursachen 
„die handels-freyheiten in Franckreich von einer hochloblichen 
„Eidtgnoschafft als ein allgemeines standts-Interesse sollen 
„embrassiert, angesehen und verteidiget werden. — Den hohen 
„Oberkeiten besagter lobl. Eydtgnoschafft von ihren ge- 
„sampten angehörigen kauff- und handelsleuthen zu gegen- 
„wärtigen zeiten darumb nothwendig remonstriert und zu reiff- 
.lichem bedenken angelegenlich und in underthenigkeit vor- 
„gestellt, damit sie nicht allein ihrer schuldigkeit und eignem 
„gewüssen ein gnüegen thun, sondern auch auf allen widrigen 
„erfolg gegen jedermennigklich, bevorab aber der lieben poste- 
„ritet, hiedurch entschuldiget verbleiben mögind. — 
„Nach deme unsere frommen altforderen je und allwegen 
„weislich behertziget, was grosses und wichtiges ihrem gemeinen 
„Eydtgnössischen stand und wäsen an den freyen handel- und 
„begangenschafften gelegen, haben sie, nächst verfechtung 
„ihrer wol hergebrachten standt- und landtsfreyheiten, sich 
„hoch angelägen sein lassen, die kauffmannschafft und hand- 
„lungen gegen umbligenden fürsten und ständen ins gemein, 
„besonderbar aber gegen der Cron Franckreich, zu pflantzen 
„und zu erhalten. Und obwolen sie gegen anderen orthen 
„auch ertragliche gwerb und handelschafften hetten anstellen 
„Können, so haben sie gleich wolen, teils wegen bequemer 
„landts-gelegenheit, teils wegen von seiten der Cron Franck- 
„reich jeder zeit angesuchter enger fründtschafft und verbin- 
„dung, auch anerbotten vorteilhafter immuniteten und handels- 
„treyheiten, selbige handlungen allen anderweitigen gelegen- 
„heiten vorgezogen, gestalten sie vor mehr als 200 jahren und 
„seith selbiger Zeit in sonderheit a° 1515 und 16 under Fran- 
„cisco 1. bei anlass des Ewigen fridens und folgends confir- 
„mationen under Henrico II. a® 1552 und 53, solche immuni- 
„teten, handels-freyheiten und vortheil ausgewürckt, dass die 
„gmein-nützigen commercien in merklichen aufgang gebracht 
„und als die vornemste gnusamme von der französischen fründt- 
„schaft und pündtnus jeder wylen gehalten und angesehen 
„worden, gestalten dann wolgedachte fromme vorderen, wenn 


') St.G. D. Tr. X. P.1. Die Denkschrift, ohne Datum, muss gegen Ende 
des 17. Jahrhunderts (sicher später als 1663) verfasst worden sein. 
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„ihnen herinnen eintrag beschehen wollen, sich alleweg dapfer 
„widersetzt und von allen hernach gefolgten königen, welche 
„die Eydtgnossische freundtschafft und gute verstendtnus theur 
„und werth gehalten, ansehnliche patentes, kräfftige confir- 
„mationen, günstige urthlen und versprüch erlanget und hie- 
„rinnen weder müeh noch umbkosten gespahret.“ 


Alle Orte, so führt die Denkschrift weiter aus, sind an den 
Handelsprivilegien interessiert. Die meisten bringen Erzeugnisse 
ihrer Industrien auf den französischen Markt; einige ziehen Vor- 
teil aus dem Verkehr und den Weggeldern, und alle sind als 
Mitregierende in den Untertanenländern (Turgau, Rheintal, Sar- 
'gans, Baden, freie Ämter) indirekt Nutzniesser der französischen 
Handelsfreiheiten. Diese gemeinen Herrschaften leben von Ge- 
werben, die nur dank den Privilegien blühen. Wenn sie preis- 
gegeben werden, wenn der französische Markt sich den Schweizer- 
waren verschliesst, dann kann das gebirgige Heimatland die starke 
Bevölkerung nicht mehr ernähren. 


„Und gewüsslich, im grund darvon zu reden: wenn sich die 
„handlungen stecken oder gar verlieren solten, worvon wolte 
„der beste theil der underthanen und angehörigen vieler orthen 
„leben? welch ein erbärmlicher schwall viler armen und mangel- 
„baren leuthen wurde den hohen Oberkeiten nicht über den 
„Halss wachsen? Welche clöster, ämpter oder jährliche ein- 
„kommen wolten gnugsamme sein, so vil hungerstottige, arme 
„angehörige, welche ohne die gewerb und handlungen kein 
„stuckh brots zu gewinnen wüssten, zu erhalten? welch einen 
„merklichen abgang müessten nicht alle und jede Oberkeiten 
„an ihrem gleit-, pass- und frachtwäsen erleiden? Anderer und 
„anderer nutzbarkeiten und profits, so man jedermennigklichen 
„selbs zu behertzigen überlasst, zu geschwygen.“ 


VORGESCEIIC EIER. 
1444-1516. 


Die Rivalität zwischen den Messen von Genf 
und Lyon. | 


Im Mittelalter beherrschte Italien die geistige und materielle 
Kultur Europas. Seine grossen Handelsstädte bildeten die Stapel- 
plätze der Welt, an denen Orient und Occident in Berührung 
kamen. Die Hauptstrassen des Verkehrs waren deshalb dorthin 
gerichtet, und der Zug nach dem Süden war so mächtig, dass 
selbst die Alpen kein unüberwindliches Hindernis boten. 

Der Besitz der Pässe war sowohl politisch als wirtschaftlich 
für die alte Eidgenossenschaft von hoher Bedeutung, denn durch 
den blühenden Transitverkehr zog sie, lange bevor die eigene 
Industrie zur Konkurrenz auf dem Weltmarkt fähig war, Vorteil 
aus dem Hin- und Widerströmen des internationalen Verkehrs. 

Es war natürlich, dass der sich entwickelnde, selbständige 
Handel der Gebiete, welche die heutige Schweiz bilden, den all- 
gemeinen Verkehrslinien folgte, das heisst, dass er nach Süden 
und nach Norden orientiert war. Mit den süddeutschen Reichs- 
städten bestanden schon früh Handelsbeziehungen. So schlossen 
1387 die Städte St. Gallen und Nürnberg eine Übereinkunft, die 
den Waren gegenseitig Zollfreiheit zusicherte.!) Auch überstiegen 
schweizerische Kaufleute die Alpen, um in Oberitalien Handel- 
schaft zu treiben. Dass dieser oberitalienische Handel nicht un- 
bedeutend war, beweisen die verschiedenen Verträge mit den 
Herzogen von Mailand, in denen die Wahrung der kommerziellen 
Interessen der Eidgenossenschaft eine wichtige Rolle spielt. Das 
am 26. Januar 1467 von den 7 östlichen Orten mit der Witwe 


1) Häne p. 14. — Urkundenbuch der Abtei St. Gallen IV p. 334 u. 1935. 
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Franz Sforzas und dessen Sohn Galeazzo Maria abgeschlossene 
„Kapitulat“ gewährte den Eidgenossen geradezu zollfreie Einfuhr 
ins Herzogtum bis vor die Mauern Mailands. 


Neben den Zurzacher Messen, die seit dem XIV. Jahrhundert 
immer allgemeinere Bedeutung erlangten, spielten die Messen 
Genfs eine bedeutende Rolle. Hier war in erster Linie der Markt 
für die Tuchwaren Freiburgs, aber auch aus den östlicheren Ge- 
bieten der Eidgenossenschaft wurden die Genfer Messen, zu denen 
Kaufleute aller Nationen herbeiströmten, besucht. 


Erst verhältnismässig spät trat Frankreich, die Macht, die 
im Laufe der neueren Zeit den grössten Einfluss auf die politische 
und wirtschaftliche Entwicklung unseres Staates ausgeübt hat, 
in den Gesichtskreis der Eidgenossenschaft. Burgund und Sa- 
voien lagen territorial trennend zwischen unserm jetzigen west- 
lichen Nachbarn und den eidgenössischen Ländern. Zudem waren 
bis gegen die Mitte des XV. Jahrhunderts die Kräfte Frank- 
reichs im Kampfe mit England gefesselt, und die junge Eid- 
genossenschaft ihrerseits betrachtete sich noch als ein Glied des 
Reiches. 

Da war es ein kriegerischer Zusammenstoss, der die beiden 
Staaten in eine erste Berührung brachte, infolge von Frankreichs 
Einmischung in den alten Zürichkrieg. Der 26. August 1444, 
der Tag des Heldenkampfes zu St. Jakob an der Birs, ist der 
Ausgangspunkt für die französisch-schweizerischen Beziehungen. 
Die glorreiche Niederlage der Schweizer hatte wie ein Sieg ge- 
wirkt. Der Dauphin Ludwig war bereit, Basel und den Eidge- 
nossen einen Waffenstillstand von 20 Tagen zu gewähren, und 
unterzeichnete am 28. Oktober den Frieden von Ensisheim, den 
ersten Vertrag, der zwischen Frankreich und den Eidgenossen 
abgeschlossen worden ist. Wenn im Friedensinstrumente neben 
der Versicherung künftiger Freundschaft und anderen den Eid- 
genossen günstigen Abmachungen, den Kaufleuten beider Parteien 
freier Handel und Wandel zugesichert wird, so scheint es sich 
dabei mehr um eine Bestimmung allgemeiner Art zu handeln, 
als um eine Forderung, die schon in speziellen Verhältnissen 
begründet lag.!) Ein eigentlich lebhafter Handelsverkehr mit 
Frankreich hat sich nicht vor der zweiten Hälfte des XV. Jahr- 


1) Eidg. Absch. II. p. 807. 
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hunderts entwickelt, d. h. nicht vor der Zeit, in der die Lyoner 
Messe als gefährliche Rivalin der Genfer Messe auftrat. 


Frankreich und die Eidgenossenschaft knüpften inzwischen 
die durch den Ensisheimer Vertrag angebahnten Beziehungen 
fester durch den Abschluss eines ewigen Freundschaftsvertrages, 
den König Karl VII. am 27. Februar 1453 zu Monteil bei Tours 
unterzeichnete. Die Bestimmungen waren allgemein gehalten; 
man verpflichtete sich gegenseitig, dem Feinde keinen Vorschub 
zu leisten und sich freien Verkehr zu gewähren.) 


Am 22. Juli 1461 starb Karl VI. Die Eidgenossen unter- 
liessen es, seinem Nachfolger zur Tronbesteigung zu gratulieren. 
Sie beeilten sich auch keineswegs, den ewigen Freundschafts- 
vertrag von 1453 mit Ludwig XI. zu erneuern, da ihn Karl VII. 
ja in seinem und seiner Nachfolger Namen abgeschlossen hatte. 
Da waren es die savoüschen Wirren und die infolge derselben 
drohende Vernichtung der Genfer Messen, die indirekt zu einer 
Erneuerung des französisch-schweizerischen Bündnisses führten. 


Die Genfer Messen hatten seit dem XIII. Jahrhundert stei- 
sende Bedeutung erlangt. Dass sie für die Kaufleute der Eid- 
genossenschaft schon früh in Betracht kamen, beweist der Um- 
stand, dass 1389 Bern, Zürich, Soloturn, Biel und ihre Verbün- 
deten von den Herren von Grandson freies Geleit für den Besuch 
der Genfer Messen erwirkten. Wenig später wurden sie auch 
von Wichtigkeit für den französischen Handel, indem 1393 Karl 
VI. den burgundischen Kaufleuten zollfreie Ausfuhr ihrer Waren 
aus dem Königreich gewährte. ’) 


Bis zu Beginn des XV. Jahrhunderts hatte die Genfer Messe 
mit keiner ernstlichen Konkurrenz zu kämpfen, denn die berühmten 
mittelalterlichen Messen Frankreichs in der Champagne und in 
der Grafschaft Brie waren zur Zeit des Aufblühens Genfs schon 
im Niedergang begriffen. Aber nun erstand Genf eine gefähr- 
liche Rivalin in der Lyoner Messe. Am 9. Februar 1420 hatte 
der Regent und Dauphin Karl (der spätere Karl VII.) der Stadt 
Lyon zwei jährliche Messen gewährt (foires franches). Die gün- 
stige Lage Lyons, fern vom Schauplatz der englisch-französischen 
Kriege, leicht erreichbar von allen Gegenden Frankreichs, hatte 


!) Eidg. Absch. I. p. 873. 
?) Für diese Ausführungen siehe Borel, p. 1—52, und Mandrot. 
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den Gedanken ins Leben gerufen, aus dieser Stadt einen neuen 
Mittelpunkt für den französischen Handel zu schaffen. „Icelle 
ville et cité“, sagt das Edikt des Dauphin, „est une des clefs de 
ce royaume, à la frontière des pays de Savoie, Dauphiné, Italie 
et Allemagne d’un côté, de Beaujolais, Bourgogne, Languedoc, 
Forez, Auvergne, de l’autre; . . . et icelle ville, de très grand 
circuit et grandeur, comme la ville de Paris, est très petitement 
peuplée, à cause de mortalités, pestilences, cherté de vivres, 
guerres et passages de gens de guerre; ...par quoy, profitable 
et nécessaire chose était et est, icelle ville accroître et augmenter 
de peuple, de gens de tous états et biens.“ 1) 


Im Jahre 1444, als König, erneuerte Karl VII. die Patente 
von 1420 und gab der Stadt noch eine dritte Messe. Allen Kauf- 
leuten, die während der foires franches nach Lyon kamen, wurde 
volle Sicherheit für ihre Person und ihre Güter garantiert. 


Aber trotz aller dieser Vorteile gelang es Lyon nicht, den 
Strom der Kaufleute in grösserem Masse von Genf abzulenken. 
Sogar das Verbot des Warentransports nach Genf, das Karl VI. 
im Jahre 1445 seinen vorigen Edikten folgen liess, hatte nicht 
den gewünschten Erfolg, denn noch immer liessen sich selbst die 
französischen Kaufleute nicht von den dortigen Messen abhalten. 
Der König aber fuhr fort, die Lyoner Messen zu begünstigen, 
die er 1454, 1457 und 1461 neu bestätigte. Inzwischen hatte 
Herzog Ludwig I. von Savoien seinerseits die hohe Bedeutung 
erkannt, welche die Erhaltung der Genfer Messe für Savoien hatte, 
und er suchte Genf durch Zeichen seiner Gunst und Schenkung 
von Privilegien im Kampfe mit der französischen Rivalin zu 
stärken. 1454 erschien der erste jener Geleitbriefe, die den 
Handel Genfs in der zweiten Hälfte des XV. Jahrhunderts be- 
günstigten, und den Kaufleuten, die auf die Messe zogen, im 
sanzen Gebiete Savoiens, das damals noch den grössten Teil 
der Westschweiz in sich begriff, volle Sicherheit des Wandels 
versprachen. 

Es folgte nun eine Zeit, in welcher der französische König 
und der Herzog von Savoien wetteiferten, den zwei von ihnen be- 
sünstigten Plätzen innmer neue Privilegien zuzuwenden. Als Ant- 
wort auf die Bestätigung der Lyoner Messe von 1457 erliess Ludwig 


1) Charléty, p. 68. 
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von Savoien noch im gleichen Jahre eine Zusicherung freien 
Geleites an die Kaufleute, die für 10 Jahre Geltung haben sollte. 

So dauerte die Rivalität, sich fortwährend verschärfend, bis 
1462. Die Position Genfs war schon jetzt die schwächere, da die 
Stadt dem Herzog von Savoien doch immer mit einem gewissen 
Misstrauen begegnete, und in ihm den verkappten Feind der 
Freiheit zu fürchten hatte, während Lyon, seit 1312 eine könig- 
liche Stadt, in einer Zeit, wo die Politik der französischen Könige 
darauf ausging, den Handel zu heben, mit Zuversicht in die Zu- 
kunft blicken konnte. 

Da führte ein Familienzwist im savoiischen Herzogshaus die 
entscheidende Katastrophe herbei. Der schwache Herzog Lud- 
wig I. war völlig unter der Herrschaft seiner cyprischen Gemahlin 
Anna von Lusignan, die mit ihren Günstlingen die Regierung 
leitete. An der Spitze der nationalen Opposition gegen dieses 
System stand einer der Söhne des Herzogs Ludwig selbst, Philipp 
Graf von Bresse, genannt Philippe-Monseigneur, der seine Mutter 
und deren fremde Ratgeber beschuldigte, dass sie Savoien an 
Frankreich verraten wollten. Philipp griff zu Gewalttaten; er 
liess einen der Günstlinge der Herzogin ermorden, einen andern 
gefangen nehmen, vor Gericht stellen und dann im See ertränken. 
Das Herzogspaar selbst suchte in Genf Sicherheit vor den Ver- 
folgungen des Sohnes (Juli 1462). Hier liess der Herzog vom 
Rate sich das Versprechen geben, niemanden, nicht einmal seine 
Kinder, ohne sein Wissen in die Stadt einzulassen. Da zog am | 
8. Oktober Philippe-Monseigneur mit zahlreichem Gefolge vor 
Genf. Umsonst suchte der König die Genfer durch Drohungen 
zur Standhaftigkeit zu zwingen. Es gelang seinem Sohne einzu- 
dringen, und sich aufs neue eines der cyprischen Günstlinge zu 
bemächtigen. Nun eilte Herzog Ludwig nach Lyon, um dort den 
Schutz seines Schwiegersohnes, Ludwigs XI. von Frankreich, 
anzurufen.') Dies geschah im Oktober 1462. Ludwig XI. hatte, 
als der Herzog noch in Genf weilte, bereits durch einen könig- 
lichen Boten den Genfern erklären lassen, dass die cyprische 
Partei unter seinem Schutze stehe. Bei dieser Gelegenheit waren 
beleidigende Worte gegen den Herzog von Savoien und dessen 
Protektor, den französischen König, gefallen. Dazu kam noch, 


1) Ludwig XI. war seit 1451 in zweiter Ehe mit Charlotte von Savoien, 
einer Tochter des Herzogs Ludwig, verheiratet. 
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dass einer der ermordeten Günstlinge der Herzogin auch in 
enger Beziehung zum franzôsischen Hof gestanden hatte. Des- 
halb fand der Herzog von Savoien seinen Schwiegersohn ge- 
neigt, die Stadt, die Philippe-Monseigneur in ihren Mauern auf- 
genommen hatte, die Schwere seines Zornes fühlen zu lassen. 
Am 25. Oktober 1462 erliess Ludwig XI. zu St. Michaud-sur-Loire 
eine Verordnung, die den französischen Kaufleuten verbot, in 
Zukunft die Genfer Messe zu besuchen, und die den Fremden 
den Transit der für diese Messen bestimmten Waren untersagte. 

Bis dahin hatten die Edikte der französischen Könige zu- 
gunsten der Lyoner Messe die Messe von Genf wenigstens nicht 
in ihrer Existenz bedroht. — Nun aber erfolgte am 8. März 1463 
ein Edikt, das angetan war, sie zu vernichten. Der König ver- 
änderte nämlich den Zeitpunkt der Lyoner Messen, deren Zahl 
er auf 4 erhöhte, in der Weise, dass sie nun mit den 4 Messen 
von Genf zusammenfielen,!) und erneuerte gleichzeitig das Verbot 
des Besuches der letztern. Von grösserer Wirkung als die Ver- 
bote waren aber jedenfalls die Privilegien, mit denen der König 
in freigebiger Weise seine Stadt und deren Messen beschenkte. 
Er sicherte den fremden Messbesuchern in eben diesem Edikt 
Freiheit der Aus- und Einfuhr von Gold und Silber zu, hob für 
die Dauer der Messen alle direkten und indirekten Abgaben auf, 
die sonst auf den Kaufleuten und ihren Waren lasteten und gab 
den Angehörigen fremder Nationen die Erlaubnis, sich dauernd 
in Lyon niederzulassen und dort Wechsel- und Geldgeschäfte zu 
treiben. Er gewährte diesen niedergelassenen Ausländern sogar 
ausdrücklich volle Testierfreiheit und bestimmte, dass sie, ob ihr 
Testament während der Messe oder in der Zwischenzeit gemacht 
worden war, vom droit d’Aubaine®) ausgenommen sein sollten.?) 

Der Erfolg der königlichen Edikte war ein grosser. Die 
fremden Kaufleute mussten sich nun für eine der Messen ent- 
scheiden. Natürlich zogen sie Lyon vor, da Frankreich den Messen 


!) Die erste Lyoner Messe wurde fixiert auf Montag nach Quasimodo, die 
zweite auf den 4. August, die dritte auf den 3. November, die vierte auf den 
ersten Montag nach hl. Dreikönigstag. 

?) Esmain, p. 271. Das droit d’Aubaine, ein Heimfallsrecht, war ursprüng- 
lich ein herrschaftliches Privileg, das den Territorialherren erlaubte, die Güter 
eines verstorbenen Fremden einzuziehen. Es ging mit den Territorien an die 
Krone über. 

3) Rubys, p. 342. 
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von Genf verschlossen blieb, und diese somit schon einen Teil 
ihrer Bedeutung verloren hatten. — Dies war nicht nur ein 
schwerer Schlag für Genf, sondern auch für die Eidgenossen- 
schaft, die wegen des bedeutenden Transitverkehrs aus den deut- 
schen Reichsstädten an dem Bestand der Genfer Messe hoch 
interessiert war.') Daneben hatte Genf auch Bedeutung als Ab- 
satzplatz für die aufblühenden heimischen Industrien. Nicht nur 
die Tuchwaren Freiburgs kamen hier zu Markt, sondern auch 
Kaufleute aus Bern, Basel und St. Gallen gehörten zu den regel- 
mässigen Besuchern der Genfer Messe. 


Dazu kam, dass auch die politischen Beziehungen zwischen 
der Eidgenossenschaft und Frankreich etwas getrübt worden 
waren. Zwar hatten die Orte nicht tätig in die savolischen 
Wirren eingegriffen; aber da sie die Absichten des französischen 
Königs auf Savoien fürchteten, so gehörten ihre Sympathien 
doch Genf und Philippe-Monseigneur. Es lag also sowohl im 
wirtschaftlichen wie im politischen Interesse der Eidgenossen- 
schaft, den heraufziehenden Sturm zu beschwören, Philipp von 
Bresse mit Vater und Schwager auszusöhnen und für Genf die 
Verzeihung des Königs zu erbitten. Zu diesem Zwecke beschlossen 
die Orte, eine Gesandtschaft an Ludwig XI. abzusenden.’) Diese 
traf den König in Abbeville in der Picardie im November 1463. 
Den Gesandten wurde ein freundlicher Empfang. Sie baten den 
König in einer ersten Audienz um den Widerruf seiner Edikte 
von 1462 und 1463, welche die Eidgenossen an Zöllen und Weg- 
geldern schwer zu schädigen drohten, da die Gefahr bestand, 
dass die deutschen Kaufleute ihren Weg nach Lyon in Zukunft 
jenseits des Jura suchen würden, wenn der Besuch der Genfer 
Messen gar nicht mehr in Frage kam. Die Verlegung des Zeit- 
punktes der Messen von Lyon und Wiedereröffnung Genfs für 
die französischen Kaufleute war daher das Postulat der Gesandt- 
schaft. — Der König versprach, die Angelegenheit in seinem Rate 
zur Sprache zu bringen. Als aber die Eidgenossen am folgenden 
Tage zu einer Unterredung mit den königlichen Räten gerufen 
wurden, stiessen sie auf viel grösseren Widerstand, als sie er- 


!) Die flandrischen und deutschen Kaufleute, die nach Genf zogen, gingen 
bei Basel über den Rhein und von dort direkt über Lausanne und Morges. 
Borel, p. 43. 

*) Relation, abgedruckt bei Borel, p. 26 ff. Eidg. Absch. II, p. 331 ff. 
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wartet. Die Herren machten nämlieh „grant lengaige“ über die 
Beleidigungen, die sich Genf gegen den Herzog von Savoien, 
den Vater der Königin von Frankreich, hatte zu Schulden kommen 
lassen. Dem König stehe es nicht an, den Schuldigen die Strafe 
zu ersparen. Ebensowenig wie Genf könne er Philippe-Monseig- 
neur verzeihen. — Die Eidgenossen legten nochmals Fürbitte 
ein; aber wieder wurde ihnen die gleiche Antwort, diesmal in 
wenig höflicher Form. Da rüsteten die Gesandten sich enttäuscht 
zur Abreise. Bei der Abschiedsaudienz war der König wieder 
sehr liebenswürdig, sprach den Wunsch aus, das alte Bündnis 
mit den Eidgenossen bei dieser Gelegenheit zu erneuern, und 
entschuldigte die schroffe Antwort seiner Räte. Er erklärte sich 
sogar bereit, aus Freundschaft für die Eidgenossen Genf zu ver- 
zeihen und seinen Untertanen den Besuch der dortigen Messen 
zu erlauben, wenn die Stadt den Herzog Ludwig um Vergebung 
bitten und die Bürger sich verpflichten wollten, ihm in Zukunft 


„gehorsam wie ihrem Fürsten und Herrn“ zu sein. Auch Philippe- 


Monseigneur könne nur gegen Abbitte und Rückkehr in den 
väterlichen Gehorsam Verzeihung erhalten, denn der König 
wünsche dringend, die Angelegenheiten des Hauses Savoien 
wieder geordnet zu sehen. — Mit diesem Bescheid wurden die 
eidgenössischen Gesandten entlassen. Der einzige positive Erfolg 
ihrer Reise war die am 27. November 1463 erfolgte Erneuerung 
des ewigen Freundschafts- und Verkehrsvertrages von 1453.') 
Aber der eigentliche Zweck der Gesandtschaft war keineswegs 
erreicht worden. Zwar gaben sich die Eidgenossen der Täuschung 


hin, Ludwigs Verzeihung für den Grafen von Bresse erwirkt zu 


haben. Aber zu ihrer Entrüstung wurde ihr Schützling unter dem 
Schein der Versöhnung von Ludwig XI. in einen Hinterhalt ge- 
lockt, gefangen genommen und 2 Jahre in Haft gehalten. — Was 
Genf betraf, so schlossen die Bedingungen des Königs von vorn- 
herein eine Einigung aus; denn er verlangte ja geradezu die 
völlige Unterwerfung der Stadt unter Savoien, als Preis für die 
Zurücknahme seiner Erlasse. 

So waren also die Würfel gefallen. Die Edikte Ludwigs XI. 
zugunsten der Lyoner Messe entschieden den Kampf zwischen 
den beiden Rhonestädten endgültig zum Nachteile Genfs. Von 
nun an sahen sich die Kaufleute der Reichsstädte und der Schweiz 


1) Eidg. Absch. II, p. 892. 
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genötigt, die weitere Fahrt nach Lyon zu unternehmen, wenn 
sie nicht den französischen Markt preisgeben wollten. Vor 1463 
scheint Lyon für die Kaufleute der Eidgenossenschaft kaum in 
in Betracht gekommen zu sein;') um 1500 aber dürfen wir die 
Entwicklung zugunsten Lyons als abgeschlossen betrachten. Mit 
dieser Wendung der Dinge hatten die Bestimmungen der früheren 
Verträge über freien Handel und Wandel in Frankreich für die 
Eidgenossen plötzlich hohen Wert und Bedeutung erhalten. 


Zwar ergab sich Genf nicht ohne Kampf. Herzog Amadeus IX. 
von Savoien, der 1465 seinem Vater Ludwig nachfolgte, erkannte 
besser als dieser, wo die Interessen seines Landes lagen. Trotz- 
dem er durch seine Ehe mit Jolanta, der Schwester Ludwigs XL, | 
doppelt mit dem französischen König verschwägert war, scheute _ 
er sich doch nicht, Genf seinen Schutz angedeihen zu lassen. 
Schon am 3. September 1465 sicherte er den Kaufleuten aller 
Länder für 20 Tage vor und 20 Tage nach den Messen freies 
Geleite in den savoiischen Ländern zu. Bald darauf verbot er 
seinen Untertanen, während der Genfer Messen Waren auszu- 
führen oder an einem andern Orte zu Markte zu bringen als in 
Genf. Noch verschärft wurde diese Bestimmung durch einen 
Erlass vom Dezember gleichen Jahres, der den fremden Kauf- 
leuten den Weg durch sein Herzogtum sperrte für Waren, die 
nicht nach Genf bestimmt waren. 

Da Ludwig XI. eben im Kampf mit seinen grossen Vasallen 
lag, war er geneigt, einen Schritt entgegenzukommen. Er erklärte 
sich bereit, zwei der Lyoner Messen auf Genf übergehen zu lassen. 
Auf Zusammenkünften zu Montluel?) (1467) wurde diese Ange- 
legenheit durch Vertreter des Königs und der Stadt Lyon einer- 
seits, des Herzogs von Savoien und der Stadt Genf andererseits, 
geordnet. Zuerst erhoben sich Schwierigkeiten über die Art und 
Weise der Verteilung der Messen; endlich aber entschied man 
sich, dass die eine Stadt die Januar- und Ostermesse, die andere 
die August- und die Novembermesse haben sollte. Die Wahl 


1) Heyd, p. 377. Schon 1464 aber zogen St. Galler Kaufleute auf die 
Messen von Lyon. — Im September dieses Jahres gibt Bern den Städten Nürn- 
berg, Ulm, Ravensburg und St. Gallen zu wissen, dass ihre Kaufleute ungehin- 
dert durch bernisches Gebiet auf die Messen von Genf und Lyon reisen können. 
(Deutsches Missivenbuch, Bern, A p. 490.) 

?) Montluel, im jetzigen Departement Ain gelegen. 
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zwischen den beiden Gruppen sollte dem König von Frankreich 
überlassen sein. 

Die Stadt Lyon aber versuchte, während die Verhandlungen 
in Montluel stattfanden, mit allen Mitteln den König von seinen 
Zusagen an Genfabzubringen. Ludwig XI. hatte bereitsversprochen, 
dass nichts ohne die Zustimmung der Kaufleute der „nations“, 
d. h. der fremden, in Lyon domicilierten Kaufleute, entschieden 
werden sollte. Jetzt liess er sich durch ein grosses Geldgeschenk 
der Stadt bewegen, dem Übereinkommen von Montluel seine 
Ratifikation zu versagen und sogar die Edikte von 1462 und 1463 
zu erneuern (November 1467). 

Da nun jede Hoffnung verloren war, auf dem Wege fried- 
lichen Übereinkommens die alte Bedeutung der Genfer Messen 
wieder herzustellen, so eröffneten der Herzog von Savoien und 
Genf einen Kleinkrieg, um Lyon wenigstens so viel als möglich 
am Aufblühen zu verhindern. Die deutschen und eidgenössischen 
Kaufleute, welche die Messe in Lyon besuchen wollten, wurden 
gemäss den Ordonnanzen des Herzogs in Genf und auf savoiischem 
Gebiete angehalten und an der Weiterfahrt gehindert. Bern 
klagte deshalb beim Rat von Genf, und infolge dieser Klage kam 
es im Oktober 1467 in Freiburg zu einer vorläufigen Verein- 
barung zwischen den Vertretern Genfs, Savoiens und Berns, 
durch die den Kaufleuten deutscher Zunge freies Geleite durch 
des Herzogs von Savoien und seiner Brüder Lande gesichert 
wurde. Sie sollten die Messe zu Lyon ungehindert besuchen 
dürfen, sofern sie die gewöhnlichen Zölle zahlten und keine 
Waren welschen Ursprungs mit sich führten.‘) 

Diese Übereinkunft stellte die Beschwerden aber keineswegs 
endgültig ab. Schon 1470 beklagten sich die Eidgenossen wieder, 
dass deutschen Kaufleuten, die im Vertrauen auf die Abmach- 
ungen zu Freiburg, unter Bezahlung der gebräuchlichen Zölle 
und Weggelder, nach Lyon ziehen wollten, auf herzoglichen Be- 
fehl allerhand Bedrückung und Verhinderung widerfahre. ?) 
| Der gewaltige Kriegssturm, der in den nächsten Jahren über 
die Eidgenossenschaft brauste, liess die wirtschaftlichen Interessen 
über den politischen ganz in den Hintergrund treten. Die Kauf- 


1) Eidg. Absch. II., p. 369 ; Schulte Bd. I, p. 487. 
?) Eidg. Absch. II.,p. 415. Ähnliche Klagen wegen Verhinderung von Mem- 
minger Kaufleuten auf savoiischem Gebiet erfolgen 1475. Eidg. Absch. II, p. 536. 
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leute suchten sich vor dem Ausbruch der Kämpfe noch freies 
Geleit und offene Strassen auch während eines Krieges zu sichern. 
Das Geleit wurde allen ,koufflütten, wannen die sind und was 
kouffmanschafft sie füren“, zugesichert.) 


Ludwig XI. hatte es verstanden, durch die Verträge vom 
September 1470 und vom Oktober 1474 die Eidgenossen als Vor- 
kämpfer seiner Interessen zum gefährlichen Waffengang mit 
seinem mächtigen Vasallen, dem Herzog Karl von Burgund, zu 
gewinnen. Diese Verträge waren rein politischer Natur, und die 
Kaufleute wurden darin mit keinem Worte erwähnt. Aber da- 
durch, dass der König Lyon zum Zahlungsplatze der jedem Orte 
zugesicherten Jahrespension bestimmte, wurde diese Stadt in 
doppelter Weise mit den eidgenössischen Interessen verknüpft. 
Von nun an zogen nicht nur die Kaufleute dorthin zu den Messen, 
sondern auch die Regierungen hatten regelmässigen Verkehr mit 
der Stadt zu unterhalten. 

Durch seine Einmischung in den Burgunderkrieg stellte sich 
Savoien in offene Feindschaft zu den Eidgenossen. Aber beim 
Friedensschluss in Freiburg wurde der freie Verkehr auf den 
Gebieten beider Parteien, unter Vorbehalt der alten Zölle, wieder 
hergestellt. °) 

Die grosse Wichtigkeit, welche die Frage der Genfer Messen 
noch immer für die Eidgenossen hatte, ist klar ersichtlich aus 
dem Umstande, dass sofort nach dem Krieg die Verhandlungen 
wieder aufgenommen wurden. Im Vertrag, den Ludwig XI. im 
April 1477 mit den Eidgenossen schloss, und der ihm gegen eine 
Summe von 100,000 Gulden die Freigrafschaft sichern sollte,?) 
nimmt die Regelung der Verhältnisse der Genfer Messe einen 


') Eidg. Absch. II, p. 439, 441. Auf einem Tage zu Luzern im März 1473. 
„Ob krieg infallen wurd, hant die von sant Gallen begert, sy zu warnen, nach 
dem und sy iren gewerb wit hant.“ Zürich und Luzern werden beauftragt, im 
eintretenden Falle Mitteilung zu machen. 


?) In Luzern, im Juli 1476 (Eidg. Absch. II, p. 598), begehrte die Stadt 
St. Gallen, man möchte bei einem allfälligen Friedensschlusse mit Savoien 
deren von St. Gallen nicht vergessen: ... „daz sy ouch dann von den zollen | 
wegen fry zu faren ouch sicher sigen, als ander eidgenossen“. 


3) Eidg. Absch. II, p. 926 abgedruckt. — Durch wechselnde Verträge 
wurde die Freigrafschaft in den folgenden Jahren bald Ludwig XI., bald Maxi- 
milian zugesprochen. Erst im Frieden von Senlis (1493) ging sie bleibend an 
Maximilian über. 
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breiten Raum ein. Noch immer fürchten die Eidgenossen in 
erster Linie für ihren Transitverkehr; sie verlangen vom König 
das Versprechen, dass er nie versuchen werde, den Strom der 
oberdeutschen Kaufleute von der alten Strasse abzulenken und 
zum Zug durch die Freigrafschaft zu veranlassen. Den Bewohnern 
der letzteren und allen Untertanen der französischen Krone aber 
sollte es von nun an freigestellt sein, die Messe Genfs nach der- 
jenigen von Lyon zu besuchen. — Ein Artikel ähnlichen Inhalts 
findet sich auch im Frieden mit Burgund (Januar 1478), in dem 
die Freigrafschaft wieder Maximilian zugesprochen wurde. ') 

Kaum war der grosse Krieg beendigt, so wandte sich die 
Stadt Genf wieder an die Eidgenossen mit der Bitte, sich noch- 
mals bei König Ludwig XI. für ihre Messen zu verwenden. 
Gleichzeitig ging der Bischof die Eidgenossen um freies Geleit an 
für die burgundischen, lombardischen und anderen fremden Kauf- 
leute, welche die Messe von Genf besuchen wollten.?) Es wurde 
bereitwillig gewährt. Die Bitte der Stadt aber gab Anlass zu 
einem Schreiben der Orte an Ludwig XI?) in dem scharf betont 
wurde, welche Vorteile die Messe von Genf der Eidgenossen- 
schaft biete und wie sehr sie unter dem vom König an seine 
Untertanen erlassenen Verbot ihres Besuches leide. Die Antwort 
des Königs lautete ablehnend. 

Hatte man in Genf allmählich einsehen gelernt, dass von 
Ludwig XI. nichts mehr zu erlangen sei, so schöpfte man neue 
Hoffnung, als Karl VIII. den Tron bestieg. 1484 gelang es der 
Stadt, einen königlichen Erlass zu erwirken, durch den wenigstens 
die Prohibitivmassregeln von 1462 und 1463 aufgehoben wurden. 


Aber noch immer fielen die Messen von Lyon zeitlich mit denen 
' von Genf zusammen. Herzog Karl III. von Savoien erneuerte 
nochmals alle Geleitbriefe seiner Vorgänger (Oktober 1484). Da 
' eraber einsah, dass damit allein Genf nicht mehr geholfen werden 
' könne, und die Kaufleute selbst Lyon bereits bevorzugten, so 
‚ erliess er ein Edikt, das alle Waren, die aus Savoien ausgeführt 


| 





wurden, mit einem Zoll belastete. Er hoffte durch diese Mass- 


ı regel Genf wenigstens den savolischen Markt teilweise zu sichern 
| und seine eigenen Einkünfte zu vergrössern. 


!) Eidg. Absch. III, 1, p. 662 abgedruckt. 
?) Eidg. Absch. II, p. 673. 
3) Eidg. Absch. II, p. 696, Aug. 1477. Borel, p. 48. 
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So begann Genf allmählich sich in das Geschick zu ergeben, 
welches die Stadt, die einst ein Weltmarkt gewesen, zu einem 
Handelsplatz zweiten Ranges herabdrückte. Es begnügte sich 
damit, eine Vermittlerin zwischen Italien und den deutschen 
Handelsstädten zu bleiben, und gab nach den langen Kämpfen 
die Verbindung mit dem Westen preis. 

Die Lyoner Messen, gleichzeitig aus politischen und wirt- 
schaftlichen Rücksichten von den französischen Königen begün- 
stigt, hatten sich im Laufe des XV. Jahrhunderts blühend ent- 
wickelt. Die Privilegien, mit denen Ludwig XI. 1463 die fremden 
Messbesucher bedacht hatte, übten eine grosse Anziehungskraft. 
— Auch die Eidgenossen söhnten sich weit rascher, als nach 
der anfänglichen heftigen Opposition zu erwarten gewesen wäre, 
mit den Lyoner Messen aus. Zu diesem Stimmungsumschlag 
trug wohl neben den Privilegien!) in erster Linie die Erkenntnis 


1) Neben den allgemeinen Privilegien, die Ludwig XI. den fremden Kauf- 
leuten in Lyon gegeben, besassen die eidgenössischen Kaufleute noch spezielle. 
So war eine Verlängerung der Messfreiheit auf 10 Tage nach der Messe den 
Bernern schon 1463 gewährt worden. (Borel, p. 43, Note.) Karl VIIT. scheint. 
diese Messfreiheit von 10 Nachtagen auf alle Eidgenossen und Zugewandten 
ausgedehnt zu haben. (Absch. III, 1, 607, 609.) — Hingegen glaube ich nicht, 
dass man die lettres patentes vom September 1481 ohne weiteres zu den Privi- 
legien der Kaufleute rechnen darf. (Ed. Rott. Les Alliances franco- suisses, 
Quellen zur Schweiz. Gesch. Bd. V u. Histoire de la representation Bd. Ip. 25 
vertritt diese Ansicht). Allerdings haben sich die schweizerischen Kaufleute 
selbst später auf diesen Brief von 1481 berufen. So ist er der Urkundensamm- 
lung des Syndikats schweizerischer Kaufleute in Lyon (jetzt im Staatsarchiv in 
Zürich) in Kopie als erstes und ältestes Privilegium beigefügt und wird z. B. 
auch in der Denkschrift der Kaufleute zur Bundeserneuerung von 1777 in diesem 
Sinne erwähnt. Es ist aber nicht zu vergessen, dass der Wortlaut des Textes 
dieser Auffassung widerspricht (abgedruckt Eidg. Absch. III, 1, p. 694, Vogel, 
Privileges des Suisses, p. 1). Der Brief gewährt freie testamentarische Verfügung 
über die Hinterlassenschaft (Befreiung v. droit d’Aubaine) an alle „de ladite 
Nation qui sont de présent ou seront pour le temps à venir demeurans en nostre- 
dit service, estant gagez et soldoyez“. Der König will, dass die ,gens de guerre 
de ladite nation“, ihre Frauen und Witwen während ihrer Witwenzeit „soient. 
et demeurent leurs vies durant francs, quittes et exempts de toutes Tailles et 
Imposts, Aydes et Subventions quelconques, mis et à mettre sur de par Nous 
en nostredit Royaume“. — Auch Freiheit von Guet et Garde des Portes wird 
zugesichert. — Es werden also die Privilegien hier ausdrücklich auf die schwei- 
zerischen Söldner beschränkt. — Die Kaufleute besassen aber die meisten dieser 
Privilegien bereits in ihrer Eigenschaft als Lyoner Messbesucher. (Edikt von 
1463.) Da Lyon eine „ville franche“ war, so hatten die Bewohner keine taille 
zu zahlen. 


| 
| 
| 
| 
| 


| 
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bei, dass von einer Verminderung des Transitverkehrs keine Rede 
war, und dass die Warenzüge aus dem Reich nach Lyon nach 
wie vor den alten Strassen folgten. Um so grösser war daher 


die Aufregung, als 1484 die Messen von Lyon plötzlich nach 


Bourges verlegt wurden.) 
Die 1483 von Karl VIII. zu Tours versammelten Reichsstände 


hatten nämlich Opposition gegen die Begünstigung Lyons erhoben. 


Es wurde behauptet, die Messen von Lyon hätten den Ruin der- 
jenigen von Champagne und Brie verursacht; überhaupt sei die 
grosse Zahl der Messen dem Lande schädlich und erschöpfe dessen 


_Geldvorrat(!). Karl VIII hob deshalb zwei der gebräuchlichen 


Lyoner Messen ganz auf und verlegte die zwei andern nach 
Bourges, da in den cahiers des dritten Standes besonders betont 
wurde, Lyon eigne sich nicht zum Hauptmessplatz, weil es so 


nahe der Grenze liege. 


Natürlich erregte dieser Entscheid einen Sturm der Ent- 
rüstung in Lyon. Für die Eidgenossen aber hätte eine bleibende 
Verlegung der Messen von Lyon nach Bourges den Verlust des 
sanzen Transitverkehrs aus den Reichsstädten bedeutet. 

Daher ist es nicht zu verwundern, dass seit 1484 die An- 
gelegenheit auf den Tagsatzungen immer wieder zur Sprache 
kam.?) Auf Berns Drängen sandten die Eidgenossen im Dezember 
1484 ein Schreiben an Karl VIII. mit der Bitte, die Messen von 
Genf und Lyon seinen Untertanen wieder zu öffnen und von 
einer Verlegung nach Bourges abzusehen, da es sich für ihn, 


der eben die alte Allianz mit den Eidgenossen erneuert habe, 


(August 1484), nicht schicke, die Bundesgenossen an ihren Zöllen 
und Geleiten zu schädigen. — Kurz darauf erwog man sogar den 
Plan einer Gesandtschaft nach Frankreich. Bern erhielt die Er-. 


 laubnis, eine solche im Namen, aber nicht auf Kosten gemeiner 
| Eidgenossen im Notfall abzuschicken, wenn Genf, Savoien und 
die andern Interessenten sich bereit erklären würden, die Kosten 
zu tragen. Doch scheint es, dass die Expedition nicht zu stande 
gekommen ist. — Dennoch liess man die Sache nicht ruhen. Im 


Oktober 1486 schrieb Bern in aller Orte Namen nochmals dringend 
an den König, er möge doch die Messe nach Lyon zurückverlegen. 
Auf die Fürbitte hoher Gönner aus dem Hause Bourbon und auf 
1) Eidg. Absch. IIL, 1, p. 192, Rubys p. 351. 
? Eide. Absch. III, s. p. 192, 200, 202, 249, 251. 
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das doppelte Drängen Lyons und der Eidgenossen gab Karl VII. 
nach, und die Stadt erhielt im Mai 1487 zuerst zwei ihrer Messen 
zurück;!) 1494 endlich wurden durch lettres patentes alle vier 
Messen wieder hergestellt, so wie sie zur Zeit Ludwigs XI. ge- 
wesen waren. 


Es wäre allerdings ein Irrtum, wenn man die energische 
Haltung der Eidgenossenschaft in den Kämpfen zwischen der 
Lyoner und Genfer Messe in erster Linie auf eine tiefe Einsicht 
in die Wichtigkeit dieser Vorgänge für die kommerzielle und 
industrielle Entwicklung des eigenen Landes zurückführen wollte. 
Zwar mögen auch solche Unterströmungen mitgewirkt haben; 
im grossen und ganzen waren es reine Geldinteressen der Obrig- 
keiten, welche das Verhalten der Eidgenossen bestimmten. Man 
fürchtete die reichen Einnahmen aus den Transitzöllen und Ge- 
leiten zu verlieren, wenn der Handel infolge eines Marktwechsels 
neue Wege einschlug. Daraus erklärt es sich auch, dass Bern 
der Hauptverfechter der Forderungen der Eidgenossen war, denn 
es hätte am meisten verloren, wenn die alte Handelsstrasse Basel- 
Lausanne aufgegeben worden wäre. In späteren Zeiten, als die 
Interessen des Handels und der sich kräftig entwickelnden In- 
dustrie die Eidgenossenschaft zwangen, in zollpolitischen An- 
gelegenheiten gegen Frankreich auf der Hut zu sein, finden wir 
Bern nicht mehr unter den Vorkämpfern der kaufmännischen 
Sache. Die Leinwandstadt St. Gallen übernahm in dieser neuen 
Epoche die Führung. 


Inzwischen hatten Eidgenossen im Dienste des Königs von 
Frankreich die Alpen überstiegen und auf italienischen Schlacht- 
feldern geblutet. Am 1. November 1495 wurde das alte Bündnis 
der französischen Krone mit der Eidgenossenschaft von Karl VII. 
in ähnlichen Formen erneuert, wie es zur Zeit seines Vaters be- 
standen hatte.) Auch Ludwig XII. gelang es im Frühjahr 1499, 
eine Allianz auf 10 Jahre mit den Eidgenossen abzuschliessen.?) 
Diese neuen Verbindungen mit Frankreich wurden geknüpft, 


I) Rubys, p. 352:... „Outre lesquelz tesmoignages l’on tire encore que 
ces Princes Royaux (Herzoge von Bourbon) furent assistez en ceste poursuite 
des marchands des anciennes ligues des hautes Allemaignes, du narré desdictes 
lettres.“ 

2. Eıdg. Absch. IL 1,9. 136: 

°) Eidg. Absch. III, 1, p. 755. 





19 


während die Eidgenossenschaft in den grossen Kampf eintrat, 
der ihre faktische Lostrennung vom Reich endgültig besiegeln 
sollte. 

Die Bundesurkunden von 1495 und 1499 enthalten keine 
Artikel zur Sicherung der alten Handelsfreiheit, denn es waren 
ja im Grunde blosse Soldverträge zwischen den beiden Mächten. 
Aber wenn die Interessen von Handel und Verkehr auch in den 
Hintergrund gedrängt waren, ganz vergessen blieben sie auch in 
diesen bewegten Zeiten nicht. 

Als im Frühjahr 1499 die Verhandlungen über die neue Ver- 
einigung mit Ludwig XII. noch in der Schwebe waren, bat die 
Stadt St. Gallen die Eidgenossen, beim Abschluss des ee 
darauf zu dringen, dass der König von Frankreich die alten, 
schon von seinen Vorgängern gewährten Messfreiheiten ea) 
Bei der Ratifikation des Vertrages erneuerte Ludwig XII. wirk- 
lich zu Blois (8. Mai 1499) den eidgenössischen Kaufleuten und 
denen von St. Gallen, Appenzell und Wil die ihnen von seinem 
Vorfahren Karl VIII. gewährte Verlängerung der Messfreiheit 
auf 10 Nachtage. Die privilegierten Kaufleute sollten während 
dieser Zeit Zollfreiheit für Ein- und Ausfuhr ihrer Waren, auch 
des Geldes und der Juwelen, geniessen. Doch hatten sie sich 
zu verpflichten, die Messen von Genf nicht zum Schaden der- 
jenigen von Lyon zu begünstigen.”) 

Trotz der Bundeserneuerung begannen sich am Anfang des 
XVI. Jahrhunderts die Beziehungen zu Frankreich zu trüben. 
‚ Die italienische Politik der französischen Könige brachte sie mehr 
als einmal sogar in offenen Konflikt mit den Eidgenossen.’) — 
Doch scheint es, dass diese Gegensätze, die jenseits der Alpen 
' zu blutigen Zusammenstössen führten, die jungen Handelsbezieh- 
| ungen zwischen der Eidgenossenschaft und Frankreich nicht völlig 
unterbrochen haben. | 

Als Schaffhausen in den ewigen Bund aufgenommen wurde, 
empfahlen es die übrigen Orte dem französischen König mit der 


1) Eidg. Absch. III, 1, p. 594, 600. 

?, Eidg. Absch. IIT, 1, p. 507, 609. — Bd. 671, Fol. 68 des St. Galler Stadt- 
archivs. — Die frühere Urkunde Karls VIII. wird nur hier erwähnt. — Nach 
Absch. III, 1, p. 609 ist die Zollfreiheit nicht bloss den Zugewandten, sondern 
' auch „uns Eidgenossen“* bewilligt worden, wenn sich auch, wie es scheint, hloss 
die Urkunde für St. Gallen, Appenzell und Wil erhalten hat, 

#) Dierauer, p. 379 ff. 
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Bitte, er möchte Schaffhausen in Pensionen, Zöllen und Geleiten 
gleich halten wie die andern Glieder der Eidgenossenschaft. !) 


Das Jahr 1512 brachte den Höhepunkt der eidgenössischen 
Machtstellung in Italien. Die Schweizer standen Frankreich jetzt 
als erbitterte Feinde gegenüber, während sich ihr Verhältnis zu 
Maximilian I. immer freundlicher gestaltete. Als selbständige 
Macht griffen sie in Italien ein und vollendeten ihren Siegeszug 
in wenigen Wochen. Sie waren es, die nun über das erledigte 
Herzogtum Mailand zu verfügen hatten. Gerade in jenen Tagen, 
als die mailändische Frage noch schwebte, als die Wogen der Er- 
bitterung gegen Frankreich noch hoch gingen, tauchte in Savoien 
der Gedanke wieder auf, die politische Konstellation zu gunsten 
der Genfer Messen auszunutzen.’) Auf der Tagsatzung zu Luzern 
erschienen im Juli 1512 Gesandte des Herzogs Karl IIT, um 
die Vermittlung eines ehrenvollen Friedens zwischen Frankreich 
und der Eidgenossenschaft anzubieten. Sie betonten, wenn die 
Eidgenossen bereit seien, ihr Anerbieten anzunehmen, so werde 
der Herzog sein Möglichstes tun, die von Genf gewaltsam nach 
Lyon gezogenen Messen wieder nach Genf zurückzubringen. Im 
August, auf der Tagsatzung zu Baden, wiederholten die savoiischen 
Gesandten ihr Angebot. Besonders ihr Vorschlag wegen der 
Messe fand grossen Anklang. Die Eidgenossen versprachen sich _ 
aus deren Rückverlegung grossen Vorteil, wohl weil der Weg 
nach Lyon durch den Krieg erschwert war. Sie brachten die 
Angelegenheit vor die kaiserlichen Räte, die damals in Baden die 
Interessen des Reichs beim Entscheid über Mailand vertraten, mit 
der Bitte, sie Kaiser Maximilian zu empfehlen.®) Es war kein 
neuer Gedanke, die Hülfe des Reichsoberhauptes zugunsten der 
(Genfer Messe in Anspruch zu nehmen. Schon 1491 hatte sich 
(Genf vorübergehend einmal bemüht, aus dem Konflikt Karls VID. 
mit dem römischen König Maximilian Vorteil für seine Messe zu 
ziehen, — allerdings ohne Erfolg.‘) Diesmal schienen die Aus- 
sichten günstiger. Eine kaiserliche Botschaft brachte im September 
den Bericht nach Baden, dass Maximilian geneigt sei, zur Ver- 
legung der Messe von Lyon nach Genf mitzuwirken, wenn der 


!) Eidg. Absch. III, 2, p. 178. 

*) Eidg. Absch. III, 2, p. 632. 

#) Eidg. Absch. III, 2, p. 637, 668. 
Du botel, pr ®l: 
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Herzog von Savoien sich vom König von Frankreich abwende, zu- 
gunsten Maximilians und der Eidgenossen. 

Schon Ende des Jahres 1512 sicherte die Tagsatzung allen 
Kaufleuten, welche die Genfermesse besuchen wollten, wieder aus- 
drücklich freies Geleite zu. Der Friede von Dijon (13. September 
1513) scheint dann vorübergehend auf den Eifer der Eidgenossen 
zur Wiederherstellung der Genfermesse lähmend gewirkt zu 
haben. Im Oktober erhielt eine savoiische Botschaft ziemlich ab- 
lehnenden Bescheid: man wolle die Sache erwägen und wenn 
möglich weiter handeln. Naturgemäss gab die Weigerung Lud- 
wigs XII. den Frieden zu ratifizieren der ganzen Angelegenheit 
wieder eine Wendung zu gunsten Genfs. 

Dass die letzten Kriegsjahre schwere Zeiten für die Kauf- 
leute waren, die nach Frankreich und Italien handelten, bedarf 
keines weitern Beweises. Viel eher muss man sich darüber wun- 
dern, dass die Störungen den Handel nicht völlig lahmlegten, 
und bee gerade die Beziehungen zu Lyon durch die Krisen Ain 
ernstlich unterbrochen wurden. 

Allerdings kamen Verhinderungen des Verkehrs vor; aber 
im allgemeinen scheinen die Messen von Lyon auch während 
der Kriegsjahre besucht worden zu sein.') Auch die Kaufleute 
von Nürnberg, Augsburg und Ulm erhielten auf ihre Bitte sicheres 
Geleite durch die Eidgenossenschaft, sofern sie sich verpflichteten, 
weder Harnisch noch Kriegsbedarf den Feinden zuzuführen und 
die alten Zölle der Städte und Länder zu zahlen. 

Nach der Schlacht von Marignano fand eine Wiederannähe- 
rung der beiden Gegner statt. Franz I. suchte Frankreich aufs 
neue die alte Freundschaft der Eidgenossen zu sichern. Diese 
ihrerseits waren in der Erkenntnis ihrer isolierten Stellung zum 
Frieden geneigt. — So kam zwischen schweizerischen und fran- 
zösischen Bevollmächtigten, unter Vermittlung Savoiens, am 7. No- 
| vember 1515 zu Genf ein Friedens- und Bundesvertrag zu Stande. 
Es waren darin auch Artikel zur Sicherung der alten Handels- 
freiheit vorgesehen; aber von einer Verlegung der Messe von 
Lyon nach Genf ist nicht mehr die Rede.’) 

- Erst am 29. November 1516 wurde der Friede zu Freiburg 
endgültig abgeschlossen. Dieser neue Vertrag, der sog. Æwige 








1) Eidg. Absch. III, 2, p. 755, 786, 933, 936. 
?) Eidg. Absch. III, 2, p. 1398 abgedruckt. 
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Friede mit Frankreich, galt in Zukunft nicht nur als die Grund- 
lage aller Staatsverträge mit dieser Macht, sondern auf ihn wur- 
den auch alle Privilegien der Kaufleute zurückgeführt und mit 
seinen Artikeln, bis zum Zusammenbruch des Ancien régime, alle 
zollpolitischen Forderungen der Eidgenossenschaft begründet. In 
hunderten von Klageschriften und Memoiren der Kaufleute finden 
wir die Berufung auf diese denkwürdige Urkunde, deren nicht 
sehr scharfe Fassung — gerade in Hinsicht auf die Artikel, welche 
die Handelsverhältnisse regelten — im Laufe der Jahrhunderte 
zu den verschiedensten Interpretationen Anlass gab. 


Wichtig für die Kaufleute waren vor allem der 5te und der 
9te Artikel. Der erste bestätigte ihnen alle Privilegien und be- 
sonderen Freiheiten, die sie durch Verleihung der früheren fran- 
zösischen Könige in der Stadt Lyon besassen, während Artikel 9 
ihnen freien Handel und Wandel und freie Ausübung ihrer Ge- 
werbe in allen Ländern und Gebieten des Königs, ohne Neue- 
rung der Zölle und anderer Auflagen, zusicherte.’) 


Von Bedeutung für die späteren Verhältnisse war auch die 
Aufstellung des sog. Marchrechtes von Peterlingen, durch welches 
Streitfälle zwischen König und Eidgenossen friedlich geschlichtet 
werden sollten. Dieses Marchrecht konnte auch von Privatper- 
sonen aus der Eidgenossenschaft angerufen werden, wenn sie 
Rechtsansprüche gegen die Krone Frankreich verfolgen wollten. 
(segen seinen Entscheid gab es keine Appellation. Prozesse zwi- 
schen den Eidgenossen und den französischen Untertanen dagegen 


1) Eidg. Absch. III, 2, p. 1406 abgedruckt. 

2?) Die für die Kaufleute in Betracht kommenden Punkte lauten wörtlich: 

Art.5... Zum fünfften söllen den koufflüttenn unnd underthanenn, so von 
unser Eydtgnosschaft sind, vorbehalten sin und bestätet werdenn all privilegia 
unnd sunder fryheitenn in der statt Lyon, obinen eynich von denküngen von Franck- 
rych seliger gedächtnuß sind gegebenn unnd verlichenn, nach irem innhalt. — 

Art.9... Zum nünden, so sollenn unnser beyder teylle und unnser pundt- 
gnossen in beyder teyllen lannden, herrschafftenn und kreisenn gesessen, koufflüt, 
bottenn, diener, billger, unnderthan unnd verwanndtenn, in was wirdenn, statz 
unnd wäsens die sind, mitt irenn libenn, güttern, kouffmanschafften, in allenn 
unnsernn lanndenn und gebiettenn allenthalbenn, wo das ist, fry unnd sicher 
zu unnd von einandernn gan, handlenn und wandlenn und ir gewärb unnd ge- 
schäfft übenn und bruchenn an eyniche beleydigung unnd schmach, ouch on. 
eyniche nuwerung der zöllenn unnd ander beladnissenn anders dann von allterhar 
sitt unnd bruchlich gewäsenn ist. — 
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sollten auf gewöhnlichem Wege entschieden und bei dem Richter 
des Wohnortes des Angeklagten anhängig gemacht werden.') 

Der Ewige Friede von 1516 vermehrte also die Privilegien 
der eidgenössischen Kaufleute ursprünglich keineswegs; er brachte 
nur eine summarische Bestätigung der schon bestehenden und 


!) Es wird abgemacht, dass im Streitfall zwischen dem König und den 
Eidgenossen von jeder Partei zwei Richter gewählt werden sollen, „zwen fromm 
„und erber man... wellich vyer scheydlüt und anwält den parthyenn, so 
„allso in spennen stündenn, einen rechtlichen tag setzenn und verkündenn 
„söllen. Und namlich so der stoss und span, so allso vorhandenn were, 
„dohar langte umb sachenn, güter oder hanndlungenn der güttern oder per- 
„sonenn des küngrychs zu Franckrych unnd ander lannden her disenthalb 
„dem gebirg gelegen, under wellichem teyll doch der cleger oder ansprecher 
„gesessen were, soll die dingstatt des usträglichenn rechtenns verkündt 
„werdenn gen Bätterlingen in die statt.“ 

Zuerst soll versucht werden, den Span gütlich beizulegen. Wenn auf diese 

Weise nichts erreicht wird, sollen die vier Schiedsleute „den span nach stränge 
„des rechtehns unnd underwysung ir conscienz, gott den herrn vor ougenn 
„habende, innerthalb manodtsfrist nach datum des angefangnen rechtenns 
„lassen verlouffen.“ 

Die erwählten Schiedsmänner müssen die Wahl annehmen. Gegen ihren 
Spruch gibt es keine Appellation und Einrede. Stehen sich zwei und zwei beim 
Entscheid gegenüber, so darf der Kläger einen fünften als Obmann wählen, aus 
der Stadt Chur oder Landschaft Wallis, dessen Stimme den Ausschlag gibt. 

„Und ob ein teyll durch sich oder sin gnugsam gwaltzbotten für die 
„obgemeldtenn scheydlüt verachtlich unnd an gerecht ursachen sumig wurd 
„zu erschynen, soll die in der houptsach mittsampt kosten unnd schaden 
„underliggenn.“ 

, --.. Unnd ob eynich sunderbarenn personenn unser Eydgnosschafft 
„vordrung oder zuspruch hettenn oder gewunnenn an den obgemeldten aller- 
„eristanlichosten küng umb sachenn oder güttern herdisent oder enent dem 
„gebirg gelegen oder ufferwachsenn, worumb dann die ansprach were, alls- 
„dann soll sollicher ansprecher sin anligen sinen herren und obernn erscheynen 
„unnd sunderlich anzöügen, das er sin schuld, recht und ansprach von dem- 
„selben christanlichosten küng oder sinen amptlüten in Franckrych oder in 
„Meyland nit mog erlangen; und ob dann wir, derselbenn ansprechendenn 
„person herrenn unnd obernn, uns des erkennen und erlütern, das die sach 
„gutt, gerecht und erlich anzusprechenn sy, söllen wir allsdann der kungklichen 
„Majestat verkunden, das wir derselbenn ansprechendenn person gerechtigkeyt 
„besechenn und sin vordrung nitt unzimlich geacht habenn, dorüber sin 
„Majestat bittenn und ermanenn, dem unsern abtrag zu thund.“ 

Wenn der König nicht sütlich der Forderung nachkommt, soll Recht ge- 

| sprochen werden zu Peterlingen. 

Rechtshändel zwischen französischen Untertanen und Schweizern aber sollen 

| durch den ,amptman oder richter der statt oder des ennds, do derselb schuldner 
‚ sinen sitz hatt“, entschieden werden nach dortigem Recht. 


| 
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sicherte im übrigen den status quo in zollpolitischen Fragen. 
Gerade diese Bestimmung aber war von ungeheurer Tragweite 
für die Zukunft, wenn sich auch die beiden vertragschliessenden 
Parteien dieser Konsequenzen noch nicht bewusst sein’ konnten. 
— Noch lebte man in einer Epoche, die, den Anschauungen des 
Mittelalters anhängend, neben den Binnenzöllen nur Ausfuhrzölle 
in beschränktem Masse kannte. Aber man stand auf der Schwelle 
einer neuen Zeit. Vorwiegend aus fiskalischen Gründen begann 
die französische Regierung seit der Mitte des XVI. Jahrhunderts 


auch Einfuhrzölle aufzustellen. Daneben wurden im Interesse “ 


des Fiskus die Ausfuhrzölle erhöht, die inneren Douanen ver- 
mehrt und die Last der direkten und indirekten Steuern immer 
drückender gestaltet. Diesen Neuerungen gegenüber stellten sich 
die Schweizer stets auf den Boden des Vertrages von 1516. Die » 
französische Regierung ihrerseits aber suchte dessen Wortlaut so 
viel als möglich zu ihren Gunsten zu interpretieren, was ihr bei 
der ungenauen Fassung der Artikel und ihrer starken Stellung 
gegenüber der Eidgenossenschaft auch in den meisten Fällen 
gelang. i 

Dieser Gegensatz und Kampf der Interessen, der vom Friedens- 
vertrag von 1516 seinen Ausgang nahm, drückt den Handels- 
beziehungen zwischen Frankreich und der Schweiz in den fol- 
genden Jahrhunderten bis zur Revolution den charakteristischen 
Stempel auf. Die Schweizer, in starker Defensivstellung, müssen 
Schritt um Schritt zurückweichen. Die Position, welche die Väter 
noch hielten, muss von den Söhnen preisgegeben werden, da sie 
andere, ihnen wichtiger scheinende Punkte zu verteidigen haben. 
Aber so langsam ging diese Abbröckelung der alten Freiheit vor 
sich, dass noch bei der letzten Bundeserneuerung mit Frankreich, 
im Jahre 1777, kostbare Privilegien zu verteidigen waren.') 


.. 1) Mémoire des négotiants et autres Suisses habitués en France, sur la 
nature et l’étendu des privilèges et avantages que les commerçants et autres 
Suisses ont acquis, et dont ils ont joui légitimement en France. 1777. Archiv 
des kaufmännischen Direktoriums St.Gallen. A. Tr. XVII, P. 69. 

Diese sehr lehrreiche Zusammenfassung der Rechte und Forderungen der 
Kaufleute ist in den historischen Ausführungen nicht immer zuverlässig. 











29 


Die handelspolitisehe Bedeutung des Ewigen 
Friedens in der ersten Hälfte des XVl. Jahrhunderts. 


Durch den Ewigen Frieden von 1516, dessen Bestimmungen 
nicht nur für die 13 Orte, sondern auch für Graubünden, Wallis, 
Abt und Stadt St. Gallen und die Stadt Mülhausen galten, die als 
Zugewandte der Eidgenossen Mitkontrahenten des neuen Bundes 
waren, schien eine feste Basis für die Handelsbeziehungen der 
Eidgenossenschaft zu Frankreich gewonnen zu sein. 

Und doch lag in diesem Vertrage der Keim zu unzähligen 
künftigen Reibereien. Es war eine Unterlassungssünde, die sich in 
der Folge schwer rächte, dass man bei dessen Abschluss Franz I. 
nicht ein Patent abgerungen hatte, das Rechte und Pflichten 
der Schweizer Kaufleute genau bestimmte und Art und Höhe der 
von ihnen zu bezahlenden Zölle festlegte. Der eidgenössische 
Handel mit Frankreich, der sich in Lyon konzentrierte, war um 
diese Zeit jedenfalls schon bedeutend genug, dass er ein solches 
Vorgehen gerechtfertigt hätte. . 

Es lässt sich nicht genau feststellen, ob die eidgenössischen 
Kaufleute schon vor den Edikten von 1462 und 1463 nach den 
Messen von Genf auch hie und da noch diejenigen von Lyon 
besuchten, wie es für die Kaufleute der süddeutschen Städte mit 
Sicherheit anzunehmen ist.!) Doch wurden die Schweizer, trotz 
ihrer anfänglichen Opposition dem Zwang der Lage gehorchend, 
seit der zweiten Hälfte des XV. Jahrhunderts zu regelmässigen 
Messbesuchern Lyons. 

Als 1467 in den Zusammenkünften von Montluel der Streit 
wegen der Messe zwischen Genf und Lyon geregelt wurde, ent- 
schied Ludwig XI., dass keine Massnahme ohne Zustimmung der 
Kaufleute der „nations“, d. h. der in Lyon wohnhaften fremden 
Kaufleute, getroffen werden sollte. Unter diesen werden auch 
„alamans“ 2) erwähnt. Es bestand also schon damals eine Kolonie 


I) Heyd, p. 374 ff.— Vergl. oben, p. 9 f. 
2) Borel, p. 63, pièces justificatives. — Vergl. oben, p. 12. 
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deutscher Kaufleute in Lyon. Ob die Bezeichnung „alamans“ 
sich auch auf die Eidgenossen bezog, lässt sich leider nicht er- 
mitteln. 

Dass die Lyoner Messen 1484 für die eidgenössischen Kauf- 
leute schon von grosser Bedeutung waren, bedarf keines weiteren 
Beweises, wenn man auch den Eindruck, den die damals statt- 
findende Verlegung nach Bourges machte, in erster Linie der 
Furcht vor dem Verluste des Transitverkehrs zuschreibt. !) 

Jedenfalls kann mit ziemlicher Sicherheit angenommen werden, 
dass zu Anfang des XVI. Jahrhunderts die Messen von Lyon von 
den Kaufleuten der Eidgenossenschaft nicht nur regelmässig be- 
sucht wurden, sondern dass sie — gleich den Italienern und 
Deutschen — dort eine kleine Kolonie bildeten, °) allerdings noch 
in engem Anschluss an die Kaufleute der Reichsstädte, die seit 
dem XV. Jahrhundert in Lyon eine bedeutende Rolle spielten. | 

Welches waren nun die Privilegien, deren sich die in Frank- | 
reich verkehrenden Kaufleute der Eidgenossenschaft im Jahre 
1516 erfreuten, und welches waren die zu entrichtenden Zölle? 

Als Messbesucher Lyons hatten sie Teil an den allgemeinen 
Privilegien, die den Messen im Laufe des XV. Jahrhunderts von 
den französischen Königen gegeben worden waren. 

Da hatte zuerst der Dauphin Karl, der Gründer der Lyoner 
Messe (1420), den zwei „foires franches“ von je 6 Tagen alle 
Privilegien der Messen der Ühampagne zugesprochen.?) Dies be- 
deutete Sicherheit für Leib und Gut der Kaufleute, königliches Ge- 
leit für die Reise und Erlaubnis des Geldausleihens gegen Zinsen, 
wenn der Zinsfuss 15 °/, nicht überstieg. Dagegen lagen trotz der 
Benennung „foires franches“ noch zahlreiche Auflagen für Ein- und 
Ausfuhr, Mass und Gewicht der Waren auf den Messbesuchern. 

Später fügte Karl VII. bei der Einsetzung der dritten Messe 
(1444) noch ein wichtiges Privileg hinzu. Er bestimmte: „que 

»toutes manières de monnaie, tant d’or que d’argent autres que 
Celles du Royaume, aient cours et que toutes manières de 


') Eidg. Absch. III, p. 209. Von der Tagsatzung zu Luzern (19. April 1485) 
wird den Kaufleuten und Gesellschaften zu St. Gallen geschrieben, sie möchten 
gleich andern Kaufleuten die Messen zu Genf und Lyon besuchen. 

?) Eidg Absch. III, 2, p. 160 (vom 10. März 1502), wird Philipp Fechter 
von St. Gallen, jetzt wohnhaft in Lyon, erwähnt. 
“ 2). Vigne,.pi 65. 
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„gens puissent vendre, acheter et marchander avec icelles dans 
»les foires de Lyon pour la juste valeur d’icelles, comme encore 
qu’ils puissent porter et rapporter sans fraude, dehors et dedans 
„le Royaume, franchement et quitement durant le temps des- 
„dietes foires seulement lesdictes monnaies et toutes autres, 
„or, argent monnayé ou à monnayer sans pouvoir être saisis 
Hetiarrôtés) 22." ') 


Durch Ludwig XI. wurde die Zahl der Messprivilegien noch 
erhöht. Er hob die Abgaben, die auf den Waren gelegen hatten, 
ganz auf und gab damit den 4 Messen, die je 15 Tage dauerten, 
den Charakter wahrer „foires franches“. Ferner gewährte er den 
Fremden die Niederlassungsfreiheit auch in der Zwischenzeit der 
Messen, sowie das Recht, während derselben das Geschäft des 
Geldwechselns frei zu betreiben und erliess Reglemente für den 
Wechselverkehr, die dem Gläubiger weitgehende Sicherheit ge- 
währten, sonst aber volle Wechselfreiheit herstellten, von der 
einzig die Engländer ausgenommen waren. Dazu kam die wich- 
tige Zusicherung der Testierfreiheit. Wo kein Testament vorlag, 
sollte die Erbfolge nach dem Heimatsrecht des Verstorbenen ge- 
regelt werden, ohne dass die Erben eine Abgabe zu leisten hatten.) 


Wenn also auch das Patent, das Ludwig XI. den Eidgenossen 
im September 1481 gegeben hatte,?) seinem Wortlaut gemäss in 
erster Linie auf die im Solddienst des Königs stehenden Schweizer 
bezogen werden muss, so erfreuten sich die eidgenössischen Kauf- 
leute in ihrer Eigenschaft als Besucher der Lyoner Messe neben 
anderen doch der meisten dort aufgeführten Rechte. 


Was die Zölle anbetrifft, so waren die Messbesucher seit 
Ludwig XI. frei von allen Abgaben während der Messe. Diese 
Messfreiheit war den Kaufleuten oberdeutscher Lande schon um 
1463 um 10 Nachtage verlängert worden. Aber erst 1473 wurde 
auf Betreiben Berns dieses Recht in aller Form verbrieft.*) Von 
Karl VII. wurde es auch den Kaufleuten von St. Gallen, Appen- 
zell und Wil gewährt. 1499 bestätigte Ludwig das Patent seines 
Vorgängers. Bei dieser Messfreiheit für 15 Markt- und 10 Nach- 


1) Nach Vigne (p. 67) Arch. municip. de Lyon, serie H. H. Invent. (Chappe 
VIIL, p. 536, No. 12). 

?) Rubys, p. 342. 

3) Siehe p. 16, Note. 

4) Borel, p. 43, Note, 
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tage blieb es für die eidgenössischen Kaufleute bis 1516. Für 
die Kaufleute der Reichsstädte wurde durch Franz I. die Zahl 
der Nachtage auf 15 ausgedehnt (1515). ') 


Die Freiheit der Messe und der Nachtage erstreckte sich 
nicht nur auf allfällige städtische Lokalzölle und die Gebühren 
für Verkauf, Mass und Gewicht der Waren, sondern auch auf 
die allgemeinen Ausfuhrzölle des Königreichs,‘) die schon vor 
1516 vom König an die Stadt Lyon in Pacht gegeben worden 
waren.°) Einfuhrzölle gab es in Frankreich vor 1540 überhauptnicht. 





Für den Export ausserhalb der Messe kamen 3 Auflagen in 
Betracht: Haut-passage, Rêve oder Domaine forain und Imposition 
foraine.*) Der älteste Zoll war 1304 entstanden. Im Interesse 
des Fiskus war damals das mittelalterliche absolute Ausfuhrverbot‘ 
teilweise aufgehoben worden. Gegen eine Geldabgebe durfte 
man von nun an eine ganze Anzahl von Gegenständen straflos 
aus dem Königreich ausführen. Diese Abgabe war das Droit de | 
haut-passage. Es belief sich im allgemeinen auf 7 Deniers vom 
livre’) des Warenwertes. 1324 war der zweite Ausfuhrzoll, die 
FReve oder Domaine forain, hinzugekommen, eine Auflage von 
4 Deniers vom Livre, der sich seit 1360 die /mposition foraine 
in der Höhe von 12 Deniers vom Livre zugesellte. Diese Zölle 
aber wurden keineswegs in allen Provinzen auf dieselbe Art 
erhoben, noch trafen sie alle Waren in gleicher Weise. Manche 
hatten alle drei Abgaben zu tragen, andere nur eine oder zwei. 
Zudem änderten königliche Edikte die Verhältnisse beständig. 
Ein einheitliches Merkmal war, dass es sich bei allen Auflagen 
um Wertzölle handelte, die bei dem Mangel eines Warentarifs 
eine mühsame Prozedur der Zollberechnung in den Douanen 
bedingten, bei der die Kaufleute willkürlicher Übertaxierung 





') Vogel, p.5, abgedruckt. — Ich folge hier der Annahme Wartmanns, 
der die „quinze jours“ mit 15 übersetzt. Immerhin wäre es möglich, dass eigent- 
lich 14 Tage, d.h. zwei Wochen, gemeint waren. 

2) Charléty II, p. 487 ff. 

#) Wartmann, III, Beilage II, III. 

*) Für Details siehe Francheville Bd. I, p. 19 ff. — Charlety II, 1903, 
p. 488, sagt, dass die Waren, die nach der Schweiz gingen, die Rêve nicht zahlten. 
Die Aktensammlungen der Kaufleute — siehe unter „Archivmaterial“ I und II 
— liefern den Beweis für das Gegenteil. — 

5) 1 Livre zerfiel in 20 sols à 12 deniers; also belief sich die Haut-passage 
auf zirka 3°/o vom Wert. — 
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seitens der Zöllner oft ausgesetzt waren. — Immerhin gaben die 
niedrigen Zollansätze und ihre gemässigte Handhabung den Eid- 
genossen vor 1516 keinen Anlass zu Klagen. Dies mag wohl der 
Hauptgrund dafür sein, dass sie bei Abschluss des Ewigen 
Friedens nicht auf genaue Formulierung der Zollklausel drangen. 
Im ganzen XV. Jahrhundert war zudem die Politik der französi- 
schen Könige stets darauf ausgegangen, durch freiwillige Ver- 
leihung kostbarer Privilegien die fremden Kaufleute nach Frank- 
reich zu ziehen, um auf diese Weise die grossen Städte — vorab 
Lyon — zu wichtigen Handelszentren zu machen. Noch hatte 
sich der Umschwung, der sich im XVI Jahrhundert unter dem 
doppelten Einfluss von Protektionssystem und Fiskalismus voll- 
zog, durch keine Vorzeichen angekündigt; — weshalb hätte man 
also sorgenvoll in die Zukunft blicken sollen ? 

Da die Einfuhr zollfrei und daher unkontrolliert war, fehlen 
genaue Angaben über die Waren, welche die Schweizer um die 
Wende des XV. Jahrhunderts in Lyon zu Markte brachten. Aber 
man darf wohl mit Sicherheit annehmen, dass es dieselben waren, 
die sie vorher auf die Genfer Messe geführt hatten: nämlich in 
ij erster Linie Leinwand, Wolltücher, Lederwaren und Käse. Da 
Import und Export in jener Zeit allgemein verbunden waren, so 
führten die gleichen Kaufleute von Lyon wieder Waren aus, die 
teils für die Heimat bestimmt waren, teils auch wieder auf andern 
Märkten zum Verkaufe kamen. Über die aus Lyon exportierten 
Artikel geben uns die Akten genauen Aufschluss. ') Es waren 
in erster Linie Seidenstoffe, Spezereien, feine Tuche von Paris 
und Bourges, Poitou und Carcassonne, Etamin,”) Garne, Perga- 
ment, Federn, Zucker, Alaun, Messing, Kupfer, Blei und andere 
Metalle, Olivenöl, Feigen, Mandeln, Reis, Trauben, Orangen, 
Pfeffer, Glaswaren, hie und da sogar rohe Leinwand. 

In den ersten Jahren nach Abschluss des Ewigen Friedens 
erfreuten sich die nach Frankreich handelnden schweizerischen 
Kaufleute des ungestörten Genusses ihrer Freiheiten. Ja, die Eid- 
genossen waren der Gunst der französischen Krone sicher genug, 
um mehr als einmal für ausländische Kaufleute zu intervenieren.’) 

1) Wartmann III, Beilage II, p. 136—137. 

?) Etamin — dünner, glatter, sehr stark gepresster glänzender Futterstofl. 
Er wurde aus mit Wolle gemischter Seide hergestellt und vorzüglich zu Priester- 


und Frauengewändern benützt. 
3) Eidg. Absch. III, 2, p. 1044; IV 1a p. 327. 
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Nach dem Abschluss des französisch-schweizerischen Bundes- 
und Soldvertrages vom 5. Mai 1521 war ihre Vorzugsstellung so 
gross und so allgemein anerkannt, dass selbst Leo X. es nicht 
verschmähte, ihre Hülfe zu erbitten. Als nämlich der Papst und 
die Stadt Florenz 1521 auf Seite Karls V. in den Kampf gegen 
Frankreich eintraten, wurden die florentinischen Kaufleute in 
Lyon verhaftet und ihre Bücher mit Beschlag belegt. Da gingen 
Florenz und Leo X. die Eidgenossen um ihre Fürsprache an; 
der französische König — so war die Meinung ihrer Gesandten 
— werde eine Bitte der Schweizer nicht abschlagen. Von Seiten 
des Papstes, des ganzen Geschlechtes der Medici und der Stadt 
Florenz aber dürfe die Eidgenossenschaft für eine derartige Ver- 
wendung bleibender Dankbarkeit versichert sein.') 


Gerade die Zeit, in der die italienische Politik der französi- 
schen Könige zu stets sich erneuernden Kriegen Anlass gab, führte 
für die Stadt Lyon eine Epoche höchster Blüte herbei. Hier liefen 
die Fäden der politischen Beziehungen zusammen; hier war der 
grosse Werbe- und Sammelplatz der Heere; von hier zogen sie 
über die Alpen, und durch diese Pforte strömten die Kultur- 
einflüsse der Renaissance nach Frankreich. Die Hauptbedeutung 


der Lyoner Messe lag schon in diesen Jahren nicht mehr im 


Waren-, sondern im Geld- und Wechselhandel.’) Diese Entwick- 
lung war in erster Linie der von Ludwig XI. gewährten Wechsel- 
freiheit und der von ihm zugesicherten Handhabung des Wechsel- 
rechtes zu danken. So zogen die französischen Könige aus ihrer 
Schöpfung bald die grössten Vorteile, indem die in Lyon zu- 
sammengeströmten flüssigen Kapitalien gegen Entrichtung von 
Zinsen zu ihrer Disposition standen. Dies war ein höchst wert- 
voller Vorteil in einer Zeit, wo die Führung ausländischer Kriege 


') Eidg. Absch. IV, 1a, p. 77,86. — Ehrenberg Bd. II,p. 83. Hier wird die 
Verhaftung der florentinischen Kaufleute in Zusammenhang gebracht mit der 
ersten börsenmässigen Anleihe Franz I. zu Lyon. Dass aber in erster Linie der 
Bund des Papstes mit Karl V. und der daraus erfolgende, neuausbrechende Krieg 
Grund der Verhaftung war, scheint mir aus einem Breve Leos X. (am 2. August 
1521) an die Eidgenossen ersichtlich. Dort heisst es (Eidg. Absch. IV 1a p. 86): 

Cum igitur Gallorum rex nobis et Sedi Apostolicæ bellum ante fecerit 
quam indixerit cumque innocentissimos homines negotiatores Florentinos paulo 
ante in Lugdunensi mercatu omnes in custodiam habuerit, contra fidem regiam 
et communem mercatuum securitatem. 


?) Ehrenberg, Bd. II, p. 72. 
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Riesensummen verschlang, die auf dem Wege der Zwangsanleihe 
bei den Untertanen nicht mehr zu decken waren. 1522 wurde 
die erste börsenmässige Anleihe der Krone in Lyon gemacht, 
an der sich Florentiner und Deutsche') beteiligten. Damit war 
die Scheu vor verzinslichen Anleihen überwunden, und Franz I. 
suchte sich nun die reichen Quellen, die in Lyon flossen, mög- 
lichst zu Nutzen zu machen. 1536, 1541 und dann fast jährlich 
in rascher Folge wurden Gelder aufgenommen unter dem Ver- 
sprechen einer Verzinsung von 10 °/o. Da aber der Kredit der Krone 
durch die lässige Art, mit der sie ihren Verpflichtungen nach- 
kam, bald geschwächt wurde, musste bei Aufnahme der Anleihen 
häufig Zwang angewendet werden. Die auf den Messen von 
Lyon tonangebenden Italiener und Kaufleute der deutschen 
Reichsstädte wurden auf diese Weise für immer grössere Summen 
Gläubiger der Krone. Bei der Aufnahme der Anleihen wirkte 
vor allem der Nürnberger Hans Kleberg als Finanzagent des 
französischen Königs, indem er die oberdeutschen Kaufleute ver- 
anlasste, sich daran zu beteiligen. Ob bereits bei diesen frühesten 
Anleihen Kapital der eidgenössischen Kaufleute eine Rolle spielte, 
lässt sich nicht mit Bestimmtheit nachweisen. Aber die Wahr- 
scheinlichkeit spricht dafür. Hans Kleberg stand in engster Be- 
ziehung mit der Eidgenossenschaft. Er hatte sogar das bernische 
Bürgerrecht erworben, einer damaligen Vorsichtsmassregel ober- 
deutscher Kaufleute folgend, die häufig Bürger einer Schweizer- 
stadt wurden, um als Neutrale ihren Handel ungestört durch die 
Kriege zwischen Franz I. und Karl V. weiterbetreiben zu können.”) 
Jedenfalls aber war schon vor Mitte des Jahrhunderts Kapital 
schweizerischer Kaufleute an diesen Kronanleihen in ziemlich 
ausgedehntem Masse beteiligt. Es gibt eine vollständige Zu- 
sammenstellung der Beträge, die der französische König zur 
Ostermesszahlung des Jahres 1553 den Kaufleuten in Lyon schul- 
dete.°) Die Gesamtsumme belief sich auf 1,463,275 Kronen und 
war zu 40% pro Messe, d. h. zu 16°), pro Jahr zu verzinsen. 
Nahezu die Hälfte der Schuld, nämlich 714,425 Kronen (&cus), 
war von der „deutschen Nation“ übernommen worden, davon 


1) Nach Ehrenberg, Bd. II, p. 83, auch der Nürnberger Hans Kleberg. 

2?) Ehrenberg, Bd. IL, p. 99 — Eidg. Absch. IV, 1d, p. 895. 

%) Ehrenberg, Bd. II, p. 99, wo die Liste der deutschen und schweize- 
rischen Gläubiger der Krone nach einem Verzeichnis aus den Papieren des 
Paulus Behaim I. im Germanischen Museum abgedruckt ist. 
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200,000 Kronen !) von den Kaufleuten der Eidgenossenschaft. Als 
baleiliete schweizerische Kaufleute werden genannt: 


Name Wohnort Betrag in Ecus 

Bernh. und Phil. Meuting*) Bern | 43,125 
Wolfgang May’) B 8,200 
derselbe zu 3 0 °) r 5,800 
Claudio May er 5,000 
Barth. May *) 5 13,200 
Benedikt Stocker Schaffhausen 16,900 
Michel Sayler *) St. Gallen 6,500 
Hans und Lucas Iselin Basel 35,550 
Lienhard Zollikofer St. Gallen 7,000 
Thom. und Chr. Zollikofer B 12,950 
Niclas Feld Unterwalden 20,000 
Nic. und France. Mair Freiburg 10,900 
Nic. Mair m 2,500 
Osw. Stiesser *) Glarus 500 
Mart. Hochreuter, 3 °/o (ohne Ortsangabe) 2,650 
Hans und Heinr. Baier Schaffhausen 9,000 
Hans Baier 3 23,000 
Gabriel Frey Basel 2,000 
Jacob Cony’) St. Gallen 2,700 
228,075 


Die Schweizer Kaufleute kamen also in der Mitte des XV1.Jahr- 
hunderts nicht mehr als blosse Messbesucher Lyons in Betracht, 
sondern sie nahmen auch regen Anteil an den grossen Geld- 
geschäften des Platzes. Damit war wieder ein neues jener ge- 
fährlichen Bande geschlungen, welche die Eidgenossenschaft 
immer enger an die Interessen Frankreichs ketteten. 


!) Die Krone (Ecu) war eine Goldmünze; sie war ungefähr 3 Livres wert. 

Ein Livre aus den Jahren 1551—1575 repräsentiert einen heutigen Ver- | 
kehrswert von etwa 10 Fr. Der Verkehrswert einer Krone war also ungefähr 
Fr. 30. —. (Berechnet nach den Angaben Levasseurs, Bd. II, p. 64.) 

?) Ehrenberg hält die Meuting, May und Sayler für oberdeutsche Kauf- 
leute, die nur formell in einer Schweizerstadt das Bürgerrecht erworben hatten. 
Die May aber waren schon in der zweiten Hälfte des XV. Jahrhunderts die be- 
deutendsten Grosshändler Berns, allerdings unter dem Namen Maggi ursprüng- 
lich aus Italien eingewandert (Geiser, p. 12), und die Sayler erscheinen schon 
im XV. Jahrhundert als Bürger von St. Gallen, so ein, Michel“ um das Jahr 1470. 

®) Für „Schiesser* und „Contz“ verschrieben ? | 
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Zweifellos verdankten es die Kaufleute der Reichsstädte ihrer 
zuvorkommenden Haltung gegenüber den Geldforderungen der 
Krone, wenn sie in einer Zeit, in welcher der französische König 
stets in Kriege mit dem Reichsoberhaupt verwickelt war, doch 
die wiederholte Bestätigung ihrer Privilegien erlangten. Schon 
1515 war ihnen die Messfreiheit auf 15 Nachtage verlängert 
worden. Im August 1542 sicherte ihnen Franz I. in aller Form 
die gleichen Rechte und Freiheiten zu, welche die „Seigneurs des 
Ligues de Suisse“ besassen.!) Heinrich II. bestätigte im Dezem- 
ber 1547 Ulm, Augsburg, Nürnberg und einigen andern Reichs- 
städten die von seinem Vater gewährten Privilegien.?) 

Aus diesen Patenten der Reichsstädte geht klar hervor, dass 
die Stellung der Schweizer in Lyon und in Frankreich überhaupt 
in der ersten Hälfte des XVI. Jahrhunderts eine recht günstige 
war und dass sich ihre Handelsprivilegien allgemeiner Aner- 
kennung erfreuten. Den deutschen Reichsstädten schien es er- 
strebenswert, eine ähnliche Position zu erringen, wie sie die Eid- 
genossen Seit 1516 besassen. 

Natürlich aber fehlte es trotz dieser günstigen ee nicht 
an kleinen Reibereien. — Im Jahre 1533 hören wir zum ersten- 
mal eine Klage über Erhöhung der Zölle zu Lyon. Im Mai hatte 
nämlich König Franz mit seiner Familie Einzug in Lyon gehal- 
ten,?) und bei dieser Gelegenheit der Stadt die Erlaubnis erteilt, 
von allen Einfuhrwaren eine Zollgebühr zu erheben.*) Die eid- 
genössischen Kaufleute wurden zur Zahlung dieser Abgabe her- 
beigezogen. Da die Protestationen in Lyon nichts fruchteten, so 
nahmen es die St. Galler auf sich, von der Tagsatzung eine Für- 
bitte an den König zu erlangen. Wirklich schrieb sie (1. Juli 1533) 
an Franz I. und bat ihn, die eidgenössischen Kaufleute vom neuen 
Zoll auszunehmen, . . „der meinung, dass somlichs der Vereinung 
und dem Frieden ungemäss“ sei. Ohne Anstand gewährte der König 


1), Vogel, p. 19. 

>) Z.D. 147. Vidimus der Urkunde. Es wird den Deutschen auch hier 
gewährt, frei zu handeln und zu wandeln, — „ainsi que font les seigneurs des 
ligues suisses“. 

®) Rubys, p. 366. 

4) Eidg. Absch. IV, Ic, p. 133. Der König hatte der Stadt Lyon erlaubt, 
von aller Einfuhrware nach „gewicht des pfunts oder centners“ 2 Deniers zu 
erheben. Damit ist wohl gemeint, dass, je nach Qualität der Waren, 2 Deniers 
vom Pfund oder vom Centner erhoben werden sollten. 

St. Galler Mlttlgn. z. vaterländ. Gesch. XXXII. 3 
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die eidgenössische Forderung,!) mit der Bemerkung, dass die Ge- 
bühren, die den Kaufleuten etwa schon abgenommen worden 
seien, ohne Widerspruch zurückerstattet werden sollten. | 
Die religiöse Umgestaltung Genfs, mit der die endgültige | 
Lösung der politischen Frage Hand in Hand ging, brachte, wenig- 
stens für die Kaufleute der westlichen Landesteile, eine grosse 
Erschwerung des Verkehrs nach Lyon mit sich. Karl Ill. von 
Savoien eröffnete einen Kleinkrieg gegen die verhasste Stadt, 
die er durch Lebensmittelsperre und Überfälle auf jede Weise 
zu schwächen suchte. In erster Linie hatte er es darauf abge- 
sehen, den Verkehr Genfs mit Lyon zu vernichten und dadurch 
der Stadt eine ihrer wichtigsten Handelsbeziehungen abzuschneiden. 
Die Genfer wandten sich an das mit ihnen verburgrechtete Bern?), 
das den Herzog von Savoien im November 1534 aufforderte, die 
Bürger Genfs unbelästigt die Messe von Lyon besuchen zu lassen. 
Die Intervention blieb aber erfolglos. Die Kaufleute, welche die 
Lyoner Messe besuchen wollten, wurden nach wie vor ausge- 
plündert. Besonders vom Raubschlosse Peney aus, wo savolisch 
gesinnte Bürger Genfs unter dem Schutze des Herzogs hausten, 
mussten sie schwere Belästigung und Gefährdung erdulden. 
Die Genfer wiederholten ihre Klagen in Bern’); sie behaupteten 
sogar, die von Peney hätten vom Herzog von Savoien einen Brief 
an den königlichen Statthalter von Lyon erlangt, um diesen durch 
Bestechung zu veranlassen, die Genfer in Lyon selbst niederzu- 
werfen. Eine savolische Botschaft beeilte sich zwar, zu ver- 
sichern, dass dem nicht so sei, und suchte die Schuld an den 
Wirren auf Genf zu wälzen. Trotzdem nahm der Kampf immer 
schärfere Formen an. Es kam so weit, dass alle Strassen gesperrt 
waren, dass nicht nur Genfer, sondern auch fremde Kaufleute 
auf dem Wege nach Lyon niedergeworfen wurden, und dass man 
einen Genfer Kaufmann zu Peney auf grausamste Art hinrich- 
tete. Nur die Kaufleute aus der Eidgenossenschaft wurden aus || 
politischen Gründen sorgfältig geschont. Umsonst verlangte Bern || 
von Savoien Räumung des Raubschlosses. Erst der Kriegszug der || 
Berner und die Eroberung der Wadt (1536) brachte den Genfern || 
wieder die ersehnte Sicherheit für Handel und Wandel und Öff- | 
nung der altgewohnten Strasse nach Lyon. | 
1) Eidg. Absch. IV, 1e, p. 144. 


2?) Eidg. Absch. IV, 1c, p. 425. 
°) Eidg. Absch. IV, 1c, p. 425, 504, 548, 568, 581, 589, 593. 
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Dort hatte inzwischen durch die Vermittlung piemontesischer 
Kaufleute die Seidenindustrie Eingang gefunden.!) Franz I. ge- 
währte ihr durch weitgehende Privilegien für die italienischen 
Seidenarbeiter sofort seinen königlichen Schutz (1536). Der 
Wunsch, die neue Industrie in Lyon zur Blüte zu bringen und sie 
vor der Konkurrenz des Auslandes zu schützen, gab den Anstoss 
zur Einführung eines neuen Zolles, der sich bald zur sogenannten 
„Douane von Lyon“ entwickelte. Ein königliches Edikt von 1540 
verfügte nämlich, dass alle Gold-, Silber- und Seidenstoffe, abge- 
kochte und gefärbte Seide, die von Italien, Avignon und Spanien 
eingeführt würden, nach Lyon gebracht werden sollten, um dort 
einen Zoll von 5°/o des Wertes zu entrichten.) Es war dies der 
erste Einfuhrzoll Frankreichs, erwachsen aus einem schon echt 
protektionistischen Gedankengang. 

Diese Auflage auf Seidenartikel berührte die Schweizer in 
keiner Weise. Hingegen fand fast gleichzeitig eine andere Zoll- 
neuerung statt, die ihnen Anlass zu Klagen gab. Es handelte 
sich um eine Belastung von 5°/ vom Werte, die alle Ausfuhr- 
waren traf. Wieder wandte sich die Tagsatzung schriftlich an 
den König, der im Juni 1540 durch seinen Gesandten, Herrn von 
Boisrigaut,’) antworten liess, er wisse nichts von Zolländerungen 
in Lyon; doch sei er stets gesinnt, den Ewigen Frieden zu halten 
und werde sich deshalb bei seinem Statthalter des nähern er- 
kundigen; die Eidgenossen möchten ein gleiches tun bei ihren 
Kaufleuten. Dabei blieb es, ohne dass die Schweizer von dem 
Zoll befreit worden wären. Erst im Frühjahr 1541 wurde auf Be- 
treiben der St. Galler Kaufleute ein zweites Schreiben an Franz I. 
gerichtet, worauf der König versicherte, er wolle sich unbedingt 
an die Artikel des Ewigen Friedens halten. Auf seinen Rat be- 
schloss die Tagsatzung, durch den Stadtschreiber von Freiburg 
eine lateinische Kopie des Bundesinstrumentes von 1516 anfertigen 
Iizu lassen, die den Kaufleuten übergeben wurde, mit der Weisung, 
sie beim nächsten Messbesuch den Beamten in Lyon vorzulegen.') 
NAber die Massregel blieb ohne Erfolg. Als die eidgenössischen 

1) Rubys, p. 369. 

2) Charlety, II, 1902, p. 489. — Unter den „soies cuites et teintes“ könn- 
ten wohl auch Seidengewebe gemeint sein. 
| 3) Louis Daugerant, Sieur de Boisrigaut, ordentlicher Gesandter in der 
Schweiz vom Ser 1522 bis Juli 1544. 

#) Eidg Absch. IV, Le, p. 1214, 1248. TV, 14, p. 18, 22. 
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Kaufleute den königlichen Zolleinnehmern in Lyon die ,Capitel* 
zeigten, weigerten sie sich, die Ansprüche der Schweizer anzu- 
erkennen. Erneute Klagen der St. Galler bei der Tagsatzung hatten 
nur zur Folge, dass man dem französischen Gesandten ernstliche 
Vorstellungen machte und von ihm wieder vertröstende Ant- 
wort erhielt.') Inzwischen war es den Kaufleuten zu Lyon ge- 
lungen, durch Leistung von Bürgschaft die einstweilige Zahlung 
des neuen Zolles zu vermeiden. Da aber die Bürgschaftsfrist mit 
Ostern 1542 ablief, handelte es sich darum, möglichst rasch einen 
königlichen Entscheid zu erlangen. Nochmals versuchte der fran- 
zösische Gesandte, den Angriff zu parieren, indem er vorgab, dass 
der streitige Zoll eigentlich alt sei und man ihn nur in den letzten 
Jahren nicht bezogen habe. Schliesslich aber trug die Ausdauer 
der Schweizer den Sieg davon, und sie erreichten die formelle 
Befreiung von der neuen Abgabe.) 

Kaum war dieser erste ernstliche Angriff auf die Privilegien ab- 
gewiesen, so zeigten sich neue Gefährdungen. Die Freiheiten 
der Schweizer waren allerdings speziell von Bedeutung für den 
Handel mit Lyon ; daneben aber kamen sie auch in Betracht für 
den Transitverkehr der schweizerischen Waren, die durch Frank- 
reich nach Spanien oder von dort nach der Schweiz gingen. 
Die Strasse führte über Toulouse, und die Artikel waren für 
den Hinweg Leinwand, für den Rückweg Spezereien, besonders 
Safran. ?) 

Als im Jahr 1541 der Krieg zwischen Franz I. und Karl V. 
neu ausbrach, wurde, um den Gegner auch in wirtschaftlicher 
Hinsicht zu schädigen, in Frankreich das freie Geleit für den 
Handel mit Spanien aufgehoben. Den Schweizern gelang es zwar, 
unter der Verpflichtung, dem Feinde keinen Vorschub zu leisten, 
die Erlaubnis des Königs zur Fortsetzung ihres spanischen Handels. 
zu erwirken. Doch wurde er in anderer Weise erschwert, indem 


2) Eidg. Absch. IV, id, p. 39,95. 165 
Die Klagen der St.Galler Kaufleute kamen auf dem Umweg über den Kleinen 
Rat der Stadt St. Gallen an die Tagsatzung. Die Kaufleute brachten sie in solchen 
Fällen durch ihre Vertreter vor den Rat und baten ihn, ihre Sache durch einen 
Ratsboten den gemeinen Eidgenossen zu empfehlen. Der St. Galler Rat, selbst 
mit den Interessen des Handels eng verknüpft, lieh den Bitten stets ein 'ge- 
neigtes Ohr. | 
*) Eidg. Absch. IV, Id, p. 117.132,5150,496, 
>) Der Safran wurde zum Färben verwendet. 
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eine gleiche Auflage von 5 °/ des Ausfuhrwertes — wie man 
sie in Lyon bekämpft — nun in Toulouse auf die nach Spanien 
gehenden Waren gelegt wurde.') Natürlich wandten sich die 
Kaufleute sofort an die Tagsatzung, welche Franz I. (März 1543) 
um Aufhebung der Beschwerde bat. Des Königs schriftliche 
Antwort lautete diesmal entschieden ablehnend. Er vertrat die 
Ansicht, dass es nach dem Vertrag von 1516 recht und billig 
sei, wenn die Eidgenossen im allgemeinen nur zu zahlen hätten, 
was der alte Brauch vorschreibe. Dagegen könne er nicht zu- 
geben, dass sie, durch Frankreich bis nach Spanien frei Handel 
treibend, zum Nachteil seines Landes und zum Vorteil der Feinde 
von den Zöllen befreit würden. Er bat daher die Tagsatzung, 
von dem unbilligen Verlangen abzustehen.?) Die Gründe des 
Königs scheinen in der Eidgenossenschaft anerkannt worden zu 
sein. Man nahm auch wohl an, dass es sich nur um eine Auf- 
lage für die Dauer des Krieges handle, und stellte die Klagen 
ein. Der Ausfuhrzoll von Toulouse wurde bis 1555 fortbezahlt.?) 


Inzwischen war 1544 die Douane von Lyon, die sich nur 
auf Seidenwaren und Gold- und Silberstoffe erstreckt hatte, von 
Franz I. aus rein fiskalischen Gründen auf alle französischen und 
fremden Waren, die nach Lyon kamen, ausgedehnt worden. Sie 
hatten eine Abgabe von 6 Deniers oder 2,5 °/o vom Werte zu ent- 
richten.*) Während die alten Zölle der Röve und Imposition foraine 
für die Zeit der Messen und Nachtage nicht in Betracht kamen, 
musste die neue Douane auch zur Messzeit bezahlt werden. Dies 
war ein Einbruch in die berühmte „franchise de foire“, die Lyon 
im XV. Jahrhundert zu so grosser Blüte verholfen hatte. Da 
aber gleichzeitig ein königliches Edikt verordnete, dass nun auch 
alle Seiden-, Gold- und Silberstoffe des Inlands nach Lyon zu 
bringen seien, um dort die Douane vor dem Verkauf zu bezahlen, 
nt sich die Stadt — durch diesen Vorteil geblendet — nicht 


1) Francheville, p. 77. Wahrscheinlich steht diese Erhöhung des Ausfuhr- 
zolles in Lyon und Toulouse im Zusammenhang mit der ersten Appréciation 
générale des marchandises, die Franz I. von 1539 —42 durchführen liess, und 
die zur Aufstellung eines Tarifs für den Bezug der Zölle Haut-passage, Reve 
und LÉO MO foraine führte. 

7) Eidg. Absch. IV, 14, p. 156, 234. Kopie des Briefes der 13 Orte an 
Franz i. im st. gallischen Stadtarchiv, Tr XXE, No%38 Lund 2. 
3) St. Galler Ratsbuch. 1555, f. 73 und f. 85. 
4) Charléty, p. 489. Rubys, p. 403. 
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stark um die Gefahren der Neuerung gekümmert zu haben. — 
Anders die eidgenössischen Kaufleute. Als auch sie zur Zahlung 
der Auflage herbeigezogen wurden, wandten sie sich erst an den 
Rat von Zürich, der bei den Konsuln') und dem königlichen 
Statthalter von Lyon intervenierte. Von Lyon kam die Antwort, 
es handle sich um eine vom König auferlegte allgemeine Ab- 
gabe, die zum Ausbau der Befestigungen der Stadt bestimmt 
sei,... „qui est ung subside general sur tous les subgectz et aultres 
previllegiez et non previllegiez“. Den eidgenössischen Kaufleuten 
sei auf ihren Protest hin gegen Leistung von Bürgschaft bis Ende 
Januar 1545 Frist gewährt worden, um einen königlichen Ent- 
scheid beizubringen.?) 

So blieb nur übrig, neuerdings an die Tagsatzung zu gelangen, 
Wieder waren die St. Galler die Wortführer der Kaufleute.?) Sie 
baten, man möchte eine Gesandtschaft von einem oder zwei Orten 
auf gemeine Kosten zum König schicken, da es sich ja um eine 
das Gesamtwohl berührende Angelegenheit handle. Für diesmal 
begnügte sich aber die Tagsatzung noch mit einem Schreiben 
an den König, durch das die gewünschte Befreiung erlangt wurde.{) 
Franz I. konnte der Bitte um so eher entsprechen, als dieser 
neue Zoll nur als eine vorübergehende Auflage in Betracht kam, 
die wieder aufgehoben werden sollte, sobald die Stadt Lyon 
— zu deren Gunsten sie bestand — für ein dem König gewähr- 
tes Darlehen befriedigt war.’) 

Vergeblich aber bat die Tagsatzung den König, seinen Ent- 
scheid durch Brief und Siegel zu bekräftigen und so die Eid- 
genossen vor zukünftigen ähnlichen Neuerungen zu sichern.f) 
Franz I. vermied es, sich auf diese Weise zu binden.”) 

') 12 Konsuln oder „Echevins* bildeten die oberste Stadtbehörde Lyons. 

2). Staatsarchiv Zürich, A, 225, 2, No. 18 und 19, 

°) Eidg. Absch. IV, 1d, p. 419. Der Kleine Rat von St. Gallen sandte 
Jakob Krumm und Martin Hux auf die Tagsatzung zu Baden. St.Galler Ratsbuch, 
1541 bis 1553, 8. 85. 

1) Eidg. Absch. IV, 1d, p. 419. Hier wird die Auflage auf 3,5 '/o angegeben, 
sie betrug aber nur 2,5 °/5. — Kopie des Schreibens im Stadtarchiv St. Gallen. 
Tr. XXIL 35. 

5) Rubys, p. 403. 

:$). Bidg. Absch. IV..1d, p.:433, 

7) Zwar ist 10 Jahre später, bei Anlass der Gesandtschaft Rainspergs, 


einmal von den besiegelten „Testimonien“ der Privilegien von 1542 die Rede. 
Doch war schon damals die betreffende Urkunde nicht mehr zu finden. Dass ein 
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Eine interessante Episode, die beweist, wie eng die ober- 
deutschen und die eidgenössischen Kaufleute zu dieser Zeit in 
Lyon noch verbunden waren, bringen, bei Anlass des Todes von 
Hans Kleberg (oder Kleeberger), die Jahre 1547—48. — Hans 
Kleberg,') aus nichtpatrizischer Nürnberger Familie entsprossen, 
war schon früh in Lyoner Handelshäusern tätig gewesen und 
hatte dann in Lyon eine eigene Handlung gegründet. Schon vor 
1521 hatte er das Bürgerrecht der Stadt Bern erworben, um in 
seiner Eigenschaft als Schweizer ungestört durch die Kriege 
zwischen Frankreich und Karl V. seine Geschäfte weiterführen 
zu können. Zu dieser Zeit trat. er auch in die politischen und 
finanziellen Dienste der französischen Krone. Er war es gewesen, 
der als ihr Agent die Bildung von Konsortien deutscher und wahr- 
scheinlich auch schweizerischer Kaufleute angeregt hatte, die 
der französischen Regierung seit 1543 in steigendem Masse ihre 
Kapitalien zur Verfügung stellten. Durch seine Verdienste hatte 
er auch das Bürgerrecht der Stadt Lyon erworben und war zum 
„valet de chambre ordinaire du Roi“ ernannt worden. Daneben 
hatten seine Geldgeschäfte ihn zum reichen Mann gemacht. Einen 


Teil seines bedeutenden Vermögens legte er in Grundbesitz an. 


Der König gewährte ihm auf seinen herrschaftlichen Gütern 


| eigene Ausübung der Gerichtsbarkeit. Dadurch war Kleberg in 


den französischen Adelsstand getreten. Er stand den Patrizier- 


| gesellschaften seiner Heimatstadt Nürnberg fast feindselig gegen- 
über, während er freundschaftliche Beziehungen zu andern ober- 
' deutschen und schweizerischen Städten unterhielt. Als Kleberg nun 


im August 1546 sein Testament?) aufsetzte, bestimmte er, dass, 
falls sein noch minderjähriger Sohn ohne Leibeserben sterben 


würde, die Städte Augsburg, Ulm, Strassburg, Zürich und Bern 


so wichtiger königlicher Brief ohne weiteres verloren gehen konnte, ist unwahr- 





scheinlich. Ich bin eher geneigt, anzunehmen, dass keine königliche Urkunde 
gemeint ist, sondern ein Üertifikat, das die Stadt Lyon im November 1541 den 
Kaufleuten über ihre völlige Zollfreiheit während der Messe ausstellte. — Ein 


_ Vidimus dieser Urkunde (von 1668) liegt auf dem Staatsarchiv Zürich, D. 149, 
No. 42. Hätten die Eidgenossen bereits von Franz I. eine besiegelte Urkunde 
erhalten, so wäre sie zweifellos im spätern Patent Heinrichs II. erwähnt, was aber 
nicht der Fall ist. 


1) Siehe Ehrenberg, B. II, p. 358. 

2) Eine Kopie dieses Testamentes liegt auf dem Zürcher Staatsarchiv. — 
Frankreich A. 226, 2. No. 35. Ferner kommen in Betracht: No. 39—41, 51, 
68, 69. — Eidg. Absch., IV, 1d, p. 395, 919, 934. 
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zu gleichen Teilen Erben seiner Güter und seines Vermögens 
sein sollten, soweit nicht anderweitig testamentarisch darüber 
verfügt war. Da nun die von Kleberg bezeichneten Vögte des 
Knaben die Tutel nicht übernehmen wollten, erfolgten zwischen 
den fünf genannten Städten langwierige Verhandlungen. Die drei 
deutschen Städte waren der Ansicht, es sei ratsam, von den Be- 


stimmungen des Testaments abzuweichen und dem Knaben einen | 
andern Vogt zu bestimmen, am liebsten einen aus Zürich oder | 
Bern, da diese Städte in Frankreich die angesehensten seien und | 
am meisten erreichen könnten. Zürich und Bern wiesen diesen 


Antrag zurück und wollten beim Wortlaut des Testamentes 


bleiben. Da indes, wie es scheint, der junge David Kleberg zu 


Jahren kam und Nachkommen hinterliess, so blieb die ganze Erb- 
schaftsangelegenheit ohne weitere Folgen. Insofern aber ist sie 


wichtig, als uns hier die deutschen und die Schweizer Städte eng 


verbunden entgegentreten. Die Kolonien fremder Kaufleute hatten 


sich in Lyon zu freien Korporationen zusammengetan, die man 
die „nations“ nannte. Es gab in der ersten Hälfte des XVI. Jahr- 
hunderts fünf solcher „nations“: die der Florentiner, der Luc- 
chesen, der Mailänder, der Genuesen und der Deutschen.') Von 
einer „nation suisse“, wie in spätern Zeiten, ist noch nicht die 
Rede. Wir müssen also annehmen, dass im wesentlichen Deutsche 
und Schweizer damals in Lyon noch als eine Einheit galten,?) 
während die Italiener, das wichtigste Element des grossen Geld- 
und Wechselplatzes, vier verschiedene „nations“ bildeten. 


Franz I. war am 31. März 1547 gestorben. Heinrich II. folgte 
ihm auf dem französischen Tron. 


Schon der Vater hatte bei den Kaufleuten von Lyon eine 


halbe Million Kronen Schulden stehen; unter dem kriegslustigen, 
verschwenderischen Sohn wuchsen diese Schulden lawinenartig 
an. Die hohen Zinsen, die für die Staatsschuld zu entrichten waren 
(durchschnittlich 16°/o pro Jahr), nötigten zu einem immer drücken- 
deren Fiskalismus, der alle Massnahmen der Regierung beherrschte. 
So ist es nicht verwunderlich, dass gerade in der Regierungszeit 


dieses Königs die Zollbeschwerden der Schweizer zum erstenmal 


einen solchen Grad erreichten, dass man sich entschloss, eine 


') Vigne, p. 92. 
°) Noch im XVII. Jahrhundert tragen die Briefe an die in Lyon wohnen- 
den Schweizer die Aufschrift „marchand allemand‘. 
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Gesandtschaft rein kaufmännischen Charakters an den Hof zu 
senden. 

Zwar war auch Heinrich II. bemüht, sich beim Regierungs- 
antritt die Freundschaft der Schweizer zu sichern. Durch seine 
Gesandten liess er die Erneuerung des Soldvertrages betreiben, 
und fand — mit Ausnahme von Zürich und Bern — bei den 
Orten geneigtes Gehör. Er ging darauf aus, die Vorteile, die 
sein Vater aus den Soldverpflichtungen der Schweizer gezogen 
hatte, noch zu erhöhen. Dies wäre nun ein geeigneter Zeitpunkt 
für die Eidgenossen gewesen, um eine spezialisierte Urkunde 
über die Handelsprivilegien zu erlangen, welche die allgemein 
gehaltenen Artikel des Ewigen Friedens ergänzt hätte. Aber 
sie versäumten es, ihre günstige Stelluug beim Vertragsabschluss 
in diesem Sinne auszunützen. 

Nur die Stadt St. Gallen erkannte die Bedeutung des Augen- 
blicks. Auf einem im April 1549 zu Soloturn abgehaltenen 
Tage forderte ihr Bote weitgehende Berücksichtigung der Inter- 
essen der in Frankreich handeltreibenden Kaufleute beim künf- 
tigen Bundesabschluss. Er verlangte eine formelle Bestätigung 
der in Betracht kommenden Artikel des Ewigen Friedens und 
für die Dauer des Vertrages eine Verlängerung der Freitage nach 
der Messe von 10 auf 15 Tage. Ferner sollte der König den 
eidgenössischen Kaufleuten, die bei der Eintreibung ihrer grossen 
Geldausstände häufig zur Anrufung der Gerichte gezwungen 
waren, gutes, rasches Rechtsverfahren in Frankreich sichern. 
Kein Urteil sollte länger als 30 Tage zurückgehalten werden 
können und, um endlose Verschleppung der Prozesse zu verhüten, 
sollte es gegen den ersten Entscheid keine Appellation und weder 
für den Schuldner, noch dessen Hab und Gut einen Schutz vor 
dem Recht geben, wie das sonst in Frankreich der Brauch sei.') 


Im Bundesinstrument wurden denn auch wirklich Artikel 
allgemeinen Charakters aufgestellt, welche die Zugeständnisse des 
Ewigen Friedens bestätigten und das dort aufgestellte Rechts- 
verfahren guthiessen. Von einer genauen Formulierung der Pri- 
vilegien aber war keine Rede. Am 7. juni 1549 wurde zu Solo- 
turn die Vereinigung zwischen Heinrich II. und den Eidgenossen, 
der nur Zürich und Bern fernblieben, abgeschlossen.*) 


2 /Bidg. Absch. IV, Le, p. 61, 64f, 
2) Abgedruckt Eidg. Absch. IV, Le, p. 1385 ff; siehe Art. XVI und XVII. 
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Eine schweizerische Abordnung unter der Führung des Schult- 
heissen von Luzern brachte die Bundesurkunde nach Compiegne, 
wo sie der König besiegelte und beschwor. Man hatte, das Un- 
genügende der Bundesartikel erkennend, den Gesandten in ihre 
Instruktion gegeben, am Hofe für die Interessen der Kaufleute 
einzutreten.') Sie sollten den König bitten, ihnen rasche und 
sichere Rechtsprechung zu garantieren und die 5 Tage Ver- 
längerung der Messfreiheit, sowie die Erlaubnis des Waffentragens 
in Stadt und Land zu gewähren. Auch möge der König dafür 
sorgen, dass man die Schweizer Kaufleute an den Toren nicht 
mehr nach dem Gelde, das sie mit sich führen, untersuche, wie | 
dies jüngst — dem Ewigen Frieden entgegen — geschehen sei. 
Doch was bedeuteten solche Forderungen jetzt, da man jedes 
Kampfmittel aus der Hand gegeben hatte! Mündlich gab der 
König allerdings sehr gnädige Antwort, erklärte sich bereit, den 
Schweizern ihre Freitage nach der Messe auf 15 zu verlängern 
und erlaubte das Tragen der Waffen im ganzen Königreich. Eine 
Urkunde aber war nicht zu erlangen. 

Besser als die Eidgenossenschaft vertrat die rührige Stadt 
St. Gallen die Interessen ihrer Kaufleute. Ihrem Gesandten Leon- 
hard Keller gelang es am 11. Oktober 1549, zu Compiègne ein 
Patent für einige Handelshäuser der Stadt zu erlangen, das ihnen 
für ihre Waren (in erster Linie Leinwand und Safran) volle Frei- 
heit des Handels in Frankreich gewährte und ausdrücklich freies 
Geleit für den Transitverkehr nach Spanien sicherte, bei Ent- 
richtung der gewohnten Zölle und Abgaben.’) Eine solche Zu- 
sicherung war sehr wertvoll in einer Zeit, da der franzôüsisch-« 
habsburgische Gegensatz und die daraus erwachsenden Kriege | 
eine stete Gefährdung des Verkehrs mit Spanien mit sich brachten. 

Nur zu bald rächte sich die Unterlassungssünde der Regie- 
rungen an den Kaufleuten. Schon im Frühsommer 1550 tauchten 
wieder Klagen über neue Zölle auf.’) Auch hinsichtlich der vom 
König zugesicherten 15 freien Nachtage war es beim blossen 
Versprechen geblieben. Auf schriftliche Bitten liess Heinrich U. 
(September/November 1551) durch seinen Gesandten Marche- 

!) Eidg. Absch. IV, 1., p. 176. | 

2?) Abgedruckt bei Vogel p. 21 und Eidg. Absch. IV, le, p. 176. Die in 
Betracht kommenden Firmen sind: Jakob Zollikofers Erben, Leonhard Treiller 


(Keller?) und andere ,associéz en marchandises“. 
3). Eidg. Absch. IV, le, p. 328. 
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| Ferrière!) ausweichend antworten.) Da gleichzeitig noch andere 
| Ausstände mit Frankreich schwebten, entschloss sich die Tag- 
| satzung, den Venner Anton Tillier von Bern zum König abzu- 
| ordnen, um ihm alle Beschwerden mündlich vorzulegen.’) 

Diese Gesandtschaft verlief äusserlich sehr befriedigend. 
Tillier brachte im Frühjahr 1552 eine Urkunde heim, die den 
1 Eidgenossen die begehrten freien 15 Nachtage, deren die Reichs- 
städte sich seit 1515 erfreuten, gewährte.‘) 

Auf die Zollbeschwerden wurde dem Boten weniger be- 
| friedigende Antwort. Die Amtleute zu Lyon hatten dem König 
] berichtet, sie wüssten von keiner Neuerung. Der Bote aber hatte 
i weder die alten Briefe vorweisen noch genaue Auskunft geben 
| kônnen, um welche Auflagen es sich handle, und der König ver- 
1 weigerte jeden Bescheid, bis genauer Bericht vorliege. — So er- 
teilte die Tagsatzung den St. Galler Kaufleuten den Auftrag, für 
eine klare Darstellung der Beschwerden zu sorgen.) Auf der 
Jahrrechnungs-Tagsatzung zu Baden, im Juni 1552, gab der 
St. Galler Gesandte, Lienhart Gierentanner, die gewünschte Aus- 
kunft, die kommentiert wurde durch eine Eingabe dreier in Lyon 
niedergelassener Schweizer: Jakob Wirtz, Benedikt Stocker und 
Jakob Rainsperg, die sich beklagten, dass ihnen in der vergangenen 
OÖstermesse ihre Waren nicht zollfrei ausgeliefert worden seien. 
Der König, der in Geldnot war, hatte nämlich der Stadt Lyon 
eine Schatzung auferlegt, ihr aber gleichzeitig den Bezug einer 
Auflage von 2,5°) vom Werte der in die Stadt kommenden 
Güter bewilligt. Seit der Ostermesse 1551 wurde dieser Zoll 
der eine Erneuerung der um 1544 vorübergehend von allen Waren 
bezogenen „Douane de Lyon“ war, zugunsten der Stadt erhoben.f) 

Eine zweite Beschwerde betraf den Safran, der in Lyon wieder 
einen neuen Ausgangszoll von 4°, zu entrichten hatte und auch 


1) Antoine Morelet du Museau, Sr. de la Marcheferriere, ordentlicher Ge- 
sandter vom Februar 1551 bis Oktober 1552. 

=} Ridge. Absch. IV, le, p. 553, 580, 587,588. 

3) Für die Ereignisse der Jahre 1550 —52 siehe Wartmann I. und Il. 
Rubys, p. 377, erwähnt die Gesandtschaft Tilliers. 

#) Die Urkunde trägt das Datum: Reims, 3. März 1551; da aber das Jahr 

damals in Frankreich noch mit Ostern begann, so entspricht diese Datierung dem 

18. März 1552. Vidimus Z.D. 149. Original im Stadtarchiv St.Gallen, Tr. XXII, 
| 11a. Abgedruckt bei Vogel, p. 26; vgl. Eidg. Absch. IV, 1e, p. 605. 
| 5) Eidg. Absch. IV, le, p. 631; Stadtarchiv St. Gallen, Tr. XXII, 15. 
6) Rubys, p. 403. 
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schon bei der Einfuhr ins Königreich mit einer Abgabe von 5° 
vom Werte belastet war.!) 

Da die Kaufleute den Safran aus Spanien über Lyon in die 
Schweiz einführten, so hatten sie infolge dieser Bestimmung 
regelmässig 9°, seines Wertes zu bezahlen. | | 

Als nun gar in der Augustmesse 1552 in Lyon Öffentlich ein 
neuer Zoll ausgerufen wurde, durch den privilegierte und un- 
privilegierte Messbesucher in, vor oder nach der Messe für alle 
Warengattungen mit einer Exportabgabe von 8'/;°/, belastet wur- 
den?) und deshalb die für die Zurzacher Herbstmesse bestimmten 
Waren der Schweizer in Lyon liegen blieben, da suchten die 
Kaufleute durch eine erneute Beschwerdeschrift an die Tagsatzung 
zu verhindern, dass die Verhandlungen wegen der Zölle einfach 
ad acta gelegt würden. In ihrer Eingabe beriefen sich die Ver- 
fasser, die jedenfalls St. Galler Kaufleute waren, auf die „be- 
. siegelten Testimonien“ ihrer Privilegien vom Jahre 1542. Ihre 
Argumente wurden fast wörtlich in den Brief aufgenommen, den 
die 13 Orte unterm 27. Oktbr. 1552 an den König abgehen liessen.”) 

Zu diesen Beschwerden kam noch eine neue. Der Markgraf 


!) Dieser Einfuhrzoll von 5 °/, ist zweifellos dem seit 1541 erhobenen 
droit d’entree d’epiceries et drogueries gleichzusetzen. Francheville gibt die 
Höhe dieses Zolles zwar auf 4%/o vom Werte an; seit 1549 wurde er in könig- 
licher Regie bezogen. 

2?) Was nach der Beschwerdeschrift der Kaufleute für die Messen zusammen 
33/0 ausmache;; s. Wartmann II, p. 7. Während Wartmann (Anmerkung 1) 
die Vermutung aufstellt, die auffallende Berechnung der 33 °/o sei daraus zu 
erklären, dass der Ausgangszoll viermal von der gleichen Ware erhoben wurde, 
indem die Kaufleute in der Zwischenzeit der Messen an andere Märkte zogen 
und mit denselben Waren häufig wieder nach Lyon zurückkehrten, so bin ich 
eher der Ansicht, dass man es einfach mit einer übertreibenden Darstellung 
zu tun habe. Statt zu sagen: viermal im Jahr müssen wir die 8'/; °/o bezahlen, 
wenn wir unsere in Lyon gekauften Waren heimführen, war es eindrucksvoller, 
gleich von 33°/, zu sprechen. Solche übertreibende Darstellung der Unannehm- 
lichkeiten findet sich in späteren Jahren sehr häufig. — Betreffend das Herum- 
ziehen an die verschiedenen Messen habe ich nirgends Anhaltspunkte gefunden, 
die zu Wartmanns Annahme berechtigen würden. Die nach Lyon gebrachten 
Waren scheinen (sofern keine Transitgüter) im allgemeinen stets dort verkauft 
worden zu sein. Die Schweizer führten nur solche Waren aus, die sie in Lyon | 
erstanden hatten. 

3) Siehe Eidg. Absch. IV, le, p. 718, zu g6, und Wartmann II. p. 48. 
Wie schon oben (S. 38, Anmerkung 7) erwähnt, scheint mit den „besiegelten 
Testimonien“ ein vom Rat von Lyon ausgestelltes Certifikat der Zollfreiheit 
während der Messen gemeint zu sein. Z. D. 149, No. 42. 
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Albrecht Alcibiades von Brandenburg-Kulmbach hatteeinen Waren- 
zug der Nürnberger niedergeworfen, bei dem sich auch St. Galler 
Kaufleute befanden. Auf Intervention der Tagsatzung hatte er 
| versprochen, den St. Gallern eine Entschädigungssumme zu ent- 
| richten, war aber seinen Verpflichtungen bis jetzt nicht nach- 
| gekommen. Da er nach Meinung der Eidgenossen zur Zeit des 
| Überfalls in französischem Dienst gestanden hatte, so glaubten 
| sich die St. Galler berechtigt, die Einlösung der Schuldbriefe 
j von Heinrich I. zu fordern. Auch dieser Handel wurde ihm durch 
| ein spezielles Schreiben der 13 Orte vorgelegt. 

| Die an den König gerichteten Eingaben erhielten dadurch 
einen besonderern Nachdruck, dass man die Gewährung der Wer- 
bung von 10,000 eidgenössischen Knechten, deren Heinrich II. für 
| seinen Krieg mit Karl V. dringend bedurfte, von einer günstigen 
Antwort auf die kaufmännischen Beschwerden abhängig machte. 
i Die Beschwerden an der richtigen Stelle zur Geltung zu bringen, 
blieb aber den gemeinen Kaufleuten von St. Gallen überlassen, 
und diese beschlossen nun, aus ihrer Mitte einen mit den Verhält- 
nissen in Frankreich vertrauten Mann an den Hof zu senden. Zu 
ihrem Boten wählten sie eben jenen Jakob Rainsperg, der im Früh- 
jahr von Lyon aus gegen die neuen Zölle Klage erhoben hatte. 

Dass die Wahl eine gute war, bewies der Erfolg. Am 12. No- 
vember 1552 trat Rainsperg seine Reise an und verfolgte wäh- 
rend fast drei Monaten unermüdlich am Hofe die Geschäfte der 
Kaufleute, bis er im Februar 1553 endlich die gewünschte könig- 
liche Urkunde erlangte,') welche die schweizerischen Ansprüche, 
allerdings nur „par provision“, anerkannte und die gewohnten 
Zollansätze bis auf weiteres garantierte. Den Heimweg nahm 
Rainsperg über Lyon, wo er vorsichtigerweise einen Spruch des 
Seneschall erwirkte, durch den die Ansätze der vor 1516 be- 
zahlten Zölle ein für allemal festgelegt wurden.‘) 

Es war von vorneherein klar, dass, wenn der Wortlaut des 
Ewigen Friedens Anerkennung fand, alle willkürlichen Auflagen 
und Zölle, von der Art der 1551 erhobenen 2,5°'o vom Werte 
| !) Wartmann, III, Beilage I, p. 133. Pergament-Original im Stadtarchiv 
| St. Gallen, Tr. XXII, No. 80, Vidimus Z. D. 149. Die Urkunde ist „par provi- 
| sion“ ausgestellt; der König behält sich vor, seine Amtsleute zu verhören vor 
‚einem definitiven Entscheid. 


| 2) Pergament-Original im Stadtarchiv St. Gallen, Tr. XXII, No. 31. Ab- 
| gedruckt bei Wartmann, III, Beilage II, p. 135. 
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der in die Stadt kommenden Güter, ohne weiteres dahinfielen. 
Auch die übrigen Einfuhrzölle, die erst seit 1540 erhoben wurden, 
konnten nicht mehr in Betracht kommen. Weniger klar lagen 
die Verhältnisse in Bezug auf die drei alten Ausfuhrzölle: Haut- 
passage, Röve und Imposition foraine. Sie reichten alle bis ins | 
14. Jahrhundert zurück, hatten aber im Laufe der Zeit, besonders 
in den letzten Jahrzehnten, manche Modifikationen erfahren. Es 
handelte sich also für Rainsperg darum, festzustellen, wie und 
in welcher Höhe diese 3 Abgaben vor 1516 entrichtet worden 
waren. Die Erledigung dieser Aufgabe wurde ihm durch be- 
sondere Verhältnisse in Lyon erleichtert. Bis 1542 waren nämlich 
Haut-passage, Röve und Imposition foraine, die alle ad valorem 
erhoben wurden, an keinen Tarif gebunden gewesen, so dass die 
Höhe der jeweiligen Schätzung ganz von der Willkür der Zoll- 
einnehmer abhing. Erst Franz I. hatte einen allgemeinen Waren- 
tarıf aufstellen lassen, der seit 1542 bei Erhebung der Zölle in 
Anwendung kam. Ihre relative Höhe blieb noch bis 1551 unver- 
ändert; die Röve war zu 4, die Haut-passage zu 7 und die Im- 
position zu 12 Deniers vom Livre des Wertes angesetzt. 


Da machte Heinrich I. im Jahre 1551 einen ersten Versuch 
der Vereinheitlichung der Zölle. Er bestimmte, dass an die Stelle 
der drei Auflagen zwei treten sollten, in der Weise, dass formell 
die Imposition foraine zu 12 Deniers bestehen blieb, während 
die Röve und Haut-passage (4 und 7 Deniers) unter dem Namen 
Domaine forain oder Röve zusammengezogen und zu 8 Deniers vom 
Livre bezogen werden sollten. Hatten früher die drei alten Zölle 
einen Betrag von zusammen 23 Deniers (vom Livre) ausgemacht, 
so beliefen sich die zwei neuen nach der Vereinigung nur auf 
20 Deniers. Die Erleichterung war aber nur eine scheinbare; 
denn während früher die Haut-passage nur für die Ausfuhr von 
Leinwand, Stoffen und Garnen zu entrichten gewesen war, wurde 
nun der Gesamtbetrag von 20 Deniers von allen Waren gleich- 
mässig erhoben, so dass sich im allgemeinen eine Erhöhung der 
Lasten ergab. Deshalb war von Seiten der meisten Handelsstädte 
bald nach Erlass des Ediktes Protest gegen die neue Ordnung 
erhoben werden,') obwohl diese entschieden einen Fortschritt 
bedeutete, als ein erster Versuch, die Hauptzölle des König- 


1) Francheville, p. 79. 
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reichs an die Grenzen zu verlegen und ihre Einziehung zu ver- 
einfachen. 

Für die eidgenössischen Kaufleute enthielt jedenfalls schon 
der Tarif von 1542 eine Erhöhung der gewohnten Abgaben; doch 
hatte sie sich damals nur vorübergehend fühlbar gemacht. Die Zoll- 
streitigkeiten in Lyon waren vom König zu Gunsten der Schweizer 
entschieden worden. Dazu kam der Umstand, dass die Stadt die drei 
Zölle seit altem selbst verwaltete und milde handhabte. Schon 
vor 1516 hatte sie die Pacht gehabt, seit 1537 aber war sie im 
Besitz der Zollgewaltsame, die sie für die enorme Summe von 
82,732 Livres zu Eigentum erworben hatte.) Nun lag es natür- 
lich im Interesse Lyons, die Zollschraube so wenig als möglich 
anzuziehen, um den Handel der Stadt nicht zu schädigen. Des- 
halb wurden wahrscheinlich die Neuerungen des Tarifes in Lyon 
kaum gespürt, bis Heinrich IL, nach Erlass des Reformediktes 
für Zusammenlegung der Ausfuhrzölle, sie plötzlich gewalttätig 
wieder an sich riss und der Stadt Lyon entfremdete (1551), um 
sie in eigener Regie durch den Florentiner Guillaume Noble 
ausbeuten zu lassen. In Lyon wurde nun ein königliches „bureau 
de la foraine“ eingerichtet, mit zahlreichem Beamtenpersonal, das 
die neuen Zollmassregeln mit Schroffheit handhabte. Nicht nur 
die Kaufleute standen dieser Neuerung allgemein feindlich gegen- 
über, sondern auch der Rat von Lyon sah in Guillaume Noble, 
dem ,,Maistre des Ports et Passages“, einen persönlichen Wider- 
sacher, von dem er behauptete, dass er darauf ausgehe, den 
Handel Lyons zu vernichten.?2) So fand Jakob Rainsperg geneigtes 
Gehör, als er im März 1553 nach Lyon kam und sich vom Rat 
der Stadt eine urkundlich beglaubigte Liste der um 1516 entrich- 
teten Zölle erbat. Indem man den eidgenössischen Kaufleuten 
einen Dienst leistete, der unter den obwaltenden Umständen die 
Stadt kein Opfer kostete, konnte man gleichzeitig den lästigen 
Eindringling an seinen Zolleinnahmen schädigen. Unter diesen 
Umständen erlangte Rainsperg, der am 7. März in Lyon einritt, 
I schon am gleichen Tag den Spruch des Seneschalls auf Grund 
der Erklärungen des Rates. 

Mit diesem Entscheid in der Hand konnten die Eidgenossen 
von Heinrich II. verlangen, das im Februar „par provision“ ge- 


1) Vigne, p. 214. — Wartmann III, Beilage I und II. 
2) Rubys, p. 379. 
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gebene Patent in ein für alle Zeiten vollgültiges zu verwandeln. 
Der König erklärte in diesem zweiten Brief vom 29. Dezember 
1553 ausdrücklich, dass er trotz Erlass eines Ediktes für die Re- 
form von Imposition foraine und Domaine forain seinen lieben 
Freunden, den Eidgenossen gewähre .... „que leurs marchans 
„trafiequans en nostre Royaume et pais ne seront tenus payer 
„pour raison de la traicte des marchandises licites et non pro- 
,hibées ny deffandues quilz tireront, enleveront et sortiront hors 
-de nostredict Royaume et pais, aultres droicts et subsides que 
„eeulx quilz lauroient accoustume payer dancieneté et scelon 
quil est contenu es traictés de paix et alliance dentre nous et eux.“ 

Den königlichen Beamten, welche die Kaufleute bis jetzt ge- 
zwungen haben, „a payer lesdicts subsides & la rigueur et scelon 
la teneur de nostre edict“ ... ., wurde Weisung gegeben, weder 
auf der Zahlung der Imposition foraine und Domaine forain in der 
jetzigen Form zu bestehen, noch Bürgschaft für sie zu ver- 
langen oder zu Konsignationen zu greifen. Dieser Entscheid 
sollte gelten für alle Waren, die aus dem Königreich und dem 
Herzogtum Burgund nach der Schweiz geführt wurden.') 

So hatte also diese erste Gesandtschaft, welche die Kauf- 
leute auf eigenes Risiko zur Wahrung ihrer Interessen an den 
Hof des französischen Königs schickten, dank der persönlichen 
Eigenschaften des Boten und der Verhältnisse, die seine Forde- 
rungen begünstigten, für den Augenblick einen vollen Erfolg 
errungen. 

Aber es zeigte sich bald, dass in Frankreich die Zeiten vor- || 
über waren, in denen man sich eines ungestörten Genusses finan- || 
zieller Privilegien erfreuen konnte. Der Fiskalismus hatte seinen 
gefährlichen Siegeslauf begonnen und schmiedete immer neue 
Fesseln für Handel und Verkehr. So sind die Ereignisse der 
Jahre 1551—53 nur ein Vorspiel des nie ruhenden Kampfes, den 
die Kaufleute während der folgenden zwei Jahrhunderte mit 
Energie und Geschick gegen die französische Krone und ihre || 
Zollpächter geführt haben. 

1) Eidg. Absch. IV, 1e, p.878. Eine amtlich beglaubigte Abschrift (von | 


1633) dieses Briefes findet sich in zwei Exemplaren Z. D. 149, No. 22, je eine || 
Kopie dieser Abschrift St. G., D. Tr. X, P. 1 und MB, No. 22. 
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Die ersten Angriffe auf die Privilegien der eid- 
genössischen Kaufleute, 1553—1604. 


Hatten in der ersten Blütezeit der Messen von Lyon die 
italienischen Kapitalisten und Kaufleute den Platz unbedingt be- 
herrscht, so fand im Laufe des XVI. Jahrhunderts allmählich 
ein Umschwung statt, der deutschem Kapital und deutschen 
Handelshäusern eine Vorherrschaft sicherte. Diese Entwicklung 
war für die eidgenössischen Kaufleute, die in engster Verbindung 
mit denen der Reichsstädte standen, naturgemäss von hoher Be- 
deutung. Schon 1553 sind die Deutschen und Schweizer gemein- 
schaftlich Gläubiger für die Hälfte des Kapitals, das der fran- 
zösische König in Lyon aufgenommen hatte.!) Die Forderungen 
der Kaufleute aus den Reichsstädten beliefen sich ungefähr auf 
die gleiche Höhe wie die der Florentiner; die Ausstände der 
Lucchesen, V enetianer und Portugiesen deckten sich fast mit denen 
der Schweizer.?) 

Während sich aber in dieser Zeit bei den Hauptgeldmächten 
Lyons immer deutlicher die Tendenz zeigte, den Warenhandel zu 
Gunsten des Geld- und Wechselgeschäftes ganz in den Hinter- 
grund treten zu lassen, was zu zahlreichen Klagen gegen die 
fremden Bankiers Anlass gab, blieben die Schweizer — einmal 
wegen ihrer geringeren Kapitalkraft und dann auch dank ihren 
Zollprivilegien — dem Warenhandel getreu. 

Zwar beteiligten sich zu Lyon, in der Ostermesse 1555, bei 
dem berühmten „grand parti*, dem grössten Darlehensvertrag, 
den die französische Krone im XVI. Jahrhundert abgeschlossen,’) 
nochmals schweizerische Kaufleute.‘) Es war dies die erste An- 

!) Siehe p. 32. 

?) Ehrenberg, Bd. IT, p. 100. 

3%) Ehrenberg, Bd. II, p. 101. 

#) Rott, III, Bd. I, p. 887. Hier werden zwei Schriftstücke aufgeführt, 


| die für die Teilnahme der Schweizer Kaufleute an dem ,grand parti Zeugnis ab- 


| legen. — Diese Akten sind leider noch nicht für das Bundesarchiv kopiert, so 
| 









St. Galler Mittlgn. z. vaterländ. Gesch. XXXII. 4 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
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leihe nach modernem Prinzip, die diesseits der Alpen stattfand, 
und sie erfreute sich einer allgemeinen Teilnahme weitester Be- 
völkerungskreise. Der Geschichtschreiber Claude de Rubys er- 
zählt in seiner „Histoire v6ritable de la VilledeLyon“:')... „Jeder- 
mann lief herbei, um sein Geld in dem grand parti anzulegen, 
sogar die Dienstboten, die ihre Ersparnisse hinbrachten. Die Frauen 
verkauften ihren Schmuck, die Witwen gaben ihre Renten her, 
um sich an dem grand parti zu beteiligen. Kurz, man lief, als | 
wenn das Feuer dort wäre.“ 

Unter denen, die liefen, waren auch die „Seigneurs des 
Nations“ und mit ihnen die Schweizer Kaufleute. Der König 
gewann sie zur Teilnahme, indem er ihnen gegen die Bewilligung 
eines neuen Darlehens im Betrage eines Drittels ihrer bisherigen 
Forderungen versprach, die ganze Schuld von nun an zu 4°/o per 
Messe, d. h. zu 16°/o im Jahr, zu verzinsen, während der ge- 
wôhnliche Marktzins in der Ostermesse 1555 nur 3°/, betrug. 
Er verpflichtete sich, an jeder Messe 4°/o Zinsen von der Ge- 
samtschuld zu bezahlen, nebst 1°/o Amortisationsrate, so dass 
auf diese Art die Schuld mit 41 Messen getilgt sein sollte.’) Doch 
die vorteilhaft scheinende Anlage erwies sich sehr bald als un- 
sicher. Die französischen Finanzen waren gänzlich erschöpft, 
und die Krone sah sich 1557 gezwungen, ihre Zahlungen einzu- 
stellen, so dass weder Zinsen noch Amortisationsquote entrichtet 
wurden. 

Dieser Staatsbankerott erschütterte indes den Kredit des 
Königs in Lyon nur vorübergehend. Noch vor Ende des Jahres 
1557 wagten deutsche Kaufleute neue Geldgeschäfte mit Heinrich Il. 

Die Schweizer in Lyon aber liessen sich nicht länger ködern; 
wir begegnen ihnen nur noch als Teilnehmer bei etwaigen Zwangs- 
anleihen, die der Gouverneur in Kriegszeiten erhob, aber nie mehr 
als freiwillige Kontrahenten eines Darlehensvertrags mit der Krone. 
Sie überliessen diese Geldgeschäfte den Obrigkeiten und den 
Kapitalisten in der Heimat, die, teils unter dem Drucke der Po- 


dass ich sie nicht einsehen konnte. — Leonhard Zollikofer von St. Gallen, 
Johann und Heinrich Peyer und Paul Hagenbach von Schaffhausen werden als 
Teilnehmer an dem „grand parti“ genannt, ebenso Kaspar Rothmund von | 
Rorschach. (Stadtarchiv St. Gallen.) 
!) Rubys, p. 378. 
?) Ehrenberg, Bd. II, p. 102. 
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litik, teils durch die hohen Zinsen verlockt, trotz aller schlimmen 
Erfahrungen immer wieder dem König ihr Kapital zur Verfügung 
stellten. 

Indem sie diesen Geldgeschäften grossen Stils entsagten, 
wandten die Kaufleute ihre ganze Energie dem Warenhandel 
zu. Für dessen Entwicklung aber waren die alten Privilegien 
von höchster Wichtigkeit. Es ist deshalb nur natürlich, dass 
die Kaufleute stets auf der Warte standen, um jeden An- 
griff auf sie abzuweisen. Dabei war nicht der Vorteil des 
Augenblicks für sie massgebend, sondern ihr Denken blieb stets 
auf das Ganze und die Zukunft gerichtet, und häufig waren Kosten 
und Mühen weit grösser, als der Nutzen, den sie persönlich er- 
zielten. 

Der erste Angriff auf die Privilegien, den die Schweizer 
nach Rainspergs Gesandtschaft zu parieren hatten, galt einem 
bis jetzt unangetasteten Rechte, das einst Ludwig XI. den Messen 
von Lyon zugesprochen. Es handelte sich um die freie Ausfuhr 
der Edelmetalle. Der König, für den es von höchster Wichtig- 
keit war, in Lyon immer Bargeld zur Verfügung zu haben, be- 
gann in der freien Ausfuhr der Edelmetalle eine Beeinträchti- 
gung seiner Interessen zu sehen. Auch die Volksstimmung war 
den fremden Bankiers keineswegs günstig; ein königliches Edikt, 
das ihre Rechte einschränkte, konnte in den weitesten Kreisen 
auf Sympathie rechnen. 

Schon am 21. August 1548 hatte Heinrich II. die freie Aus- 
fuhr von Gold und Silber in Lyon verboten.') Bei Strafe und 
Verlust der Summen sollten weder Franzosen noch Fremde ohne 
besondere Erlaubnis des Königs Geld aus dem Land führen; nur 
die Schweizer blieben, gemäss dem Ewigen Frieden, von der 
Neuerung ausgenommen.?) Zur Überwachung des Verkehrs wur- 
den an allen Toren Lyons besondere Wächter aufgestellt, um 
die Reisenden, welche die Stadt verliessen, zu kontrollieren. In 
den ersten Jahren scheinen die eidgenössischen Kaufleute sich 
ungestört ihres Vorrechtes erfreut zu haben. Dann aber wurden 
— sei es aus Missverständnis von Seiten der Torhüter, sei es, 
| was wahrscheinlicher ist, auf Befehl des Gouverneurs, — Versuche 
gemacht, das Verbot auch auf sie auszudehnen. 


Br Nıone, p, 217: 
?2) Eidg. Absch. IV, 1e, p. 1153 und 1166. 
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Im Oktober 1554 klagten einige St. Galler Kaufleute, „so 


gen Lyon handlend“, vor dem Rat ihrer Vaterstadt, dass sie an 


den Toren Lyons bei der Ausfahrt angehalten und nach ihrem 
Geld durchsucht worden seien.!) Der Bürgermeister Ambrosi 


Aigen wurde deshalb beauftragt, auf dem nächsten Tag zu Baden 
mit dem französischen Ambassador St. Laurent?) über die Sache zu 


sprechen. St. Laurent antwortete auch seinerseits mit einer Klage. 


Er behauptete, die schweizerischen Kaufleute führten für Fremde 
und zum Nachteil des Königs grosse Summen aus Lyon hinweg. 
Der König wünsche daher, dass sie von nun an beim Statthalter 


einen Passeport für den Geldexport lösen, damit man eine ge- 


wisse Kontrolle üben könne. Er lasse die Kaufleute ermahnen, 
von unreeller Ausnützung ihrer Freiheiten abzustehen, da er sie 
sonst bei den Eidgenossen verklagen werde. Der St. Galler 
Rat teilte den Lyoner Kaufleuten die Antwort St. Laurents 


mit und sprach sein Bedauern über die Beschwerde aus. 
Kaufleute und Boten?) wurden mit Strafe bedroht im Falle eines 


Missbrauchs der Privilegien. Wer in Zukunft Geld für Fremde 
ausführte, sollte, falls er Bote war, des Bürgerrechts verlustig 
gehen, falls er Kaufmann war, Strafe an Leib und Gut erfahren. 


Bei dieser Bestimmung blieb der Rat trotz der Proteste der Kauf- 
leute. Sie behaupteten, dass die „Schwaben“ mehr Freiheiten ge- 


nössen als sie und das Geld leichter ausführten, so dass dem 
Christof Zollikofer erst kürzlich durch einen Deutschen bei der 
Geldausfuhr habe geholfen werden müssen. Die Lösung von 
Passeporten aber verteure und verzögere die Ausfuhr und bringe 
zudem Gefahr für Leib und Leben.*) Der Rat versprach hierauf, 
sich durch den Ambassadoren für rasche und kostenfreie Aus- 


stellung der Pässe zu verwenden. Den Boten aber, die sich dem | 


Verbot der Geldausfuhr für Fremde nicht fügen wollten, wurde 
bedeutet, sie möchten sich entweder an den Entscheid halten 
oder ihr Bürgerrecht aufgeben.°) 


Die Neuerung hinsichtlich der Passeporte war für die Kauf- 


5 $t. Galler Ratsbuch, 1554, f. 34. 

?) Bernardin Bochetel, Abbe de St. Laurent. Ordentlicher Gesandter vom 
Oktober 1554 bis Mai 1558. 

%) Unter den „Boten“ können jedenfalls nur „Ordinari-Boten* gemeint 
sein. Auf die Einrichtung des Ordinari ist später zurückzukommen. 

4) Wegen der Geführde durch räuberische Überfälle. 

°) St. Galler Ratsbuch, 1554,'f553, 54 
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leute, die bis jetzt ihren Warenerlös ungestört in die Heimat hatten 
abführen können, ein Hindernis unangenehmster Art. Sie ruhten 
daher nicht, bis die Angelegenheit auf der Tagsatzung zur Sprache 
kam. Am 11. März 1555 hatte St. Laurent in Baden ihren Klagen 
zu begegnen. Er suchte die vorgefallenen Störungen als Miss- 
verständnisse seitens der Torwächter zu entschuldigen, welche die 
Freiheiten der Eidgenossen nicht gekannt hätten. Gerade um 
solchen Irrtümern vorzubeugen, sei es das beste, wenn die Kauf- 
leute in Zukunft beim Gouverneur von Lyon einen Erlaubnisschein 
einholten, der ihnen auf Befehl des Königs sofort und unent- 
geltlich geliefert werde. Einfaches Vorweisen dieses Passeportes 
sollte genügen, um den Schweizer Kaufleuten freie Geldausfuhr 
zu sichern. Die Tagsatzungsboten anerkannten die Berechtigung 
dieser Argumente. Es wurde ihrerseits sogar der Vorschlag ge- 
macht, dass jeder Kaufmann, der nach Lyon handle, von seiner 
Obrigkeit ein Zeugnis beizubringen habe, dass er „mit wahren, 
aufrechten Sachen umgehe“, auf das hin der Statthalter zu Lyon 
erst den unentgeltlichen Passeport auszustellen verpflichtet sei.') 
Die St. Galler Kaufleute wollten sich diesem Entscheid nicht 
fügen. Wenn sie nun schon einmal Pässe lösen mussten, so ver- 
langten sie wenigstens, dass in dem Schriftstück selbst die aus- 
geführten Summen nicht genannt und der Betrag dem Statt- 
halter überhaupt nicht angezeigt werde; eine Forderung, die 
allerdings im direkten Gegensatz zu den Absichten des Königs 
stand, der eine Kontrolle der Ausfuhr wünschte. 

Wieder war der St. Galler Rat das Sprachrohr der Kaufleute. 
Seine beiden Boten warfen zu Baden, im Mai 1555, die Frage 
der Passeporte nochmals auf.’”) St. Laurent antwortete ähnlich 
wie früher, wies aber auch darauf hin, dass die Massregel nötig 
sei, um Betrug zu verhüten; die Summe müsse unbedingt in 
den Pässen angegeben sein. Auf die Gegenvorstellungen der 
St. Galler beschlossen die Tagsatzungsherren, die Angelegenheit 
noch einmal vor ihre Obern zu bringen.?) Inzwischen gaben 
neue ärgerliche Vorkommnisse bei der Geldausfuhr in Lyon den 

Klagen der Kaufleute Nachdruck. Die Tagsatzung stellte sich 


!) Eidg. Absch. IV, Le, p. 1153, 1166. 

| 2) St. Galler Ratsbuch, 1554—55, f. 148, 158. Die Gesandten waren der 
Hauptmann Hans Blum und der Stadtschreiber Josua Kessler. 

3) Eidg. Absch. IV, 1e, p. 1209. 
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jetzt entschieden auf ihre Seite. Doch obwohl St. Laurent end- 
lich versprach, beim König ein gutes Wort für Geheimhaltung 
der Summen einzulegen, wurden die St. Galler auch ferner ge- 


zwungen, die Exportbeträge in die Pässe eintragen zu lassen.') Sie 


traten deshalb im September 1555 wieder klagend vor die Tag- | 
satzung, legten acht Passeporte vor und betonten nochmals die 
Gefahr für Leib und Leben, die sich aus solcher Veröffentlichung 


für sie ergebe. Jetzt erlangten sie endlich ein direktes Schreiben 


der Eidgenossen an den König, in dem, unter Berufung auf 
Art. 9 des Ewigen Friedens, gegen die Neuerung Protest eingelegt 


wurde. Man sei, hiess es in dem Briefe, dem Herrn St. Laurent, 


unter Vorbehalt der Bünde weit entgegengekommen und habe | 


die Kaufleute zur Lösung von Passeporten verpflichtet; doch 
könne man ihnen die Eintragung der Summen nicht zumuten. 
Hingegen habe man sie des strengsten ermahnt, kein Geld für 
Fremde auszuführen, und bitte den König, seinerseits die alten 
Privilegien zu beachten, da man sich sonst durch den Marchtag 
von Peterlingen Recht verschaffen müsste, der nach den Be- 
stimmungen des Ewigen Friedens in Rechtshändeln zwischen 
dem König und Privaten zur Anwendung kam. 

Die königliche Antwort liess auf sich warten, und in der 
Zwischenzeit dauerten die Streitigkeiten in Lyon fort. Am 13. De- 
zember 1555 erscheinen die Kaufleute der Stadt St. Gallen vor 


ihrem Rat, um sich zu beschweren, wie in Lyon jetzt sogar eine 


obrigkeitliche Bescheinigung dafür verlangt werde, dass das aus- 
geführte Geld ihr Eigentum sei. In Erwartung des königlichen 
Entscheides waren sie indes bereit, sich dem Begehren vorüber- 
gehend zu fügen, und gingen deshalb den Rat um ein soiches 
Dokument an. Gleichzeitig baten sie ihn, die neue Beschwerde 
bei nächster Gelegenheit den Eidgenossen zu melden.?) 


1) Eidg. Absch. IV, 1e, p. 1255, 1265. 


?) St. Galler Ratsbuch 1555, f. 108, 111, 112. Bevor der Rat die ge- 
wünschte Bescheinigung gab, wurden durch eine speziell eingesetzte Untersuch- 
ungskommission, bestehend aus Hans Hoptli, Rütlinger und dem Stadtschreiber 
Ja Kessler, die Lyoner Kaufleute auf Eid befragt, ob sie wirklich nur für 
sich Geld ausführten. Mit Eid vernommen wurden Jakob Studer, Kaspar 
Schlumpf, Christof Zollikofer, Sigmund Zollikofer, Niklaus Metrisat, Jakob 
Appenzeller, Jakob Rainsperg alt, und Kaspar Vonwiler. Sie alle sagten aus, 
dass sie nur ihr Geld und das ihrer „Verwandten“ geführt hätten. Hinsichtlich 
der Boten behaupteten sie, nichts Sicheres zu wissen. 
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Endlich, im April 1556, auf der Tagsatzung zu Baden, brachte 
der französische Gesandte die Antwort des Königs auf das Schrei- 
ben vom September 1555. Unter dem Druck der Kriegsereignisse, 
‚die ihn zwangen, immer wieder bei den Eidgenossen um Erlaubnis 
zur Truppenwerbung anzuklopfen, war Heinrich II. bereit, den 
Forderungen der Kaufleute entgegenzukommen. Die Drohung 
mit dem Marchtag von Peterlingen war wohl auch nicht ohne 
‚Eindruck geblieben. So wurde auf Eintragung der Geldsummen 
in die Pässe verzichtet, unter der Bedingung, dass die Kaufleute 
|den auszuführenden Betrag wenigstens dem Gouverneur an- 
‚zeigten, damit er geheime Kontrolle über den schweizerischen 
| Geldexport führen könne.'!) Da die Eidgenossen sich mit diesem 
ı Vorschlag einverstanden erklärten, so erliess der König am 
13. Mai 1556 ein Reglement, das die Frage der Geldausfuhr 
\ordnete.?) Es entschied, dass die Kaufleute zwar Pässe zu neh- 
[men hätten, doch ohne Eintragung der Summen — „qu’ilz seront 
‚tenuz d’aller declarer audict Lieutenant general quelles sommes 
lilz entendront sortir de nostre Royaume, pour en avoir son 
passeport; lequel ledict Lieutenant general leur baillera tel que 
‚leur sera necessaire pour leur laisser librement sortir ce qu’ilz 
Lemporteront d’or et d’argeant, quant à eulx, sans particulariser les 
sommes et en faire au cune insertion esdicts passeports. Mais 
bien faira ledict Lieutenant general ung registre secret, ou 
seront inserees les sommes selon la declaration que luy en au- 
ront faicte lesdicts marchans, et demeurera ledict registre par 
devers luy, pour servir à la verification des abus, sy aucuns s’en 
commettent par lesdicts marchans sur ledict transport“. Vom 
‚geheimen Register des Gouverneurs sollte monatlich eine Kopie 
an den Gesandten in der Schweiz geschickt werden, damit in der 
Heimat eine gewisse Gegenkontrolle ausgeübt werde.’) 








So schien die Angelegenheit zu beidseitiger Befriedigung er- 
ledigt. Da mussten die Kaufleute schon wenige Wochen nach Erlass 
der königlichen Verordnung erfahren, dass das „registre secret“ des 
Gouverneurs keineswegs geheim gehalten wurde. Nun machten 


1) Eidg. Absch. IV, 2, p. 6. 
?) St. G. D. Tr. XIV, P. 1. — Z. D. 149, No. 23. 
$) Eidg. Absch. IV, Le, p. 1209. 
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sie einen letzten Versuch, die Befreiung von der hindernden 
Bestimmung der Passeporte zu erlangen; aber er scheiterte, 
und sie mussten sich mit der Versicherung des Königs be- 
gnügen, dass die Geldsummen zukünftig vom Gouverneur ver-. 
schwiegen werden sollten.!) 





Einige Jahre konnte auf Grund dieser Abmachungen der Geld- | 
export ungestört stattfinden, bis 1559 eine besonders starke Geld- 
ausfuhr der Schweizer in Lyon grosse Entrüstung erregte. Es 
handelte sich um ein „Fässlin“, gefüllt mit spanischen Silber- |) 
münzen, das der zürcherische Münzmeister für sich und einige |) 
St. Galler Kaufleute von Lyon nach der Schweiz brachte Er 
hatte zwar für seine Ausfuhr den üblichen Pass gelöst; aber die 
Höhe der Summe veranlasste den Statthalter vonLyon, sich dennoch 
klagend an den französischen Vertreter in der Schweiz zu wenden. 
Der Gesandte Coignet?) schrieb sofort an den Rat der Stadt 
Zürich, dass dem König sehr daran gelegen sei, die alten Privi- 
legien zu halten, dass aber solche Ausfuhr im grossen eine schwere 
Schädigung seiner Interessen mit sich bringe. Coignet schätzte 
den Betrag der betreffenden Summe auf 50,000 Livres. Der Rat 
von Zürich liess sich vom Münzmeister Rechenschaft ablegen, 
und es stellte sich heraus, dass es sich keineswegs um Betrug 
oder verbotene Ausfuhr handelte. Auch war das Geld in der 
Eidgenossenschaft geblieben und nicht ins Reich gekommen, wie | 
man geargwöhnt hatte.) Immerhin gab dieser Vorfall in Lyon | 
Anlass zu neuen Angriffen auf das Ausfuhrprivileg der Schweizer, |) 
die auch zu neuen Klagen führten. 








So treten die schweizerischen Kaufleute schon im Juni 1559 
wieder vor die Tagsatzung. Auf das Verlangen des Gesandten, | 
man möge doch in erster Linie dem Betrug steuern, wurde er- 
widert, der Gouverneur solle die Schuldigen jeweilen anzeigen, |) 
damit man sie persönlich strafen könne und nicht die Gesamtheit 





1) Eidg. Absch. 2, p. 11, 19. | 

?) Mathieu Coignet, ordentlicher Gesandter, Mai 1548 bis August 1562. | 

?) Staatsarchiv Zürich, A. 225, 2, No. 165, 166. Hier werden die st. gal- |) 
lischen Kaufleute genannt, die ihr Geld, zusammen 23,691 Reales, in das „Fäss- ) 
lin“ des Münzmeisters geschlagen haben: Kasper und Heinrich Schlumpf, | 
Cristoffel Zolikoffer, Niclas Metrisatt, Casper Fonwiler, Barthlome Schowinger, | 
Stoffel Scherer, Hanns Liner, Jorg Zolikoffern, Jacob Zolikoffers Gesellschaft. 





| 
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zu leiden habe.!) Trotzdem ertönen Klagen über die Ver- 
hinderung der Geldausfuhr immer wieder. Die Kaufleute wurden 
aufs neue gezwungen, ihr Geld den Torhütern von Lyon vorzu- 
weisen und die Summen in die Pässe eintragen zu lassen. Im 
Jahre 1561, auf der Apriltagsatzung zu Baden, berichtete Junker 
Leonhard Keller von St. Gallen, dass seinem jüngsten Sohne 


‚beinahe ein grosses Unglück widerfahren wäre, weil die Summe, 


die er auf sich trug, in seinem Passe verzeichnet stand. Nun bat 
man den König um einen endgültigen Entscheid, und als Coignet 
nur die schon oft gegebenen Versprechen wiederholte, brach 
die Geduld. Ein Ultimatum wurde gestellt: entweder Abhilfe 
der Beschwerden bis zur Augustmesse oder dann Entscheid 
durch den Rechtstag von Peterlingen.’) 

Diese Drohung scheint auch jetzt ihre Wirkung nicht verfehlt 


‚zu haben; wenigstens verstummen die Klagen der Kaufleute 


‚für einige Zeit. 

Auch von Zollbeschwerden vernimmt man nach der Ge- 
sandtschaft Rainspergs auf Jahre hinaus wenig oder nichts. Nur 
über die in Toulouse zu entrichtenden Zölle, die nach dem W ort- 
laut des königlichen Patentes®) vom 29. Dezember 1553 in Weg- 
fall kommen sollten, erhob sich ein neuer Streit. Als der St. Galler 
Leonhard Keller ihre Bezahlung verweigerte, wurden seine Waren 
eingezogen und erst nachdem er einen Bürgen gestellt hatte 
wieder freigegeben, dem Bürgen aber, um den Zollbetrag zu 
decken, zwangsweise Güter verkauft. Keller erhob hierauf Klage 
beim König, und als dessen Befehl, die Waren zu restituieren, 


| keine Ausführung fand, wandte er sich, unterstützt von der Stadt 


St. Gallen, 1556 an die Tagsatzung, mit der Bitte, ihm gegen die 


königlichen Beamten zu seinem Recht zu verhelfen. Auch hier 


ı wurde mit dem Marchrecht von Peterlingen gedroht und St. Lau- 


I) Eidg. Absch.IV, 2, p.91, 94. Mit „Betrug“ meint der französische Ge- 
sandte jedenfalls die Sitte, dass fremde Kaufleute, auf Grund des gekauften Bürger- 
rechts irgend einer Schweizer Stadt die Ausfuhrprivilegien auch für sich in An- 
spruch nahmen. Daneben scheint es, dass schweizerische Kaufleute spekulations- 
weise gutes Silber in Lyon aufkauften, um es in der Schweiz neu münzen zu 
lassen und eventuell verschlechtert wieder nach Frankreich zu werfen. Vielleicht 
kam auch hie und da eigentlicher Betrug, d. h. Geldausfuhr für Fremde, vor. 
Doch wird dies von den Kaufleuten bestritten. 

Ay Eidg. Absch, IV, 2,,p: 107,115, 129, 1465/1452182. 

3) Siehe p. 48. | 
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rent, der damalige französische Gesandte bei der Eidgenossen- 
schaft, aufgefordert, entweder für sofortige Befriedigung Kellers 
zu sorgen oder dem König zu melden, dass er auf den 12. Januar 


1557 seine „Zusätzer“ nach Payerne zu schicken habe. !) 


Dieser Rechtstag, an dem auch Streitigkeiten über Sold- 


zahlungen zum Austrag kommen sollten, wurde durch den König 
und seinen Gesandten immer wieder hinausgeschoben und 


verzögert, schliesslich aber endgültig auf den 12. Januar 15584 
festgesetzt, mit der Bestimmung, dass sich die eidgenössischen 
Zusätze auf diesen Tag unbedingt in Peterlingen einzufinden 


hätten, um ein Urteil zu fällen, auch wenn die französischen 


Richter nicht erscheinen sollten.*) Ob der Tag wirklich statt- 


gefunden und wie der Spruch des Richters gelautet, entzieht sich | 


leider unserer Kunde. In jedem Fall aber gibt der Vorfall Zeugnis 
für das Selbst- und Rechtsbewusstsein der St. Galler Kaufmann- 
schaft, deren einzelne Angehörige sich nicht scheuten, das Recht 
auch gegen die französische Krone anzurufen. 

In Lyon, wo sich die eidgenössischen Kaufleute seit 1553 des 
fast ungestörten Genusses ihrer Zollprivilegien erfreuten, waren 


die Zölle der Imposition foraine, der Domaine forain oder Röve 
und der Haut-passage, °) die für die Eidgenossen allein in Betracht | 


fielen, im März 1555 wieder in den Besitz der Stadt gekommen. 
Sie wurden von ihr in eigener Regie verwaltet; doch befliss man 
sich im Interesse des Handels einer sehr gemässigten Zollpolitik, 
um so die Kaufleute, die sich in den Jahren, als die Zölle in 
königlicher Regie und mit grosser Schroffheit erhoben wurden, 
von Lyon abgewandt hatten, neuerdings an die Stadt zu fesseln.‘) 
Bei ihrem Reichtum sah sie sich nicht darauf angewiesen, die 


2500 Livres, die sie dem König jährlich für das Recht auf die || 


Exportauflagen entrichtete, den Kaufleuten mühselig abzupressen. 


Lyon betrachtete die Zölle nicht in erster Linie als Einnahme- | 
quelle; ihrem Besitz wurde besonders deshalb hoher Wert bei- || 


gemessen, weil er den Rat zum Herrn über die Zollpolitik machte. 


1) Eidg. Absch. IV, 2, p. 19. 
2) Eidg. Abseh. IV, 2, p. 24,.28, 59. 


3) Die drei Zölle wurden seit 1556 wieder in der alten Form bezogen, da || 
die allgemeine Opposition gegen die Reform von 1551 Heinrich II. zu deren || 


Aufhebung veranlasst hatte. 
*) Rubys, p. 379. Charlety, II, p. 448. 
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| Zwar scheint es vorübergehend zu einer kleineren Störung 
|gekommen zu sein. Erst als Heinrich II. durch ein Patent vom 
16. April 1556!) ausdrücklich erklärte, dass beim Übergang der 
IZollgerechtsame an die Stadt die alten Privilegien und Exem- 
tionen der Schweizer unangetastet bleiben sollten, fanden ihre 
|Ansprüche während einer Reihe von Jahren volle Anerkennung. 
| Hingegen erhoben die „conseillers et echevins“ Klage beim 
König gegen die überhandnehmende Unsitte, dass sich fremde 
Kaufleute — wohl in erster Linie solche aus den Reichsstädten 
— als Bürger in einer Schweizer Stadt aufnehmen liessen, um 
dann in Lyon alle den Eidgenossen zukommenden Rechte zu 
geniessen. Sie erlangten im August 1561 von Karl IX. eine 
Deklaration, durch welche die Privilegien der Eidgenossen aus- 
drücklich auf die ,natifs et originaires desdits cantons“ ein- 
seschränkt wurden,’) ein Entscheid, der den schweizerischen 
Kaufleuten nur angenehm sein konnte, wenn er auch für die 
Finanzen der einzelnen Schweizer Städte einen Nachteil bedeuten 
mochte. — 

Seit 1560 war Lyon in die den Religionskriegen voran- 
gehenden Wirren hineingezogen worden. Katholiken und Pro- 
testanten suchten diese zweitwichtigste Stadt des Königreiches 
für sich zu gewinnen. Im April 1562 zog der Baron des Adrets, 
das Haupt der Hugenotten der Dauphine, als Diktator ein. 
Kirchenplünderungen und Katholikenverfolgungen waren nun in 
(yon an der Tagesordnung. Die Sicherheit des Handels litt so 
schwer darunter, dass die Messen aus der Stadt gezogen werden 
mussten. Sie wurden 1562—63 im nahen Montluel abgehalten.’) 
Da Lyon unter der Herrschaft der Protestanten in offener 
Revolte gegen Karl IX. stand, so konnte es allerdings als ein 
Bruch des Ewigen Friedens von 1516 ausgelegt werden, wenn 
Bern auf die Bitte Condé’s 13 bis 14 Fähnlein dahin ziehen 
iess, um die hugenottische Sache zu unterstützen.‘) Der fran- 


| 


5 Vogel, p. 28. 

?) Vogel, p. 30. 

#) Charlety, I, p. 88 ff. Rubys, p. 395 ff. 

4) Rott, II, Bd. II, p. 44, 45. Rubys spricht von „Suisses des Cantons de 
3erne et Suric*. — Bei dieser Gelegenheit wurde der Stadt St. Gallen von der 
catholischen Tagsatzungsmehrheit ein Verweis zuteil, weil sie so viele der ie 
ıach Lyon habe ziehen lassen, entgegen den alten Nu ägen mit dem König 
Hide. Absch. IV, 2, p. 249, 295. 


| 
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zösische Gesandte in der Schweiz erhob Protest, und es gelang 
ihm rasch, die Heimberufung der Schweizertruppen durchzu- 
setzen (1563).!) Schon im Sommer 1563 kehrte die Stadt zum. 
Gehorsam gegen den König zurück. Die Messen wurden wieder! 
wie vorher abgehalten, und im Juni 1564 kamen sogar Karl IX. und. 
die Königinmutter, Katharina v. Medici, auf kurze Zeitnach Lyon. 

Bei dieser Gelegenheit wurde die seit 1551 von der Stadt;l| 
erhobene sogenannte „Douane de Lyon“?) vom König mit andern || 
Gerechtsamen einem verhassten Florentiner Wechsler in Pacht 
gegeben. Erst dadurch erhielt sie den Charakter einer bleibenden | 
Institution, indem der neue Pächter diese Abgabe, die bis jetztj 
immer nur eine vorübergehende Auflage zur Rückvergütung! 
königlicher Anleihen gewesen war, nun auch während der Messen|| 
erhob und sie damit in der Tat zu einer Gefahr für deren zu-- 
künftiges Gedeihen machte. 

Obschon die Schweizer Kaufleute durch die von Rains- 
perg erlangte königliche Erklärung seit 1553 von der Zahlungjl| 
der Douane von Lyon befreit waren und die erwähnte Ver-+i 
änderung sie daher nicht berührte, fanden sie es doch ratsam,,| 
bei der Erneuerung des französischen Bündnisses, im Dezember! 
1564, alle ihre Forderungen wieder zur Sprache zu bringen, um soı 
mehr, da in Lyon die Geldausfuhr nach wie vor mit Schwierig-H 
keiten verbunden blieb. 

Freiburg wünschte erweiterte Privilegien für seinen Woll-4 
handel; Wallis wollte in erster Linie seine Salzversorgung sichern, 
welche neue Zölle bedeutend verteuert hatten. Die St. Galler 
Kaufleute aber, die mit grösster Energie die Gunst des Augen- 
blickes ausnützten, erlangten schon im Juni 1565 einen könig- 
lichen Brief an den Gouverneur von Lyon, in welchem befohlen 
wurde, den alten Privilegien der Schweizer in jeder Hinsicht! 
Anerkennung zu ee. und bei Anlass der Beschwörungf| 


| 





in aller Form et und erneuert.*) 





\) Rott, IL:Bd«IL, p:/49. 

2) Siehe p. 43. 

3, ZuD. 149,:No. 25. 

#) Vogel, p. 35. — MB. No. 24, 25. 
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Trotz alledem sahen sie sich schon im folgenden Jahre ver- 
anlasst, die Intervention ihrer „Herren und Obern“ gegen allerlei 
„Beschwerden und Neuerungen“ anzurufen, die von dem Zöllner 


|in,Lyon ausgingen, insbesondere gegen eine Abgabe von 10 Franken 
von jeder Last Safran, die in Frankreich gekauft wurde, und 
von 40 Franken von spanischem Safran. Ein Schreiben, das 
ider französische Botschafter Bellievre auf Ansuchen der Tag- 


satzung darüber an die königlichen Beamten in Lyon erliess, 
wurde gar nicht beantwortet, und als der Gouverneur von Lyon, 
an den sich die Kaufleute gewandt hatten, anerkannte, dass die 
Schweizer diesen Zoll nie bezahlt hätten, begegnete ihm der 
Zöllner mit der Antwort: „wie er den zoll von kün. Mt. empfangen, 
sye im kein natzion ußgesündert; darumb er den zoll haben 


Wwelli“. Darauf ging unterm 21. Juni 1567 eine kräftige Prote- 


station der zu Baden versammelten Tagsatzung zu Gunsten der 


Kaufleute an den König ab, mit dem Begehren, den wider- 


spenstigen Zöllner zur Ordnung zu weisen.') — Im Jahre 1568 


tauchte auch die alte Streitfrage wegen der Geldausfuhr wieder 


auf, indem der neue Gouverneur von Lyon, Francois de Man- 
delot, die den Schweizern so verhasste Forderung erneuerte, 
dass die Ausfuhrsummen in die Pässe einzutragen seien. Gleich- 
zeitig verpflichtete er auf königlichen Befehl alle fremden, in 


Lyon residierenden Kaufleute zu einer jährlichen Geldsteuer für 
die Erhaltung der „Garde“.”) Jede der fünf „nations“ sollte 


400 Franken beitragen. Im März 1569 führten die Kaufleute 
on St. Gallen durch Junker Leonhard Keller über diese Zu- 








1) Stadtarchiv St. Gallen Tr. E. Nr. 

?) D. h. der Garnison der 100 a ee zu deren Anwerbung 
zum Schutze der Stadt gegen Angriffe der Hugenotten der Gouverneur von 
Lyon von der Tagsatzung zu Soloturn im Januar 1567 Erlaubnis erhalten hatte. 
Eidg. Absch. IV, 2, p. 353. Rott, II, Bd. II, p. 64. — Rubys, p. 409, spricht 


Avon 300 Schweizern. -— Wenn sich auch die schweizerischen Kaufleute, die fast 


alle Bürger evangelischer Städte waren, nicht an den französischen Religions- 
kämpfen beteiligten, scheinen sie doch von ihnen gelegentlich in Mitleiden- 
schaft gezogen worden zu sein, so im Jahre 1567, wo die Kaufleute, die 
hach Lyon handeln, vor dem Rat ein Schreiben verlesen lassen, ‚‚wie es laider 
zu Leon stande‘“, um Rat bitten und den Rat erhalten, nach Soloturn, Frei- 
burg und Lyon zu schreiben ‚‚und dass der iren ainr selbs oder zwen rittind und 
selbe zur sachen lugind‘‘ (St. Galler Ratsbuch, 1567, f. 112); aber zu einer 
»rnstlichen Unterbrechung der Handelsbeziehungen kam es auch in diesen 
wilden Zeiten nicht. 
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mutungen in Baden Klage. Der Gouverneur wurde schriftlich 
ersucht, die Kaufleute bei ihren Rechten zu belassen. Mandelot 
erklärte sich bereit, dem Begehren wegen der Pässe entgegen- 
zukommen, und was die Beisteuer zur Erhaltung der Garde be- 
traf, so versprach er, sich bei Karl IX. für günstigen Entscheid 
zu verwenden,') wie auch der französische Gesandte, dem die 
Angelegenheit von der Tagsatzung empfohlen wurde. — Da die 
Klage der Kaufleute nicht wiederkehrt, darf man wohl annehmen, 
dass der König dem Begehren der Schweizer entsprochen habe. 

In noch schärfern Konflikt sollten die Kaufleute mit dem 
Inhaber der Douane von Lyon?), Louis Dadiaceto°), geraten, als 
der Pachtvertrag über die Douane im Jahre 1570 erneuert wurde. 

Karl IX. hatte die zur Douane von Lyon gehörende Auflage 
von 2,5°, vom Werte aller Einfuhrwaren an sich gezogen 
und in Pacht gegeben, bevor die Stadt für diedem König gewährten 
Anleihen entschädigt war, um derentwillen man den Zoll ur- 
sprünglich aufgestellt hatte. . Lyon litt schwer unter dem Aus- 
fall, und Karl IX. erlaubte der Stadt deshalb, sich durch eine 
neue Auflage von 2,5°/o von allen fremden, ausserhalb des 
Königreichs produzierten Einfuhrwaren für seine Schuld bezahlt 
zu machen. Im Jahre 1569 bezog sie diesen Zoll ohne weitere 
Störung. Nun gelang es dem Pächter, dem neuen Pachtvertrag!| 
auch diese neue Auflage einzuverleiben. Umsonst anerbot sich. 
der Lyoner Rat, die Einnahmen aus dem Zoll ohne weiteres auf! 
20,000 Kronen zu veranschlagen und diese Summe jährlich an)| 
der königlichen Schuld in Abzug zu bringen. Der Pächter blieb 





doch hatte er die Pachtsumme bis zur völligen Tilgung des; 
Darlehens nicht an den König, sondern an die Stadt zu leisten.*) 
Bei dieser Abmachung blieb es, obwohl zwei Gesandtschaftenil 
im Namen Lyons und der fremden Kaufleute am Hof gegeni 
sie Verwahrung einlegten. 





!) Eidg. Absch. IV, 2, p. 418, 424. 
?) Siehe p. 43 und 60. 


siehe bei Ehrenberg, Bd. I, p. 306. — Er war es auch, der den Schweizern 
den Safranzoll zu Lyon abverlangte. | 


#) Rubys, p. 417. 
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| des Florentiner Pächters schwer empfunden wurde. Auch die 


NH Schweizer sahen sich bald zur Zahlung der neuen Auflage ge- 
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zwungen. 
Wie immer waren es die St. Galler Kaufleute, welche die 
Sache der Gesamtheit erst vor dem Rate der Heimatstadt und 


| dann vor der Tagsatzung verfochten (1571).1) Sie beklagten 
| sich besonders über die Missachtung königlicher Befehle durch 


die Zöllner. Während der Gouverneur den Schweizern ganz 
freundlich gesinnt sei und ihre Rechte gelten lasse, zwinge sie 
der Zöllner ohne weiteres zur Zahlung der Auflagen und nehme 
bei Weigerung die Waren in Beschlag. Dies sei jüngst der 
Firma Sebastian Zollikofer & Gesellschaft widerfahren, als sie 
den Zoll für den Safran, den sie nach alter Gewohnheit in Spa- 
nien und Frankreich gekauft hatte und über Lyon in die Heimat 
führen wollte, verweigerte. Trotz eines königlichen Befehls für 
Freigabe der beschlagnahmten Ballen sei der Firma doch nichts 
übrig geblieben, als den Zoll noch weiter zu bezahlen, wenn sie 
nicht ihren ganzen Handel aufstecken wollte. Der neue fran- 
zösische Gesandte?) begegnete diesen Beschwerden mit den üb- 
lichen Ausreden, versprach aber dennoch, sich beim König zu 
verwenden. 

Wieder erfolgte ein königlicher Entscheid zugunsten der 
Schweizer, und wieder verweigerte der trotzige italienische Zoll- 
pächter den Gehorsam. Er wusste wohl, dass der König die 
Privilegien der Schweizer nur unter dem Drucke der politischen 
Verhältnisse immer von neuem anerkannte und dass ihm eine pri- 
vate Opposition der Zollpächter gegen die unbequemen Forde- 


ilrungen der Privilegierten nicht unangenehm war. Die Zoll- 


‚befreiung der eidgenössischen Kaufleute musste eine empfindliche 
Verminderung der Pachtrenten herbeiführen, zu der sich der König 
‚nicht verstehen wollte. Weit eher war er bereit, ein Auge zu- 
‚zudrücken, wenn seinen Befehlen nur lässig nachgekommen wurde. 

Den nalen Klagen der schweizerischen Kaufleute suchte 
‚der französische Gesandte diesmal durch eine neue Interpre- 
tation des Ewigen Friedens zu begegnen, der „nit anderst sölle 
‘verstanden werden, (als) dass eben die waren, so in an Eid- 


| 


") St. Galler Ratsbuch, 1570, f. 129. =" 8t. 6. D. Fr. XIV, P: I. 
2?) François Gaudart, Sr. de la Fontaine, ausserordentlicher Gesandter, 
LE 1571 bis Februar 1578. 
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gnoschafft gfürt, darin verbrucht und verschliesen werdendt, die 
söllen zollfry sin, sonst anders nit.“ — Nun brachten die St. Galler 
die Angelegenheit nochmals vor die Tagsatzung, da sie in dieser 
Auslegung von Artikel 9 des Ewigen Friedens eine allgemeine 
Gefahr erblickten: „dan wo man in anem wicht, wird es by dem 
„selbigen nit bliben, sonder nach und nach merers und beschwer- 
„lichers volgen.“*') Ein drohendes Schreiben der Eidgenossen 
(Juli 1571): man werde sich gegebenen Falles an den Marchtag 
von Peterlingen halten, veranlasste Karl IX., endlich durch ein, 
Patent ihre alten Privilegien ausdrücklich anzuerkennen. Diese 
Urkunde vom 1. August 1571 sicherte den eidgenössischen Kauf- | 
leuten, und speziell denen von St. Gallen, auch weiterhin Befrei- 
ung von allen neuen Zöllen, die in Lyon oder anderswo entgegen 
den alten Verträgen erhoben würden.?) 


Der königliche Brief wurde vom Gouverneur Mandelot feier- 
lich anerkannt und publiziert. Um so erstaunlicher ist es, dass 
der zähe Zollpächter Dadiaceto auch jetzt seine Sache noch 
nicht verloren gab. Er erklärte, „der neüwerung, die er mache, 
hab er güt füg und macht“, und zwang die Kaufleute auch)! 
weiterhin zur Entrichtung des Zolles; gleichzeitig wandte er! 
sich mit einem Protest gegen ihre Forderungen. Dabei führte] 
er in geschicktester Weise treffende Argumente ins Feld. In 
erster Linie behauptete er, die von König Franz 1516 aufgerich-'| 
teten Artikel seien nicht anders zu verstehen, „dann das die] 
Eidtgnoßen, so durch Frankhrich mit leib oder gütt handlend|| 
und wandlend, nitt höcher beschwärt oder undertruckt werdindt| 
mit einicherlei anlagen oder zöllen, dan die Frantzosen und! 
des Khunigs underthonen selbs,... dann es hatt weder recht nochil 
„füg, das der Kunig sölte fromde nationen, wie güte freundt und 
„pundtsgnoßen sy ie werendt, der zöllen und beschwärden freien, | 
„die seine underthonen gedulden und tragen müeßendt; dan er 
„were gleich einem, der mitten im winter seinen gütten beltz-H 
„rockh ußzuge und erfrüre, entgegen seinem fründt anlegte,l 
„in vor frost zü bewahren, sich selbs verderbe und ine reichu 
mache.“ Falls die Schweizer wirklich alle die Privilegien ge 
DE a | 

1) St. G. D. Tr. XIV, P. 1, Copie der Beschwerdeschrift der Kaufleutäh 
an die Eidgenossen. : | 

?) Vogel, p. 37. Vidimus St. G. D. Tr. X, P. 1. 
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niessen dürfen, die sie verlangen, so werde es den französischen 
Kaufleuten unmöglich gemacht, mit ihnen zu konkurrieren, und 
alle Kaufmannschaft werde in die Hände der Schweizer fallen. 
Wenn auch die Eidgenossen selbst ... „an gelt nitt gwaltig 
„gnug werendt, alle ding in ire hand ze bringen, funden sie 
„doch (bey) fremden nationen gsellschafft gnug, die mit inen under 
„die deckhen schluffendt, deß schins eidtgnösscher freyheitt ge- 
„brauchtendt und damit das gantz Franckhreich verderbtendt.“') 
Die St. Galler ihrerseits konnten und wollten diese teilweise 
gerechtfertigten Argumente nicht anerkennen. Sie suchten — 
wie einst Rainsperg — eine gerichtlich beglaubigte Bescheinigung 
ihrer früheren Zollfreiheit zu erlangen. Wieder waren ihnen 
die Verhältnisse günstig, indem auch jetzt, wie einst im Jahre 
1553, die Stadt Lyon und der fremde Zollpächter sich feindlich 
gegenüberstanden. Am 1. September 1573 bezeugten vor dem 
obersten Gerichtshofe Lyons vier ehemalige Angestellte der 
| Douane, dass die Schweizer bis jetzt keine Zölle für die Einfuhr 
des Safrans und anderer Waren bezahlt und dass königliche 
Briefe stets Restitution der etwa widerrechtlich erhobenen Be- 
träge verordnet hätten.?) Aber erst am 29. November liess der 
König dem Gouverneur Mandelot ein Schreiben zugehen, in dem 
ihm befohlen wurde, den Zollpächter Dadiaceto zur Beachtung 
des Patentes von 1571 zu zwingen. Damit war den Schweizern 
ihre alte Befreiung von der Douane wieder gesichert.) 
Während diese Zollstreitigkeit noch schwebte, hatten die 
Sturmglocken der Bartholomäusnacht in Frankreich das Signal 
zum grossen Massenmord der Anhänger des neuen Glaubens ge- 
geben. Am 31. August folgten die „Vespres Lyonnoises“ auf 
die ,Matines Parisiennes“ vom 24. August 1572.) 
> Auch in Lyon war das Blutbad schrecklich. Mehr als 
1800 Menschen fielen der wütenden Menge zum Opfer. Der 
| Gouverneur Mandelot wagte es nicht, dem Morden Schranken 
[zu setzen; die Stadt blieb völlig sich selbst überlassen. Um so 
lerstaunlicher ist es, dass die evangelischen Kaufleute aus der 
||Eidgenossenschaft persönlich gar nicht von den blutigen Vor- 


1) St. G. D. Tr. XIV, P.1, Deutsche Wiedergabe des Protestes des Zöllners. 
2) Z. D. 149. Protokoll der Verhandlungen. | 
SE CD Treo XIV: P. 1: 
4) Rubys, p. 421. — Charléty, I, p. 91. 
St. Galler Mittlgn. z. vaterländ. Gesch. XXXII. 5 
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sängen berührt worden zu sein scheinen. Obschon der Streit 
der St. Galler mit dem Zollpächter Dadiaceto ununterbrochen 
über das kritische Jahr fortdauerte, spricht doch kein einziges 
Aktenstück aus dem Archiv der Kaufleute von dem Schrecken 
dieses Augusttages, und auch auf den Tagsatzungen ertönt keine 
Klage darüber. Wir dürfen also wohl annehmen, dass das Blut- 
bad die Schweizer in Lyon gar nicht berührte und dass unsere, 
evangelischen Kaufleute ihre Geschäfte in der katholischen Stadt 
Lyon ohne gewaltsame Störung betreiben konnten, während die 
Parteien Frankreichs fast ununterbrochen unter den Waffen 
standen und der Glaubenshass aufs höchste stieg. 


Wenn wir nach einer Erklärung für diese Tatsache suchen, 
so drängt sich einerseits die Vermutung auf, dass wohl die kleine 
katholische Garnison aus den Waldstätten den evangelischen 
Eidgenossen in der fernen Rhonestadt die Bundestreue hielt, 
indem sie diese in ihren starken Schutz nahm; anderseits sind | 
dabei ohne Zweifel die politischen Verhältnisse zweifellos in Be- 
tracht zu ziehen. 

Im April 1575 bestätigte Heinrich III. die Privilegien der! 
Eidgenossen.‘) Einen Monat später erlangten Schweizer Kauf-. 
leute vor der Cour des Aides?) einen günstigen Spruch in einer 
Zollstreitigkeit gegen Louis Serrain, den Pächter des neuen 
Zolles auf Gold und Silberstoffe, Seide und andere Waren, die: 
in die Stadt Paris eingeführt wurden. Die beschlagnahmteni 
Güter sollten herausgegeben und die schon erpressten Zoll-4 
beträge zurückerstattet werden; die Kosten des Verfahrens# 
hatte der Pächter zu tragen. Dieser Entscheid ist auch für uns# 
wichtig, denn hier begegnen wir zum ersten Mal Schweizer 
Kaufleuten in der französischen Hauptstadt, fernab von der ge- 
wohnten Strasse nach Lyon und Toulouse. Es waren in erster 
Linie die Basler, die auf den Messen von Paris eine Rolle 
spielten.”) | | 

Durch ein Edikt vom Februar 1577 wurde die Traite do+ 
maniale geschaffen: ein neuer Ausfuhrzoll auf Getreide, Weine.) 










1) Vogel, p. 38. | 
| ?) Esmain, p. 401. Die Cour des Aides war der souveräne Gerichtshof ini 
Paris, der in Zoll- und Steuerstreitigkeiten endgültig entschied. Er nahmi 
Appellationen von einer ganzen Reihe niederer Gerichte entgegen. 

* Pigeonneau, Bd. II, p. 108. 
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ILeinwand und Farbstoffe. Er sollte an den Grenzen des ganzen 
‚I Königreichs erhoben werden, und zwar mussten in jeder Pro- 
IIvinz die betreffenden Ausfuhrwaren durch bestimmte „Ports et 
Passages“ ins Ausland gehen. Für die Gebiete von Lyonnais, 
NBeaujolais und Forez war die Stadt Lyon die Durchgangsstation. 
iDer neue Ausfuhrzoll unterschied sich von Imposition foraine, 
Rêve und Haut-passage dadurch, dass er zu Lyon auch während 
ider Messe erhoben wurde, und zwar in Regie durch königliche 
üBeamte. Es handelte sich bei der Traite domaniale wieder um 
einen reinen Finanzzoll, dessen Ertrag direkt zur Zahlung der 
grossen und dringenden Forderungen bestimmt war, die der König 
jiden Schweizern schuldete. Keine Privilegien sollten von dieser 
'Traite domaniale befreien.') Dennoch scheinen sie die eidgenös- 
sischen Kaufleute nicht bezahlt zu haben. 


| Für die franzôsische Krone wäre eine Abwendung der 
Schweizer von den schwersten Folgen gewesen.*) Da nun aber 
ibei den katholischen Kantonen spanische Freundschaftswerbungen 
und spanisches Gold die Stellung Frankreichs zu erschüttern 
ibegannen, so gebot die Klugheit, sich die Evangelischen nicht 
durch kleinliche Zänkereien oder Gewalttaten zu entfremden. Die 
ÎErneuerung des französischen Bündnisses mit Heinrich IL. vom 
122. Juli 1582 brachte die Bestätigung der alten Privilegien in 
lallgemeiner Form), und bei Anlass des Bundesschwures in Paris 
igelang es den Vertretern der kaufmännischen Interessen, noch 
Ilein besonderes, vom 9. Dezember 1582 datiertes königliches Pa- 
ılitent zu erlangen, das den Kaufleuten von Freiburg, Basel, Schaff- 
hausen und St. Gallen ihre Freiheiten ausdrücklich erneuerte.t) 
‚Man wird wohl kaum fehlgehen, wenn man das Hauptverdienst 





| 
| 

Il 1) Francheville, p. 107, MB, No. 37. 

| 2) Dierauer, Bd. III, p. 361, Note. 

| 3) Art. 14 versprach Freiheit des Handels und Wandels, Art. 16 be- 
Mstimmte, dass den Schweizern Salz und Kornkauf in Frankreich ohne jede 
ewerung erlaubt sein sollte, und Art. 21 gab den Kaufleuten die Zusicherung, 
‚dass sie bei den Zöllen, die sie von altersher bezahlt hatten, auch in Zukunft 






| belassen werden sollten. 

| 4) St.G. D. Tr. X, P.1. Die Zürcher und Berner Kaufleute sind nicht 
teingeschlossen, da diese Orte den Soldverträgen mit Frankreich noch fern 
iblieben. 
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für diesen Brief dem St. Galler Gesandten, Seckelmeister Leon-: 
hard Zollikofer, zuschreibt. | 
| 


In einem gewissen Gegensatz zu dieser rückhaltlosen An-ı) 
erkennung der eidgenössischen Ansprüche steht allerdings einil 
Edikt, das Heinrich III. schon im Herbst 1581 erlassen hatte und 
das alle vom Ausland in das Königreich kommenden Waren mit 
einem neuen Einfuhrzoll belegte. Es war dies das sogenannte: 
„Droit d’entr6e des grosses denrees et marchandises“, von dem! 
nur Güter, welche die Douane von Lyon gezahlt hatten, frei seinı 
sollten.‘) Gerade in den Tagen, als die Bundeserneuerung ini 
Paris stattfand, verschärfte Heinrich III. das Edikt durch neue 
Erlasse,?) die bestimmten, dass diese Einfuhrzölle unterschiedslos} 
von allen fremden Waren zu erheben seien. Die „exemptions 
pretendues par plusieures villes et communaultez, notamment par! 
les villes imperiales d'Allemagne“, wurden auf die Bitte des E 
ralpächters des neuen Einfuhrzolles aufgehoben. 

| 


Die unbestimmte Form des königlichen Befehls enthielt eine 
Gefährdung der Freiheiten der eidgenössischen Kaufleute. Daz 
kam, dass Heinrich Ill. im Mai 1581, veranlasst durch die allge 
meine Preissteigerung der Waren auf Grund ihrer Neubewertungt 
(réappréciation générale) den Tarif von 1542 durch einen ander | 
ersetzte, nach dem in Zukunft die Zölle bezogen werden ous 
Diese Tarifreform brachte natürlich eine bedeutende Erhöhung deni 
Abgaben mit sich, von der auch die Schweizer nicht unberührt 
bleiben konnten. So ist es nicht zu verwundern, dass die Lyone 
Kaufleute, trotz der neuen Patente, schon im Jahr 1584 wieder) 
holt mit Zollklagen an die Tagsatzung gelangten.*) Der franzö-ll 
sische Gesandte5) bat um eine schriftliche Darlegung der Schwie | 
rigkeiten. Zu Baden (24. Februar 1585) reichten die „gemeinen“lI 
Kaufleute der Fidgenossenschaftihre Beschwerdeschrift ein, welchefl 
die Klagepunkte festlegte.°) Sie verlangten für alle Waren, die, | 

| 
| 
| 





| 
| 












1) Francheville, p, 177, ff. 

?) Francheville, p.118. — St. G. D. Tr. X, P. 1. 

*) Pigeonneau, Bd. II, p. 196. 

*) Eidg. Absch. IV, 2, p. 886, 848, 849, | 

5) Henri Clausse, Sr. de Fleury, ordentlicher Gesandter (September 158% 
bis Mai 1586). | 

6) St. G. D. Tr. XIV, P. 1. Schweizer, I, Jahrbuch für Schweizer. Get 
schichte, Bd. VI, p. 139 und 170. — Aus den Quellen scheint mir mit Be 


| 
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‚jvon ihnen in Frankreich eingeführt würden und aus der Eid- 
senossenschaft oder Deutschland stammten, gleichgültig ob es 
(sich um Naturprodukte oder gewerbliche Erzeugnisse handelte, 
talso auch für „die samet und derglichen wahren, die im land 
„gewäben und gemachet, wie auch die syden, so man Filiseli 
"und Galetin!) nempt, so im land gespunnen wird“, zollfreie 
Einfuhr nach Frankreich. Diese Freiheit der Einfuhr sei 
lso alt wie die Messen von Lyon und sei einst gegeben worden, 
um den Handel von Genf dorthin zu ziehen. Zweitens sollten 
Safran und andere Waren, die in Spanien oder sonst ausserhalb 
iFrankreichs gekauft und als Transitgut durch Frankreich geführt 
fwurden, zollfreien Ein- und Ausgang im Königreich haben. Die 
dritte Forderung betraf die in Frankreich erworbenen Güter, „es 
l.,syge bar gelt, auch wollen, saphran, öhl, fastenspyß, gfull (Pelz- 
ji,werk),. droguerey, läder teckyn (lederne Decken), buchß und 
Il,andere wahr“, für die man keine der neuen Auflagen entrichten 
'wollte. Viertens sollten die „ußläss, so man nempt sortyes, in den 
‚„stetten hin und wider, welliche vor zyten und da der Ewig Friden 
„gemacht gar ringg und klein gewässen, jetzt aber uss bewilli- 
Il,gung K. Mt. auch gesteigert, fürohin uff sy fehrners nit ge- 
l,hochert werden“. Fünftens wäre der Export von „barschaft, 
Il,gold, gält, cleinot und kleider“ wieder freizugeben, ohne, wie 
| |„ein zyther beschehen, so gfarliche passporten“ unter den Toren 
und an den Grenzen vorweisen zu müssen. Weiter verlangten 
die Kaufleute die Erlaubnis, „wehr und waaffen in Franckrych, 
il,daruss und darinn, zu ross und zu fuß, zu beschirmung des 
i,lybes und guts ze tragen und ze füren“.?) Siebentens sollten 
ihre „bestelten zinßbar wonungen oder eigne hüseren in Franck- 
\,rych, da sy dann ihrer gwerbschafft halber niderleggung 
I\,halten, in kriegsleüffen oder anderer grosser zurytung (Zu- 
„rüstung?) halber unbelegt bliben und mit keinen nüwen Be- 







stimmtheit hervorzugehen, dass die Beschwerde der Kaufleute schon durch die 
Zollerhöhungen von 1581 veranlasst wurde, nicht erst durch ein Edikt von 
1585, wie Schweizer annimmt. 

1) Filiseh — filoselle, aus der äussern Hülle des Cocons verfertigte 
Floretseide (siehe Schweizer, I, p. 170). Galetin, aus den durchlöcherten 
HiSamencocons verfertigte Seide. Beide Artikel, sowie der Sammt, waren 1555 
durch die Locarner nach Zürich gebracht worden. 
| ?) Die Forderung des Waffentragens wurde auf den ersten Bundesvertrag 
Himit Karl VII. (1453) zurückgeführt. 
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„schwerden beladen werden“. „Zum achtenden, damit nit ver- 
„meint werde, daß sy anderen nationen oder auch Franzosen 
„selb daß brot vor dem mul abschnyden und die gwerbschafften 
„all zu iren handen ze ziehen begärend“, erklären sich die 
schweizerischen Kaufleute einverstanden, dass jeder Kaufmann 
der Eidgenoßenschaft, der mit andern, als den im ersten Artikel 
erwähnten Waren schweizerischen und deutschen Ursprungs, „von 
der sontst noch nie kein Spann gewäßen“, in Frankreich selbst 
handeln wolle, „allen königklichen beschwerden, duana, zöhlen 
und nüwerungen, wie ein inwoner und Frantzoß selb“ unterworfen 
und nur für seine Person in allen andern eidgenössischen Frei- || 
heiten inbegriffen sein solle. Diesen Artikeln war die Bitte 
beigefügt, der König möge nicht gestatten, dass die Eidgenossen 
an dieser Freiheit gehindert und ihnen andere Nationen „Lür- 
gesetzt“ werden. Darüber sind „vollkomne patenten in. bester‘ 
formb uffgericht‘“ sowohl in der Schweiz wie in Lyon niederzu- 
legen und gleichzeitig alle Zollstätten strenge zur ER 
der eidgenössischen Privilegien anzuweisen. 


Man begreift, dass der französische Gesandte erklärte, er' 
habe keine Vollmacht, sich auf so weitgehende Forderungen 
einzulassen.') Die Tagsatzung beschloss daher, die Beschwerde- 








Tre Balthasar von Grisach (de Cressier) MB eigchei‘ der son | | 
in kurzem verritten wird“. | 

Die Kaufleute hatten wohl zu viel verlangt und den Zeit-| 
punkt ungünstig gewählt. Wir hören weder von Abmachungen! 
zur gütlichen Beilegung der Differenzen, noch von einem neuen || 
königlichen Patent, wie es die Eidgenossen sich wünschten. Esjll 
konnte daher nicht ausbleiben, dass die folgenden Jahre neue!l| 
Schwierigkeiten brachten. | 

So sahen sich die Schweizer noch im Jahre 1585 einem, 
neuen Zoll unterworfen, der in Lyon auf alle Waren gelegt; 


!) Eidg. Absch. IV, 2, p. 856. 
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wurde, die von Deutschland, Flandern und England durch das 
untere Rhonetal nach Marseille und Italien oder von dort nach 
| dem Norden gingen.') Er betraf besonders den Safran, der, wie 
| les scheint, nun statt über Toulouse, zur See über Marseille nach 
[Lyon und der Schweiz verfrachtet wurde. Auch zur Zahlung 
‚der lokalen Weg- und Brückengelder versuchten die Zollein- 
‚nehmer die schweizerischen Kaufleute immer wieder zu zwingen. 
| Dann wurde nordöstlich von Lyon, zu Anthon a. Rhone, seit 
‚1587 eine neue Gebühr von 2,5°/. von allen auf der Rhone ge- 
‚führten Waren erhoben. Als die St. Galler Kaufleute sie ver- 
| weigerten, hielt der Zolleinnehmer ihre Waren an und gab sie 
erst wieder frei, nachdem Bürgschaft geleistet worden war. Nun 
wandten sich die St. Galler, im Namen gemeiner eidgenössischer 
I Kaufleute, an den Statthalter der Dauphiné, de la Valette, in 
I dessen Amtsbezirk Anthon lag, und erlangten von ihm unterm 
1 21. November 1587 eine Ordonnanz, die sie vom Zoll befreite 
I} und ihnen die Anerkennung ihrer Privilegien zusicherte.”) Nichts- 
li destoweniger wurden wenige Wochen später neben anderen 
ll Waren 23 Ölfässer, die Basler und Strassburger Kaufleuten ge- 
hörten, in Anthon wegen des Zolls angehalten, und als deren 
Eigentümer mit Berufung auf die Ordonnanz de la Valettes pro- 
testierten, erklärte der Zollpächter Magnin: es gehe gegen seinen 
Pachtvertrag, solche Freiheiten zu gewähren, und sein Ange- 
stellter auf dem Zollbureau berief sich einfach auf den erhaltenen 
Befehl, den Zoll unterschiedslos einzuziehen. So blieben die ÖI- 
fässer und Waren auf dem Schiff zu Anthon liegen,’) obwohl 
die Kaufleute sich nochmals an de la Valette wandten, und am 
‚10. Dezember 1587 ein neuer Befehl zur Freigabe der Güter er- 
ging. Magnin gehorchte nicht und liess es auf einen Entscheid 
des Parlaments von Grenoble ankommen.‘) Aber auch dieser 


1) Charléty, II, p. 489. — St. G. D. Tr. X. P.1. Es handelte sich um 
eine Ausdehnung der Rechte der Douane von Lyon. 

2) Z. D. 149. — MB. No. 32. Die St. Galler Kaufleute werden in der Bitt- 
schrift einzeln mit Namen aufgeführt: „George Sollicoffre et Comp., Jacques 
Zilly et frere, Jacques et heritiers de Simond Sollicoffre, Daniel et Christofle 
Studer, Jacques Selaperis (Schlapritzi), Joseph Sollicofre, Melchior Rottemont et 
freres, Henry Sellon (Schlumpf), marchans suisses frequentants les foires de 
Lyon et avec eux joinctz les cantons et alliances des Suisses“. 

2) 2. D.149. — MB, No. 33 und 36. 

4) Z. D. 147, No. 5. Original. Das Parlament von Grenoble war der oberste 
| Gerichtshof des Dauphiné. 
















12 


Spruch entschied zu Gunsten der schweizerischen und deutschen 
Kaufleute. Eine Bussdrohung von 500 Kronen im Nichtbeach- 
tungsfalle verschaffte ihnen endlich Ruhe vor den Zöllnern. 

Es handelte sich für die Schweizer bei den Kämpfen 
gegen lokale Zölle und Abgaben um eine Prinzipienfrage, deren | 
Bedeutung nicht unterschätzt werden darf. Zwar hatte sich in 
Frankreich mit der Entwicklung des centralisierten Einheitsstaates 
auch allmählich ein einheitlicheres Zollsystem ausgebildet, und an 
leitender Stelle war schon im 16. Jahrhundert vorübergehend der 
Gedanke aufgetaucht, die Zölle ausschliesslich an die Grenzen des 
Reiches zu verlegen. Doch standen zu Beginn der Neuzeit 
nicht nur die meisten Binnenzölle aus der feudalen Epoche noch 
unvermindert in Kraft, sondern es kamen alljährlich neue Di 
zölle, Brücken- und Weggelder hinzu, die den Verkehr im Innern 
des Landes fesselten. Die meisten dieser Abgaben (peages) waren 
im Besitz des Adels, der Klöster oder der Städte. Im 17. Jahr- || 
hundert finden wir von Arles bis nach Lyon mehr als 30 solcher 
Binnenzölle, auf der Saöne zwischen Lyon und Auxonne 18, auf 
der Rhone bis zur savoiischen Grenze 11.3) Die Schweizer konnten 
mit vollem Recht auf Grund des Ewigen Friedens auch Befreiung 
von diesen Abgaben verlangen, soweit sie erst nach 1516 ge- 
schaffen worden waren. Im allgemeinen scheint ihre privilegierte 
Stellung von den Einnehmern der Binnenzölle auch besser beachtet 
worden zu sein, die eine weniger gesicherte Position hatten als 
die Pächter der königlichen Zölle, und bei Streitigkeiten wurde es 
den Schweizern, dieim Notfall eine Argumentation mit klingender 
Münze nicht scheuten, wohl verhältnismässig leicht, günstige 
Entscheide von den lokalen Behörden zu erlangen oder auch 
mit den Zöllnern selbst ein für beide Teile befriedigendes Ab- 
kommen zu treffen. 

Wenn indes die Kaufleute sich einerseits konsequent weiger- | 
ten, neue Lasten, die nur Fesselung ihres Handels bringen 
konnten, auf sich zu nehmen, so scheuten sie andererseits keines- || 
wegs vor Ausgaben zurück, durch die eine Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse zu erreichen war. So finden wir im Jahre || 
1584 st. gallische und deutsche Kaufleute in Verhandlungen mit | 
der savoiischen Stadt Seyssel?) an der Rhone über die Errichtung 








ps 





I) Charlety, II, p. 131. 
?) Seyssel liegt südwestlich von Genf im Departement Haute Savoie. 
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eines Lagerhauses für die nach Lyon gehenden und von Lyon 
kommenden Waren. Bis jetzt hatten die Kaufleute ihre Nieder- 
lage ausserhalb der Stadt gehabt, wo die Waren oft infolge der 
Überschwemmungen der Rhone verdorben worden waren. Nun 
sollte sie in die Stadt verlegt werden. Im September 1584 
kam es zu einem Vertrage zwischen der obersten Behörde von 
Seyssel und den betreffenden Kaufleuten (es waren 9 St. Galler 
und 4 Deutsche beteiligt), durch welchen die Stadt sich ver- 
pflichtete, auf ihre Kosten ein Lagerhaus an einem gesicherten 
Orte zu erbauen und zu unterhalten, das den vertragschliessen- 
den Kaufleuten und allen andern Schweizern und Deutschen 
gegen eine Abgabe von 2 sols tournois') für die Ladung (Charge)? 
der im Magazin gelagerten Waren zur Verfügung gestellt wurde. 
Ferner übernahm die Stadt die Verpflichtung, die nach der 
Landschaft Gex führende Strasse in guten Stand zu setzen und 
so zu unterhalten, dass sie den Wagenverkehr erlaubte. Die 
Kaufleute entrichteten dafür eine einmalige Zahlung von 50 Sonnen- 
kronen.?) Diese neue Einrichtung eines Lagerhauses, an dessen 
'Gedeihen die Kaufleute und die städtische Gemeinde, als Eigen- 
{tümerin, gleichmässig interessiert waren, scheint sich zu beid- 
{seitiger Zufriedenheit bewährt zu haben.) 

So verstanden es die eidgenössischen Kaufleute, eine leid- 
liche Sicherheit des Handels und Wandels zu wahren, in einer 
Zeit, da Frankreich von den heftigsten Parteikämpfen durch- 
wühlt war. In Lyon folgte 1588 auf Mandelot der junge Her- 
zog von Nemours, ein Halbbruder der Guisen, als Gouverneur. 
Er war ein Mann der Liga und riss die Stadt mit sich in den 
Krieg gegen den König fort. Damit wurden die extremen Ka- 













| 
| 1) Der sol tournois war ein Zwanzigstel des livre tournois, das um diese 
Zeit einen Verkehrswert von ungefähr Fr. 6.42 hatte. 

2) Wie gross die Einheit der „Charge“ war, nach der viele Zölle und Ab- 
‚gaben erhoben wurden, wird nicht angegeben. Jedenfalls ist damit ursprünglich 
Idie Last, die ein Saumpferd trug, gemeint. Doch muss in diesem Zusammen- 
hang, wie häufig sonst, Charge ar allgemein anerkanntes Mass bedeuten, da es 
sich ja nicht nur um gesäumte, sondern häufig um zu Schiff verfrachtete Waren 
handelte. 
| *) Fünfzig Sonnenkronen hatten damals einen Verkehrswert von ungefähr 
963 Er, ee Bde, 

#) Protokoll über die Verhandlungen zu Seyssel im Original, Z. D. 147, 
No. 8. 
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tholiken wieder Herren Lyons, während die Protestanten und ! 
selbst die gemässigten Katholiken flohen. Aber auch jetzt ge- 
nossen die evangelischen eidgenössischen Kaufleute eine bevor- 
zugte Stellung in der fanatisierten Stadt, die sie nicht, oder 
nur vorübergehend, zu verlassen brauchten.') Allerdings er- 
wuchsen auch ihnen manche Schwierigkeiten. So erhielten am 
23. Juni 1589 die beiden St. Galler Kaufleute Jakob Zily und Georg || 
Zollikofer vom liguistischen Gewalthaber der Stadt den Befehl, 
„pour ceux de St-Gall et nation des Suisses“ sofort 2000 Sonnen- 
kronen (Ecus d’or sol) als Darlehen an die heilige Liga aus- 
zuzahlen;’) wohlhabende Bürger von Lyon sollten für das ge- 
liehene Geld Bürgschaft leisten. Umsonst weigerten sich die 
St. Galler, dieser Forderung nachzukommen. Nemours liess sie 
einfach in ihren Häusern gefangen halten, bis sie sich zur 
Zahlung bequemten.?) Auch an die Kosten, die der Liga aus 
der in die Stadt gezogenen Garnison von 1200 eidgenössischen 
Knechten aus den Waldstätten entstanden, verlangte Nemours 
von den Schweizer Kaufleuten im Herbst eine Kontribution von | 
50 Kronen.‘) Wieder mussten sie der Gewalt nachgeben, da man 
ihnen im Weigerungsfall mit Zwangseinquartierung von Soldaten || 
drohte. Sie erlegten die verlangten 50 Kronen an der recette || 
générale der Stadt, liessen sich aber eine Urkunde darüber aus- || 
stellen, dass die Zahlung unfreiwillig geschehen sei und nicht | 
als Piizedenztäll zum Nachteil der Privilegien aufgefasst werden | 
dürfe.5) 


Da überhaupt in den letzten unruhigen Jahren auch die Zoll- || 
beschwerden drückend auf den Kaufleuten gelastet hatten, so 
fand man es an der Zeit, wieder einmal die Intervention der 
Eidgenossen anzurufen, damit sich die Abgaben, die man in den| 




























sich aus Lyon zurückzogen und nur ihre Faktoren zurückliessen. Zeitgenössische ! 
Berichte darüber fehlen. Auf ‚jeden Fall hat es sich nur um ganz kurze Leu ge-| 


Lyon er 
?) MB. No. 38. Z. D. 149. Original. 2000 Sonnenkronen hatten einen 
Verkehrswert von ungefähr 38,500 Fr. 
») Z.D. 149. Noch 11 Jahre später, im Sommer 1600, bemühten sich 
die Kaufleute vor dem königlichen Rat um Restitution dieser Zwangsanleihe, 
*) Rott, H, Bd. II, p. 466. 
2) Dt ren) ERS UP 


| 
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| Kriegsjahren willig getragen hatte, nicht in bleibende verwan- 
| delten. Vom 18. März 1593 datieren zwei Schreiben der 13 Orte:), 
| deren eines an den Gouverneur Nemours, das andere an den 
| Rat der Stadt Lyon gerichtet ist. In erster Linie bedanken sich 
die Eidgenossen für den Schutz und Schirm, den ihre in Lyon 
wohnenden Landsleute in den schweren Zeiten dort; genossen 
hatten. Dann werden die Klagepunkte aufgeführt: Die Kauf- 
leute werden „mit den ufflagen der zöllen in der douane so 
‚gar schwerlich gehalten, daß die geringfüege ihrer geführten 
wahren söllichs nit ertragen möge“ ; zudem werde ihnen die Ausfuhr 
| des erlösten Geldes seit geraumer Zeit wieder verweigert, „ein 
„sach, die inen und gemeiner unser Eidgnosschafft und armen 
„volckh zu sunderem schaden und abbruch irer geringen |ybs- 
| narung gereichen möchte“; auch habe man sie zur Kontribution 
an die Kriegskosten genötigt. Rat und Gouverneur werden ge- 
beten, diesen Klagen Abhülfe zu schaffen. 

























Die Schreiben der Eidgenossen kamen insofern zur Unzeit, 
‚als sich gerade jetzt in Lyon ein Umschwung vorbereitete und 
die Liga dort immer mehr an Boden verlor. Im Februar 1599 
erhob sich die Stadt und anerkannte den Bourbonen Heinrich IV. 
‚als ihren rechtmässigen König. Wenige Wochen später folgte 
‚Paris dem Beispiel Lyons, und damit war die Macht der Liga 
gebrochen. In Heinrich IV. aber hatte Frankreich einen Herrscher 
‚gewonnen, der dem Königtum, das in den letzten Jahrzehnten zum 
‚Spielball der Parteien herabgesunken war, nicht nur wieder die 
alte Kraft verlieh, sondern erhöhte Gewalt und neuen Glanz erwarb. 


Schon längst waren die evangelischen Orte der Sache Hein- 
richs zugetan gewesen ); sie liessen es geschehen, dass auf 
lihrem Gebiete Knechte für seine Heere geworben wurden, und 
|versagten ihm auch finanzielle Hülfe nicht. Als er im Jahre 
1591 eine Summe von 70,000 Kronen aufnehmen musste, bat 
ıer fünf Städte: Zürich, Bern, Basel, Schaffhausen und St. Gallen, 
die Bürgschaft für die Anleihe zu übernehmen. Wirklich 
liessen sie sich herbei, ihren Kredit in den Dienst der fran- 
zösischen Krone zu stellen, die sich von alters her als eine 
schlechte Zahlerin erwiesen hatte. Zürich, Bern, Basel und 


1) St. G. D. Tr. XIV, P. 1. Kopien der Briefe. 
?) Dierauer, Bd. III, p. 396. 


16 


Schaffhausen übernahmen Bürgschaft für je 16000, die Stadt | 
St. Gallen für 6000 Kronen.') 
So hatten die evangelischen Orte sich den neuen König | 
verpflichtet, schon bevor er in Frankreich allgemeine Aner- 
kennung errang. Als daher nach der Unterwerfung von Paris 
das Königtum wieder stark genug schien, um als Stütze 
gewährter Rechte auftreten zu können, säumten die Kaufleute 
der Eidgenossenschaft, an ihrer Spitze die von Schaffhausen 
und St. Gallen, nicht, die Vorteile ihrer Stellung zu nützen, um 
sich von Heinrich IV. ihre Privilegien feierlich erneuern zu 
lassen. Im Mai 1594 stellte ihnen der König zu Paris die ge- 
wünschte Urkunde aus.”) Sie anerkannte die Zollfreiheit der 
Schweizer rückhaltlos, bestätigte die 15 Freitage nach der Messe, 
hob alle Lasten auf, die während der Kriegszeit etwa den Eid- 
genossen auferlegt worden waren, — in erster Linie die Kon- 
tribution zur Besoldung der Schweizergarde Lyons, — und be- 
fahl Zurückerstattung der bereits geleisteten Beträge. | 
Schon im folgenden Jahre mussten die Kaufleute auf Grund 
dieser Urkunde den Schutz des Kônigs anrufen. Auf ihrem 
Weg nach Lyon wurden sie in der vom Connetable Montmorency 
kurz vorher der königlichen Autorität unterworfenen Stadt Mont- || 
luel zur Zahlung eines Durchgangszolles von 4 Kronen für jede || 
Last (charge) Waren gezwungen. Die von St. Galler Kaufleuten || 
im Namen der die Lyoner Messen besuchenden Bürger Zürichs, 
Basels, Schaffhausens und St. Gallens an den König gerichtete || 
Bittschrift hatte die sofortige formelle Befreiung von der neuen 
Auflage zur Folge.?) | 
Bald aber erhoben sich neue Schwierigkeiten von allen Seiten. | 
Der elende Zustand der französischen Finanzen und der Mangel | 
an Metallgeld*) veranlassten Heinrich IV., für die Geldausfuhr 
auf die Massregeln seiner Vorfahren zurückzugreifen. Ein Er- 
lass vom 14. September 1595 verbot den Export von Gold und | 
Silber gänzlich und hob alle Ausfuhrerlaubnisse seiner Vor- || 





!) Zürcher Staatsarchiv, A. 225, 4. 

?) St. G. D. Tr. X, P. 1. Original. — Abgedruckt bei Vogel, p. 46 und 
Wartmann, III, Beilage IV, p. 144. 

*) MB. No. 40, 41.2.D. 147, No.4. Vidimus des königlichen Entscheides. | 
Auf der Rückseite steht: „Hat nichts helfen wöllen‘“! 

*) Pigeonneau, Bd. II, p. 307. 
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‚ gänger auf. Nur auf Grund einer vom Staatssekretär unter- 
| zeichneten Bescheinigung sollte es noch möglich sein, Metallgeld 
| aus dem Lande zu führen.') 

Die Schweizer, die keineswegs ausgenommen waren, suchten 
sich zuerst persönlich mit dem königlichen Statthalter Lyons, 
| de la Guiche?), auseinanderzusetzen; aber alle ihre Bittschriften 
‚blieben erfolglos.) Auch Schreiben der 13 Orte fanden kein 

‚ Gehör in Lyon. 

| Dann hatten die St. Galler und Schaffhauser Kaufleute gegen 
| einen neuen Zoll zu Rochetaillée an der Saône zu remonstrieren 
(Juli 1601).*) Auch in den im Frieden von Lyon von Savoien 
‚an Frankreich abgetretenen Gebieten, in den Landschaften Gex 
‚und Bugey, zu Versoix und andern Orten, wurden neue Tran- 
‚sitabgaben erhoben. In Lyon selbst unterwarf man immer mehr 
bis jetzt zollfreie Waren der Douane; sogar einen neuen Wert- 
zoll von 5°, genannt „Pancard“ ur „droit de sol pour livre“, 
musste man sich dort gefallen lassen. 

Infolge der Weigerung der Kaufleute, die Zölle zu ent- 
‚ richten, kam eszu zahlreichen Konfiskationen. In Lyon allein lagen 
1247 Stick beschlagnahmte Waren. Der St. Galler Firma Joachim 
‚und Sigmund Zollikofer war in Languedoc eine Safransendung 
‚aufgehoben worden, und noch immer blieb dem von den Kauf- 
‚leuten i in Frankreich erworbenen Geld der Weg nach der Schweiz 
gesperrt. Im Oktober 1601 wies der Gouverneur de la Guiche eine 
‚neue Bittschrift um Erlaubnis der Geldausfuhr endgültig zu- 
rück’), da ein Edikt des Königs die Ausgabe von Passeporten 
‚streng verboten hatte. Konfiskation und Strang drohten dem- 
‚jenigen, der gemünztes oder ungemünztes Gold und Silber ins 
Ausland transportierte. 

Die Kaufleute erkannten, dass einheitliches Vorgehen nötig 
sei, um mit Erfolg gegen diese Neuerungen anzukämpfen. Ein 
Ausschuss der Kaufmannschaft von Zürich, Soloturn, Schaff- 
hausen und St. Gallen erschien im November 1601 vor der Tag- 
satzung zu Soloturn, die eben über die Erneuerung des fran- 









| 
| 


Be DU A 

2?) Philibert de la Guiche, seit September 1595 Gouverneur von Lyon. 
$) St. G. D. Tr. XIV, P. 1. — MB. No. 46. 

ESG DETTIXIV, P. 2. 

er GHDeTE. XIV; P: 2, 
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zösischen Bündnisses verhandelte, und brachte die allgemeinen 
Klagen vor.'!) Die Briefe, die im Namen der 13 Orte an den 


König und an den Gouverneur von Lyon geschrieben wurden’), | 


brachten aber keine Erleichterung. De la Guiche weigerte sich 
nach wie vor, Pässe für die Geldausfuhr zu gewähren, und ein 
Versuch, ohne Passeport Geld aus der Stadt zu transportieren, 
hatte nur die Konfiskation zur Folge.’) Aus Lyon berichteten 
die Kaufleute, dass man die eingezogenen Waren weder mit, 
noch ohne Kaution freimachen könne, und was den Pancardzoll | 
betreffe, so habe ein Entscheid des Staatsrates die Schweizer 
zu dessen Zahlung verurteilt.*) Doch hielt man es auch jetzt noch | 
für das. Beste, bei der Weigerung zu verharren, und die Waren 
lieber auf dem Zollhaus liegen zu lassen, als das Geld zu ent- 
richten. Man wollte auf die Hülfe der Eidgenossen warten und 
schrieb dringend nach St. Gallen, die dortigen Kaufleute möchten 
sich doch einstweilen beim Rat der Stadt verwenden, damit er den || 
französischen Gesandten veranlasse, bei Hof die Zurücknahme 
des Staatsratsentscheides zu bewirken.’) 


Im Januar und März 1602 brachten die Kaufleute ihre For- 
derungen wieder vor die Tagsatzung und baten die eidgenös- 
sischen Boten neuerdings, bei Besiegelung des französischen 
Bundes für die Abschaffung der Beschwerden zu sorgen.f) Ihre || 
Bitten wurden in den Abschied genommen und Zürich beauf- 
tragt, im Namen der Orte dem König einstweilen schriftlich die || 
Klagen bekannt zu geben. 

Inzwischen war am 31. Januar 1602 das neue Bündnis mit || 
Frankreich wirklich zum Abschluss gelangt. Nur Zürich hatte || 
es abgelehnt, wieder in die Bahnen der alten Politik zurück || 





1) Eidg. Absch. V, 1, 585. 
2) MB. No. 50, 51. 
3) 8t,.G! D. Tr. XIV, P. 8. 


4) Die Studer von St. Gallen hatten eine Summe von 2000 Kronen hinter- || 
legen müssen, um, bis ein königlicher Entscheid erfolge, die Waren ohne Zahlung 
des Pancardzolles führen zu lassen. | 

5) St. G. D. Tr. XIV, P'2"und,3: MP N0460- Brief des Bas ve 
St. Gallen an die HH. de Sillery und de Vie. Nicolas Brulart, marquis de Sillery 
ausserordentlicher Gesandter 1601— 02, und Mery de Vie, ordentlicher Gesandter 
1601 —02. | 


0) ‚Eidg. Absch.V, 1,592, 597. 
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zu lenken. Die finanziellen Angelegenheiten, d. h. die unge- 
'heuren Schulden Frankreichs an die Schweiz, waren die Haupt- 
D etait gewesen, mit der sich die französische Diplo- 
matie abfinden musste, ehe der für den König so erwünschte 
| Vertrag zustande gekommen war. Eine Barzahlung von 3 Mil- 
lionen Livres hatte man nicht umgehen können.!) Mit viel weniger 
Energie als diese finanziellen Interessen waren die Angelegen- 
‚heiten der Kaufleute von der Tagsatzung verfochten worden. 
‚Sie galten damals noch nicht als Sache der Gesamtheit. Am 
‚Handel mit Frankreich war in erster Linie die Stadt St. Gallen 
interessiert, die in ihrer Eigenschaft als zugewandter Ort keine 
besonders gewichtige Stimme im Rat der Eidgenossen hatte. 
Zürich, das neben Basel und Schaffhausen in zweiter Linie in 
Betracht kam, stand dem Bündnis fern und konnte hier seinen 
Einfluss nicht geltend machen. So geschah es, dass der Vertrag 
angenommen wurde, ohne dass man Frankreich zur ausdrück- 
‚lichen Anerkennung der Forderungen der Kaufleute veranlasste. 
Alles, was sie erreichten, war das Versprechen, dass bei An- 
‚lass der Bundesbeschwörung in Frankreich ihrer Anliegen ge- 
dacht werde. 
Doch hoffte man in den kaufmännischen Kreisen, auch unter 
diesen Umständen zum Ziele gelangen zu können. Zum ersten 
‚Mal sehen wir die Kaufleute der verschiedenen Orte in regem 
Meinungsaustausch mit einander und vor allem mit den in 
Lyon wohnenden Eidgenossen, um über Mittel und Wege zu 
beraten, die gemeinsame Angelegenheit zu fördern. Was man 
wollte, war ein genau detailliertes Patent.”) Man hatte einsehen 
gelernt, dass die Anerkennung der Privilegien in Bausch und 
‚Bogen, wie sie die früheren königliche Briefe enthielten, für die 
‚Gegenwart nicht mehr genüge, und dass es, wenn man sich 
nicht in endlose Prozesse verwickeln lassen wollte, nötig sei, 
den Zollpächtern urkundlich zu beweisen, dass man ausdrücklich 
von den in Frage kommenden Auflagen befreit war. 

Schon zu Anfang des Jahres 1601, als die Verhandlungen 
jüber das Bündnis mit Frankreich noch schwebten, kamen zwischen 
| 












1) Rott, I, p. 38, ff.; Dierauer, Bd. III, p. 402. 
?), Ich glaube kaum, dass angesichts der Bemühungen der Jahre 1600 bis 
11608 die von Schweizer, I, p. 140, vertretene Ansicht, dass die Schweizer Kauf- 
leute keine detaillierte Urkunde wollten, haltbar ist. 
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Zürich und St. Gallen Vereinbarungen für das zu fordernde: 
Patent zustande. Die St. Galler Kaufleute sandten einen Ent-- 
wurf der einzelnen Artikel an ihre Kollegen in Zürich. Dort: 
verlangte man in erster Linie kräftiges Eintreten für die Inte-- 
ressen der jungen Seidenindustrie!). Aber gerade diese Position. 
war einem doppelten Angriff ausgesetzt und daher schwer zu: 
verteidigen. Neben dem Widerstand der Zollpächter, für die: 
jede Anerkennung schweizerischer Privilegien eine empfind-: 
liche Minderung der Einnahmen bedeutete, kamen für die: 
Seidenmanufakturen die schutzzöllnerischen Forderungen aus. 
den Kreisen der Lyoner Seidenindustriellen in Betracht. Hier’ 
wurde behauptet, eine erst nach 1516 entstandene Industrie habe: 
keinen Anspruch auf die im Ewigen Frieden genannten Freiheiten.. 
Nun forderten aber die Zürcher, und in erster Linie die Gebrüder’ 
Werdmüller, zollfreie Einfuhr für die „Bouretti fazionne di Ber-- 
gamo“?) und für „floretti“°), welche die zwei einzigen für Frank- 
reich in Betracht kommenden Exportartikel Zürichs seien. Auch. 
für ihre Transitwaren wünschten sie gleiche Begünstigungen,, 
wie die St. Galler sie bereits besassen. Sie hatten „Cogella 
oder Galleti, auch Strazza“*), die sie aus Spanien bezogen, bis. 
jetzt zur See über Livorno und Genua nach Zürich geführt. 
Nun hofften sie freien Transit durch Frankreich erlangen zu| 
können, um diese Rohstoffe in Zukunft über Marseille und I,yon | 
zu beziehen. Man erwartete in Zürich um so eher Berück-| 
sichtigung dieser Punkte, da die Stadt ja keine Pensionen vom| 
König bezog. | | 

Als aber Zürich den Beitritt zum Bündnis endgültig ab- 
lehnte, blieb den dortigen Kaufleuten nichts anderes übrig, als die | 


1) St. G. D. Tr. XIV, P. 2. Schreiben des Rats von Zürich an den Rat. 
von St. Gallen vom 1. Februar 1601 und Brief von David Werdmüller von Zürich | 
an die H. H. Joachim und Sigmund Zollikofer „in gemeiner der Stadt Zürich! 
Kaufleut, die in Franckreich handlent, namen“, vom 4. Februar 1601. Die Brüder" 
David und Heinrich Werdmüller waren zusammen mit dem Locarner Jakob | 
Duno die Gründer der ersten grossen Seiden- und Wollfabrik in Zürich 1587. 
(Schinz, p. 143.) 

?) Burat, leichter Wollenstoff, auch Wollenkrepp oder Crepon, für den) 
Zürich lange Zeit berühmt war. Auch dieser Artikel war den Locarnern zu ver-| 
danken. (Schweizer, I, p. 172.) 

%) Floretti, eine leichte Seidenart, Floretseide. 

*) Strazza hiessen die Abfälle, die sich beim Abhaspeln der Seidencocons! 
ergaben. Cogella oder Galleti sind die durchlöcherten Seidencocons. | 
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| Wahrung ihrer Interessen den St. Gallern dringend zu empfehlen. 
‚ David Werdmüller, das Haupt der Kaufmannschaft, erschien vor 
| dem Zürcher Rat, um dessen Verwendung beim Rat von St. Gallen 
zu erbitten, damit dieser seinen Gesandten, der „wegen der be- 
| wussten Zollhandlung“ mit dem andern, zur Besiegelung des er- 
| neuten Bundes abgeordneten St. Galler Boten nach Frankreich 
| reiten werde, anweise, die Zollbefreiung für Burat und Floret 
if und die hen oh Waren nicht zu vernachlässigen.!) Von 
Schaffhausen hatten schon David Heinrich Peyer und Gebrüder 
an die „edlen, ehrnvesten, fürnemen und weysen Hern Lyoner 
höndler in St. Gallen“ unterm 5. November 1601 geschrieben, dass 
| die dortigen Kaufleute die Erlangung eines neuen Patents für 
| dringend notwendig erachten, um so mehr, als die Zöllner in Lyon 
|je länger je deutlicher merken lassen, dass man die Privilegien 
| der Schweizer mindern wolle.?) 


Die St. Galler Kaufmannschaft erwies sich ihrer anerkannten 


Schliesslich fasste man die Postulate der schweizerischen 
 Kaufmannschaft in einer Denkschrift zusammen, die den nach 
| Frankreich reisenden Gesandten übergeben wurde.?) Sie forderte 
eine spezielle Bestätigung der Privilegien in folgenden Punkten: 
'|1. Die Kaufleute der Eidgnoßenschaft und ihrer zugewandten 
Orte sind in der freien Verfügung über ihre liegenden und 
fahrenden Güter und bei Erbschaften und Vermächtnissen wie 
'|„regnicoles et vrays Francais“ zu behandeln. 2. Sie dürfen bei 
‚Erhebung (requisitions) von Geldern und Erbschaften keinerlei 
Steuern unterworfen werden. 3. Sie dürfen weder in Friedens- 
noch Kriegszeiten zum Sicherheitsdienst der Städte herangezogen 
werden. 4. Ausser den alten Zöllen haben sie keinerlei Auf- 


. 1) Stadtarchiv St. Gallen, Tr. E., No. 6. Brief des Rats von Zürich an den 
Rat von St. Gallen vom 1. September 1602. — Daneben suchte Zürich auch 
idurch ein direktes, vom 4. September 1602 datiertes Bittschreiben an den 
önig, das den nach Frankreich reisenden Gesandten mitgegeben wurde, die 
ollbefreiung zu erlangen. Ba Ep de 

ROC EDATEIXTV: P: 


%) Z. D. 149. — MB. No. 57. 


St. Galler Mittlgn. z. vaterländ. Gesch. XXXII. 6 
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lagen, auch nicht auf Lebensmittel und Wein, zu bezahlen. 
5. Die Schweizer haben die Lasten für Befestigungen und bau- 
liche Veränderungen der Städte nicht mitzutragen. 6. Das Recht 
des Waffentragens wird ihnen gewährt. 7. Sie sollen frei sein 
in der Ausübung ihrer Religion und das Recht auf Grabstätten 
in den Friedhöfen haben, auch dort, wo die Bevölkerung ganz 
katholisch ist. 8. Wenn Frankreich mit einem Land, mit dem 
die Eidgenossen Handel treiben, im Krieg liegt, so darf das die 
Schweizer nicht berühren. 9. Die Summen, die sie auf Zwang 
den Gouverneuren gegeben haben oder die ihnen sonst genommen 
oder gestohlen worden sind, sollen ihnen zurückerstattet werden. 
10. Waren, die ihnen in Friedens- oder Kriegszeiten unter irgend 
einem Vorwand weggenommen worden sind, müssen ihnen zu- 
rückgegeben oder bezahlt werden. 11. Sie dürfen nicht bei- 
gezogen werden zu Auflagen oder Anleihen für die Übergabe | 
von Städten und festen Plätzen, die Auslösung von Gefangenen 
oder Belohnungen von Offizieren. 12. Für Ein- und Ausfuhr 
haben die Zölle von 1516 Geltung; was darüber hinaus verlangt 
wurde, muss doppelt zurückbezahlt werden. 13. Bewilligungen 
von Zahlungsfristen (lettres de r&pit) dürfen von ihren Schuldnern 
nicht nachgesucht werden und schon erteilte sollen ungültig 
sein. 14. Zivil- oder Kriminalprozesse, die von den ordentlichen 
Gerichten (cours souveraines) entschieden sind, können nicht an 
den Grand Conseil oder den Conseil d’Etat weiter gezogen werden. 
‚15. Die Schweizer sollen nicht gezwungen werden, ihre Waren, 
die sie aus französischen Städten, insbesondere aus Lyon, Tou- 
louse und Marseille ausführen, auf der Douane zu hinterlegen 
oder die Ballen zu öffnen, sondern sie dürfen solche ohne Hindernis 
und Verzögerung in ihre Magazine beziehen. 16. Die Geldausfuhr 
ist frei. 17. Für Safran und andere Transitwaren aus Spanien oder | 
anderwärts haben sie der königlichen Douane nichts zu bezahlen, 
obschon sie während der Unordnung der neulichen Unruhen) 
dazu gezwungen wurden. 18. In Lyon und anderen Städten soll) 
die Einfuhr aller in der Schweiz fabrizierten Waren, wie der 
.burats de Zurich à la façon de Bergame, &tamines & la facon | 
de Rheims, sarges à la façon d'Arras“, frei sein. 19. Alle diese! 
Privilegien gelten nicht nur während der Messen und der Nach--! 
tage, sondern das ganze Jahr hindurch in allen Städten und 
Provinzen des Königreichs und ohne weiteres auch in solchen,| 
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die künftig durch Waffengewalt oder sonstwie mit der Krone 
vereinigt (r&unies) werden sollten. 

Der Zeitpunkt für diese Forderungen schien günstig gewählt, 
denn der neu abgeschlossene Soldvertrag war für Heinrich IV. 
von höchstem Werte, und bei einigermassen energischer Ver- 
wendung von seiten der Ehrengesandten liess sich eine Weigerung 
des Königs nicht erwarten. Dennoch war das Resultat aller 
Anstrengungen der Kaufleute eine grosse Enttäuschung. 

Im Oktober 1602 zog eine stattliche eidgenössische Gesandt- 
schaft zur Bundesbeschwörung nach Paris. Hier wurde sie 
glänzend empfangen und mit ausgesuchter Gastfreundschaft be- 
handelt. Die Hochflut der Pariser Festlichkeiten aber schwemmte 
manchen patriotischen Widerstand, manche instruktionsgemässe 
Forderung mit sich fort, und ihr ist es auch zuzuschreiben, wenn 
die offiziellen Vertreter der Eidgenossenschaft die Sache der Kauf- 
leute preisgaben. Als die Boten gegen Ende Oktober die fran- 
zösische Hauptstadt verliessen, waren die Verhandlungen über 
das neue Patent noch in der Schwebe; trotzdem glaubte man, 
dass nun von standeswegen genug geschehen sei, und überliess 
es den zunächst Interessierten, sich der Angelegenheit weiter 
anzunehmen. Der St. Galler Kaufmann Heinrich Zily blieb in 
Paris zurück, um die Verhandlungen weiter zu führen. Unter- 
stützt von seinem Rechtsbeistand, Monsieur de Balmes'), gelang 
Iies ihm endlich, am 9. Dezember 1602 einen königlichen Brief 
zur Bestätigung der Privilegien auszuwirken.’) Doch wie weit 
{fwar das, was man erreichte, entfernt von dem, was man erstrebt 
iihatte! Statt des geforderten Patentes mit seinen Einzelbestim- 


gemeine Formeln bot. Für den Augenblick war indes nicht 
ehr zu erlangen. Heinrich Zily verliess Paris am 17. Dezember 


reyhaiten“, gibt Zily am 29. Dezember 1602 von St. Gallen aus 
‚Nie Weisung, man solle sich trotz des Misserfolges keine Ein- 


1) Sieur Guillaume de Balmes oder Palmes. 
2 St. 6.,'D. Tr. X, P.2, Original. 
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schränkung der Privilegien gefallen lassen, sondern, sobaldil 
Schwierigkeiten bei Geldausfuhr oder Zöllen gemacht würden, pro-+ 
testieren und nach Paris an Mr. de Balmes Bericht geben. Dieser: 
aber war beauftragt, die Sache der eidgenössischen Kaufleute: 
vor dem königlichen Rat und den Gerichten weiter zu verfolgenil 
und nicht zu ruhen, bis er auf den neuen Brief hin einen Gerichts-| 
entscheid erhalten hätte, der die Ansprüche der Schweizer imi 
Einzelnen anerkenne'). Auf diesen neuen Brief wollten sie sic | 
dann in Zukunft im Streit mit den Zollpächtern berufen. 

In Lyon zeigte man sich schwer enttäuscht über das neue: 
Patent, das sich als bedeutungsloser erwies als das 1594 von Hein: 
rich IV. gegebene. Man riet, von den Formalitäten der Eintra | 
gung, die nur Zeit und Geld kosteten, überhaupt abzusehen.f 
Dazu war es jedoch zu spät, da de Balmes seinen Auftrag schong 
erfüllt hatte. 


leute neuerdings, Geld aus Frankreich auszuführen. Aber der 
Gouverneur de la Guiche weigerte sich, Pässe zu gewähren, wei 
das königliche Patent darüber keine Bestimmung enthalte. Mit 
der Auflage des „Pancard“ wurde man zwar nicht mehr belästigt; 
dafür aber war eine neue Abgabe, die sogenannte „Traversa“ 
ein Wertzoll von 0,5°/;. zu Vienne, in Bresse, Bugey, Gex, Ver 
soix und Rochetaillée zu entrichten. Die Kaufleute, entschlosseni 
weder Geld noch Mühe zu scheuen, um doch noch die ihnenil 
so notwendige detaillierte Bestätigung der Privilegien zu er 
langen, wandten sich wiederholt an die Eidgenossen, die denil: 
König in zahlreichen Beschwerdebriefen an seine früher get: 
gebenen Versprechen erinnerten. Die Hauptklage betraf auc 





SE Ze EN AM ER || 

?) Charléty, IT, p. 490. Die Douane de Vienne war 1595 geschaffen worden!) 
Sie sollte ursprünglich nur bezogen werden, bis eine Summe von 20,000 Kroneni|}|| 
an den @ouverneur von Vienne, d’Izimieu, der sich um diesen Preis Heinrich IV. | 
unterworfen hatte, abgezahlt war ; dennoch wurde sie bis 16 11 ununterbrochener | \ 
hoben und zwar von allen Waren, die vom Ausland und aus einer Anzahl fran | N 
zösischer Provinzen nach Lyon geführt wurden oder von Norden her über Lyonlf| 
nach Vienne und Marseille gingen. 
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15°, von denen, die nach Marseille, Spanien, Italien geführt 
wurden, 9°, betrug. 


Der Anwalt der Schweizer, dem meistens einer der Lyoner 
Kaufleute zur Seite stand, führte in Paris die aus den Zollweige- 
rungen der Schweizer erwachsenden Prozesse. Im Oktober 1603 
wurde die Befreiung von der „Traversa“ erlangt, aber von den 
Zollpächtern einfach nicht beachtet.) Auch schwebte vor dem 
Staatsrate noch ein Prozess der St. Galler Associés Dominik Hoch- 
reutiner und Christof und Daniel Studer. Es handelte sich um die 
Restitution von 1000 Kronen, die ihnen bei der Geldausfuhr, ob- 
gleich sie auf einen Pass des Gouverneurs hin geschah, im Mai 
1600 beschlagnahmt worden waren. Erst gegen Ende des Jahres 
1603 gelang es de Balmes, mit Unterstützung des eben in eigenen 
Prozessangelegenheiten in Paris weilenden Kaspar Rothmund 
(alt) von St. Gallen, einen Entscheid des Staatsrats?) zu erlangen, 
durch welchen dem St. Galler Hause die konsignierte Summe 
wieder zugesprochen wurde. °) Es hatte der ganzen Energie 
und Zähigkeit, die den eidgenössischen Kaufleuten im Kampf 


1) Erst1605 befreite ein Arrêt du Parlement endgültig von der „Traverse 
e demy pour cent“. 

2?) Esmein, p. 441, 471—480. Dem König, der als Quelle alles Rechts be- 
trachtet wurde, war es erlaubt, in den Gang der regelmässigen Gerichte ein- 
ugreifen. Es geschah dies in der verschiedensten Weise, So all z. B. die 
Rechtsstreitigkeiten der schweizerischen Kaufleute mit den Zollpächtern 
häufig den lokalen Gerichten und den Provinzparlamenten entzogen, indem 
sich Zollpächter sogenannte lettres d’evocation erbaten, durch welche die 
kanze Angelegenheit an den Rat des Königs (Conseil du Roi) verwiesen wurde. 
Dieser Weg konnte eingeschlagen werden, selbst wenn das zuständige Gericht 
len Fall schon beurteilt hatte. Der Ursprung des königlichen Rats geht ins 

IV. Jahrhundert zurück. Schon früh kamen ihm die verschiedensten richter- 
'ichen und administrativen Funktionen zu. Im Laufe des XVI. Jahrhunderts 
entwickelten sich langsam getrennte Sektionen innerhalb dieses königlichen 
Rates. Eine derselben, der Conseil prive oder Conseil des parties, übte die 
‚ichterlichen Funktionen aus, entschied die Prozesse, die durch lettres d’evo- 
kation vor den König gebracht wurden, fertigte die Pachtverträge und regelte 
lie Finanzfragen. — Die Zollpächter hatten beim Conseil meist festbestellte 
Anwälte, die ihre Interessen verfochten; für sie war also der Weg der „evo- 
ation“ der sicherste und billigste, besonders unter einem Herrscher, der die 
Steuerschraube aus fiskalischen oder merkantilistischen Gründen stark anzu- 
liehen geneigt war und die Zölle auch gegen die Privilegierten auf jede Weise 
husnützte. 

5) Arret du Conseil d’Etat vom 20. Oktober 1608. ZD. 149. 
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ums Recht eigen war, bedurft, um diesen günstigen Entscheid 
zu gewinnen. Französischerseits wurde behauptet, Studer habe 
Betrug geübt, da er das Geld in einem Warenballen geführt und | 
den Passeport erst nachträglich beigebracht habe. Dies bestritten | 
Rothmund und de Balmes aufs entschiedenste; immerhin sah 
ersterer den Prozess als ziemlich hoffnungslos an. Entrüstet über 
die Korruption, der er auf Schritt und Tritt begegnete, schrieb 
er an die ihm befreundeten Kaufleute Joachim und Sigmund 
Zollikofer nach St. Gallen: „Ich glaub nit, das muglich sie, der 
Herren Stauder caution, so sie umb die iren arrestierten 1000 
Kronen geben, zu erledigen; sovil lauren-, buoben-, schellmen- 
und kaibenwerckh ist darhinder.“ Mit Geld liesse sich die An- 
gelegenheit allerdings rascher zu Ende führen, aber dazu sei er 
von den Studern nicht bevollmächtigt; auch finde er selbst, dass 
eine gerechte Sache nicht auf diese Weise geführt werden sollte. 
„Die unbilligkait möcht mirs hertz zerbrechen; Grechtigkeit ist 
todt. Gott erbarms; dem seidt befohlen.“') Schliesslich aber ge- 
lang es doch, den Rechtsstreit zu dem bereits erwähnten be- 
friedigenden Abschluss zu bringen, während andere Prozesse noch 
weit länger hingezogen wurden.’) 





Da man in der Eidgenossenschaft im allgemeinen unzufrieden | 
war mit der lässigen Art und Weise, mit der Heinrich IV. den|| 
Bestimmungen des neuen Vertrages von 1602 nachkam, so 
fanden die kaufmännischen Klagen diesmal auf der Tagsatzung|| 
geneigtes Gehör.) Im Februar 1604 wurde zu Baden die Ab=| 
ordnung einer Gesandtschaft der 13 Orte an den König beschlossen, || 
die ihm die Beschwerden der Eidgenossen mündlich darlegen |] 
und sich vor allem auch für die Forderungen der Kaufleute ver- 
wenden sollte. Als Ehrengesandte wurden bestimmt: Rudolf! 
Reding, Alt-Landammann von Schwiz, Petermann Sury, Vennen| 
des Rats von Soloturn, und Dr. Heinrich Schwartz, Ratschreiber' 
von Schaffhausen. 


1) Schreiben Kaspar Rothmunds vom 16., 20. und 21. Januar 1608: 
Sa) EEE EN sa 





1, p. 712. Die Zollikofer sprechen von 10,000 Kronen, die sie zur Verfolgung| 
des Prozesses allmählich ausgegeben hätten. 


»), Eidg. Absch. V, 1, p. 682. 


87 


Kaum war die Absendung dieser Legation gesichert, als 
die St. Galler Kaufmannschaft sich auch schon mit Energie. der 
Angelegenheit annahm. Einer der Ihrigen, Bartholomäus Zolli- 
ıl kofer, wurde nach Schaffhausen gesandt, um dort mit David und 
I} Heinrich Peyer zu verhandeln und gegebenen Falls sich sogar mit 
Dr. Schwartz selbst in Verbindung zu setzen.!) Unter st. gallischer 
‚Initiative wurde eine Denkschrift ausgearbeitet, welche die For- 
derungen „gemeiner eidgenössischer Kauffleut“ enthielt. Man 
‚gab sie dem Boten der Stadt St. Gallen, Bürgermeister Joachim 
‚Reutlinger, im Mai mit nach Baden, wo die Tagsatzung die In- 
‚struktion für die nach Frankreich reisenden Gesandten ausar- 
‚beitete. Die Kaufleute klagten, dass sie nach wie vor nach 
dem Geld, welches sie führten, durchsucht würden und dass 
ein neues Edikt des Königs’) een jede Warenausfuhr nach 
| den Ländern der spanischen Krone verbiete und ihre Handelsfrei- 
‚heit einschränke. Die Beschwerden wurden in die Instruktion 
‚der Ehrengesandten aufgenommen und Reutlinger liess es sich an- 
‚gelegen sein, sie ihnen auch noch mündlich zu empfehlen, wobei 
‚er betonte, dass die Kaufleute gerne bereit wären, alle etwa 
‚entstehenden Kosten auf sich zu nehmen. 







| 

\ Gleichzeitig schrieben von Lyon die St. Galler Heinrich Hans 
‚Zily, Georg Zollikofer, Joachim und Sigmund Zollikofer, Daniel 
‚Studer, Jakob hans und Kaspar Scherer an ihren Mit- 
bürger Kaspar Rothmund, der, wie es scheint, schon wieder 
‚zur Verfolgung eines Prozesses in Paris weilte, er möge die 
‚Ehrengesandten nach Vermögen unterstützen. Sie beauftragten 
‚ihn sogar, jedem der Herren 100—150 Sonnenkronen zu ver- 
‚ehren, wenn sie „was fruchtbars verrichtend, daran wir uns 
halten möchtend.“ 

| Doch auch diese Gesandtschaft, die im Namen der 13 Orte 
‚und ihrer Zugewandten im Sommer 1604 nach Paris ging, verlief 
ziemlich resultatlos. Sie wurde mit mündlichen Versprechungen 
hingehalten;?) etwas Bindendes aber war nicht zu erhalten, weder 
was die Sold- und Pensionszahlungen, noch was die Postulate 


4) St. G. D. Tr. XIV, P. 5. 


5) Das Edikt (8. Februar 1604) verbot den Handelsverkehr mit den Län- 
dern des Königs von Spanien und des Erzherzogs von Flandern. 


%) Eidg. Absch. V, 1, p. 691. 
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der Kaufleute betraf. Am 14. Juli trugen die Gesandten dem 
Grosskanzler Bellievre') und dem neu erwählten Vertreter 
Frankreichs für die Schweiz, Caumartin,?) die Forderungen der 
Kaufleute vor und baten ernsthaft um Brief und Siegel mit Er- | 
läuterung der streitigen Einzelpunkte. Erst zwei Tage später 
erfolgte die königliche Antwort, eine Wiederholung der alten 
Phrase, dass die Kaufleute bei ihren Privilegien belassen werden | 


sollten, ohne dass eine weitere Präzisierung beigefügt gewesen | 


wäre. Von einem Patent war keine Rede; der König versprach 
nur, dem Gouverneur de la Guiche und den Zollpächtern zu 
Lyon und Versoix Befehl zukommen zu lassen, die Rechte der 
Schweizer zu achten.?) Ähnlich unbefriedigend lautete auch der 
Bescheid auf die Standesforderungen. 

Die Gesandten glaubten auch bei längerem Verweilen keine 
bessere Antwort erzwingen zu können und verliessen Paris nach 
sechswöchentlichem Aufenthalt. In diesen Tagen schrieb Kaspar 
Rothmund niedergeschlagen nach St. Gallen, alle die Worte und 
Versprechungen seien nutzlos und würden es bleiben, so lange 
man kein Patent mit dem grossen königlichen Siegel erlangen 
könne. Durch solche Gesandtschaften sei höchstens eine Bes- 
serung auf kurze Zeit zu erreichen, dann aber setze die alte 
Plage immer wieder von neuem ein.‘) | 


1) Pomponne de Bellievre, ehemals französischer Gesandter in der Schweiz, 
1599 — 1607 Kanzler Frankreichs. 


?) Louis Le Fövre de Caumartin, ordentlicher Gesandter 1605 —07. 
PA DATE | 


*) Im Archiv des kaufmännischen Direktoriums St. Gallen, Tr.X, P.3, liegt 
die angebliche Kopie eines königlichen Patentes vom 16. Juli 1604. Das 
Mémoire von 1777 — siehe oben, Seite 16, Anmerkung —- erwähnt diese 
Urkunde auch als die vorzüglichste, die den schweizerischen Kaufleuten je 
gegeben worden sei. Sie würde das Lob verdienen, wenn Heinrich IV. sie im 
Wortlaut der noch vorhandenen Pergamentschrift gewährt hätte. Dem ist 
aber nicht so. Es handelt sich hier keineswegs um eine Fälschung, sondern 
nur um den Entwurf eines Briefes, wie die Schweizer ihn zu erlangen hofften, und 
in aller Form abgefasst dem König bei Anlass der Verhandlungen im Juli 1604 
vorlegten. Der König aber lehnte es ab, sich schriftlich in einzelnen Punkten 
zu binden. Der Verfasser des Mémoire von 1777 sah den Patententwurf 
irrtümlicherweise als eine Kopie an. — Dass ein Patent, das die Geldausfuhr 
ausdrücklich erlaubte und die Zollfreiheit unter namentlicher Anführung der 
einzelnen Zölle anerkannte, vom König nie gewährt wurde, lässt sich aus den 
Ereignissen der Folgezeit klar beweisen. Nie hat man sich im Laufe der nächsten 
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So waren die Erwartungen der Kaufleute zum zweitenmal 
‚schwer enttäuscht worden; aber sie durften sich sagen, dass 
‚ihr Misserfolg nicht eigener Schuld beizumessen sei. Sie kämpften 
‚einen hoffnungslosen Kampf gegen einen übermächtigen Feind. 
Der Zeitgeist stand gegen sie. Protektionistische Erwägungen, 
die einst schon Franz I. zur Schaffung des Seidenzolls der Douane 
von Lyon veranlasst hatten, gewannen unter Heinrich IV. be- 
herrschende Macht. Und mit diesem Prinzip, das Schutz für die 
einheimische Industrie und Abschluss gegen die Produkte des 
Auslandes verlangte, standen die freihändlerischen Forderungen 
(der Eidgenossen im schroffsten Widerspruch. 

Der grosse Minister Heinrichs IV., der Herzog von Sully 
selbst, war es, der ihre Ansprüche im Staatsrat aufs eifrigste 
bekämpfte. Die Lyoner Kaufleute sahen in ihm mit Recht ihren 
wefährlichsten Gegner, und wenn hie und da grollend von hohen 
Persönlichkeiten, die am Hofe wider die Anerkennung der schwei- 
zerischen Privilegien wirken, die Rede ist, so wird wohl in erster 
Linie an ihn zu denken sein. Bartholomäus Zollikofer, der im 
Iktober 1604 in Paris weilte, um dort die verschiedenen schweben- 
flen Zollprozesse der Schweizer zu betreiben, beklagt sich bitter 
Jiber den „Due de Sculy, so uns gar zuowider“, und meint, es sei 
hhıngezeigt, die Ansprüche der Kaufleute vor den Staatsrat zu 
bringen, wenn der Herzog abwesend sei.') 

Wäre der französische König nicht für die Ausführung seiner 
politischen Pläne zu gutem Einverständnis mit den Eidgenossen, 
lie ihm die Kraft ihrer Jungmannschaft für seine Kriege zur 

Verfügung stellten, genötigt gewesen, so hätten die eidgenös- 


jahrzehnte auf diese Urkunde berufen, die doch die beste gewesen wäre, die 
han besass. Auch die Abschiede (Eidg. Absch. V, 1, p. 694) wissen nichts von 
liesem Patent, und Kaspar Rothmund schreibt noch am 23. Juli 1604 (neuen 
Mtils) von Paris aus nach St. Gallen, man habe kein Patent erlangen können, 
rährend die Urkunde vom 16. Juli datiert ist. Dass es sich um einen dem 
[önig oder dessen Räten vorgelegten Entwurf handelte, geht deutlich aus 
inem Beschwerdeschreiben der Tagsatzung von 1605 hervor, in dem der 
önig wieder um „eine offene besiglete Patent und Confirmation“ der Privi- 
‚gien gebeten wird, „in Form und Gestalt, wie I. K.M..... verschinenen 
Bi; presentiert worden.“ (MB. No. 78.) 

D Z. D. 149. — Sully, der sich sonst wenig um die Handelspolitik Hein- 
chs IV. kümmerte, scheint im Interesse der Zollvereinheitlichung und der 
inanzen ein Gegner der schweizerischen Forderungen gewesen zu sein. 
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sischen Privilegien vielleicht die Regierungszeit Heinrichs IV. 
nicht überdauert; aber so wie die Dinge einmal lagen, war der 
König gezwungen, Rücksichten zu nehmen. Die Anerkennung 
der Privilegien in allgemeiner Form konnte er nicht umgehen; 
doch hütete er sich, mehr zu geben, als ihm die Verhältnisse, 
abzwangen, und vermied es mit Geschick, seinen Patenten dies 
orten Einzelerläuterungen der Rechte beizufügen. 

Die Kaufleute gaben sich keinen Täuschungen über ihre 
Lage hin. Sie scheuten weder Geld noch Mühe, um ihre Po- 
sition neu zu festigen oder wenigstens Deckung für einen lang- 
samen, gesicherten Rückzug zu gewinnen. Dabei waren sie 
klug genug, Forderungen preiszugeben, die jede Aussicht auf 
Erfolg eingebüsst hatten. So erklärten sie sich im Jahre 1604 
bereit, nicht nur die Passeporte zu lösen, sondern darin auch 
.die ausgeführten Summen zu konsignieren, wenn ihnen nur die 
Geldausfuhr als solche wieder gestattet würde, während noch 
30 Jahre früher gerade der Geldexport ohne Konsignation ihre 
Hauptforderung gewesen war.') 

Der Kampf gegen eine äussere Gefahr wirkte auch his 
einigend. Es war nicht in der Heimat, wo sich die Kauf=| 
leute der verschiedenen Orte zu gemeinsamer Förderung ihrer! 
Interessen zuerst zusammenfanden, sondern im fernen Lyon ging! 
dieser Entwicklungsprozess vor sich.) An der Wende des Jahr- 
hunderts treten uns die „gemeinen Kaufleute der Eidgenossen- | 
schaft“, in kraftvoller Aktion zur Wahrung der Privilegien ge-! 
eint, schon häufig auf den eidgenössischen Tagsatzungen ent-: 
gegen. 








') Schreiben der Lyoner Häuser vom 29. Mai 1604 an Kaspar Rothmund! 
IN PAUSE OC AD PTT EN IN PRESS | 
*) Es liegt hier eine ähnliche Entwicklung vor, wie einst bei der Hansa. || 
Auch die Hanseaten fanden sich zuerst im Ausland zusammen. 
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Die Kolonie schweizerischer Kaufleute in Lyon 
bis zum Jahre 1604. 





















Um zum Verständnis der am Anfange des 17. Jahrhunderts 
erkennbaren Ansätze einer allerdings noch lockeren und häufig 
unterbrochenen Organisation der nach Frankreich handelnden 
eidgenössischen Kaufleute zu gelangen, ist es nötig, sich zu 
vergegenwärtigen, dass seit dem Niedergang der Genfer Messen 
die Verbindung mit Lyon von höchster, man darf wohl sagen 
massgebender Bedeutung für den Handel mit dem Westen ge- 
worden war. Der Verkehr mit Spanien ging über diese Stadt, 
sei es, dass er, wie in frühern Zeiten, den Landweg nach Tou- 
louse benutzte oder, wie in spätern, die Seeverbindung über 
Marseille. Was den Handel mit Frankreich selbst betrifft, so 
scheint es im allgemeinen die Regel gewesen zu sein, dass die 
Schweizer ihre Waren nur bis Lyon brachten und sie dort auf 
der Messe verkauften. Höchst selten begegnen wir eidgenössischen 
Kaufleuten auf andern französischen Märkten oder auf Strassen, 
die fernab vom Rhonetal liegen. 

So konnten die Verhältnisse Lyons nicht ohne Einfluss auf 
die Schweizer bleiben. Hier aber waren die fremden Kaufleute 
schon seit dem 15. Jahrhundert organisiert. Die fünf „nations“ 
‚der Florentiner, Lucchesen, Mailänder, Genuesen und Deutschen ') 
spielten auch im öffentlichen Leben der Stadt keine unbedeutende 
Rolle. Bei feierlichen Anlässen, beim Empfang der Könige und 
anderer hochgestellter Persönlichkeiten hatten die „Seigneurs 
des nations“ zu repräsentieren, und nicht selten haben sie die 
höchsten Würdenträger auf ihre Kosten glänzend bewirtet. 
| Wie bereits erwähnt, gehörten die Schweizer anfangs zur 
„deutschen Nation“, deren Kern die Kaufleute der Reichsstädte 
bildeten. Erst in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts 
setzte eine weitere Entwicklung ein, die allmählich zur 


!) Siehe oben p. 40. 
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völligen Absonderung der Eidgenossen führte, während hinsicht- 
lich der Privilegien Schweizer und Deutsche schon seit 1516 
völlig unabhängig von einander waren. Erstere, die alle ihre 


Ansprüche auf den Ewigen Frieden zurückführten, verdankten 


ihre Vorzugsstellung hauptsächlich den politischen Verhältnissen, 
welche die französischen Könige nötigten, sich immer wieder um 
die Erneuerung der Soldverträge zu bemühen. Die Deutschen 
der Reichsstädte hingegen besassen keinen Staatsvertrag, auf 
welchen sie sich für ihre Privilegien berufen konnten, die ihnen 
erösstenteils in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts erteilt 
worden waren, zu einer Zeit, als die französischen Könige 
dringend des Geldes der deutschen Kapitalisten in Lyon be- 
durften. Schweizer und Deutsche kämpften meist getrennt 
für die Erhaltung ihrer alten Rechte, trotzdem sie in Lyon no- 
minell Glieder derselben „Nation“ waren. 

An der Spitze jeder „Nation“ stand ursprünglich ein Kon- 
sul!) als Repräsentant und leitendes Organ. Nachdem es aber 
unter der Regierung Heinrichs H. zu Streitigkeiten zwischen den 
Konsuln der einzelnen Nationen gekommen war,’) behielten nur 
die Florentiner den ihrigen, während die andern Nationen von 
nun an durch einfache „Deputierte“ vertreten wurden. 

Die Florentiner waren damals noch bei weitem am zahl- 
reichsten in der Lyoner Fremdenkolonie und hatten die führende 
Stelle unter den „nations“ inne. Ihr Konsul leitete die berühmten 
Messzahlungen, welche nach einem System stattfanden, das als 
der Vorläufer des modernen ÜOlearing-house betrachtet werden 
darf. Mehrere Zölle waren pachtweise in die Hände von Floren- 
tiner Bankiers übergegangen, und Florentiner waren es, welche 
die Postverbindung zwischen dem französischen Hof einerseits 
und den italienischen Fürsten und dem Papst anderseits besorgten. 

In der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts vollzog sich der 
Umschwung, der dem deutschen Element in Lyon den Vorrang 
sicherte. Die Wirren der Bürgerkriege und die rasche Ver- 
mehrung und Erhöhung der Zölle hatten viele der in Lyon 


1) Die Bezeichnung , Consul“ wurde wohl in Anlehnung an die Verfassung 
der Stadt Lyon gewählt. Hier waren die 12 Consuln oder „Echevins“ die ur- 
sprünglich nach ziemlich demokratischem Wahlmodus von den Vertretern der 
Zünfte und der Grundbesitzer gewählte oberste Behörde. 

2) Rubys, p. 498. | 
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wohnenden Italiener bewogen, die Stadt zu verlassen. Die 
Lücken wurden durch deutsche und schweizerische Kaufleute 
ausgefüllt, die, besonders nach Erlass des Ediktes von Nantes 
(1598), in immer grösserer Zahl nach Lyon einwanderten. 


Was die Eidgenossen betrifft, so scheinen die Jahre des 
Bürgerkrieges geradezu eine Befestigung ihrer Stellung bewirkt 
zu haben. Dank der politischen Konstellation erfreuten sie sich, 
wie wir gesehen, auch in dieser wilden Zeit einer verhältnis- 
mässigen Sicherheit des Handels und Wandels, die sie geschickt 
auszunutzen verstanden und gemeinsam verteidigten. 


Aber nicht nur in der Fremde hielten die Kaufleute treu 
zusammen, sondern auch in der Heimat zeigen sich allmählich 
Ansätze einer freien Organisation zur Wahrung der allgemeinen 
Interessen. Die St. Galler waren in dieser Beziehung schon lange 
vorangegangen, denn für sie war eine solche Organisation um so 
notwendiger, als sie merkwürdigerweise bei Einführung der Zunft- 
verfassung keinen Platz in ihr gefunden hatten und von der Teil- 
nahme am Stadtregiment gänzlich ausgeschlossen wurden.!) Mochte 
dies auch anfangs ein grosser Nachteil gewesen sein, so hat sich 
diese Vernachlässigung in der Folge als segensreich erwiesen. 
Ungehemmt durch die -Fesseln zünftlerischer Einrichtungen 
konnte sich die „freie gesellschaft wol vermöglicher burger, die 
keine handwerk treibend noch kein offen läden habend, ob 
sie schon koufleut sind“,?) frei entwickeln und den Forderungen 
der Zeit mit Geschick anpassen. Während zum Beispiel in Basel 
durch die Zunftverfassung die Bildung von Handelsgesellschaften 
zur Kapitalverstärkung zeitweise bedeutend erschwert wurde,’) be- 
vorzugten die Kaufleute in St. Gallen gerade diese Betriebsform. 
Bei der weiten Ausdehnung der Handelsbeziehungen war nicht 
nur die Kapitalkraft von grosser Bedeutung, sondern es lag im 
Interesse einer Firma, Häuser, die sie etwa in Lyon, Toulouse, 
Marseille oder Barcelona unterhielt, tüchtigen Geschäftsteilhabern 
anzuvertrauen. Meist waren es Vater und Söhne, mehrere Brüder, 
| „Mitverwandte“ oder Erben, die gemeinsam das Geschäft führten. 
Seit Jakob Rainspergs Gesandtschaft an den Hof Heinrichs I. 





| 
| 1) Wartmann IV : Das kaufmännische Direktorium. 
2) J. v. Watt, Deutsche historische Schriften II, p. 422, 27. 


*) Geering, p. 376 ff. 
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(1553),!) die nachweisbar aus der Initiative der „gemeinen Kauf- 
leute‘ in St. Gallen hervorging und wenigstens teilweise aus | 
ihrer Tasche bestritten wurde, begegnen wir den „gemeinen“ 
St. Galler Kaufleuten überall, wo es gilt, die Handelsprivilegien 
zu verteidigen. Sie werden nicht müde, den Rat ihrer Vater- 
stadt immer wieder darum anzugehen, ihre Sache, welche die 
aller eidgenössischen. Kaufleute war, vor den Eidgenossen zu 
führen. Sie senden ihre Vertreter stets aufs neue an die Tag- 
satzungen, um dort selbst ihre Bitten vorzubringen oder die | 
Klagen der St. Galler Ratsboten zu kommentieren, und die nicht 
unbeträchtlichen Kosten dieser Unternehmen D den stets aus | 
cemeinsamer Kasse bestritten. Auch die Fürsorge für die Spe- 
dition der wichtigen Handelskorrespondenz nach Lyon fiel den | 
gemeinen Kaufleuten zu. 

Doch bevor wir auf diese Institution der Postverbindung 
mit Lyon, das sogenannte Lyoner-Ordinari, näher eintreten, ist 
es nötig, die Entwicklung der dortigen Schweizer Kolonie wenig- 
stens in ihren Umrissen kennen zu lernen. 

Die eidgenössischen Kaufleute, die in Handelsverbindung 
mit Lyon standen, unterhielten ihre Beziehungen zu dieser Stadt 
auf verschiedene Weise. Hatten sie sich zuerst wohl allgemein 
jeweilen nur über die Zeit der Messen zu Kauf und Verkauf 


eingefunden, so kam es bald zu ständigen Niederlagen mit eigenen ||| 


Faktoren und Angestellten und endlich zu einer Gruppe fast | 
ausschliesslich aus St. Galler Firmen bestehender, eigentlicher Ge- 
schäftshäuser, die von einem Teilhaber der Firma geleitet wurden. 
So bildete sich, teils aus selbständigen Kaufleuten, teils aus Fak- | 
toren und Angestellten, schon früh eine Kolonie ansässiger || 
Schweizer in Lyon. Ihr gehörten auch eine Anzahl deutscher || 
„Ausburger“ der Schweizer Städte an, die sich bleibend in Lyon || 
niedergelassen hatten.?) Die Häuser und Faktoreien der eidge- 
nössischen Kaufleute lagen im sogenannten Quartier du Change;,?) 
an der rue des Treize-Cantons, rue Mercier, rue Granette usw. 


1) Siehe oben p. 45 ff. 

*) Diese „Ausburger“ scheinen den ständigen Kern der kleinen, stets 
fluktuierenden Schweizer Kolonie gebildet zu haben, deren Glieder sich wahr- 
scheinlich in den meisten Fällen nur wenige Jahre hintereinander in Lyon auf- |] 
hielten. 

9) Vigne; p. 96, Note; Z. D. 152, 158 te, 
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Es darf jedenfalls mit Sicherheit angenommen werden, dass 
schon zu Beginn des 16. Jahrhunderts eine solche Kolonie in 
Lyon bestand; wann und wie sie ihren Ursprung genommen, 
lässt sich aber nicht erkennen. Auch das erste halbe Jahrhundert 
ihrer Entwicklung ist in Dämmerung gehüllt. Wir hören nur, dass 
an den Tagsatzungen häufig von den „Kaufleuten, so gen Lyon 
handlend“, die Rede ist; nähere Angaben fehlen völlig. So 
lässt es sich nicht bestimmen, ob die schweizerischen Teilnehmer 
an den Anleihen Franz I. und Heinrichs II. in Lyon wohnhafte 
Eidgenossen waren oder solche, die sich nur zur Messzeit dort 
laufhielten. Ebensowenig wissen wir, ob der während der Mai- 
messe 1539 zu Lyon verstorbene reiche St. Galler Kaufherr Georg 
‚IZollikofer!) zu den sogenannten „residierenden Kaufleuten“ oder 
nur zu den gewöhnlichen Messbesuchern zu rechnen ist. 


Erst um die Mitte des Jahrhunderts ist von Benedikt Stocker 
von Schaffhausen, Jakob Rainsperg von St. Gallen und Jakob 
IIWirz von Zürich als in Lyon niedergelassenen eidgenössischen 
Kaufleuten die Rede,°) und als eben jener Jakob Rainsperg im 
Frühjahr 1553 als kaufmännischer Gesandter auf dem Heimweg 
von Paris über Lyon kam, wurde er dort von einem Hans Strub 
in seinen Bemühungen um ein Zollcertifikat kräftig unterstützt. 


Zur Zeit der Religionskriege verliessen die meisten fremden 


Ider Herrschaft der Liga, um 1589, ganz vorübergehend aus Lyon 
zurückgezogen zu haben; doch liessen sie auch jetzt ihre Fak- 
üttoren und Angestellten dort. Dieser zeitweise Wegzug der selb- 
tändigen Handelsherren geschah ohne Zweifel, um grossen 
IIKriegskontributionen, wie sie im Herbst 1589 erhoben worden 
ijwaren, aus dem Wege zu gehen. Die Unterbrechung hat höch- 
stens ein bis zwei Jahre gedauert; sonst blieben die Schweizer 
Jauch während der langen Kriege in Lyon wohnen und ihre An- 
esenheit wird uns zu wiederholten Malen ausdrücklich bezeugt.”) 


!) Götzinger, p. 8. 
2) Wartmann II, p. 6. 


} ” So wissen wir, dass die Kaufleute im Jahre 1569 zu einer Kontribution 
Wür die Erhaltung der schweizerischen Garde gezwngen wurden (siehe Eidg. 
Absch. IV, 2, p. 418 und oben p. 64), und dass sie 1584 als „Marchands suisses 
résidants à Lyon“ die früher erwähnte Übereinkunft mit der Stadt Seyssel 
| 


| 
| 
| 
| 
| 
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Doch kann man für diese Zeit noch nicht von einer Schwei-: 
zer Kolonie, sondern nur von einer St. Galler Kolonie in Lyon 
sprechen.‘) Für die St. Galler mit ihrer exportfähigen, alten. 
Leinwandindustrie war in der Tat die Messe von Lyon von weit. 
srösserer Bedeutung als für alle übrigen Schweizer Städte, die, 
sich mit ihren jungen Industrien erst zaghaft auf den Weltmarkt, 
wagten. Die von den italienischen und französischen Glaubens-: 
flüchtlingen in Zürich und Basel eingeführte Seidenmanufaktur! 
und Sammt- und Bandweberei konnten vor Ende des 16. Jahr-: 
hunderts kaum wesentlich für den Export nach Frankreich in! 
Betracht kommen. So ist es begreiflich, dass wir zwischen 1560 
und 1600 in Lyon vorwiegend St. Galler Häuser etabliert finden, 
wie die Zollikofer, Schlapritzi, Studer, Rothmund, Zily, Krom,, 
Schlumpf, Rainsperg u. s. w. Diese „marchans de St. Gall“ 
waren bekannte Persönlichkeiten, und es scheint, dass es ihnen 
auch gelang, eine gewisse Beliebtheit zu erlangen. Um sich die: 
Gunst der Obrigkeit und der Bevölkerung zu gewinnen, scheuten 
sie vor bedeutenden Kosten nicht zurück. 


= 





Es war in Lyon Sitte, dass sich die „nations“ in weitgehender 
Weise der wohltätigen Institutionen der Stadt annahmen und 
ihnen ihre Gaben zuwendeten. Schon Hans Kleberg hatte: 
einst (1533) durch ein reiches Geldgeschenk das „Aumöne gen6- 
rale“ gegründet, eine permanente Hülfskasse zur Unterstützung 
der Armen Lyons, und lebte seitdem im Andenken der Bevöl- 
kerung als der „gute Deutsche“ weiter. Im Jahre 1570 wurde 
in Lyon „la grande Boucherie de l’Hospital“ erbaut, die ihren 
Namen nicht nur der Nachbarschaft des Spitals verdankte, sonderns 
auch dem Umstand, dass ihm ihre Einkünfte zuflossen. Diesesd 
Schlachthaus „lune des plus belles qui se voye en aucune autre® 


| 
| 

| 

| 
I 


| 
bonne ville de France“, hatten der Gouverneur Mandelot und] 


| 











schlossen. Auch die Zwangszahlungen von 1589 und 1592 zeugen für dena 
Fortbestand der Schweizer Kolonie. Siehe oben p. 74. 


1) Z. D. 152. Als Messbesucher kamen natürlich auch Kaufleute andere | 
eidgenössischer Orte in Betracht. So waren im Jahre 1583 auf dem Rathausel) 
von Lyon die Handelsmarken von 16 St. Galler Firmen, 8 Zürcher Firmen, 3 Basler] 
Firmen, 2 Schaffhauser Firmen, 3 Bündner Firmen, einem Kaufmann von Lausannel| 
und einem Kaufmann von Rottweil als privilegienberechtigt eingetragen. Inh 
den nächsten Jahren bis zu Anfang des 17. Jahrhunderts ehe dan dietl 
Zürcher und Basler Kaufleute an Zahl beträchtlich zu, ebenso die bündnerischen.| 


Ji 


mehrere Bürger und Kaufleute der „nations“ auf eigene Kosten 
errichten lassen. Die Wappen der Erbauer, in Stein gehauen, 
jwaren über jeder einzelnen Fleischbude angebracht.') Auch die 
St. Galler Kaufleute erklärten sich bereit, ein solches Verkaufs- 
lokal zu erstellen, und Jakob Zily überreichte in ihrem Namen 
iidem Verwalter des Hötel-Dieu eine Summe von 350 Livres zu 
iIdiesem Zwecke. Das Dankschreiben für die Stiftung datiert 
vom 23. April 1581.?) Es wird darin versprochen, dass über 
iidem Eingang des Gebäudes „les armes de la ville de St. Gall“ 
in Stein gehauen werden sollen, ,en témoignage et pour une 
perpétuelle mémoire que la dite boutique à été faite et batie 
de la charité et aumône des dits Sieurs Marchands de St. Gall“. 
Zwischen den in Lyon wohnenden St. Gallern und den ge- 
meinen Kaufleuten der Heimatstadt bestanden von jeher Be- 
ziehungen intimster Art. Von St. Gallen wurden Verhaltungs- 
massregeln nach Lyon gesandt, von dort schrieb man nach 
St. Gallen um Rat und Hülfe. Die Lyoner Häuser waren ja 
keine selbständigen Unternehmungen, sondern sie standen unter 
Leitung der St. Galler Firmen, die sie in Lyon vertraten. 

. Natürlich war es unter diesen Verhältnissen nötig, für einen 
ii regelmässigen Botenverkehr zwischen Lyon und St. Gallen zu 
sorgen. Dies geschah durch die sogenannte Ordinari-Post,°) die 
nachweisbar schon um 1575 regelmässig alle 14 Tage die Handels- 
i korrespondenz spedierte. Doch ist es wahrscheinlich, dass eine 
ähnlich organisierte Postverbindung schon in viel früherer Zeit 
bestand. 

In dem genannten Jahre vereinigten sich 9 Nürnberger Häuser 
mit den St. Gallern zum Unterhalt eines gemeinsamen Lyoner 
Ordinari. Ein Jahr darauf traten 8 weitere Nürnberger und Augs- 
burger Häuser bei. Die Kosten wurden aus einer allgemeinen 
Ordinari-Botschaftskasse bestritten, zu der jedes Mitglied jähr- 
lich im Verhältnis zu seiner Korrespondenz kontribuierte und 


2, MB; No. 31. 

>) Es gab in St. Gallen neben dem Lyoner Ordinari auch ein Nürnberger 
N Ordinari. Später wird überhaupt die Brief- und Paketpostverwaltung im allge- 
N meinen das „Ordinari“ genannt. Der Ausdruck ist zweifellos zuerst in Zusammen- 
| bang mit der Postverbindung nach Lyon entstanden, wo man den regelmässigen 
1 Postcourier „l’ordinaire“ nannte, im Gegensatz zu Boten, die etwa gelegent- 
1 lich in der Zwischenzeit ritten. 

St. Galler Mittlgn. z. vaterländ. Gesch. XXXII. 3 7 
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die in St. Gallen von zwei „Deputierten“!) verwaltet wurde. 
Die ersten nachweisbaren Deputierten sind Lorenz und Bernhart 
Zollikofer. 


Die Postreise nach Lyon war in zwei Etappen geteilt. Der 
Bote von St. Gallen brachte die Briefe nur bis Genf. Dort nahm 
sie ein Faktor oder Commis, der aus der Ordinari-Kasse Besol- 
dung erhielt, in Empfang und übergab sie dem Boten, der zwischen 
Lyon und Genf ritt und seinerseits die Lyoner Briefe dem St. Galler 
zur Weiterbeförderung einhändigte. Zwischen St. Gallen und Nürn- 
berg ritten eigene Boten, denen die Nürnberger Kaufleute für 
jedes Paket Briefe 3 Gulden bezahlen mussten. Die St. Galler 
hätten gerne eine wöchentliche Postverbindung nach Lyon ein- 
gerichtet, aber die Nürnberger widersetzten sich, da sie in der 
Zwischenzeit häufig Gelegenheit hatten, ihre Briefe durch reitende 
Augsburger Boten besorgen zu lassen. 


Im September 1582 waren am Lyoner Ordinari beteiligt: 
18 Nürnberger Häuser,”) die zusammen 268 Gulden kontribuierten, 
5 Ulmer Häuser mit 37 Gulden Kontribution, 5 Augsburger Häuser 
mit 42 Gulden, 3 Schaffhauser Firmen mit 27 Gulden und 11 
St. Galler Häuser mit 77 Gulden. Dazu kamen noch 8 teils bünd- 
nerische, teils deutsche Firmen, die in Lyon selbst ihre Kontri- 
bution von 83 Gulden entrichteten.*) 


Diesem gemeinsamen Ordinari-Betrieb über St. Gallen wurde 
schon 1585 ein Ende gemacht, indem die Schaffhauser Kauf- 
leute einen selbständigen Botenritt nach Lyon einrichteten und 
durch Unterbieten Augsburg, Ulm und Nürnberg zum Anschluss 


') Der Umstand, dass die Ordinari-Verwalter in St. Gallen „Deputierte“ 
genannt werden, scheint mir ein neuer Beweis dafür, dass man sich hier an die 
Organisationsformen in Lyon anlehnte. Dort standen an der Spitze von vier 
„Nationen“ auch „deputes“. 

?) Unter diesen: Hans Welser, Paulus Tucher, Jakob Imhoff ete. 


°) St. G. D. Oberer Kasten Tr. I, P. 12a. Die 11 St. Galler Firmen waren: 
1. Georg Zollikofer und Mitverwandte ; 2. Sigmund und Jakob Zollikofer als 
Sebastian Zollikofers Erben ; 3. Joß Zollikofer; 4. Jakob Zily und Gebrüder; 5. 
Daniel Christof Studer und Schlapritzi; 6. Kaspar Scherer und Spindler ; 
7. Melchior Rothmund und Bruder; 8. Kaspar Vonwillers Erben; 9. Heinrich 
Schlumpf; 10. Elisabeth Metrisat; 11. Bartholome Schobinger; — die 3 Schaff- 
hauser Firmen: 1. Heinrich Peyer ; 2. Paulus Hagenbach und Mitverwandte; 3. 
Ludwig Kollers Wittib. — Man darf wohl annehmen, dass alle diese Firmen 
entweder eigene Häuser oder doch wenigstens eine Vertretung in Lyon hatten. 
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an ihr Ordinari gewannen.') Sogar die St. Galler sahen sich 
nun veranlasst, ihre Briefe vorübergehend durch den Schaff- 
hauser Boten fertigen zu lassen; immerhin ist es wahrscheinlich, 
dass sie ihr eigenes Ordinari beibehielten, nur mit selteneren 
Botenritten. Im Jahre 1598 aber griffen sie auf die alte Ein- 
richtung des vierzehntägigen Ordinari zurück und trennten sich 
ganz von den Schaffhausern. Die Verbindung zwischen St. Gallen 
und Genf wurde von nun an wieder durch einen reitenden Boten, 
die zwischen Genf und Lyon durch einen Schnellsegler (Chasse- 
marée) auf der Rhone besorgt und die Briefe in St. Gallen so 
abgeschickt, dass sie jeden zweiten Dienstag dem Führer des 
Chasse-maree in Austausch von dessen Briefpaketen übergeben 
werden konnten. Indem man die Boten anwies, pünktlich Ab- 
gangs- und Ankunftszeit einzuhalten, und es einrichtete, dass 
die Briefe aus Lyon zeitig genug in St. Gallen eintrafen, um 
sofort mit dem Nürnberger Boten weiterzugehen, hoffte man 
die Kaufleute der Reichsstädte neu für sich zu gewinnen, auf 
dass „wider wie vor lengst sölch ordinary in schwanckh kann 
gebracht werden‘“.?) 

Als dann die wachsenden Schwierigkeiten wegen der Geld- 
ausfuhr und der neuen Zölle in Frankreich immer grössere 
finanzielle Anstrengungen verlangten, kam man in St. Gallen 
auf den Gedanken, die Ordinari-Kasse zum Hülfsfond für Ver- 
fechtung der Privilegien zu machen und aus ihr alle gemein- 
samen Unternehmen zu bestreiten. Zu diesem Zwecke war es 
nötig, ihr grössere Einnahmen zu sichern, indem man von allen 
Waren, welche die Freiheiten genossen, ein sogenanntes „Ballen- 
geld“ erhob, das ihr zufloss. Das Ballengeld scheint im Jahre 
1588 zuerst auf 4 Kreuzer per Warenballen festgesetzt worden 
zu sein; der jeweilige Ordinari-Verwalter in St. Gallen hatte die 
einlaufenden Summen zu 8°) zu verzinsen. Auf diese Weise 
gelang es wirklich, die Kosten, welche aus der Verteidigung der 
Privilegien erwuchsen, zu bestreiten, ohne dass der Einzelne zu 
drückende materielle Opfer bringen musste. Das ganze Unter- 
nehmen beruhte aber allein auf st. gallischer Initiative, da nur 
St. Galler Kaufleute das „Ballengeld‘‘ entrichteten, das in der 
Heimatstadt beim Abgang der Waren zu bezahlen war. Auf dem 


1) rin »p. 480. 
SWZED: 185, p. 3. Erstes Ordinaribuch. 
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„Notenstein“, dem Versammlungshaus der gemeinen Kaufleute, 
wurde über seine Höhe und Verwendung beraten und beschlossen. 
Hier fiel im April 1596 ein Entscheid, der es für nach Lyon 
sehende Waren auf 15 Kreuzer steigerte.'!) 

In Lyon lag die Rechnungsführung für das Ordinari ab- 
wechselnd je ein Jahr lang einem der dort etablierten Häuser 
ob, und zwar in der Weise, dass der Ordinari-Verwalter die 
laufenden Ausgaben aus eigener Tasche zu bestreiten hatte und 
erst am Ende des Rechnungsjahres, das meist im August schloss, 
sein Guthaben von den gemeinen Kaufleuten in St. Gallen aus der 
dortigen Ordinari-Kasse zurückfordern konnte. 

Seit 1598 sind uns die Rechnungsbücher der Lyoner Or- 
dinari-Verwalter erhalten.?) Wir sind deshalb von da an über 
die Ausgaben, die dort aus der Ordinari-Kasse bestritten wurden, 
genau unterrichtet, ebenso über die hie und da von den schwei- 
zerischen oder fremden Kaufleuten in Lyon geleisteten Beiträge. 
Diese deckten aber die Ausgaben nur zum kleinsten Teil; in 


der Hauptsache wurden sie am Ende des Jahres aus der Kasse : 


in St. Gallen vergütet.?) 
In ruhigen Zeiten musste neben den laufenden Kosten der 


Postverwaltung nur noch die sogenannte „Gabelle‘“ *) aus der 


Lyoner Ordinari-Kasse beglichen werden. Es war dies eine Pau- 
schalsumme, welche die Kaufleute für die Befreiung von einer 
. Verkaufsabgabe von 5°/, jährlich an die Stadt entrichteten und die 
1596, als sie zum erstenmal aus der Ordinari-Kasse bezahlt wurde, 


1 86 G. Diebe, USE 10. 

*) Sie liegen auf dem Zürcher Staatsarchiv bei den Papieren des ehemaligen 
Kaufmännischen Direktoriums Zürich. (8 D. 185, 186, 187.) Es sind Lederbände 
in Quartformat, welche die Verzeichnisse der in der sog. ,Ordinary-Trukhe* 
aufbewahrten Papiere, die Jahresabrechnungen und die Buchführung über die 
abgesandten Briefpakete enthalten. Auf dem Titelblatt des ersten Bandes steht: 
,Laus Deo. Anno 1599 den ersten Janvier in Lion dyss buoch angefangen 
per das Ordinary gemainer khauffleuten der statt St. Gallen, darin sollend allerley 
fürfalende sachen ingeschriben werden und jeder, solang er das Ordinary hatt, 
umb alles guotte rechnung halten. Gott geb Gnad.“ Es folgen die Zeichen der 
13 Häuser, die im Ordinarı sind. 

») Von 1599 —1603 stellte der Ordinari-Verwalter seine Rechnung in 
Sonnenkronen aus, später in Livres. 


+) „Gabelle‘‘ bedeutete ursprünglich Verkaufsabgabe überhaupt. Im 


Ordinari-Buch ist diese Bezeichnung auf die Pauschalsumme übertragen, durch 
die sich die Schweizer von der eigentlichen Gabelle befreiten. 
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150 Sonnenkronen betrug, aber schon anno 1600 in der Höhe von 
200, zwei Jahre später in der Höhe von 250 Sonnenkronen ge- 
leistet werden musste. Die Gebrüder Peyer von Schaffhausen 
und Johann Gruber von Zürich, die ebenfalls von der Verkaufs- 
abgabe befreit waren, übernahmen einen mässigen Beitrag an diese 
Zahlung. In Jahren, wo es galt, die Privilegien gegen Angriffe 
zu verteidigen oder neue Patente zu erlangen, konnten die ausser- 
gewöhnlichen Ausgaben recht gross sein.!) 


Der Ordinari-Verwalter in Lyon hatte neben der Pflicht der 
Rechnungsführung auch die sogenannte „Ordinary-Truckhe“ ’) 
in seiner Obhut, in der alle wichtigen Papiere der Kaufleute 
lagen: die Patente, teils im Original, teils in Abschriften, die 
Gerichtsentscheide und die ganze über die Privilegien geführte 
Korrespondenz. Beim Übergang des Ordinari wurde der Inhalt 
jeweilen geprüft und Neuhinzugekommenes schriftlich vorgemerkt. 
Der Ordinari-Verwalter galt während seines Amtsjahres auch 
als der Repräsentant der in Lyon residierenden Kaufleute. Er 
hatte die Bittschriften an den Gouverneur abzufassen und war 
der Vorkämpfer bei allfälligen Streitigkeiten mit der Stadtver- 
waltung. 


Eine solche Stellung konnte nur von tüchtigen Männern, die 
sich auch ökonomisch einer gesicherten, unabhängigen Stellung 
erfreuten, ausgefüllt werden; es ist deshalb begreiflich, dass 
die Verwaltung des Ordinari nur bei den in Lyon etablierten, 
selbständigen Kaufleuten die Runde machte und nie einem Faktor 


!) Dies war der Fall 1602, als es sich um die Erlangung eines neuen 
Patentes handelte. Dem Mathias Spon, einem. zürcherischen , Ausburger“ 
deutscher Abkunft, der wegen der Privilegien schon im September des Jahres 
nach Paris ging, wurden auf Befehl der gemeinen Kaufleute von St. Gallen 
100 Sonnenkronen ausgezahlt. Im gleichen Rechnungsjahr sandte man dem 
zur Erlangung des Patentes in Paris weilenden Heinrich Zily durch zwei in 
Lyon gekaufte Wechselbriefe von 518 und 52 Sonnenkronen das nötige Geld 
zur Betreibung der gemeinsamen Angelegenheit. Seinen Rechtsbeistand de 
Balmes hatte man mit 78 Sonnenkronen zu bezahlen. So kommt es, dass die 
Ausgaben des Rechnungsjahres 1602/1603 sich auf 1008. 19 Sonnenkronen 
oder 3026.19 Livres belaufen, während sie im Vorjahr nur 179 Sonnenkronen 
betragen hatten. 

?) Ohne Zweifel ist es der Inhalt dieser „Ordinari-Trukhe‘, der jetzt in 30 
Mappen auf dem Zürcher Staatsarchiv bei den Papieren des ehemaligen Kauf- 
männischen Direktoriums Zürich liest. D. 149 ff. 
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oder blossen Vertreter übergeben wurde. Zwischen 1598 und 1620. 
lag sie abwechselnd in den Händen folgender grösserer Firmen: 
1. Hans Fitler und Mitverwandte, 2. Kaspar und Balthasar Roth- 
mund, 3. Georg Zollikofer und Söhne, 4. Jakob Zily und Gebrüder, 
5. Daniel Christof Studer und Jakob Schlapritzi, 6. Kaspar Scherer 
und Mitverwandte, 7. Joachim Laurenz und David Zollikofer. 

Darüber, dass den in Lyon wohnenden Kaufleuten ihre Ver- 
haltungsmassregeln von St. Gallen aus diktiert wurden, kann 
kein Zweifel bestehen. Zu häufig ist die Rede von einem „Be- 
fehl der Herren aus St. Gallen“. Ein wichtiges Übereinkommen 
der „burger, kouff- und handelsleuth der statt Sant Gallen, so 
gen Lyon und gantz Franckhreich handlendt“, das „jeder für 
sich selbs, seine mithafften, söne und diener..... umb gemeiner 
statt und unsers bessern nutzes willen‘ unterschrieb, ist uns 
vom März 1599 erhalten. Man kommt überein, in Lyon den 
fremden und französischen Kaufleuten nicht länger als auf zwei 
Messen bis zum Ende der „franchise“ — d.h. der 15 Nachtage — 
zu borgen; dann sollen die Schuldbriefe in Wechselgeld berichtigt 
werden. Falls zur festgesetzten Frist keine Zahlung erfolgt, darf 
sich der Gläubiger „ufs best er kann bezalt machen“. Für Zah- 
lungen, die vor dem Verfallstermin geieistet werden, sind für eine 
Messe 2!/2°/o, für zwei Messen 5°/o Diskont zu gewähren. Bei Bar- 
verkauf dauert die Zahlungsfrist von einer Messe zur andern; 
bei längerm Zögern des Zahlers tritt ein Zuschlag von 8°/o ein. 
Zur Regelung dieser Bezahlungen wird der Kurs, nach dem 
man die fremden Münzen nehmen will, vereinbart; ebenso wer- 
den die Verkaufspreise der Waren einheitlich festgesetzt. Zwei 
Häuser, nämlich der amtierende und der gewesene Ordinari- 
Verwalter in Lyon, haben die Kontrolle über die Beachtung des 
„Accordes“ auszuüben. Diese zwei „Deputierten“ in Lyon‘ 
hatten auch alle Angelegenheiten „so die nation betreffen“ zu) 
verwalten und zu verrichten, konnten aber im Notfalle andere 
Häuser um Beistand angehen; über ihre Geschäftsführung mussten || 
sie an die 5 „Deputierten“ in St. Gallen berichten.') — Zum ersten-|| 
mal wurde das neue Amt in Lyon von den Firmen Hans Fitler!i 
und Mitverwandte und Kaspar und Balthasar Rothmund über-! 
nommen. 





1) Stadtarchiv St.Gallen, Tr. F, No. 13. — Also standen damals in St. Gallen | 
5 Deputierte an der Spitze der „gemeinen Kaufleute“. 


© 
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Natürlich wechselte der Bestand der Schweizer Häuser in 
| Lyon fortwährend. Ein „Verzeichniss der häusseren von eidt- 
' gnössischen kauffleuten, die in Lyon gewohnet und gewerbet“,') 
das aus den ersten Jahren des 17. Jahrhunderts stammen muss, 
gibt uns einigen Aufschluss über diese Verschiebungen. Dar- 
nach haben sich vor 1598 von Lyon zurückgezogen die St. Galler- 
häuser der Rainsperg, Metrisat, Schlumpf und Vonwiller. In den 
Jahren, die dem Erlass des Ediktes von Nantes folgten, ver- 
liessen noch 6 weitere Firmen Lyon, nämlich Melchior Roth- 

mund und Keller, die Erben von Sebastian Zollikofer, Johann 
' Heinrich Reiner und Spichermann, Kaspar und Balthasar Roth- 
mund, Kaspar Scherer und Krom, Sigmund Zollikofer und Gebrüder. 
Es verblieben nur die Häuser David und Heinrich Peyer von 
Schaffhausen und 6 St. Galler Firmen, nämlich Georg Zollikofer 
und Gebrüder, Studer und Schlapritzi, Joachim Zollikofer und 
Gebrüder, Jakob Zily und Gebrüder, Joseph Zollikofer und Jo- 
hann Fitler, zu denen sich allerdings bald neue gesellten, so 
dass es im Jahre 1602 wieder 13 Schweizer Häuser in Lyon gab. 
Wir kennen ihre Namen dank einer an den Gouverneur de la 
Guiche gerichteten Bittschrift, in der die Schweizer ausdrückliche 
Anerkennung ihrer in letzter Zeit angefochtenen Befreiung vom 
Sicherheitsdienst der Stadt (guet et gardes) fordern und dabei 

geltend machen, dass bei der kleinen Zahl ihrer Häuser der Vor- 
‚ teil zur Verstärkung der Stadtwache doch nicht gross sei. De la 
‚ Guiche gewährte ihr Gesuch und erklärte, dass Joachim und Sig- 
‚ mund Zollikofer, Jakob Zily, Georg Zollikofer, Daniel Christof 
Studer, Joseph Zollikofer, Johann Fitler, Kaspar Scherer, Ma- 
thias Spon, Johann Gruber, Vincent Clerc, Bernhardin Hüner- 
|  wadel, Johann Heinrich Heiming, Jean Jacquemin und Jean Noel 
' den Dienst nicht weiter zu leisten hätten.?) Hier treten uns neben 
den St. Gallern noch andere Kaufleute entgegen, und unter diesen 
| finden sich solche, die zu den sogenannten „Ausburgern“ der 


08. 6 DiiWriX.P..1. 


2?) 2. D. 149, MB. No. 63. „Joseph Zollikofer“ ist die französische Schrei- 
bungfür „Joß Zollikofer*. Zu „Vincent Clerc“ siehe unten, p. 118, Anm. 2. „Jean 
Jacquemin“ ist nachträglich beigesetzt und ohne Zweifel dadurch die in der Bitt- 
schrift aufgeführte Zahl von 13 Häuser, die in 5 verschiedenen „quartiers et 
 peonnaiges“ wohnen, in der entsprechenden Verfügung des Gouverneurs auf 14 
gebracht worden. 
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Schweizer Städte gehören und deutschen Ursprungs sind. Das 
ist der Fall mit Mathias Spon. Sein Vater war von Ulm nach 
Genf gekommen, wo er einige Zeit gewohnt hatte, um sich dann 
1561 in Lyon niederzulassen.!) Er und seine Söhne erwarben 
sich das Bürgerrecht von Zürich und erhoben daher Anspruch 
auf den Genuss der eidgenössischen Privilegien. Wir finden 
Mathias Spon später innerhalb der Schweizer Kolonie in tonan- 
gebender Stellung. Auch Heiming scheint zu den schweizerischen 
„Ausburgern“ zu gehören, während Gruber zürcherischen, Hüner- 
wadel argauischen und Glere — wenn nicht für „Clee“ ver- 
schrieben — wohl freiburgischen Ursprungs ist oder auch ein 
Jurassier wie die Jacquemin und Noel, Geschlechter, die noch 
heute im neuenburgischen und bernischen Jura nicht selten vor- 
kommen. 


In den letzten Jahren des 16. Jahrhunderts hatte die Stadt 
Zürich angefangen, sich mit den Produkten ihrer Seidenindustrie 
am Handel nach Frankreich lebhafter zu beteiligen. In Schaff- 
hausen standen schon längst die Peyer, Hagenbach und Keller 
mit Lyon in regem Verkehr, und auch Basels alte Handels- 
beziehungen nahmen jetzt einen neuen Aufschwung. Alle 
Schweizer genossen die eidgenössischen Privilegien, ohne sich 
aber an ihrer Verteidigung entsprechend zu beteiligen. Man 
überliess die kostspielige Pflicht in der Regel gerne den ener- 
gischen Kaufleuten aus der Steinachstadt, die sich bis jetzt immer 
zur rechten Zeit in die Schanze geschlagen hatten. Nur im In- 
teresse ihrer speziellen Exportartikel, der Seidenwaren, hatten 
die Zürcher Kaufleute 1595 grössere selbständige Anstrengungen 
gemacht, um Zollbefreiung für sie zu erlangen. 





Erst als im Jahre 1601 die Bundeserneuerung mit Frankreich 
in Aussicht stand und man in Kaufmannskreisen allgemein der 
Ansicht war, dass diese Gelegenheit zur Erwerbung eines neuen, 
bessern Patentes auszunutzen sei, glaubten die St. Galler den 
Zeitpunkt gekommen, um die Kaufleute der andern Orte auch 
zur Kontribution an die voraussichtlich entstehenden grossen 
Kosten heranzuziehen. ?2) Als die Zürcher Kaufmannschaft die 

!) Rondot, p. 436. 

”) Schon 1597 war vorübergehend ein Plan zu gemeinsamer Kontribution 
aufgetaucht. 


BEE oo a = EEE © aa 
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Aufforderung kurzer Hand abwies, wandten die gemeinen Kauf- 
leute in St. Gallen sich an ihre Obrigkeit mit der Bitte, sich beim 
Rate in Zürich dafür zu verwenden, dass er die dortigen Kauf- und 
Handelsleute auffordere, auch ihren Anteil an die Verteidigung 
der Privilegien beizusteuern. Darauf wurde der Zürcher Kaufmann 
und Seidenindustrielle David Werdmüller vor den Rat gefordert 
und ihm die Frage der St. Galler vorgelegt: „ob unsere burgere 
die kaufflüth zuo iren burgeren den kauflüthen staan und jetzt 
khünfftig mit und nebent inen umb erwerbung und bestetigung 
der eidtgnößischen fryheiten in Franckrych anhalten und den 
darmit uflouffenden kosten nach gebür und billigkeit tragen 
helfen wöllind.“ ') Werdmüller berief sofort die Kaufleute Zü- 
richs, die nach Lyon Handel trieben, zur Beratung zusammen. 
Diese meinten zwar, weil die Zürcher Obrigkeit in allen Dingen, 
auf den Tagsatzungen und anderswo, immer die Forderungen der 
St. Galler Kaufleute unterstütze, so wäre es am Platz gewesen, 
sie selbst mit der persönlichen Beisteuer zur Verteidigung der 
Privilegien unbelästigt zu lassen, „diewyl man wol waißt, daß 
ain houß in St. Gallen wol sovil handlett in Leyon oder Franck- 
rich als die von Zürich, Basel und Schaffhussen (zusammen) mit 
waren, die der frighaitten zu genissen habendt“.°) Gleichwohl 
erklärten sie sich bereit, die in Zukunft erwachsenden Kosten 
tragen zu helfen, wenn man sie auf die einzelnen Beteiligten im 
Verhältnis ihres Umsatzes verlege. Doch verlangten sie, dass 
„die kauffleut, so in Franckrich, als zu Leyon, Tholossa, Mar- 
sillia®) und anderßwo wonhafft syndt und ligende geutter aldo 
'habendt und nicht meusend wachen under den thoren, auch nicht 
meussendt steuern zu den gebeuwen der stett, schlosser oder 
anders, auch für ire vitcualia kain umbgelt zallen“, noch beson- 


1) St. G. D. Tr. XIV, P. 2. Brief von Bürgermeister und Rat der Stadt 
Zürich an Bürgermeister und Rat der Stadt St. Gallen. 

2) St. G. D. Tr. XIV, P. 2. Brief David Werdmüllers an Joachim und 
Sigmund Zollikofer in St. Gallen vom 4. Februar 1601. Im Antwortschreiben 
des Rats von Zürich heisst es über diesen Punkt: „Diewyl und aber die unseren 
mit anhalten von wegen der befreygung dess burats hievor irestheils auch 
Imercklichen costen erlitten und üwere burgere statliche grosse handlungen 
in Franekrych habent, denen unserer burgeren hendel nienen zu verglychen, 
'hetten sy sich versehen, das man inen diss costens halber nützet zugesucht.“ 

5%) Die Zollikofer hatten im XVI. und XVII. Jahrhundert Häuser in Mar- 
seille; Rondot, p. 176. 


106 

























dere Beiträge zur Erhaltung der Privilegien zu leisten hätten 
Die Abmachung sollte indes nur für die Zukunft Geltung habe: 
und nur wenn die Kaufleute von Basel und Schaffhausen sich aue: 
einverstanden erklärten. An die früheren Kosten der St. Galle 
wurde jede Beisteuer verweigert. Werdmüller übermittelte de 
Beschluss an den Rat, der ihn nach St. Gallen berichtete. 
selbst schrieb im Namen „gemeiner der statt Zürich kaufleu 
in Frankreich handlend“ an Joachim und Sigmund Zollikofer 
in St. Gallen und schlug ihnen vor, auch die Herren „Punttner, $: 
zuo Leyon wonend..., als dan syndt die hera Werttimann, Scan} 
dallera, Pestaluzza, Maßraniza, Beckaria und die Stoppa“, zur 
Beitritt in die Vereinigung aufzufordern, da die Bündner bein 
König in hohem Ansehen ständen. 

Es scheint, dass die Basler, Schaffhauser und ebenso dil 
Bündner nicht für die Kontribution zu gewinnen waren. Wenig 
stens wurden die Kosten, welche das Patent von 1602 verursachte 
aus der St. Galler Ordinari-Kasse bestritten.) 

‚Auf den Tagsatzungen aber traten die Kaufleute der ve 
schiedenen Orte jetzt doch geeint auf. Hier standen sie Seit 
an Seite, um die Obrigkeiten für ihre Forderungen zu gewinnen.‘ 
Die Aktion in Frankreich selbst und die Tilgung der daraus e 
wachsenden Kosten fiel hingegen nach wie vor ausschliesslich de» 
St. Gallern zu. Die Ausgaben, welche sie von 1596—1603 fül 
„deputation auf Sollothurn, Baden, Paris und andere orth, val 
ehrungen an den Ambassadoren von Frankreich zu Sollothurn al 
baar gelt und seiner gemahlin an linwath, prozesspesen et 
hatten, beliefen sich auf 3889 Gulden 16 Kreuzer.‘) 

Unter diesen Verhältnissen ist es begreiflich, wenn man ü 
St. Gallen streng darauf hielt, dass jeder Kaufmann gewissenhaf 
seinen Verpflichtungen zur Beisteuer an die Kosten nachkam, ser 
es durch Entrichtung des Ballengeldes, sei es durch Ausnahme: 
kontributionen. Man griff zu den strengsten Repressalien gege 





















') Joachim und Sigmund Zollikofer waren Inhaber des Ordinari in Lyo! 
vom August 1600 bis Oktober 1601. 

DSH 

*) Nur die Bündner stellten 1602 ihre gesonderten Forderungen at 
Heinrich IV. 

+) MB. No.68. In den Rechnungsbüchern der Kaufleute wird der Guldei] 
gleich 1,5 livre angesetzt. Es ergibt sich also für die 3889 Gulden ein Ver} 
kehrswert von ungefähr 35,000 Fr. | 
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Mitbürger, welche sich den allgemeinen Abmachungen nicht 
fügen wollten. Als die Gebrüder Fels im Sommer 1603 sich 
fweigerten, ihren Anteil an den Unkosten des vergangenen Jahres 
zu tragen, wurde ein regelrechter Boykott über sie verhängt. 
Die Kaufleute verpflichteten sich, nichts von ihnen zu kaufen, 
inoch ihnen zu verkaufen, für welchen Preis es sei, sie vom 


IE; Diese nach d die auf zwei Jahre hinaus Gültigkeit 
haben sollte, musste bei einer Busse von 20 Sonnenkronen ein- 
gehalten werden; nur ein Mehrheitsbeschluss konnte sie annul- 
Nieren. 

Uebrigens war man auch in St. Gallen der von den Zürchern 
Hgeäusserten Ansicht, dass die in Lyon etablierten Häuser ein Meh- 
Mreres zur Wahrung der Privilegien tun sollten, da sie aus ihnen 
grössern Nutzen zogen als die Kaufleute, die nur vorübergehend 
Min Lyon weilten. Auf die Anregung von Junker Joachim Zolli- 


st. gallischen Lyoner Häuser auf 4 Jahre zu folgenden Beiträgen 
#für Erhaltung der Privilegien '): 


1. Joachim Sigmund Zollikofer und Mitverwandte Fl. 100.— 


2. Heinrich Hans Anthony Zily und Mitverwandte , 80.— 
3. Daniel Christof Studer und Jakob ES … » 100.—- 
1 4 Jorg Zollikofer und Gebrüder . . . N REIT, HERREN U = 
Kaspar Scherer. und; Mitverwandte.. eu: sen, DO 
Be Z7ollıkoter 7usSonnenberge » 2. 1. 10 Beh ul ns 20. 
Ben und Balthasar, Rothmunds N ns un 10: 
8. Melchior Rothmund und Mitverwandte . . . . , 10— 
D ans Hitler und Mitverwandte,; 1.4 44 us. 12bi— 


zusammen FI. 470.) 


terra X IV. DPD... 
?) Diese Summe hatte einen Verkehrswert von zirka 4280 Fr. 


Die ersten Jahrzehnte des 17. Jahrhunderts. 
1605 —1630. 


PRE ETES I 
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| | 
Lrotz der Enttäuschungen der Jahre 1602 und 1604 gabıl| 
die Kaufleute die Hoffnung nicht auf, von Heinrich IV. do!|] 


endlich die so dringend gewünschte Urkunde zu erlangen, welelh 


| 


ihre Ansprüche im einzelnen anerkennen sollte. Es wurde kei 
Gelegenheit versäumt, um diesem Ziele näher zu kommen. 


Ein günstiger Augenblick bot sich, als kaum ein Jahr nach di 
erfolglosen Legation der 13 Orte die vier evangelischen Städl 
Zürich, Bern, Basel und Schaffhausen, unterstützt von einigek 
deutschen Fürsten, eine Gesandtschaft an Heinrich IV. abgeh | 
liessen,') um ihn gegen ihren Glaubensgenossen, den Herzog v L 
Bouillon,?) versöhnlich zu stimmen. Ohne Zögern benützten di, 
Kaufleute den Anlass, um ihre Wünsche nochmals vor d«li 
König zu bringen. Sie hofften um so eher auf Erfolg, als | 
ja Abgeordnete aus den am Handel mit Frankreich beteiligt|]| 
Städten waren, die nach Paris zogen. Von ihnen konnte mal 


ein energisches Eintreten für die Kaufleute erwarten. | 








Die Boten fanden indes einen ziemlich kühlen Empfang. N 
sie sich für die Privilegien verwandten und klagten, dass mal 
die Versprechungen von 1604 nicht halte, wollte man sie wiedıll| 


| 
mit guten Versicherungen abspeisen; aber sie verlangten onei 
gisch „ain schein und offen patante“.”) Zögernd ging man al 
Hofe auf ihre Forderungen ein und bat um einen Entwurf di 


gewünschten Urkunde. Er wurde durch den noch immer in Pr) 





1) Rott Il, Bd. IT, p. 598. Die Gesandtschaft fand statt im März bis Apkl! 
1605. 
*) Heinrich de la Tour d'Auvergne, Vicomte von Turenne, Fürst von Sedif! 


. .. . L . l 
und Raucourt, Herzog von Bouillon. Ursprünglich Anhänger Heinrichs 1 
| 





ni 





zerfiel er nach Biron’s Verschwörung mit ihm und musste nach Deutschla 

fliehen. 1606 erlangte er Verzeihung durch Übergabe seiner Stadt Sedan |I 
den König. | | 
BASED TR. X INCHPIRST | 


Pr 
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‚ssangelegenheiten in Paris weilenden St. Galler Kaufmann Bar- 
jolomäus Zollikofer aufgesetzt und dem Herrn de Vic übergeben, 
Pr die Sache der Schweizer als Rapporteur !) im Conseil vorzu- 
fingen hatte. De Vic behielt den Entwurf ein oder zwei Tage 
nd schickte ihn dann den Gesandten zurück mit dem Bemerken, 
kvor das Schriftstück von Herrn de Villeroy,?) dem Staatssekretär 
s Auswärtigen, unterschrieben sei, dürfe die Angelegenheit 
perhaupt nicht zur Verhandlung kommen. Vergebens hofften 
ie eidgenössischen Boten, die Unterschrift bei der königlichen 
bschiedsaudienz auswirken zu können. Bei dem „kurzen ab- 
hidtt“, der ihnen zuteil wurde, gab es gar keine Gelegenheit, 
älte Bitte anzubringen. ?) | 

So kam es, dass die Legation von 1605, wie so manche andere, 
fit leeren Händen in die Heimat ziehen musste. 


Il Bartholomäus Zollikofer blieb allein in Paris zurück und be- 
hügte sich damit, die einzelnen Prozesse zu betreiben, denn 
strengungen zur Erlangung eines Patentes wären ohne obrig- 
:itliche Unterstützung ganz aussichtslos gewesen. Zollikofer 
| wann durch seinen langen Aufenthalt reiche Erfahrungen über 
fe Verhältnisse am französischen Hof und über die Art und 
leise der Geschäftsführung der leitenden Persönlichkeiten, die 
später befähigten, als einer der Hauptagenten der Kauf- 
ııte aufzutreten und im Kampf um die Privilegien an der 
pitze zu fechten. Schon auf der Hinreise nach Paris hatte 
{in Lyon seine „schlecht meinung wegen der privileges“ an- 
M:zeist. Von Paris aus schrieb er nach St. Gallen an seinen 
atter Joachim Zollikofer, wie übel man daran tue, die Privi- 
rien nicht energisch zu verteidigen. Man solle sich ein Bei- 
fiel an den deutschen Kaufleuten nehmen! ... „So wir, die 




















1) Jedenfalls der ehemalige französische Gesandte Mery de Vic (Mai 1603 
Februar 1605). Die Rapporteurs oder Maîtres de requêtes waren Mitglieder 
5 kôniglichen Rates, speziell des Conseil des parties, welche die zu verhan- 
Es Angelegenheiten vorzubereiten und im Rate vorzutragen hatten (Esmein 
1484). 

2?) Nicolas IV., de Neufville, Sr. de Villeroy, Sr. d'Alincourt, de Magny 
., Staatssekretär für die auswärtigen Angelegenheiten vom September 1594 
November 1617. 


SEE GIDETraXTV. „B:8. 
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„nachsetzten, welche täglich poursuivieren, wurde man bald ain. 
„erleuterung haben. Der Herr von Rosny !) hat inen auch re-- 
„prochiert, sie poursuivieren immerzuo, das doch die eidtgnösi- 
„sche kaufleüth, die gleich so wol alß sie privileges haben, nitil!' 
„thüen. Dardurch ist guot abzuonemmen, weil sie, die Frantzosen, 
„sechen und selbst sagen, wir poursuivieren nit, das man unß ye 
„lenger ye mehr molestieren wirdt, welchem allem noch wol vorzuo- 
„Kommen were, wann man darzuo thun will; ist besser tard quel! 
jamais.“ °) Zollikofer ist auch der Meinung, es wäre ratsam, in Parisif 
einen einflussreichen Vertrauensmann zu gewinnen, der die Sache 
der eidgenössischen Kaufleute fördern helfe. 


Der Misserfolg der Gesandtschaft und neue Klage der Kauf-f 
leute bewogen die Tagsatzung, den König nochmals in einemif 
Beschwerdebrief um „eine offne besiglete patent und confirmation“ 
ihrer wohlhergebrachten Privilegien und Freiheiten zu bitten. if‘ 
Es braucht kaum gesagt zu werden, dass dieses schriftliche Gesuch 
bei Heinrich IV. noch weniger Entgegenkommen fand als die 
mündlichen Vorstellungen der eidgenössischen Boten. Immerhin 
trat auf die vom König an Gouverneur und Zollpächter erlassenen! 
Befehle eine vorübergehende Besserung der Verhältnisse ein, und 
während mehrerer Jahre hören wir nicht über Zollschwierigkeitenil} 
klagen. Kleinere Störungen in Lyon selbst konnten die Kaufleute 1 





dem Abschlusse bringen. {) 


1) Jedenfalls ist gemeint Maximilian von Béthune, Herzog von Sully; 
Herr von Rosny. 

) St. G. D. Tr. XIV, P. 5. Schreiben B. Zollikofers vom 11. Juni 1608 

») MB. No. 78. Eine Kopie dieses Briefes. | 

) So gelang es den Kaufleuten, in einem Streit mit der Stadtverwaltung} fl 
ihr gutes Recht zu wahren. Es Handel sich um die schon früher erwähnteb}} 


hatten, die in den Jahren 1578 bis 1585 nur sechs Sonnenkronen betrug 
(Z.D. 149), aber eine rasche Steigerung erfuhr. Trotzdem sie 1596 eine Über-H 
einkunft zwischen dem Rat und den in Lyon wohnenden Schweizer Kaufleuten il! 
auf 150 Kronen ansetzte (MB. No. 117), die von nun an aus der Ordinari-Kasse/}|' 
zu begleichen waren, fanden auch im Laufe der nächsten Jahre noch weitere#f 
Erhöhungen statt, so dass von 1602— 1606 die jährliche Zahlung 250 KronenIf| 
betrug, um dann plötzlich auf 400 Kronen gesteigert zu werden (Z.D. 149). — 1 
Ausser stande, sich dieser Zumutung sofort zu erwehren, bezahlten die Schweizer! | 
für das Jahr 1606 die verlangte Summe (Z.D. 185), traten aber gleichzeitig mit N: 



































| L'ET 
| In dieser Zeit treten zwei Tendenzen, die schon lange die 
anzösische Zollpolitik beeinflussten, nämlich der Protektionismus 
ıd das Streben nach Vereinheitlichung des Zollsystems, zum 
sten Mal klar und bewusst in die Erscheinung. | 

| Einen grossen Schritt auf dem Wege der Reform tat Sully 
ı Jahre 1598, als er die 5 Hauptzölle der Ein- und Ausfuhr !) 
r das ganze Königreich zu einer einzigen Pacht, dem „bail 
s cinque grosses fermes“, vereinigte. Zwar wurden die ein- 


‚ch verschiedenen Tarifen erhoben, aber es bedeutete doch 
nen Fortschritt, dass von nun an eine einzige Persönlichkeit, 
r Generalpächter (fermier général), für die Art und Weise des 
Kzuges verantwortlich war. °’) 

Am 23. September 1604 war die Pacht der cinque grosses fermes 
# zum 16. Juni 1611 auf Charles du Ham übergegangen. °) In 
Înem Pachtvertrag gab es eine Klausel, durch die der König 
Ih einerseits verpflichtete, keine neuen Zollbefreiungen mehr 


ı Kaufleuten aus den Reichsstädten zusammen, um sich die „Gabelle“ ein 
| alle Mal vom Halse zu schaffen. Durch eine „Convention“, die alle Teil- 
Jımer verpflichtete, bei einer Busse von 100 Sonnenkronen während eines 
inats (Februar 1606) überhaupt nichts in Lyon zu kaufen noch zu verkaufen 
'D.150; MB. No. 79), scheint die völlige Befreiung von der „Gabelle“ erreicht 
den zu sein; wenigstens ver den der Posten aufimmer aus den Ordinari- 
écho. 


1) Es waren die alten Ausfuhrzölle Haut-passage, Rêve und Imposition 
hine; ferner die seit 1577 erhobene Exportabgabe der Traite domaniale 
I der 1581 geschaffene allgemeine Einfuhrzoll auf Lebensmittel und Waren, 
jannt Droit d’entree des grosses denrees et marchandises. 


?) Ich halte mich für diese Darstellung an Francheville, der in seiner 
istoire du Tarif“ Monographien der einzelnen Zölle gibt. Nach ihm sind 
»8 nur obige fünf Zölle vereinigt worden. Bis 1664 wurden dann auch alle 
iigen Grenzzölle den 5 grosses fermes angegliedert. Durch den Tarif Colberts 
164) bekam der Ausdruck „provinces des 5 grosses fermes“ territoriale Be- 
tung. Er bezeichnete die nördlichen Provinzen, die Colberts Einheitstarif 
jenommen und die meisten Binnenzölle aufgehoben hatten. Das übrige Frank- 
h zerfiel in „provinces reputees etrangeres“ und „provinces traitees comme 

etrangers“. Die erste Gruppe bebiekt die alte Form des Zollbezuges und 
2 innern Douanen bei, die zweite Gruppe (Elsass-Lothringen und die 3 Bis- 
‚er) hatte freien Verkehr mit dem Ausland, während sie von Frankreich durch 
\Zollbarriere getrennt war. 


ı 3) Francheville, p. 82. — Statt „du Ham“, wie Ne: schreiben 
are Dokumente fast durchgehends „du Han“ oder „du Hen‘. 
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zu gewähren, anderseits aber vom Pächter Anerkennung den! 


Rechte der schon Eximierten verlangte; doch war die Nennung! Hl 


der Schweizer vermieden. Also auch hier wieder jene verhäng \ 
nisvolle Unklarheit und Unbestimmtheit, die schon so oft zuil! 
Reibereien geführt hatte. !) D 

Der erste Angriff des neuen Zollpächters galt den Kaufleuten a 
der Reichsstädte. Schon im Jahre 1606 sehen wir sie im Kampfél!! 
mit du Ham, wobei sie ihre Privilegien mit höchster Energie al 
verfochten. Noch weit mehr als die Schweizer, die sich in letzten ) 
Linie immer auf obrigkeitliche Intervention vertrösteten, warez! 
sie auf eigene Initiative und eigene Kraft angewiesen. Um die) 
finanziellen Lasten des Kampfes besser tragen zu können, hattenffil 
sie sich ebenfalls zu regelmässigen Beträgen in eine gemeinsameil® 
Kasse verpflichtet, aus der alle Kosten bestritten wurden, die aus ie 
der Wahrung ihrer Rechte erwuchsen. ü 

‚Die Gefahr lag nahe, dass der neue Pächter auch die Schweizerffil 
welche nur die drei alten Ausfuhrzölle zu zahlen hatten, nach un "1 H 
nach zur Entrichtung des Einfuhrzolles zwingen würde. Dieslli 
geschah zuerst 1607 im Zollbureau zu St. Jean-de-Losne. Hiex|l 
hielt der „Commis“ du Hams, Nicolas Roy,?) den Schaffhausenj\\ 
Güterfertigern Jeremias und Friedrich Peyer und Jakob Huber ll 


Waren an, die sie nach Lyon führten. Er verlangte die Zahlung|i' 
der „Traite foraine domaniale d’entree“ *) von 2 Kronen vo à \ 
Hundert des Warenwertes. Da Huber und Peyer es angezeigii 


AN 


1) St. G. D. Tr. X, P. 3. In der betreffenden Klausel heisst es, der König ü 


verpflichte sich, keine Exemtionen zum Nachteil des Pächters zu gewähren, —f|li 
„Sinon ä ceulx qui en sont exemptz par les anciens traitez de paix et qui er! h 
ont bien et deuement jouy suivant les accordz et concessions quilz ont de nous“ | 
2) , Nicolas Roy, commis de la Traite foraine“ zu St. Jean-de-Losne inf}| 
Herzogtum Burgund. — Traite foraine bezeichnet in den Pachtverträgen meis# 
die Gesamtheit der Ein- und Ausfuhrzölle. (Avenel, Bd. II, p. 255 Note.) \ 
®) Die Peyer und Huber führten Waren der schweizerischen, bündnerischenIi 
und reichsstädtischen Kaufleute. 
4) Diese , Traite foraine domaniale d'entrée“, an anderer Stelle auch , Droil] 
d'entrée de Bourgogne“ geheissen, ist zweifellos identisch mit „Droit d’entzän N 
des grosses denrées et marchandises“. Beide betragen 2°/o, sind 1581 eingeilli 
führt worden und gehören zu den cinque grosses fermes. Die abweichende Ber 
zeichnung darf nicht als Gegenbeweis angesehen werden, da nicht nur in de! | 
Art und Weise des Steuerbezuges, sondern auch in Hinsicht auf die Name ' 
der Abgaben in den verschiedenen Provinzen Frankreichs die bunteste Mannig® 
faltigkeit herrschte. | 
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ler 'anden, sich auf friedliche Weise mit dem Zolleinnehmer aus- 
yfbinander zu setzen, kam man gegenseitig überein, an Stelle des 
ef ertzolles eine Abgabe von einer halben Krone für jedes Saum- 
nbferd eines Warentransportes zu erheben. Aber bald trat der 
Yöllner von dieser Abmachung zurück und verlangte neben der 
«halben Krone für jedes Pferd noch den vollen Einfuhrzoll. Seine 
tiforderung stützte er auf zwei Urteile des Staatsrates (vom 7. De- 
ilkember 1606 und 18. Dezember 1607), die inzwischen auf Klagen 
alu Hams ergangen waren und entschieden, dass alle Güter „des 
ujmarchans des villes imperiales et allemans“ den streitigen Im- 
ülportzoll zu entrichten hätten, worauf Peyer und Huber ihrerseits 
allınterm 3. Januar 1608 gerichtlichen Protest gegen die Anmassung 
ullles Zolleinnehmers von St. Jean-de-Losne erhoben.') Alsihr Vor- 
ılkehen erfolglos blieb, brachten die Schaffhauser ihre Klage vor die 
schweizerischen Kaufleute in Lyon, die am 9. Februar zur Beratung 
“leusammentraten, wie man die Privilegien am besten gegen die 
ıl, Pretensionen der Fermiers“ verteidigen könne. Noch am gleichen 
f | age erliessen sie eine gemeinsame Protestation zuhanden des 
WMolleinnehmers und erklärten, dass die Urteile der Jahre 1606 und 
‚1.607 nur für die deutschen Kaufleute in Betracht kämen und 
‚likeineswegs für die Schweizer, „als welche allezeit nicht under 
ulllie vom Reich gezogen worden“. Dabei wiesen sie auf den ver- 
üechiedenen Ursprung der schweizerischen und deutschen Pri- 
irilegien hin. Ihre Rechte, begründet im Ewigen Frieden und 
stets neu erworben durch die guten Dienste der Eidgenossen, 
Alkônnen und dürfen nicht gemindert werden. Die grossen Summen, 
lie der König den Schweizern schulde, verpflichten ihn zur Dank- 
yarkeit, und da er ihre Kraft vielleicht bald wieder für sich oder 
en Dauphin brauche, so sei es für ihn ein Gebot der Klugheit, 
Äilie Freundschaft der Eidgenossen zu wahren. Deshalb halten die 
| | Kaufleute dafür, dass sie allezeit ,mehrere freyheiten haben und 
erlangen würden, als die von Reichsstädten“. °) 

| Da auch dieser gemeinschaftlichen Verwahrung kein Gehör 
Ülregeben wurde, beschlossen die Kaufleute auf dem Notenstein 
fin St. Gallen, die über die Vorgänge in Lyon genau unterrichtet 
waren, in der Angelegenheit eine kaufmännische Legation nach 
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1) St. G. D. Tr. X, P. 4. — MB.No. 80. 
Tr X BA und Is XIV, B.6 


St. Galler Mittlgn. z. vaterländ. Gesch. XXXII. 8 
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Paris zu senden.!) „Fürschreiben“ an König und Kanzler, die def 
St. Galler Rat beim Vorort Zürich auswirkte, verliehen ihr einenilj 
halboffiziellen Charakter. Mt 

Noch im Februar 1608 wurden die Briefe des Vororts durch}! 
Bartholomäus Zollikofer in Zürich in Empfang genommen und von 
St. Gallen aus an den Advokaten Matthieu nach Paris gesandtif! 


der die schweizerischen Angelegenheiten bis zur Ankunft delle 








Ham vor ét Conseil du Roi endgültig zum Austrag bringen |. 
sollte.?) In dem schon öfters erwähnten Bartholomäus Zollikofer SL 
der ja wegen Prozesshändeln verschiedener Häuser schon mehrere À 
Male in Paris geweilt hatte und durch die Energie, mit der el 
für die Privilegien eintrat, bekannt war, sah man den geeignetenf La 
Boten. Am 22. März 1608 wurde ihm auf dem Notenstein diet h 
Frage vorgelegt, ob er sich den Mühen einer Gesandtschafts-i 
reise unterziehen wolle. Zollikofer stellte den Entscheid seinem 
Vater anheim, der sich unter der Bedingung, dass sein Soh | l 
über Lyon reite, um dort noch einige Privatgeschäfte zu erledigen. | il 
mit der Annahme einverstanden erklärte. Die gemeinen Kaufleute 
billigten den Umweg um so eher, als es für den Gesandten null 
wertvoll sein konnte, sich an Ort und Stelle über die Beschwerden 
noch näher zu unterrichten. | 











Ei 
Am 29. März reiste Bartholomäus Zollikofer von St. sau 
ab. *) Sein Weg führte ihn über Soloturn, wo er vom franzö 





1 
1) St. Ge D. Er. XIV, P. 7. ! 


?) Die Kaufleute suchten sich einstweilen dem Zoll zu St. Jean-de- Losnell‘ 
zu entziehen, indem sie mit ihren Warentransporten andere Wege einschlugen { 
Doch konnten sie die findigen Zolleinnehmer nicht täuschen, und schon amil|! 
6. März 1608 mussten die St. Galler Firmen Laurenz und David Zollikofer, Ai 
Georg Zollikofer, Daniel und Christof Studer und Hans Fitler den Pächter dert} 
Douane von Lyon vor dem königlichen Notar Claude Laurens in Lyon verklagen, {L 
weil erihnen wegen Verweigerung des Einfuhrzolles 32 Ballen Garn, Leinwand, || 
Zwilch und Barchent konfisziert hatte. Der Pächter erklärte sich zur Freigabe | 
der Waren bereit, wenn die Eigentümer sich verpflichten, den Zoll al 
zu erlegen, falls ein Spruch A Conseil gegen sie entscheide; aber die Kauf 
leute tien sich dessen. MB. No. 83. 

à) Geb. 1575, gest. 1649. 

4) 8$t.@. D. Tr. XIV, P.7. Das Reisetagebuch des Bartholomäus zei 
ist ein ziemlich starkes Heft ın Quartformat. Es enthält interessante Aufschlüsset ' 
über die Gesandtschaft, auf deren Einzelheiten hier nicht eingegangen werden! 
kann. 
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tlischen Gesandten !) ein „Favorschreiben“ an den Hof erbat. In 
fon berief er kurz nach seiner Ankunft alle in der Stadt wei- 
enden Schweizer Kaufleute zu einer Versammlung in das Haus 
ler Firma Heinrich und Hans Anthony Zily, verlas die ihm von 
or St. Gallen mitgegebene Instruktion und bat seine Landsleute, ihrer- 
ieits die nötigen Anweisungen beizufügen. — Der Aie Zolli- 
ekofers lautete im allgemeinen dahin, in Paris mit allen Mitteln einen 
ilontscheid (arröt) des königlichen Rates über den Streitfall mit 
a ‚om Generalpächter du Ham zu erwirken. Auch für die seit 

1602 fast gänzlich unterbundene Geldausfuhr sollte er eintreten. 
Hi ke wurde ihm empfohlen, sich in Paris ungesäumt mit dem Ad- 
ılokaten Matthieu in Verbindung zu setzen, ihm für gute Führung 
les Prozesses eine schöne Gratifikation zu versprechen und, wenn 
ilfatsam, auch andere einflussreiche Personen mit Geschenken sich 
hi ünstig zu stimmen. Als Ausgangspunkt für die Forderungen 
ler Kaufleute galt nach wie vor der Ewige Friede von 1516 
ind die in ihm garantierten Freiheiten. Auf ihn hatte der Ge- 
lkandte sich zu stützen und Erfolg oder Misserfolg seiner Mass- 
ujahmen rasch in die Heimat zu berichten, damit dort im Not- 
alle die Hülfe der Eidgenossen angerufen werden könnte. 















a | In den langen Monaten, die Bartholomäus Zollikofer früher 

irfolglos in Prozessgeschäften in Paris zugebracht hatte, war in 
Ihm die Ueberzeugung herangereift, dass die schweizerischen 
Maufleute nur durch straffe, einheitliche Organisation zu erfolg- 
sicher Verteidigung der Privilegien befähigt würden. Er hatte 
lieser Ansicht wiederholt Ausdruck verliehen, ohne aber viel 
Îlehôr zu finden, so lange die allgemeinen Verhältnisse in Frank- 
| ich leidlich günstig lagen. Nun, da sich aufs neue empfindliche 
h rollbeschwerden geltend machten, glaubte er die Zeit gekommen, 
“init seinen Plänen hervorzutreten. Er sah die Kaufleute der ver- 
Mchiedenen Orte wiederholt auf dem „Wechsel“, ?) dem allge- 
Üiheinen Zusammenkunftsort der Lyoner Kaufmannschaft, und ver- 
Minlasste sie zu einer zweiten Versammlung im Hause Zily, die 
Im 23. April stattfand und von sämtlichen in Lyon anwesenden 

Hlaufleuten von Zürich, St. Gallen, Schaffhausen und Basel be- 
















| 1) Eustache de Refuge, ordentlicher Gesandter vom Mai 1607 bis Mai 1610. 
! 2) Der „Wechsel“ ist der berühmte „Place de Change“ von Lyon, wo die 
jaufleute ihre Geldgeschäfte abwickelten. 
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sucht wurde. Hier legten Zollikofer und Mathias Spon ') de 
Entwurf einer „Convention“ der schweizerischen Kaufmannschaftt 
„betreffend die contribution und deffendierung ihrer privilegien“ 
vor. Der Plan fand ungeteilten Beifall. Die Gefahren der Gegen- 
wart liessen auch denjenigen Kaufleuten, die bisher jede Beteili- 
gung an den Ausgaben abgelehnt hatten, eine mässige allge- 
meine Kontribution erträglicher erscheinen als den drohendeni 
Verlust der Privilegien. | 

So kam es, dass der Vertrag von sämtlichen in der Ver- 
sammlung vertretenen Schweizer Häusern unterschrieben wurde. 
Die Hauptpunkte der Uebereinkunft waren folgende: | 


1. Vom Wert aller Waren, welche die Kaufleute aus Deutsch 
land oder andern Orten nach Frankreich führen und dort, 
verkaufen, soll, soweit sie von der Douane von Lyon freil 
sind und die Privilegien geniessen, “) !/s°/o in die Kontributions- 
kasse bezahlt werden. | 

2. Die in Frankreich eingekauften Waren, welche die Privi- 
‚legien geniessen, bezahlen !/ıs °/o. °) 

3. Alle Waren, welche per Transito hin und wieder durch Frank-! 
reich gehen und die Privilegien geniessen, bezahlen eben-- 
falls 4e 0: 

4. Von allem Wechselgeld, das von den privilegierten Kauf- 
leuten „gewechselt, geben und genommen wird“, sowie auch! 
von aller „barschaft, so verfierth, und was an deposito 
außgelichen wirdt,“ *) ist !/s/oo zu erlegen. 

5. Die Faktoren, die für die eidgenössischen Kaufleute ein- 
kaufen, verkaufen, Waren versenden, wechseln, Barschaft)| 
verschicken und „depositieren“ etc., sind den Kontributionen! 





!) Siehe oben p. 104. | 

?) Die Seidenwaren und der „Burat“ Zürichs waren der Douane von Lyon 
unterworfen. 4 
*) Jedenfalls war hier die Kontribution geringer, weil diese Waren die alten) 
Ausfuhrzölle zahlen mussten. 4 

4) Der Depositenverkehr war in Lyon sehr ausgebildet. Alle Kaufleute, 
welche die Messen regelmässig besuchten, hatten ihre laufenden Conti bei 
den grossen Bankiers des Platzes. Ob schon um 1608 einer oder der andere der 
eidgenössischen Kaufleute neben dem Warenhandel auch Geldgeschäfte dieser 
Art betrieb, kann ich nicht entscheiden. Für die zweite Hälfte des 17. Jahr- 
hunderts ist dies aber mit Sicherheit anzunehmen. (Vigne, p. 94, 158; Mene 
strier, p. 393.) 
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in gleicher Weise unterworfen, wie wenn die Auftraggeber 
diese Geschäfte selbst verrichtet hätten. 


6. Wenn in Zukunft ein eidgenössischer Kaufmann in diese 
Vereinigung eintreten will, soll er „ain genuogsambe zeugh- 
nus seiner burgerschaft“ von seiner hohen Obrigkeit bei- 
bringen und einen „billichen einstandt nach erkantnus der 
handelsleuthen in gemainen seckhel zuo bezallen schuldig 
sein“. Ohne ein solches Zeugnis und solchen Einstand darf 
ihm keiner der gemeinen Kaufleute in der Douane oder auf 
dem Stadthaus „kundschaft geben“ oder „in ander weg und 
orthen“ behülflich sein. Nur wer kontribuiert, geniesst in 
Zukunft die Privilegien. 


7. Die Kontribution soll zu den bestimmten Ansätzen bezahlt 
und eingenommen werden, bis „in gemainem seckhel“ ein 
Vorrat von 3000 Franken vorhanden ist. !) Dann wird sie 
um die Hälfte vermindert, nicht aber das Einstandsgeld. 


] 8. Die Kaufleute wählen zur Verwendung der Kontribution je 
auf ein Jahr zwei „Deputierte‘‘ aus ihrer Mitte, die für die 
Erhaltung der Privilegien und die Beachtung obiger Ab- 
machungen verantwortlich sind. Diese Deputierten haben 
der Nation Rechenschaft abzulegen über die Verwaltung der 
gemeinsamen Kasse, die in ihren Händen ist. Stossen einem 
der vereinigten Kaufleute Widerwärtigkeiten zu, so hat er 
sich an die Deputierten zu wenden, die ihn nach bestem 
Vermögen helfen und beistehen werden. Wäre ihnen die 
Sache zu wichtig, so mögen sie zwei weitere Glieder der 
Nation, „so sie zum daugenlichsten erkhenen“, zur Hülfe 
herbeiziehen, und diese haben ohne Widerspruch Beistand 
zu leisten, bei Strafe von 3 Franken für die Armen und 
3 Franken in gemeinen Seckel. Wenn aber die Vier ver- 
einigt zu keinem Ende kommen, so mögen sie „bei gemelter 
straf“ die Nation versammeln und befragen. 

9. Das Kontributionsgeld soll zu folgenden Zwecken verwendet 
werden: 

a) zur Erhaltung und Verbesserung der Privilegien und Frei- 
heiten gemeiner eidgenössischer Kaufleute im allgemei- 
nen, und 





M eNact Nach heutigem Verkehrswert von ungefähr 18,000 Fr. 


| 
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b) zur Verteidigung des Einzelnen. So er den Privilegien. 
zuwider angefochten wird, soll seine Sache von der Nation) 
und aus „gemainem seckhel“ geführt werden. Nur wenn. 
er verbotene Waren geführt oder sonst den Privilegien |: 
zuwider gehandelt hat „oder auch fehler im einen oder! 
andern beginge“, hat er die Folgen auf eigene Kosten 
zu tragen. 





10. Wäre für diese Zwecke nicht genügend Geld vorhanden 
so sollen die Deputierten dies den Kaufleuten anzeigen,| 
die dann entscheiden, welche Summe man gegen Zins auf- 
nimmt, bis die Kontribution wieder ausreicht. 


11. Die Kontribution wird zum ersten Mal in dieser Ostermesse 


stalt, dass es niemals nachgezählt werde, „sunder es solle» 
„ain jeder bey seiner ehr und aidt die bezallung in ain dar- 
„zuo verordnete truckhen legen, damit man nit wisse, was 
„ain jeder handle‘. 


Dieses Übereinkommen vom 23. April 1608!) ist in mehr als} 
einer Hinsicht beachtenswert. Hier treten uns die Kaufleute der 


!) 2. D. 150, Original. Es wurde von folgenden 17 Häusern und ihren 
Stellvertretern angenommen und unterschrieben: 1. Hans Rudolf Werdmüller, 


Peyer und Gebrüder, Schaffhausen. 3. Haus Heinrich und Hans Peter Reut- 
linger, Zürich. 4. Sebastian und Kaspar Kitt, Zürich. 5. Andreas Mayer, Zürich.|| 
6. Kaspar Hess, Zürich. 7. Hans Jakob Pebia, Zürich. 8. Heinrich Hans An-H 


13. Wenzel Klee. (So schreibt ein der „Vergleichung wegen der Kontribution 
zur Erhaltung der Privilegien“ beigegebenes Verzeichnis der „underschribnen 
eydgnößischen Kauffleut“ des deutlichsten. In der Original-Unterschrift ist de 


sich um die gleiche Persönlichkeit, die oben, p. 103, als „Vincent Clere“ auf-) 
geführt ist. In dem Verzeichnis sind „Wenzel Klee“ und „Mathes Spon“ den 
Kaufleuten von Zürich beigezählt. — Statt „Pebia“ schreibt das Verzeichnis} 
„Bebio*.) 14. Mathias Spon. 15. Jeremias Friedrich Peyer und Jakob Huber}! 
Schaffhausen. 16. Joachim Laurenz und David Zollikofer, St.Gallen. 17. Jakobl 
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‘Eidgenossenschaft zum ersten Mal ganz zweifellos als für sich zu 
feiner eigenen Nation vereinigt, entgegen, geschieden von den 
"ul aufleuten der Reichsstädte, die sich ihrerseits schon früher in 
öffiihnlicher Weise zur Wahrung ihrer Privilegien zusammengetan 
(ffhatten. Ob trotz dieser getrennten Organisation für den Privi- 
ie degienkampf im übrigen Deutsche und Schweizer innerhalb der 
ÄLyoner Fremdenkolonie doch noch weiter eine Einheit bildeten 
I nd als Glieder derselben Nation betrachtet wurden, ist schwer 
ulkzu entscheiden.!) 
1 | Bartholomäus Zollikofer konnte bis dahin mit seinem Erfolg 
fufrieden sein, denn was er so lange gewünscht hatte, schien nun 
il Hür die Zukunft gewährleistet, und von der vereinigten eidgenössi- 
„gpchen Kaufmannschaft war ein energisches, kräftiges Eintreten 
„gkür die Privilegien zu erwarten. Am 7. Mai brach er, mit einer 
iVollmachtserklärung der dortigen Schweizer Kaufleute versehen, 
[von Lyon auf, um fünf Tage später in Paris anzulangen. Hier 


| atte inzwischen der Advokat Matthieu die Beschwerdeschreiben 


























% 
ol 
| der Eidgenossen an König und Kanzler befördert und von 
Heinrich IV. das Versprechen erhalten, dass für Anerkennung 
der Schweizer Privilegien gesorgt werden solle; der Kanzler 
Sillery aber erklärte, dass keine Entscheidung möglich, bevor der 
Generalpächter du Ham vor dem Staatsrat verhört worden sei. 
So weit war die Angelegenheit gediehen, als Zollikofer mit Mat- 
\ thieu zusammentraf. | 

“4 Die Aussichten auf rasche Abwicklung des Prozesses schienen 
„sehr gering, und de Vic und Caumartin, beides ehemalige fran- 
iMzôsische Gesandte in der Schweiz, rieten Zollikofer schon im ersten 
Al onat seiner Anwesenheit in Paris, die Sache, die sich in die 
. Länge ziehe, dem Anwalt Matthieu allein zu überlassen. Doch 
dazu war der pflichtgetreue kaufmännische Gesandte keines- 
0 
ß 


m | 

| 
| 
dk 


il 





= „Deputierte“ hervorgingen, waren das St. Galler Haus Heinrich und Hans 
Anthony Zily und die Schaffhauser Firma David und Heinrich Peyer. 


!) Am Ende des XVI. Jahrhunderts war dies sicherlich noch der Fall, 
denn Claude de Rubysin seiner Geschichte Lyons weiss um 1604 noch nichts von 
Mleiner „nation suisse“ zu berichten. Dass zwischen 1604 und 1608 eine so 
Alitiefgreifende Veränderung in Lyon stattfand, ohne dass uns darüber Akten er- 
Ullhalten wären, ist unwahrscheinlich. Wir hätten also auch nach diesem ersten nach- 
Aliweisbaren Auftreten der Schweizer als eigene Nation wohl noch eine Repräsen- 
n | für Schweizer und Deutsche in Lyon anzunehmen, bei völliger 


#1 Trennung beider Gruppen für den Privilegienkampf. 
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wegs bereit, vielmehr bat er seine Landsleute in Lyon, sich beiil 
der Tagsatzung um einen eidgenössischen Boten zu verwenden,,) 
durch den die Geschäfte im Notfall besser zu Ende geführt werden 
könnten. 


= 


FF 


Erst am 4. Juni ordnete endlich ein königlicher Befehl das; 
Verhör du Hams an, den Zollikofer sofort nach seiner Ankunfti 
aufgesucht und gebeten hatte, sich mit ihm vor dem Conseil 
zu stellen. Es scheint, dass der Gouverneur von Lyon, Herr 
von Alincourt,'!) seinen Einfluss am Hof im Interesse der Schwei-4 
zer geltend machte,’) ohne Zweifel veranlasst durch eines jener! 
„Geschenke“, welche die Kaufleute Bartholomäus Zollikofer als; 
wirksames Mittel zu erfolgreicher Abwicklung seiner Gesandt- 
schaft empfohlen hatten. Alincourts Gunst galt als besonders 
wertvoll, da er der Sohn des einflußreichen Sekretärs der aus- 
wärtigen Angelegenheiten war. 








war, vereinigte man die beiden Klagepunkte zu einer neuen Be-ı 
schwerdeschrift an den König. In Paris aber wurde Al 
trotzdem Monat um Monat hingehalten.*) Erst im September gel | 
lang es, den Prozess der Schweizer gegen den Generale | 
der cinque grosses fermes vor dem Conseil anhängig zu machen.?)| | 
Matthieu forderte die Anerkennung der zollfreien Einfuhr aufil| 
Grund des Ewigen Friedens von 1516 und der alten Privileeien,.l| 
welche alle Waren ohne Unterschied betrafen. Die früherenk 
Entscheide des Conseil aus den Jahren 1606 und 16076) wies er, 
als für die Schweizer gar nicht in Betracht kommend, eänzlichu 











!) Charles de Neufville, marquis de Villeroy, marquis d’Alincourt, ete.,4l 
Gouverneur von Lyon. | 


?) St. G.D. Tr. XIV, P. 6; Z.D. 150, Dankschreiben der Schweizer Kauf-.1f 
leute in Lyon an d’Alincourt vom 29. August. Vgl. auch B. Zollikofers Tage- I} 
buch zum 17. Juli, 11. August und 5. September 1608. | 


») Am 29. Juni 1608 zu Baden. Eidg. Absch. V, 1, p. 881. 


4) Z.D. 150. In einem Brief B. Zollikofers vom 20. September 1608 heisst! 
es: „Je mehr man ime, Duc de Sculy, zuospricht, desto weniger er thuot.“ 


?).8t..G. D. Tr..XIV, P.. 7; B. Zollikofers Tagebuch.»2..D. 150. 
6), Siehe oben p.. 113: 8:46, DAELı RIM EP. 
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| 
zurück. Du Ham dagegen erklärte, die Eidgenossen hätten sich 
ılzur Zahlung der halben Krone für das Saumpferd freiwillig an- 
‚erboten!) und die begehrte Freiheit vom Einfuhrzoll könne sich 
natürlich nur auf die Waren beziehen, die in der Schweiz pro- 
Ilduziert worden seien. Nun hätten aber die Eidgenossen einen 
iigrossen Handel von ‚‚itallianischer seidenwahr“ in Languedoc, 
iAder besonders von den Zollikofer, Studer und Zily betrieben 
| werde und den Privilegien de sei, eine Behauptung, die 
‚Bartholomäus Zollikofer sofort als unwahr zurückwies. ?) 
| Der Spruch des Conseil ging schliesslich dahin, dass die 
‚Privilegien für alle schweizerischen Natur- und Be enrodukts 
1Geltung haben sollten, auch für die „Burats“ und Seidenstoffe 
‚von Zürich, nicht aber für ausländische Waren, mit denen die 
(Schweizer Handel trieben. Es war dies insoweit kein ungünstiger 
Entscheid, als vor wenigen Jahren die Kaufleute auf die Gültig- 
ikeit der Privilegien für fremde Waren, ausgenommen die deut- 
schen, freiwillig hatten verzichten wollen.?) Aber gerade die Pri- 
wilegienberechtigung der deutschen Waren durfte nicht preisge- 
weben werden. Ein Teil des Handels zwischen Deutschland und 
| Lyon war nämlich allmählig in die Hände von Schweizern, spe- 
[lziell von Baslern und Schaffhausern, übergegangen. Für sie wäre 
eine Einschränkung der Privilegien in diesem Sinne sehr bedenk- 
| lich gewesen, während sie für die St. Galler, deren Handelsartikel 
n erster Linie Produkte des einheimischen Leinwandgewerbes 
Üiiwaren, kaum ernstliche Folgen gehabt hätte. Es war deshalb 
ücksicht auf das allgemeine Interesse, was Zollikofer veran- 
asste, gegen den Entscheid des Conseil Protest einzulegen. 
NiGleichzeitig gab er durch den St. Galler Laurenz Zily, der ge- 
lirade in diesen Tagen von Paris wegritt, nach Lyon Bericht 
und erhielt umgehend die Weisung, nicht einen Punkt von den 


t) Dazu erklärte B. Zollikofer, dass die eidgenössischen Kaufleute diese 
80 Sols nur bewilligt hätten, damit man ihre Waren nicht besichtige, weil deren 
H'Aus- und Wieder-Einpacken grössere Unkosten verursacht hätte. Tagebuch zum 
1116. Oktober. 
2) B. Zollikofers Tagebuch zum 30. Oktober. Du Ham war hier ohne 

Zweifel falsch unterrichtet. Die St. Galler haben nie Zollbefreiung für Seiden- 

Ziwaren gefordert, also wohl auch nie mit solchen gehandelt. Hingegen impor- 
ierten die Zürcher ihre Seidenartikel, die als eine Imitation der italienischen 
lie Douane von Lyon zu entrichten hatten. Z.D. 150. 

3) Siehe oben p. 70. 
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Freiheiten fallen zu lassen, „der consequenz und des künfftigen 
wegen“.') Doch fand man in Lyon, dass es bei der Endlosig- 
keit der Conseilverhandlungen ratsam sei, auf einen weiteren 
Prozess zu verzichten und die Sache den Eidgenossen zu über- | 
geben, weshalb Zollikofer angewiesen wurde, seine Papiere von 
de Vic, der auch diesmal den Rechtshandel der Schweizer als 
Rapporteur vor den Conseil gebracht hatte, A cken 
und abzureisen. 















De Vic bedauerte den Misserfolg der Kaufleute und behaup- | 
tete, sein Möglichstes getan zu haben. Als Zollikofer auch dem 
Kanzler Sillery seine Abreise anzeigte, ersuchte ihn dieser, sich 
noch ein wenig zu gedulden, liess ihn am folgenden Tag, nach- | 
dem die Angelegenheit im Conseil nochmals zur Sprache ge- 
kommen, zu sich rufen und erklärte ihm mit grosser Freund- 
lichkeit, dass er Mittel und Wege suchen wolle, um den Eidge- | 
nossen zu willfahren. Zollikofer seinerseits versicherte, es handle) 
sich bei St. Jean-de-Losne?) nur um einen Zollausfall von 80 bis 
100 Sonnenkronen jährlich für von privilegierten Kaufleuten ge-! 
führte Waren fremden Ursprungs; er müsse aber wegen I | 





Brief Han Tagsatzungsherren begnügen, nur müsse kräftig betont! 
a dass die Angelegenheit der Kaufleute ein Standesgeschäft| 

alpin „bißhero weder ir May. noch dero räth nit glauben, das; 
en die Herren Eidtgnossen solches mit rechtem ernst annemmen.| 
„sunder eher durch importunitet der kauffleuthen oder durch an-- 
„dere mitel die vor disem nach hoff gethanen schreiben seyen auß-+ 
„gebracht worden. Item die allientz seie nit wegen der kauffleuthenk 


1) B. Zollikofers Tagebuch zum 25. November. 
?) Siehe oben p. 112. 
#) B. Zollikofers Tagebuch. 
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11,,(deren sich die Eidtgnossen nit umb sovil beladen), sunder wegen 
der kriegsleuthen gemacht worden.“ !) 

il) Zollikofer blieb bis Februar 1609 in Lyon. Als er von 
11St. Gallen die Nachricht erhielt, dass eine Tagsatzung zu Baden 
‚vorbereitet werde, machte er sich auf den Weg nach der Heimat. 
‚Unterwegs hielt er sich kurz in Freiburg auf, um sich beim Rat 
über die Behandlung, die ihm in Frankreich zuteil geworden, 
zu beklagen und ihn zu bitten, seine Gesandten für die Tag- 
Isatzung entsprechend zu instruieren. Dabei betonte er besonders, 
‚wie erst jüngst einem Freiburger Käsehändler, Ludwig Retorna, 
bei der Geldausfuhr in Lyon 4200 Livres Ho hla a en worden 
seien.) Nachdem er die besten Versicherungen der Freiburger 
NObrigkeit entgegengenommen, ritt Zollikofer weiter nach Bern, 
(iwo er beim Schultheissen Manuel Einkehr hielt und dem Rat 
‚eine ähnliche Bitte wie in Freiburg vorlegte. In Zürich verfuhr 
‚er ebenso und schrieb von dort aus nach Luzern in gleichem 


Sinne. 








Inzwischen war die auf den Februar anberaumte Tagsatzung 
fauf den Sommer verschoben worden. Zollikofer reiste deshalb 
von Zürich direkt nach St. Gallen, wo er am 17. Februar nach 
fast elfmonatlicher Abwesenheit wieder eintraf. 

Er war so tief durchdrungen von der Notwendigkeit, den 
Kampf zur Erhaltung der Privilegien fortzuführen, dass er sich 
auch weiterhin in den Dienst der allgemeinen Sache stellte. Als 
ii,gemeiner Kaufleute Agent“ nahm er es auf sich, eine grosse 
Mkaufmännische Botschaft für die Sommertagsatzung vorzube- 
reiten. Schon im Mai 1609 finden wir ihn wieder in Lyon, um 
die dortigen Verhältnisse zu studieren,?) wobei er zu dem Schlusse 
kam, dass von Monat zu Monat die Privilegien immer mehr ge- 
Iischwächt werden. Neben den Zollzahlungen zu St. Jean-de-Losne 
Iligab es bittere Klagen über die Douane von Vienne. Die Herren 
David und Heinrich Peyer von Schaffhausen und Paul Waren- 
Nilberger von Nürnberg führten schon seit dem Jahre 1600 einen 
1 Prozess wegen des dort erhobenen Transitzolls von 2*/:°/.. Das Par- 
Hllament von Grenoble, dem der König die Untersuchung des Falles 


1) St.D. Tr. XIV, P.6. — B. Zollikofers Tagebuch zum 20. Dezember 
1608. Daneben liegt der Bericht auch in doppelter besonderer Ausfertigung vor. 

ORStAGUD Dr XIV: EP. 10. 

RS: CG:DATrAXIVS P: 8: 
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zugewiesen, hatte zwar im Mai 1608 einen Spruch zu gunsten der 
Kläger gefällt und dem Pächter bei 3000 Livres Busse verboten, 
sie weiter zu belästigen; doch fand der Entscheid bei den Zoll- 
einnehmern keine Beachtung. — Auch die Geldausfuhr war wieder 
mehr als je mit Gefahren und Schwierigkeiten verbunden. Nicht 
nur hatte der Freiburger Ludwig Retorna einen Teil seines be- | 
schlagnahmten Geldes verloren, sondern kürzlich war auch einem 
Luzerner seine Barschaft zurückgehalten worden, und ebenso | 
erging es Hans Peter Reutlinger von Zürich zu Montluel, als 
er 180 Dukaten nach der Schweiz ausführen wollte. Daneben | 
harrte noch eine ganze Reihe zum Teil sehr alter Prozesse der | 
Schweizer gegen die Zollpächter umsonst der Erledigung. 

Bartholomäus Zollikofer sandte einlässliche Berichte nach St. || 
Gallen und riet stets aufs neue, doch ja nichts zu versäumen, 
um diesmal die Tagsatzung zu einer wirksamen Massregel zu ver- 
lassen. Er empfahl, dass einer von den Kaufleuten etliche Tage 
vor der Tagleistung nach Luzern und den zunächst dabei lie- || 
genden Orten reite und dass die Kaufleute von Zürich, Basel, | 
Soloturn, Schaffhausen und St. Gallen sich bei ihren Obrigkeiten 
für günstige Instruktion der Tagsatzungsboten verwenden. Man || 
solle nicht verschmähen, von St. Gallen aus nach Appenzell-Inner- 
und -Ausserroden, ebenso zum Abt von St. Gallen und zu mög-|| 
lichst viel zugewandten Orten zu schicken, „dan dadurch der 
Ambasador gespüren würdt, das es nit nur der kauffleuthen 
(wie sie allweg sagen), sunder gemainer Eidtgnoschafft sach || 
ist.“') In diesem Sinn schrieb Zollikofer selbst auch nach Bern, | 
Freiburg und Soloturn, ?) während die st. gallische Obrigkeit’)|| 
auf die Bitte der Karate beim Rat von Luzern ein Wort ein-|| 
legte und in Schaffhausen die Peyer die Angelegenheit in die 
Hand nahmen. | 

So war also der Boden auf der Badener Tagsatzung vom| 
Juni 1609 gut vorbereitet. Eine stattliche Abordnung der „Kauf-' 
leute gemeiner Eidgenossenschaft“, bestehend aus Heinrich Werd- 
müller von Zürich, Niklaus Bischoff von Basel, Hans Ludwig) 
Peyer von Schaffhausen und Laurenz Zollikofer von Altenklingen. 
von St. Gallen, brachte hier die Klagen vor und betonte scharf, | 


1) St. G. D. Tr. XIV, P. 8. — Schreiben aus Lyon vom 24. Mai. 
*) St. G. D. Tr. XIV, P.8. — Schreiben aus Lyon vom 7. und 11. Juni.|) 
$) St. G. D. Tr. XIV, P. 8. — Schreiben vom 8. Juni. | 
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wie nötig es sei, die Privilegien energisch als Standessache zu 
verfechten.') Leider waren die Gesandten erst gegen Ende der 
Tagung zu Worte gekommen, als der französische Ambassador 
bereits im Begriffe war, Baden zu verlassen. Er antwortete nur 
kurz: die Kaufleute klagten viel ohne Ursache, und verlangte 
ischriftliche Eingabe der Beschwerden, damit er nach Frankreich 
berichten könne. Auch machte er den Vorschlag, eventuell auf 
einer Konferenz in Soloturn die Streitfragen beizulegen. Dann 
ritt er in Eile davon. Alles was die Kaufleute von den Tag- 
satzungsherren noch erreichen konnten, war die Erlaubnis, sich 
an einer solchen Konferenz auf eigene Kosten beteiligen zu 
dürfen. Nur für den Fall, dass den Beschwerden auch weiterhin 
keine Abhülfe geschehe, versprach man, später eine ansehnliche 
‚Botschaft an den Hof zu senden. 


Die verlangte schriftliche Eingabe wurde dem Gesandten 
Refuge zugestellt, worauf er den Vorort Zürich alles Guten ver- 
sicherte und erklärte, er habe sofort nach Paris berichtet und 
werde so bald als möglich die Antwort mitteilen. Damit war 
der ganze Handel wieder auf die lange Bank geschoben, und in 
Frankreich nahmen die Zollstreitigkeiten ihren Fortgang. 


| Die Kaufleute wiederholten ihre Klagen auf den Tagsatz- 
ungen im Februar und im Juli 1610.?) Besonders die Douane 
von Vienne gab Anlass zur Erbitterung, als im Juni 1609 der 
neue Pächter eine David und Heinrich Peyer von Schaffhausen 
gehörende Sendung Buchsbaumholz?) anhielt, die das Rhonetal 
aufwärts nach Lyon geführt wurde. Er behauptete, der Spruch 
ıdes Parlaments von Grenoble vom Mai 1608 gehe nur seinen 
‚Vorgänger, nicht ihn an. Vergebens erlangten die Peyer eine 
neue Ordonnanz des Parlaments; ihre Waren blieben beschlag- 
mahmt. Um so energischer bestanden die Kaufleute auf der 
'versprochenen Konferenz. Sie ruhten nicht, bis Zürich und Solo- 
urn von der Tagsatzung den Auftrag erhielten, mit dem Ge- 
sandten zu reden und ihn zu veranlassen, endlich einen Tag für 


ee N 1 


Déide: AbschV1;p. 983, St:G D:Tr XIV, P: 8. 

?) Eidg. Absch. V, 1, p. 974 und 1010. 

®) „Brottes oder racines de buis“ heisst es im französischen Text, „bux“ 
im deutschen. Das Buchsbaumholz wurde im Drechslergewerbe vielfach ver- 
wendet; wegen seiner engen Jahrringe eignet es sich vorzüglich für feinere 
Arbeiten. Südfrankreich und Spanien liefern diese Holzart. 
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sie anzusetzen.') Diese Versammlung, die nach dem Tagsatzungs- 


beschluss von den Ständen und den Kaufleuten gleichmässig zu 
beschicken war, sollte mit dem Vertreter Frankreichs über eine. 
endgültige Lösung der Privilegienfrage beraten. Mit welchen Kunst- 
griffen es dem Gesandten gelang, die Konferenz zu hintertreiben, 
ist uns nicht überliefert; gewiss aber ist, dass sie nicht stattfand. 

So war das erste geeinte Auftreten der Kaufleute fruchtlos 


geblieben, und Geld und Mühe schienen umsonst verschwendet. 


Zu Ende des Jahres 1610 war die Lage noch ganz die gleiche, wie 


vor Zollikofers Pariser Reise. Dieser Misserfolg traf die Kaufleute 
in mehr als einer Hinsicht empfindlich. Er stellte nicht nur neue 
Zollbeschwerden und kommende mühsame Kämpfe in Aussicht, 
sondern er wirkte auch zersetzend auf ihre junge Organisation. 


Die Art der Erhebung der Kontributionen, wie sie 1608 verein- 


bart worden war,*) setzte eine hohe kaufmännische Moral und 


ein reges Interesse an dem Wohl der Allgemeinheit voraus. Es 


gab keine Kontrolle, welche die Richtigkeit der eingelegten 
Summen prüfte, sondern jeder Kaufmann war nur durch „ehr 
und eydt‘‘ verpflichtet, gewissenhaft mitzusteuern. Wohl hatten 
die St. Galler Kaufleute schon seit Jahren ein sogenanntes „Ballen- 
geld‘ in ihre Ordinari-Kasse entrichtet. Ihnen fiel es daher nicht 


schwer, an dessen Stelle die allerdings etwas höheren Verpflich- 


tungen in Lyon auf sich zu nehmen. Zudem waren sie alle leb- 
haft überzeugt von der Notwendigkeit des Kampfes um die Pri- 
vilegien und schon längst an eine freie Organisation zur Wah- 
rung der Rechte nach aussen gewöhnt. Anders die Kaufleute der 
übrigen Schweizer Städte, die bis jetzt die Privilegien mitgenossen 
hatten, welche die St. Galler allein verteidigten und schützten.?) 
Nun sollten auch sie die Lasten mittragen helfen, ohne dadurch 
eine sofortige Besserung der Verhältnisse zu erreichen. Die 

1) St. G. D. Tr. XIV, P. 8. 

?) Siehe oben p. 116 ff. 

®) Man könnte dabei allerdings in Betracht ziehen, dass die Privilegien 


eigentlich ein Entgelt für die Söldner waren, die St. Galler aber diese Privi- || 


legien in erster Linie genossen, ohne ein entsprechendes Menschenmaterial zu 
liefern, worauf sich die Kaufleute der übrigen Städte berufen konnten, wenn 
sie die St. Galler im unblutigen Kampf um die Privilegien ins Vordertreffen 


schickten. Doch wird diese Auffassung von ihnen nie ausdrücklich vertreten, ff 
wie denn der fremde Solddienst von du andern eidgenössischen Ständen weit | 


mehr als ein Vorteil, denn als eine Last empfunden wurde. 
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Einlagen in die ,Contributionstruckhe“ wurden immer kleiner. 
Von David und Heinrich Peyer wusste man schon im Sommer 1610 
zu erzählen, dass sie seit drei Märkten gar nichts mehr entrichtet 
und laut erklärt hätten, wenn man sich ihrer zu Vienne beschlag- 
nahmten Sendung Buchsbaumholz nicht energischer annehme, 
iso wollten. sie überhaupt von der Vereinigung zurücktreten.') 
Die St. Galler Kaufleute fanden es daher an der Zeit, zur 
Ordnung zu sehen. Sie waren der Meinung, dass sie bei der 
neuen Kontributionsart ein schlechtes Geschäft machten, da sie 
den Löwenanteil an den Fonds beizusteuern hatten, obschon die 
Kämpfe der letzten Jahre vorwiegend im Interesse nicht-st. gal- 
lischer Kaufleute geführt worden waren. Als nun gar das be- 
rechtigte Misstrauen erwachte, dass sie allein ehrlich kontribuier- 
ten, dachten sie daran, die Vereinigung, die sie ins Leben ge- 
rufen, wieder aufzulösen und beschlossen unterm 6. August, dass 
die Kontribution für letzte Ostermesse noch pünktlich auszurichten 
sei; würde dann der Inhalt der Kasse nicht zur Tilgung der aus- 
stehenden Schulden genügen, so sollten die Beiträge auch noch 
für diese Augustmesse bezahlt werden. Im übrigen schlug man 
auf dem Notenstein den Schaden der gegenwärtigen Einrich- 
tungen höher an als deren Nutzen und wollte für die Zukunft 
gerne wieder „das unser allain haben“. Die andern Kaufleute 
mochten dann ihre Rechtshändel auf eigene Kosten ausfechten. 
Wo es ohne Schaden geschehen konnte, wollte man ihnen wohl 
auch ferner beistehen; aber ohne jede Verpflichtung. Doch 
sollte der Bruch erst herbeigeführt werden, wenn man den Be- 
stand der „Contributionstruckhe“ kannte, und auch dann gedach- 
en die St. Galler mit grösster Rücksicht vorzugehen, um sich 
nicht mit den andern eidgenössischen Kaufleuten zu überwerfen.?) 
Die St. Galler Häuser erhielten Weisung genau zusammenzu- 
stellen, was sie seit der jüngsten Öffnung der Kontributionskiste 
bis Schluss der letzten Ostermesse eingelegt hatten, damit man 
sehen möge, wie viel in der Kiste sein müsse und wer noch in die- 
selbe schuldig sei. Die Peyer wurden gleichzeitig nochmals zur 
Zahlung ihrer ausstehenden Beiträge ermahnt und aufgefordert, 


| 1) Z. D. 150, MB. Nr. 94. — Deliberation der St. Galler Kaufleute vom 
.[18. August. 

2) Z.D. 150, MB. No. 93. — Deliberation wegen der Lyoner Contribu- 

ions-Truckhen vom 6. August 1610. 
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ihre „Büx“ selbst frei zu machen, dann werde man ihnen helfen, 
ihre „Freiheit zu erhalten“.!) 


Offenbar hat die Prüfung der Kasse die Berechtigung der 
Klagen der st. gallischen Kaufleute erwiesen; wenigstens wurde 
schon Ende 1610 die „Convention“ vom Mai 1608 aufgehoben. 
Die St. Galler kehrten zu ihrer alten, während 2 Jahren unter- | 
brochenen Ordinari-Rechnungsführung zurück und entrichteten 
von nun an wieder wie früher ihre Kontributionen in St. Gallen, 
von wo aus dem Ordinari-Herrn in Lyon seine Jahreskosten ver- 
gütet wurden.*) So traten an Stelle der gemeinschaftlichen Pro- |] 
teste und Bittschriften wieder solche der jeweilen von den Be- | 
schwerden direkt betroffenen Kaufleute. Hatten schon die ver- 
einigten Bemühungen wenig Erfolg gehabt, so nützten diese 
Einzelproteste erst recht nichts. Die Zölle von St. Jean-de-Losne 
wurden nach wie vor erhoben. Die Douane von Vienne war 
zwar auf die vereinigten Bitten der Stadt Lyon und der ge-| 
samten fremden Kaufmannschaft 1611 eingegangen, aber dafür| 
hemmte ein anderer Durchgangszoll (Droit domanial) zu Aix inf 
der Provence aufs neue den Warentransport der Schweizer und 
gab seit 1612 Anlass zu einem langwierigen Prozess, den Joachim} 
und Laurenz Zollikofer, Heinrich Fitler und Kaspar Schlumpf 
für die St. Galler Kaufleute führten. Auch ertönen in diesen Jahren 
wieder Klagen über den Zoll zu Versoix.’) 


Gegen Ende 1611 traf die Kaufleute ein neuer Schlag. We-H 
sen der in der Ostschweiz herrschenden Pest machte man in 
Lyon Schwierigkeiten, die St. Galler und Zürcher Waren in diek 
Stadt zu lassen. *) Dies war besonders für die St. Galler mit 
ihrem grossen Leinwandimport recht bedenklich. Die sieben 
st. gallischen Lyoner Häuser’) liessen sich sofort vom Rate ihrer 





‘) Z.D. 150, MB. Nr. 94. — Ohne Zweifel hielt man es nicht für ratsam, 
einen neuen Prozess vor dem Conseil aufzunehmen, bevor der Streit gegen duil 
Ham zum letzten Austrag gekommen wäre. IF 

?) Z. D. 185. Georg Zollikofer, 1610—11 Ordinari-Verwalter, nahm diell} 
Rechnungsführung nach alter Form wieder auf. Seine Forderung an die gel]. 
meinen Kaufleute in St. Gallen beträgt im August 1611 nur 22 Livres, 12 Sols}. 
und 6 Deniers. | 

5) Eidg. Absch. V. 1, p. 1129. If 

4) Z. D.150, MB. No. 102 und 103. IR 

5) Z.D. 150. 1. Joachim, Laurenz und David Zollikofer. 2. Georg Zollikofenff: 
und Gebrüder. 3. Daniel und Christof Studer und Jakob Schlapritzi. 4. Hans] | 
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jHeimatstadt bescheinigen, dass sie ihre Leinwand „an keinen 
„unreinen noch befleckten, sondern nur in gesunden, reinen und 
„unbefleckhten häußern, enden und orten, wie auch ebenmeßig 
j„allein durch gesunde, reine und von der contagion unbefleckhte 
i„leut und personen einmachen oder einpacken lassen.“ Als man 
aber in Lyon trotzdem auf dem Ausschluss der Waren aus der 
1Ostschweiz bestand, wandten sich die St. Galler, Zürcher und 
ISchaffhauser gemeinschaftlich an den Gesandten de Castille!) in 
{Soloturn, mit der Bitte, doch in Lyon ein gutes Wort für sie 
| einzulegen, da man ihnen dort 500 Ballen Waren in Quarantaine 
[halte und am Ende der Wartezeit erst noch 2 Kronen für die 
iFreigabe jedes Ballens verlange. Am bedenklichsten aber sei, 
idass der Rat von Lyon den Kaufleuten aus den von der Epi- 
idemie berührten Gegenden überhaupt allen Handel auf drei Mo- 
inate untersagt habe. De Üastille schrieb an die Obrigkeit Lyons 
jund. riet ernstlich, die Sache nicht auf die Spitze zu treiben, 


















{zu gelangen.*) Da die Epidemie ohnehin im nd begriffen 
iwar, verfehlte diese Mahnung ihren Zweck nicht, und die Ost- 
Ischweizer konnten ihre Geschäfte bald wieder in alter Weise 


ihren Mitbürger, den „Güterfertiger“ Jakob Huber, °) nach Paris 
izu schicken, um dort die Abänderung des Urteils von 1608 zu 


| 
| |, nthony und Heinrich Zily. 5. Hans Fitler sel. Erben und Mitverwandte. 6. Kaspar 
WiSchlumpf zur Sonne und Mitverwandte. 7. Joß Zollikofer und Mitverwandte. 
t) Pierre Jeannin de Castille, ordentlicher Gesandter, Dezember 1611 bis 
April 1616. 

| 220250: 

$#) Jakob Huber, mit J su und Friedrich Peyer zu einer Firma ver- 
bunden, war als „Güterfertiger“ stark am Fortbestand der Privilegien interessiert. 
Die Zollgebühren wurden nämlich von den Spediteuren Ban: und auf den 

[Fuhrlohn geschlagen. Vom Juni 1618 ist ein Vertrag, der „Leoner-Conduicte 
Ülhalben“, erhalten. Die Peyer und Huber, Bürger und Handelverwandte‘ zu 
#/Schaffhausen, verpflichteten sich auf 5 Jahre N ze eine Anzahl St. Galler 
MGesellschaften die Waren nach Lyon zu fertigen, und zwar ausser der Mess- 
zeit in 30, „was aber drey wuchen vor der meß oder der meß noch necher wer“, 
innerhalb 24 Tagen, von Schaffhausen an gerechnet. Wenn ohne „sonderbahr 
hindernus, wasser, sterbent, kriegslöffe und dergleichen“, der Termin nicht 
Meingehalten wird, haben die Spediteure für das Stück Ware für je acht Tage 
MVerspätung 10 Sols Busse zu zahlen. Beschädigte Waren haben sie zu ver- 


St. Galler Mittlgn. z. vaterländ. Gesch. XXXII. 9 
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erwirken, das die zollfreie Einfuhr nur für Waren schweizerischen ) 
Ursprungs anerkannte. Gleichzeitig sollte er gegen den Tran- | 
sitzoll, der für die Provence und Languedoc zu Aix bezogen | 
wurde, Klage erheben. | 


Im Mai 1614 kam Huber, wohlversehen mit Empfehlungs- ||| 
schreiben der Eidgenossen und der Schaffhauser Regierung, nach || 
Paris. Er setzte sich mit dem Anwalt Matthieu,!) der schon Bar- | 
tholomäus Zollikofers Rechtsbeistand gewesen, in Verbindung und ||: 
meldete seine Ankunft beim „Superintendanten“ de Jeannin,°)||} 
der ihn anwies, seine Papiere dem Rapporteur de Vic zu übergeben. | 
Aber trotz aller Bemühungen Hubers und trotz seiner kräftigen! | 
Unterstützung durch den am französischen Hof weilenden Berner! 
Hans Rudolf von Erlach*) liess man die Angelegenheit gleichill: 
zu Beginn einige Wochen völlig liegen, so dass Huber bereitsälll 
an die Heimkehr dachte, als Hülfe aus der Heimat kam. | | 

| 
| 
| 
| 


Schon im Februar des Jahres hatten nämlich die St. Galler 
Kaufleute zu Lyon auf einer Zusammenkunft im Hause Studer 








1 
güten. Dagegen verpflichten sich die Gesellschaften, alle Güter durch die Peye | N 
und Huber spedieren zu lassen. Die Waren werden auf Wagen, nicht auf Maul-H}ı 
tieren geführt. Der Fuhrlohn beträgt 7 Livres vom Zentner Schaffhauser Fuhr;| | 
die Hälfte davon ist in St. Gallen, die Hälfte in Lyon in Währungsgeld zuh 
zahlen. Bei Erhöhung des Zolls sollen die Spediteure schadlos gehalten werden. À} | 
Die Peyer und Huber gerieten 1623 in Bankrott, wobei eine ganze Reihe dem! 
Lyoner Häuser in Mitleidenschaft gezogen wurde. Z. D. 150, 151. | l 


t) Matthieu war also Anwalt der Schweizer geblieben, obwohl er übe À N 
die seringe Bezahlung, die ihm für seine Bemühungen im Jahre 1608 geleistet}}} 
worden, sich sehr entrüstet gezeigt hatte. Er gab damals seinem Ärger ine! 
einem Brief an B. Zollikofer (vom 12. Januar 1609) unverhohlenen Ausdruck. 
Darin heisst es u. a.: „et je ne scay si misérable solliciteur du Palais qui eust) 
voulu faire cela à ce prix; les fermiers m’en eussent donné deux fois autant pou 
ne m’en point mesler“. Seit 3—4 Jahren stelle man ihm Bezahlung in Aussicht 
und nun schicke man ihm nur 160 Livres. Etwa 6 oder 7 mal habe er mit Zolli 
kofer gespeist, sonst aber nichts empfangen. „Je ne puis en cela forcer vos dis 
cretions, mais il est permis de monstrer qu’on n’est pas insensible en ces in 
dienites” 86. G. D. Praxen | 

2) Pierre Jeannin, 1540—1622, baron de Chagny, Finanzintendant, dann! 
Contrôleur général. 

3) St.G.D. Tr. XIV, P. 9. — Hans Rudolf von Erlach, der ältere, 1577] 
—1628, Berner Ratsherr und Vogt von Moudon; 1614 vorübergehend am franil# 
zösischen Hof. EUR 
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'& Schlapritzi!) beschlossen, ihre Klagen, zu denen neuerdings 
noch die Belästigung mit dem Droit d’aubaine kam, wieder einmal 
‚vor die Tagsatzung zu bringen, in der Meinung, dass selbst eine 
nur schriftliche Intervention der Eidgenossen mehr nütze, als eine 
teure und mühsame kaufmännische Gesandtschaft, sofern eine solche 
nicht von standeswegen erfolge.?) Wenn auch die gegenwärtigen 
‚Schwierigkeiten nicht unerträglich waren, so glaubte man doch 
igut daran zu tun, die Forderungen nie in Vergessenheit geraten 
zu lassen, und so kam es im Juni 1614 vor der Tagsatzung zu 
jeiner neuen gemeinsamen Beschwerde der eidgenössischen Kauf- 
eute.”) Sie brachten in erster Linie die Bitte vor, man möge ihnen 
für den Notfall zur Absendung einer Standesgesandtschaft in ihren 
Angelegenheiten Erlaubnis geben, und erklärten sich bereit, die 
Kosten des ganzen Unternehmens auf sich zu nehmen, nur müsse 
die Wahl der Ehrengesandten, für die man um alle mögliche 
Förderung und Empfehlung seitens der 13 Orte ersuche, den 
Kaufleuten überlassen bleiben. Die Tagsatzungsherren glaubten 
sich berechtigt, diese Bitte ohne weiteres zu gewähren, da ja 
sine Verteidigung der Privilegien im Interesse des Landes liege 
nd den Obrigkeiten gefalle. Indes sahen die Kaufleute das Postulat 
biner Standesgesandtschaft für den Augenblick mehr als Vor- 
sichtsmassregel an. Sie wollten noch zuwarten, bevor sie zu dem 
kostspieligsten aller Verteidigungsmittel griffen, und baten deshalb 
huf der gleichen Tagsatzung um ein energisches „Fürschreiben“ 
ın den Gesandten de Castille, wohl in der Hoffnung, auf diesem 
Wege eine Beschleunigung der Geschäfte Hubers in Paris zu be- 
wirken. *) 

|  Dieser Brief der 13 Orte (1614, August) enthielt eine Zu- 
‚ammenfassung der kaufmännischen Beschwerden und war in 


1) Die Versammlungen der Kaufleute fanden stets im Hause des jeweiligen 
Irdinari-Verwalters statt. Das Haus der Firma Studer und Schlapritzi war 
la Teste (tête) d’or à la rue Granette“, das der Georg Zollikofer’schen ,l’Autre 
aonde à la rue Mercier“, das der Joachim Zollikofer’schen „le Chameau ä& la 
ue neufve etc. 

SG. D Tr: XIV, P. 9. 

%) St. G. D. Tr. XIV, P.9. — Abschied vom 13. Juli 1614. 

4) St. G. D. Tr. XIV, P.9. Um diese Zeit wurden auch den Herren Bastiers 
on Basel zu Versoix 2 Ballen Floretseide konfisziert; ebenso hatte Niklaus 
Glotz“ von Soloturn für 50 Zentner Pariser Waren, die er exportierte, zu 
hälons s./Marne 269 Livres entrichten müssen. In beiden Fällen beschwerte 
ch die Tagsatzung beim Gesandten, der die Klage nach Paris weitergab. 
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energischem Tone gehalten.') Da stand an erster Stelle die alte 
Klage über die Geldausfuhr, die seit den Zeiten Heinrichs II. mit 
Schwierigkeiten verbunden, seit 1602 aber fast gänzlich gehindert | 
war, so dass die Kaufleute sich gezwungen sahen, immer aus- 
schliesslicher den Wechsel zu benützen, dem sie ausser der Ge- 
fahr der ,„Bancqueroten‘“ noch mancherlei andere Nachteile gegen- 
über dem Bargeld zuschrieben.’) In der Douane von Lyon zwang 
man sie wieder zur Entrichtung der Taxe für die „Burati“ von Zürich 
und für etliche St. Galler Leinwandsorten, obwohl die Warenzeichen 
den schweizerischen Ursprung dieser Stoffe bezeugten, wobei die 
Zolleinnehmer ihre Willkür immer mit der Behauptung entschul- 
digten, dass die Waren Nachahmungen ausländischer Gewerbepro- 
dukte seien. Als ob die Schweizer wegen ihrer Privilegien sich 
des Rechts der freien Fabrikation begeben hätten!*) Auch die be- 
kannten Beschwerden über die Zölle zu St. Jean-de-Losne und | 
Tournus,*) über die Transittaxe in Languedoc und Provence 




































1) St. G. D. Tr. XIV, P. 9. — Copia einer Fürschrift von den 18 Orthen. 


2) ,Siderhar (seit dem Mandate Heinrichs IV. von 1602) aber werden sie | 
„gezwungen, die mitel des wechßels, jedoch mit großer gefaar der bancqueroten, 
„darnebend auch nit ohne merckhlichen nachtheil und schaden, zu gebrauchen. 
„Und wann dises mitel (wie es hierzu nit ein geringes ansehen habe) werde! 
„aufhören und hingegen sie ihrer privilegien nit wider genießen mögen, so 
„werden sie genötiget werden, die handlungen gar zu underlassen.“ 

>) Als Vorwand nehmen die Pächter ... „daß es nit die alte eidtgnößi-+ 
„sche wahren, sondern neüwe gattungen seyen, in dem daß mans andern orten 
„eintwedersnachmache oder denselbigen gleichförmig eynpackhen oder zusammen 
„legen thüye; gleichsam als wann durch die tractaten und privilegia einer 

» Eidtgnoschafft verbotten were, daß man nit so wol als andere Nationen iz 
„dörffte auf neüwe nutzliche oder zierliche arden und gattungen der wahren! 
„begeben oder dieselbige zusamen legen und eynpackhen, wie es ein jeder zum 
„besten zu vertreiben getruwt, sonder als wann man müßte bey den alten gat- 
„tungen und formen verbleiben, Gott gebe, man wüßte dieselben zu verkauffen! 
„oder nit; und also, under dem schein einer vil geringeren freyheit, die ser | 
„der zöllen halber in Franckhreich zu genießen vermeinten, sie meiden miss | 
„ein vil größere freyheit, die ihm weder Franckhreich selber noch ein os | 
„andere Nation benemen liesse: namlich die freyheit nach eines jeden nu | 
„und gefallen auf ein ard, formb oder gattung der wahren, die seye neüw oden] | 
"alt, in dem oder einem andern land gebreüchig, sich zu begeben, auch die 
„selbige zusamen zu legen und eynzupackhen wie es einem jeden gefellig.“ I 

4) In St. Jean-de-Losne und Tournus handelte es sich um 30 Sols für das] 
Saum- oder Wagenpferd bei der Einfuhr und um 20 Sols bei der Ausfuhr. Hieı 
haben die Pächter die „subtile außred“ vorgebracht, dass ja die Fuhrleute undd| 





| 
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‚wurden wieder vorgebracht. Zu diesen alten Klagen kam eine 
| neue. Wohl lauteten in den endlosen Zollprozessen zwischen Kauf- 
‚leuten und Pächtern die Schlussurteile meist zu gunsten der er- 
‚steren; doch war der Nutzen solcher Entscheide oft gering im 
Verhältnis zu den ungeheuren Kosten, die ihre Erlangung ver- 
| ursachte. Die Pächter hatten, auch wenn sie vor Gericht unter- 
lagen, den Gegnern deren Prozesskosten nicht zu ersetzen; ihre 
‚eigenen aber waren stets viel geringer als die der Schweizer. 
‚Sie wandten sich im Streitfall meist direkt an den Conseil als 
höchste Instanz, um so die ihnen weniger günstigen Provinzge- 
‚richte zu umgehen.') Am Hofe aber hatten sie festbestellte An- 
‚wälte, die ihre Sache führten und die Prozesse mit Geschick in 
‚die Länge zogen, zum grossen Nachteile der Gegenpartei, so 
‚dass man in den meisten Fällen leichter die Kosten für den Zoll 
als die Prozesskosten getragen hätte.) 

| An diese Beschwerden schloss sich die Bitte, de Castille môge 
[sich bei König und Conseil für die Kaufleute verwenden und 
idafür sorgen, dass in künftige Verträge mit den Zollpächtern 
‚Artikel zu ihren Gunsten aufgenommen würden. 


1 






| 
| 
| In der Tat kam nun in Paris die Sache der Eidgenossen 
jendlich vor dem Conseil zur Sprache. Eine Kommission von 6 
 liedern wurde bestimmt, um die Forderungen Hubers zu-prüfen. 
|Vor diesem Ausschuss, der sich im Hause de Vics versammelte, 
ihatte der Schaffhauser seine Klagen vorzubringen und seine For- 
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| 
I nicht die Kaufleute den Zoll zahlten.... „gleich als wann die kauffleüt nit hetten 
| „müeßen desto größeren führlohn bezahlen und also dise beschwerd wider er- 
| „statten.“ 





| !) Dies geschah durch sog. lettres d’evocation. Siehe oben p. 85, Anmer- 
Ikung 2. 

2) „Wann... die fermiers von den kauffleüten mit Recht an den orthen, 
1,,da es (das Unrecht) inen widerfahret, fürgenommen werden und ain urttell zuo 
f.,erlangen poursuivieren, so thuen die fermiers — alßbaldt sie gespüren, das 
1,,ir unbillich begeren nit zuo behaubten — die causes oder sachen durch ire 
,,letres devocation in des Künigs gehaimen Rath evoquieren und anhengig 
‚machen, allda sie ire bestelte procureurs und advocats haben, welche ohne 
\,,ainige ire unglegenhait, alles nur in ain langen verzug bringen. Hergegen die 
,,kauffleüth das recht mit so grossen beschwerden treiben miessen, das sie ohne 
|,,‚außgebens etlich hundert kronen uncostens zuo kainem urttell kommen mügen. 
1,,Und wann die fermiers gleich den proces verlieren, so pflege man sie doch des 
1,,vom gegenthail auffgewendten uncostens halber ledig zuo sprechen.“ 
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derungen zu begründen. Ihm wurde entgegengehalten, dass eine 
rückhaltlose Anerkennung der Zollfreiheit für den König von den 
unangenehmsten Folgen wäre, denn ohne Zweifel würden die 
Pächter sofort Nachlass der Pachtsummen verlangen. Huber wies 
auf die Klausel in du Hams Pachtvertrag hin, durch welche ja 
die Rechte der Schweizer formell anerkannt seien. Auch den 
Vorwurf, dass unter dem „schein unserer freyheiten viel abus da- 
runder lauffend“, wies er zurück. Ein Hauptargument der Fran- 
zosen war, dass die schweizerischen Kaufleute zur Zeit des Ewigen 
Friedens „wenig ghandlet“ hätten, jetzt aber seien die besten 
Handlungen in ihren Händen, „dardurch die frantzösischen kauf- | 
leüt alß iere underthonen verkürtzt und ihnen die handlungen 
entzogen werden“. Auf jeden Fall sollte kein Entscheid gefällt 
werden, bevor die Pächter verhört wären. Dagegen protestierte 
Huber aufs entschiedenste und betonte, dass die Eidgenossen 
nicht gesinnt seien, ihre Freiheiten von den Pächtern disputieren 
zu lassen oder sich in endlose Prozesse zu verwickeln; „sonder 
unserer Herren und Obern verstand seye, daß sie mit ierer Kö. 
Mt. tractiert und nit mit den fermiers“. 


Da indes die Kommission erklärte, ohne Verhör des Päch- 
ters gehe es nicht ab, so fügte sich Huber auch dieser Kom- 
plikation des Verfahrens. Allein der damalige Generalpächter 
der cinque grosses fermes, Pierre de la Sabliere, verweigerte jede 
Auskunft, ehe er sich in Lyon bei seinen Zollangestellten genau || 
informiert hätte. Trotzdem glaubte Huber die Sache auf bestem 
Weg. Nachdem er mit Matthieu bei allen Mitgliedern der Unter-| 
suchungskommission vorgesprochen und von allen gute Versiche-' 
rungen erhalten hatte, entschloss er sich, nach Lyon zurückzu-| 
kehren, um dort für die Absendung einer Standesgesandtschaft; 
zu wirken. Durch eine solche — so war die Meinung — könnte 
jetzt, da alles so wohl vorbereitet sei, eine völlige Befriedigung‘ 
der eidgenössischen Forderungen erreicht werden. 


Am 26. November 1614 erstattete Jakob Huber von Lyon aus! 
Bericht über seine Mission. Wie vor ihm Bartholomäus Zollikofer,, 
so war jetzt auch er überzeugt von der Notwendigkeit, den Kampf! 
um die Privilegien mit Aufbietung aller Kräfte zu führen. Er wiesil 
auf die grosse Gefahr ihrer völligen Vernichtung hin und schloss; 
seine Relation mit folgenden Worten: ... „Und „dieweil dise sach | 
„wichtig und weit umbsehen thuet, nit allein unß, sondern unsere! 
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„nachkommen berüert und, da ainmahl unß von disen nit schlech- 
„ten kleinot solte ein abbruch oder eingreiff beschehen, ohnwider- 
„bringlich werre und diejenigen, so zuegsehen hetten, under der 
„erden ligende möchten fluech auff sie laden, hab ich nit un- 
„derlassen sollen noch wöllen, die Herren dessen dienstlich, wie 
„die sachen im grundt abgeloffen, desto weitleüffiger zberichten.‘ ') 
Nun sind es wieder die gemeinen Kaufleute von St. Gallen, 
welche die Führung übernehmen, um die Absendung der im 
Juni 1614 bewilligten ständischen Gesandtschaft zu erlangen. 
Vor der Januartagsatzung von 1615 verwenden sie sich bei 
ihrer Obrigkeit um eine günstige Instruktion des st. gallischen 
Ratsgesandten; gleichzeitig gehen an Jeremias und Friedrich 
Peyer und Jakob Huber nach Schaffhausen, an die „gemainen 
„kauff- und handelsleute zu Zürich“, sowie an „alle ort, so ver- 
„mainend kauffleüt seyend,“ Briefe ab, welche die Empfänger er- 
mahnen, bei ihren Obrigkeiten ein Gleiches zu tun.?) Dem Schrei- 
ben an die Schaffhauser war ncch Verabredung eine Einlage °) 
beigegeben für Bürgermeister Dr. Schwartz von Schaffhausen, 
der einst als Stadtschreiber an den Gesandtschaften von 1602 
und 1604 teilgenommen hatte. Es wurde darin angefragt, ob er 
geneigt wäre, als Standesgesandter in der kaufmännischen An- 
gelegenheit nach Paris zu reisen. Schon Anfangs Dezember 
hatten die Peyer und Huber, gemäss einer auf dem Notenstein 
getroffenen Übereinkunft, beiihm angeklopft, um sich zu verge- 
wissern, ob er gegebenenfalls den Auftrag annehmen würde. 
Schwartz antwortete damals entgegenkommend. Er meinte, eine 
Standesgesandtschaft, im Namen der Kaufleute geschickt und aus- 
schliesslich ihren Interessen dienend, habe mehr Aussicht auf 
Erfolg als ein kaufmännischer Abgeordneter, der einer allge- 
meinen Legation mitgegeben werde; denn wenn man zu viel 
‚ausrichten wolle, so hindere nur ein Geschäft das andere.*) 





Br GsDalreXLvV;.;D. 9. 
726.6. Dee. XIV, P. 9. 
3) St.G.D. Tr. XIV, P.9. — Im Schreiben der St. Galler an die Peyer und 
‚Huber vom 28. Dezember 1614 ist davon die Rede, dass die Eidgenossen daran 
denken, aus der Gesandtschaft ihre eigene Sache zu machen und auf ihre Kosten 
Boten an den Hof zu senden, in welchem Falle der Brief an Schwarz nicht ab- 
zugeben wäre. 

4) St. G. D. Tr. XIV, P. 9. — Schreiben der Peyer und Huber vom 
30. Dezember. 
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Am 6. Januar 1615 schrieb Schwartz nun selbst an die ge- | 
meinen Kaufleute von St. Gallen, dankte ihnen für ihr Vertrauen | 
und erklärte sich bereit, die Mission zu übernehmen, wenn ihm | 
der durch die Tagsatzung festgesetzte Zeitpunkt der Reise passe; | 
er versprach auch, sich selbst um das Zustandekommen der 
Legation zu bemühen. ') 

Die Tagsatzung war auf den 27. Januar (neuen Stils) nach 
Baden einberufen. Heinrich Zily,’) der ihr als Vertreter der 
st. gallischen Kaufmannschaft beiwohnen sollte, traf dort am Vor- 
tage mit Jakob Huber von Schaffhausen zusammen, und bald darauf) 
fand sich auch der Zürcher Konrad Locher ein, als erwünschter | 
„beistand“ für die kaufmännischen Bemühungen. Es ging damals || 
die Rede, dass eine allgemeine eidgenössische Gesandtschaft an 
den Hof beabsichtigt sei, und die Kaufleute waren bereit, dieser | 
Abordnung ihre „beschwerdt mit einverleiben“ zu lassen; nur 
falls sie nicht zu stande kam, gedachte man „ain aigen legation“ 
zu fordern. 

Der französische Ambassador de Castille war gar nicht per-|| 
sönlich zu Baden erschienen, sondern liess sich dort durch seinen 
Sekretär, den Soloturner Johann Vigier, °) vertreten, der den 
Dank Ludwigs XIII. für die Glückwünsche der Eidgenossen zu, 
seiner Volljährigkeit und ein Schreiben de Castilles überbrachte, 
welches die ausbleibenden Zahlungen mit den Unruhen in Frank-|| 
reich entschuldigte und dringend von einer grossen allgemeinen || 
(Gesandtschaft abriet, da eine solche wegen der Tagung der Reichs- | 
stände in Paris jetzt kaum Gehör finden würde. *) Wirklich ge-; 
lang es ihm, die Versammlung von dem Plan einer Legation in| 
Standessachen abzubringen. | 

Die Kaufleute waren in der Hauptsitzung gar nicht zur 
Sprache gekommen, hatten dann aber ihre mehrtägige Anwesen-!! 
heit in Baden gut benutzt, um bei den Tagsatzungsherren Be-- 
suche zu machen und ihnen ihre Forderungen zu empfehlen. Am|) 


3l. Januar (neuen Stils) wurde ihnen endlich „furkomen und | 


Dante) LIN PALO | 

2) Heinrich Zily von St. Gallen; 1566— 1618. Seit 1603 Stadtammann, | 
d. h. Vorsitzender des Stadtgerichts, seit 1600 ‚‚Pursener‘‘ der Notensteingesell-' 
schaft (Firma Heinrich und Hans Anthony Zily). | 

3») Jean Vigier, 1556—1639, Bürger und Grossratsmitglied von Solo- 
turn, Sekretär und Dolmetscher des französischen Gesandten. 

4) Eidg. Absch. V, 1, p. 1200. 
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audienz“ bewilligt und die energisch verlangte und von dem st. 
gallischen Ratschreiber kräftig befürwortete Standesgesandtschaft 
gewährt. Dabei blieb ihnen freigestellt, ihre Boten zu wählen, 
aus welchem Orte es ihnen beliebte. Zürich als Vorort sollte die 
notwendigen „Fürschriften“ besorgen und den Abgeordneten 
jeinschärfen, nicht vom Hof zu weichen, ehe die Beschwerden 
„ainmal erörtert und an ain end gebracht“ wären. Die Kosten 
des Unternehmens hatten die Kaufleute zu tragen. 

Jetzt wandten sich die Vertreter der Kaufmannschaft an Bür- 
germeister Schwartz, der als Tagherr in Baden weilte, um ihm 
in aller Form die Führung der Gesandtschaft anzubieten. Nach 
kurzem Bedenken nahm er den Auftrag endgültig an, bat aber, 
man möchte ihm in Anbetracht der Wichtigkeit der Sache einen 
Mitgesandten geben; am angenehmsten wäre ihm als solcher 
der Alt-Stadtschreiber Grebel von Zürich. Dabei versprach er, 
so einfach als möglich zu leben, damit die Doppelgesandtschaft 
die Kosten nicht wesentlich erhöhe. Zily stutzte zuerst über diese 
Forderung, welche das Unternehmen immerhin bedeutend ver- 
teuern musste; nachdem er sich aber mit den st. gallischen Rats- 
boten, Bürgermeister Joachim Reutlinger und Stadtschreiber Mel- 
chior Guldin, und andern bekannten Herren beraten hatte, ent- 
schloss er sich, mit Huber nach Zürich zu reiten, um Grebel dort 
anzufragen. Als dieser von sich aus die Teilnahme an der Le- 
sation kurzerhand abwies mit der Erklärung, nur wenn die Obrig- 
keit ihm befehle, sei er bereit zu reisen, verfügten sich Zily und 
Huber zum Bürgermeister Holzhalb ') und einigen Ratsherren, die 
Grebel zur Annahme bewogen unter dem Hinweis, es sei „ain 
bberkaitlich, allgemain werck“. Beiden Gesandten ie Zahlung 
ler ganzen Reisekosten und jedem ein Geschenk von 500 Kronen 
versprochen. ) 
| Damit schien die Legation gesichert.?) Jakob Huber hielt es 
aher an der Zeit, bei dem Anwalt Matthieu anzufragen, welchen 
Zeitpunkt er als den für die Reise geeignetsten betrachte. Schon 
D 
| 1) Leonhard I. Holzhalb, 1553—1617. 

_ 2?) St. G. D. Tr. XIV, P. 10. — Heinrich Zily’s Bericht vom 27. Januar; 
|\bschied vom 21. ar 1615. 

>) Zu Baden hatte sich Vigier, der Vertreter des französischen Gesandten, 
len Kaufleuten sehr wohlgesinnt gezeigt und ihnen versprochen, dass alle „fa- 
or, was sie bedorffend, vom herren Ambasadoren erfolgen“ werde. 
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Vigier hatte in Baden geraten, nicht zu zögern. Matthieu ant- | 
wortete umgehend, alle Zeiten seien gut, wenn nur die Gesandt- 
schaft komme; je eher, desto besser! Sobald die Reichsstände 
beendigt seien, werde der König die Stadt verlassen und nach 
Fontainebleau gehen; es sei aber ratsam, ihn noch in Paris zu 
treffen.!) Dagegen wandte der französische Gesandte alles auf, 
um seinem König den unangenehmen Besuch zu ersparen. Er 
schrieb an den Vorort Zürich und drang unbedingt auf eine Ver- 
schiebung der Abordnung, da der Hof jetzt sonst schon viele 
Geschäfte zu erledigen habe und der Conseil vollauf mit dem! 
Studium der ,cayers présentés par les députés des trois ordres! 
du Royaume“ beschäftigt sei.) Man setze sich nur wieder der’ 
Gefährde eines langen, teuren Pariser Aufenthalts aus, wenn. 
man jetzt reise. ’°) 

Nun hatte aber die von den Kaufleuten getroffene Wahlll 
evangelischer Boten bei den katholischen Orten böses Blut ge- 
macht. Man lebte wieder in einer Zeit, in der die Glaubens-4 
gegensätze sich scharf zugespitzt hatten, sowohl in Frankreich 
als in der Schweiz. Dort hatte nach dem Tode Heinrichs IV. seinedl 
Witwe Maria von Medici sofort das politische System des ermor-H 
deten Gatten verlassen und sich Spanien genähert, mit des 
Frankreich durch eine Doppelheirat enge verbunden werden! 
sollte.*) Diese Wendung beunruhigte die französischen ro 
die unter der Führung des Prinzen Heinrich von Conde?) und) 
gestützt auf die mächtige Partei der Hugenotten offene Rebelliohl | 
gegen die Regentin und den jungen König Ludwig XIII. erhoben. 

Im Mai 1614 kam es zwar zu einem Friedensschluss; abe 
die Stimmung in Frankreich war noch immer Boitiers 


1) St. G. D. Tr. XIV, P. 10. — Schreiben vom 20. Februar 1615. | 
?) Diese ,cahiers“, besonders die der Städte, enthielten teilweise Fordek 
rungen, die sich ganz mit den Ideen des Merkantilismus deckten: Verbot de] 
Einfuhr fremder Manufakturen und des Exports heimischer Rohstoffe und dei 
Edelmetalle. Ihr Studium musste die königlichen Räte für die Postulate dei 
Eidgenossen ungünstig stimmen. (Hauser, p. 392.) 
°») St. G. D. Tr. XIV, P. 10. — Schreiben von de Castille vom 6. April 
1615. Im Falle aber die Reise dennoch stattfinde, erklärte sich de Castille bes 
reit, die Gesandten, wenn sie den Weg über Soloturn nehmen, dort noch mi 
Empfehlungsschreiben an den Hof auszustatten. 
“) Seit 1612 war Ludwig XIII. mit der Infantin Anna, seine Schweste# 
Elisabeth mit dem Prinzen von Asturien verlobt. | 
°) Heinrich II von Bourbon, Prinz von Conde, 1588—1646. 
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Der Gegensatz der beiden Glaubensparteien verschärfte sich 
wieder zusehends und blieb nicht ohne Einfluss auf die Eidge- 
nossenschaft. Die katholischen Orte standen mit ihren Interessen 
auf Seite der königlichen Regierung, während die evangelischen 
mit Cond& und der Hugenottenpartei sympathisierten. Besonders 
[die Politik Berns zeigte sich in diesen Jahren der französischen 
Krone geradezu feindselig.!) Misstrauisch beobachteten der Hof 
lin Paris und die katholischen Stände die evangelischen Orte, 
von denen man eine Unterstützung der hugenottischen Sache 
befürchtete. 


Unter solchen Umständen erschien den 7 Orten eine kauf- 
Mmännische Legation, an der nur Gesandte von evangelischem 
Bekenntnis teilnahmen, als unzulässig. Auf einer im April zu 
Luzern stattfindenden Konferenz wurde beschlossen, gegen ihre 
NWAbsendung Protest zu erheben. Man vermutete hinter der ganzen 
1WVeranstaltung „schädliche Practiken“, besonders als verlautete, 
dass Bern und Basel ebenfalls Gesandte mitschicken wollten, 
und schrieb nach Zürich, dass entweder den schon bestimmten 
evangelischen Boten ebensoviele katholische beizugeben seien 
foder dass die Legation zu unterbleiben habe oder doch nur im 
Namen der evangelischen Orte abgeschickt werden dürfe.?) Gleich- 
eitig warnte man den Ambassador in Soloturn, dass die kauf- 
jimännische Gesandtschaft nur eine Maske sei, unter deren Schutz 
isich die evangelischen Orte mit der eben in Grenoble eröffneten 
Hugenottenversammlung in Verbindung setzen wollten. ’) 


Jetzt wurde Grebel vom Rate des Vorortes zum Gesandten 
mach Soloturn geschickt, um das Unternehmen der Kaufleute 
zu verteidigen. Der St. Galler Stadtammann Heinrich Zily be- 
gleitete ihn. Auf die Versicherung Grebels, dass die Legation rein 
kaufmännischen Charakter habe und dass der Wahl ausschliess- 
lich evangelischer Gesandter keine Nebenabsicht beizumessen sei, 
riet de Castille,unbedingt bei der Zweizahl zu bleiben, doch einen 
evangelischen und einen katholischen Boten zu nehmen. Besser 
Iiwäre aber, mit der Legation einen oder zwei Monate zuzuwarten, 


1) Rott II, Bd. II, p. 113— 183. 


2) St, G. D. Tr. XIV, P. 10. — Schreiben der sieben katholischen Orte an 
Zürich vom 30. April 1615. — Eidg. Absch. V, 1, p. 1205. 


?) Siehe das in der nächsten Note zitierte Schreiben Grebels. 
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bis vom Hof eine Antwort auf sein letztes Schreiben eingegangeni 
sei. Vielleicht werde sie dann überhaupt überflüssig. Aus oa 
ganzen Gespräch empfing Grebel den Eindruck, dass man in Paris; 
einen schweren Stand haben und dass es auch an Gegenklageni 
wider die Kaufleute nicht fehlen werde. Der ohnehin wenig zur) 
Reise aufgelegte Mann verlor daher jede Lust zu seiner Aufgabe, 
und in Zürich beschloss man auf seinen Bericht wirklich, die Ge 
sandtschaft zu verschieben, bis die nächste Antwort de Castille’s 
vorliege. !) 








J 


Inzwischen drängte Matthieu von Paris aus immer wieder. 
nicht länger zu zögern. Als man ihm mitteilte, der französische 
Gesandte habe geraten, auf keinen Fall vor Anh Juli zu reisen. 
antwortete er unwillig, dass es ja dessen Aufgabe sei, „de re 
culer tant qu’il peut les poursuites qui sont importunes“, aber 
im Interesse der Schweizer liege es, so rasch als möglich zu 
kommen. Wahrscheinlich reise der König bald seiner span ISCH 
Braut entgegen und dann könne man auf lange Zeit hinaus keih 
Gehör mehr finden. Schon jetzt seien die kaufmännischen An- 
gelegenheiten, die in so gutem Gang gewesen, wieder ins Stocken 
geraten.’) Gleichzeitig gab der dienstbeflissene Anwalt auch Ver: 
haltungsmassregeln für die Gesandten. In erster Linie möge mail 
sich beim Hof angenehm machen, betonen, dass man der altern 
guten Freundschaft wegen komme, gleichzeitig dem König z 
seiner Volljährigkeit gratulieren und die Privilegien seinem Schutz 
empfehlen; erst nachher sei es ratsam, die Klagen anzubringe | 


Die St. Galler taten alles, um die katholischen Orte mit der 
Gesandtschaft auszusöhnen. Schon im Mai hatten sich die Kauf) 
leute an den Rat gewandt, damit er Zürich bitte, sie bei deı| 
sieben katholischen Orten zu entschuldigen und ihnen zu ven | 
sichern, dass für ihre Kaufleute ebenso gewissenhaft gesorgt werde 
wie für die der evangelischen Städte. In der Tat erlangten ai 


| 
| 
| 
| 
| 





1 St. G. D. Tr, XIV, P.10. — Schreiben Grebels an den Bees 
Schwartz vom 7. Mai 1615. 


| 

| 
2) St. G. D. Tr. XIV, P. 10. — Schreiben Matthieus an Huber vom 15. Mal 

— Einige Wochen später (Brief vom 13. Juni) drängte Matthieu von neue | 
Noch sei die Zeit günstig; man solle so zahlreich als möglich kommen, dam 
es recht augenfällig sei, dass es sich um eine gemeineidgenössische Sache handl 
Der König werde Ende des Monats verreisen „On travaille pour apaiser Mil 
le prince (Condé) et faire obéir le Parlement“. | 
| 

| 
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Anwälte der Kaufmannschaft‘) auf der Junitagsatzung zu Baden 


och einmal eine Bestätigung der geplanten Legation; dem Ent- 
ÜEcheid wurde aber die Klausel beigefügt, dass für eine künftige 
esandtschaft die Boten in gleicher Zahl aus beiden Konfessionen 
Hau wählen seien. ?) 
| Dennoch kam, trotz der langen und sorgfältigen Vorberei- 


N 


| en die M it in Sachen der Kaufleute nicht 


| 


















zur Ausführung. Eine ganze Reihe von Umständen wirkte zu- 
kammen, um sie zu vereiteln. Da war in erster Linie der Wider- 
fepruch der katholischen Orte, der auch nach der Junitagsatzung 
nicht verstummte; dann die geschickten Manöver de Üastille’s, 
der durch erneute günstige Versprechungen die Initiative der 
WEidgenossen zu lähmen wusste. Ausschlaggebend sind aber wohl 
Illie Verhältnisse in Frankreich selbst gewesen, die eine Gesandt- 
schaftsreise sehr wenig zeitgemäss erscheinen liessen. Der Bürger- 
rieg war aufs neue ausgebrochen und bedrohte sogar Paris. 
ACondé und die Hugenotten standen in Waffen gegen das König- 
Iitum, und der mächtigste der evangelischen Orte spielte in diesen 
(Wirren eine mehr als zweideutige Rolle. Bern stand nicht nur 
Ilder französischen Regierung schroff und unfreundlich gegenüber, 
sondern unterstützte insgeheim geradezu die Rebellen. Als im 
flAugust die Korrespondenz des Berners Rudolf von Erlach in 
MFrankreich aufgegriffen wurde und die Ränke, die man in der 
Arestadt gegen Frankreich spann, offen vor aller Augen lagen,?) 
da schien das Misstrauen, mit dem die katholischen Orte einer 
egation evangelischer Boten gegenüber gestanden hatten, vollauf 
serechtfertigt. Von ihrer Absendung war jetzt keine Rede mehr. ?) 


EE - 
| 






| 1) Es waren Stadtammann Heinrich Zily von St. Gallen, Georg Pebia (Bebie) 
[Iron Zürich und Jeremias Peyer, Zunftmeister von Schaffhausen. 

| 2) St. G. D. Tr. XIV, P. 10. — Abschied vom 10.Juli. — Die Eidg. Absch. 
V, 1 erwähnen die kaufmännischen Bemühungen der Jahre 1614— 1615 fast 
keinem Wort. 

3) Eidg. Absch. V, 1, p. 1227/28; Rott II, Bd. III, p. 129. 

2,8t. G/D: Tr: XIV, P. 11. — Vom 12. und 14. März 1619 datieren zwei 
'Dankschreiben von Grebel und Schwartz an die HH. Studer und Schlapritzi 
Hin St. Gallen. Es ist darin die Rede von einem Geschenk, das sie für Verwen- 
jıdung in französischen Zollsachen erhalten haben, be eine nachträgliche 
| |Gratifikation für die Mühe der Vorbereitung der nicht zustande gekommenen 
|/Gesandtschaft von 1615. — Studer und Schlapritzi waren vom August 1618 
bis September 1619 die Ordinari-Verwalter in Lyon; als solche hatten sie die 
Zahlungen im Namen gemeiner Kaufleute zu leisten. — 
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Der Vertreter Frankreichs erfüllte in den nächsten Jahren seine, 
Pflicht „de reculer les poursuites qui sont importunes“, über- 
haupt so gut, dass auch die geplante grosse und allgemeine Ge- 
sandtschaft, die in Frankreich eine Beschleunigung der schlechten 
Zahlungen und die Aufhebung anderer Beschwerden bewirken 
sollte, Jahr um Jahr verschoben und schliesslich überhaupt auf- 
gegeben wurde.') 

Matthieu führte die Verhandlungen vor dem Conseil noch 
einige Jahre weiter; dann verliefen sie allmählich im Sande. ?) 
Obgleich seitens der Kaufleute in dieser Zeit wenig geschah, 
verschlimmerte sich ihre Lage doch nicht. Mit den Pächtern, 
welche sich vor dem Conseil konsequent weigerten, die Privi-| 
legien der Schweizer anzuerkennen, scheint man sich im täglichen| 
Verkehr durch Kompromisse abgefunden zu haben. So zahlten | 
die Güterfertiger Peyer & Huber von 1615 bis 1622 zu St. Jean- 
de-Losne wohl die halbe Krone (30 Sols) für das Saumpferd, nicht) 
aber den eigentlichen Einfuhrzoll; hingegen unterwarfen sich die | 
Schweizer bis auf weiteres für ihre Durchgangswaren der Tran-!} 
sitabgabe in Languedoc und Provence. Matthieu gibt in einem 
interessanten Brief an Jakob Huber (20. Januar 1617) ein Gespräch!| 
mit dem Contrôleur general Jeannin wieder. Hier ist der Stand-- 
punkt der Pächter, der im Grunde auch von der Regierung ver-n 
treten wurde, klar gezeichnet. Jeannin behauptet, dass sich die) 
Privilegien überhaupt nur auf die „sachen, so zuo den zeiten, 
do gemelte tractaten auffgericht, gemacht worden‘, beziehen und | 
keineswegs von „ainer unaussprechlichen Viele der wahren, die)l 
andern ab- oder nachgemacht werden“, gelten können. Solcher 
Waren aber produziere die Schweiz jährlich für mehr als ,,vier!} 
milion goldts“, und der Zollausfall, der in Frankreich durch dies 
Privilegien entstehe, belaufe sich auf 30,000 Kronen. ?) A 









































Rott Al, Bd: 111, 1847187 1407 281.2877288, 380 Eidg.|| 
Absch. V, 1, 1242, 1250; V, 2, 80, 84, 254. u.s.w. 

2?) Z.D. 150, MB. No. 113. — 1618 wurde in einem Handel der en | 
Kaufleute Jacques und Daniel les Bastiers, frères, gegen den Pächter der cin-4 
ques grosses fermes und der Douane von Lyon nach sechsjährigem Prozessieren | 
ein günstiger Entscheid gefällt 

») 30,000 Kronen (die Krone zu 3 Livres) entsprechen einem heutigen! 
Verkehrswert von ca. 540,000 Fr. In einer Denkschrift über die Douane voni 
Lyon werden die Privilegien der Schweizer für die 2. Hälfte des XVII. Jahr- 
hunderts auf zirka 110,000 Livres veranschlagt (Charléty IL, p. 506, Note). | 
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atthieus Entgegnung, es sei für den König Ehrensache, die 
rivilegien zu halten, meint Jeannin kühl, dass Ludwig XII. 
a von denen, „die die brivileges benutzen oder freyhaiten be- 
eren, kaine dienst empfache und das die von St. Gallen, welche 
ie grösten handlungen treiben, ime nimer kain soldaten geben“. }) 

Erst im Jahre 1620 kam es wieder zu einem vorübergehenden 
onflikt mit dem Pächter der Douane von Lyon, als er die 
chweizerischen Waren nicht frei passieren lassen wollte, unter 
em Vorgeben, die von Ludwig XII. immer noch nicht bestä- 
igten Privilegien hätten ihre Gültigkeit verloren.®) Ein Jahr 
später wurden von Angestellten derselben Douane zu Nantua 
nd Gex Kaufleuten von Schaffhausen und St. Gallen ihre Ballen 
eöffnet und was an Waren und Geld darin war konfisziert, ein 
orfall, der zu einem neuen Prozess vor dem königlichen Rate 
Anlass gab.°) Sonst aber fand die Münzausfuhr eben damals 
ine befriedigende Lösung, da mit dem Gouverneur Alincourt in 
lyon ein Vertrag abgeschlossen werden konnte, durch den die 
Kaufleute sich verpflichteten, ihm für freie Aushingabe der Passe- 
borte und Erlaubnis der Edelmetallausfuhr eine regelmässige ‚Ver- 
hrung“ von 1°/oo der Exportsummen zukommen zu lassen.‘) Wirk- 
ich gelang es nun, beträchtliche Summen aus Lyon zu ziehen, 
so dass z.B. nach einer Messe des Jahres 1621 acht Schweizer 
Firmen zusammen von 183,960 Livres die vertragsmässige „Ver- 
shrung“ zu leisten hatten.°) 





ENG DATENIV P'vL2: 

| 2) Schon 1614 hatte der Gouverneur von Lyon die Privilegien aus dem 
rleichen Grunde für erloschen erklärt. Doch scheint der Erklärung keine Folge 
regeben worden zu sein. 

| 8) St. G. D. Tr. XIV, P. 11, MB. 123. — ,,Memoire, so den herren ge- 
|santen . .. mit nach Hof geben worden.‘ April 1622. Zu Anfang des XVII. 
lahrhunderts war die Douane von Lyon mit den cinque grosses fermes in den 
rleichen Pachtvertrag vereinigt worden. 

#, Z.D. 151. Das Abkommen selbst fehlt, doch beweisen Rechnungen über 
ie Abgabe von 1°/oo der Exportsummen, dass es nicht später als 1621 an- 
resetzt werden darf. 

5) Z.D. 151. Beteiligt sind folgende Häuser: 


Von St. Gallen: Georg Zollikofer . . 832400 Livres 
Deren 
Kaspar Schlumpf . . 26900 „ 


Übertrag 75500 Livres 
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Während der Wirren der Hugenottenaufstände beflissen sich 
die Kaufleute fortwährend einer korrekten, neutralen Haltung. 
Obwohl sie fast alle Anhänger des neuen Glaubens waren, er- 
freuten sie sich daher doch des Vertrauens des Gouverneurs, 
und als Ludwig XII. 1621 von seinen Untertanen in Lyon die 
Leistung eines Treueschwurs und eidliche Erklärung gegen die 
Hugenottenrebellion verlangte, begnügte man sich mit dem ein- 
fachen schriftlichen Versprechen der Schweizer, sich nicht in die 
politischen Wirren zu mischen.!) 





Das Projekt einer Gesandtschaft an den französischen Hof | 


zur Erneuerung der Patente wurde im Frühjahr 1622 wieder auf-: 
genommen, als die bündnerischen Wirren?) den evangelischen 
Orten Anlass gaben, auf der allgemeinen Tagsatzung zu Badenil 
eine grosse Legation in Vorschlag zu bringen, welche sich in Frank-4 
reich um Hülfe für Bünden verwenden sollte, das, von inneren 
Kämpfen zerrissen, den habsburgischen Mächten zu Sänzlichäl 
Vernichtung ausgeliefert schien.°) Als aber die katholischen Ortes 
nichts davon wissen wollten, da Frankreich und Spanien durc 
eine solche Gesandtschaft leicht aneinander gehetzt werden könn | 
ten, beschlossen die neugläubigen Orte an einer Konferenz de 
vier evangelischen Stände zu Arau (10. März), das en | 
auf eigene Faust zu wagen*) und, wenn immer möglich, beij 
diesem Anlass endlich auch die Angelegenheiten der Kaufleutel 
völlig in Ordnung zu bringen. 

Zürich, Bern, Glarus, Basel und Schaffhausen stellten je 
einen Ehrengesandten. Zürich war vertreten durch seinen Bür 
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Joachim Zollikofer . . 23500 „ 
Heinrich Zollikofer . . 0 2 OURS 
Von Schaffhausen: Ludwig und Hans Peyer 17220 , 
L'orenz PEVET ARRET ES TOURS 
183,960 Livres | 
1) Z. D. 151. Sie mussten erklären .... „que nous... . desadvouonll 


l'assemblée de la Rochelle et protestons de n’adherer en aulcune façon à icellel 


ny à toutes autres assemblées qui se tiennent ou tiendront sans permission . . 
de S.M.. | | 

?) Dieräuer, Bd. III, p. 458 ff. 

3) Eidg. Absch. V, 2, 254, 296. 

4) Eidg. Absch. V, 2, p. 265. 


| 
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germeister Hans Rudolf Rahn und Schaffhausen durch den Stadt- 


schreiber Hans Konrad Peyer.!) 


| | 


Die Gesandten von Zürich, Basel und Schaffhausen nahmen 
‚ihren Weg über Soloturn, wo sie am 23. März anlangten, der 
Ambassador Miron ?) ihnen aber Audienz und Empfehlungs- 


schreiben verweigerte und sie durch seinen Sekretär Wallier °) 


[von der Reise abmahnen liess. In Nyon stiess der Berner Ge- 
Isandte Hans Ludwig von Erlach zu ihnen, und am 5. April (n. St.) 
Er die Boten in Lyon an. Diese Reiseroute war gewählt 
iworden, weil man ursprünglich hoffte, den König, der einen 
Besuch in Lyon plante, daselbst treffen zu können. *) 

Indessen waren die nach Frankreich handelnden Kaufleute 
in St. Gallen nicht müssig geblieben. Kaum war die Gesandt- 


schaft durch die Beschlüsse der Arauer Konferenz gesichert, so 
Herschien Junker Christoph Buffler von St. Gallen in Zürich, um 


den Bürgermeister Rahn angelegentlich zu bitten, dass er sich 


Nibeim König „unverdrossen* um die Bestätigung aller kaufmänni- 


schen Privilegien in Frankreich bemühen möchte, und vor der 
Abreise der Gesandten wurde diese Bitte nochmals schriftlich 
wiederholt mit Beilegung eines Kreditbriefes an die „Joachim 


‚Zollikoferschen“ in Lyon. 


Gleichzeitig erging ein Schreiben an die St. Galler in Lyon, 
in welchem sie genau über die derzeitige Sachlage unterrichtet 


NHund angewiesen wurden, auch ihrerseits bei Bürgermeister Rahn 


darauf zu dringen, dass das Begehren um Konfirmation der alten 
‚Freiheiten bei dem König vorgebracht werde, wie er es ver- 
sprochen, doch nur dann, wenn die Gesandten „mit ihren selbst- 
‚eigenen Haupt- und Prinzipalsachen“ günstige Aufnahme finden. 
‚Dabei möge den Herren gelegentlich angedeutet werden, dass 
‚sie die Kaufleute nicht undankbar finden sollen,?) falls die Er- 
neuerung der alten Freiheiten ins Werk gesetzt werden könne, 


| 1) Eidg. Absch. V, 2, p. 267. 

| 2) Robert Miron, 1569 bis 1641, ordentlicher Gesandter vom November 
[1617 bis Juni 1627. 

3) Heinrich Wallier von Soloturn, Sekretär der Gesandtschaft 1613—1641. 
4) Über den weitern Verlauf der Gesandtschaft siehe Eidg. Absch. V, 2, 


ip. 267, und Rott II, Bd. III, p. 524. 


5) So in der in Zürich liegenden Kopie; „mit verhaissung von Hell 
gegen Herren Gesandten oder wo es sonsten notwendig ist“ in der St. Galler 
Ausfertigung. 

St. Galler Mittlgn. z. vaterländ. Gesch. XXXII. 10 
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und unter allen Umständen darauf zu achten, dass die Gesandten | 
nicht nach Hause reisen, ehe die Konfirmation ausgefertigt und | 
besiegelt vorliege, sonst lasse sich hernach nichts mehr erreichen. | 
Würde die Gesandtschaft den König nicht in Lyon treffen und | 
nach Paris reisen müssen, so hat sich ihr ein Vertreter der Kauf- | 
mannschaft hieran !) In Lyon selbst aber haben sich | 
die dortigen St. Galler Kaufleute den Gesandten zur Verfügung | 
zu Aalen) ihnen alle Ehre zu erweisen, sie insgemein zu „festi- | 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 





gieren“ und sie etwa an einem es: Orte zu Gaste zu| 
halten, jedoch ohne die Schaffhauser Kaufleute beizuziehen, die | 
nur auf ihr Ansuchen und gegen Beteiligung an den Kosten | 
pro rata zuzulassen sind. 

Würden auch die katholischen Orte Gesandte schicken, so 
müssten diese in solchen Sachen wie die andern gehalten und 
ihnen „alle gebührnuß“ erwiesen werden.?) 

Diesem „Memoriale“ war eine schon früher ausgearbeitete,, 
in alle Einzelheiten eingehende Spezifikation der Beschwerden) 
der schweizerischen Kaufmannschaft ?) beigelegt, welcher die 
Lyoner das Notwendige entnehmen mochten, ohne der alten,, 
längstverflossenen Sachen zu gedenken. | 

Als nun die Gesandtschaft den König wirklich nicht in Lyon | 
traf und ihm nachreisen musste, bezeichneten die Lyoner Kai) 
leute den Herrn Heinrich Zollikofer älter von St. Gallen und den} 
Herrn Friedrich Peyer *) von Schaffhausen als deren kaufmännische 
Begleiter und Berater und versahen sowohl die Ehrengesandten’ ) 
als auch ihre besondern Vertreter mit Instruktionen für das; 
weitere Vorgehen. | 

So galt es, den König im Feldlager aufzusuchen. Der Loires 
entlang ging der Weg über Orleans, Tours und Poitiers "Al 














| 

1) Als solchen bezeichneten die St. Galler den Junker Barthlome Zolli-H 

kofer, der von seinen Obern (Mayores) die Erlaubnis dazu erhalten hatte. | 

2) Schreiben „aller hiesigen Kaufleute, so der Zeit nach Frankreich han-H 

deln“, an Bürgermeister Rahn, vom 11. März (a. St.) und „Memoriale nach Lyon, | 

wie sich gegen Herrn Burgermeister Rahn im Durchreisen per Lyon zu verhaltenl| 

und wie er zu instruieren seye“, vom gleichen Datum. — St. G. D. Tr. XIV,| 
P. 12, MB. No. 126. L 

242.D51541.-. MBN02 126. 
#4) Friedrich Peyer, 1595 — 1624, Teilhaber der Firma Jeremias und 
Friedrich Peyer. 


5) St. G. D. Tr. XIV, P. 12. | 
| 
| 


| 
| 
| 

| 
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Niort an der Sevre, wo die Gesandtschaft im Augenblick der Ab- 


Ireise des Königs ankam. Erst zu Saintes in der Saintonge traf sie 


mit ihm zusammen, und hier wurde am 1. Mai, nach fünfwöchent- 
licher mühsamer Reise, endlich eine Audienz erlangt. Der junge 
König empfing die Eidgenossen zwar freundlich, doch vermied er 


| eine bestimmte Antwort und gab nur die vage Versicherung, dass 


er Bünden nicht preiszugeben gedenke. Jedes weitere Eingehen 
auf die Begehren der Schweizer wies er ab mit der Versicherung, 
er werde sich durch seinen Gesandten Miron direkt mit den Re- 
gierungen in der Heimat verständigen. Etwas bessere Anfnahme 
als die Forderungen der Stände fanden die Bitten der Kaufleute. 
Am 2. Mai wurden sie dem königlichen Rate vorgetragen und 


idem Finanzintendanten und Contrôleur général, Jeannin de Castille, 


empfohlen. Dieser, als ehemaliger Vertreter Frankreichs bei der 
Eidgenossenschaft mit den meisten Mitgliedern der Gesandtschaft 
persönlich bekannt, versicherte, dass einer Bestätigung der Pri- 
vilegien nichts entgegenstehe; seine Antwort auf die Zahlungs- 


liforderungen der Orte aber lautete ganz hoffnungslos. 


Schon am nächsten Tage reiste der Hof weiter nach Royan,') 
wohin ihm mit dem Berner und Basler Gesandten die beiden 


M Kaufleute folgten. Sie hatten eingesehen, dass man sich auch 
Üi diesmal mit einer einfachen Bestätigung der Privilegien begnügen 


müsse, dass aber eine solche verhältnismässig leicht zu erlangen 


sei. In Gegenwart des ehemaligen Gesandten und jetzigen Siegel- 


Ülbewahrers, Herrn de Vic und des Staatssekretärs für die aus- 
Üwärtigen Angelegenheiten, Puysieux, unterschrieb Ludwig XI. 


am 4. Mai 1622 die von den Schweizern geforderte Urkunde. ?) 
Sie bestätigte die alten Privilegien in ihrer Gesamheit, unter Be- 
rufung auf das erste Patent Heinrichs IV. vom Jahre 1594. 

| Von Royan aus kehrte Peyer nach Lyon zurück, während 
IZollikofer die Ehrengesandtschaft nach Paris begleitete, um der 


|bereits mit der königlichen Unterschrift und dem königlichen 


Siegel versehenen Urkunde durch ihre Eintragung bei den höchsten 


]/Gerichtshöfen des Königreichs volle Rechtsgültigkeit zu ver- 
Iischaffen,?) ein Geschäft, das meist ziemlich viel Zeit und Kosten 


| 1) An der Küste der Saintonge. 
2) St. G. D. Tr. X, P. 5, Original. Abgedruckt bei Wartmann III, p. 146; 


A Vogel, p. 77. 


3) Bericht Heinrich Zollikofers über seine nach Hof gethane Reise. St. G. D 
Tr. XIV, P. 12, MB. No. 127. Hier werden ,,an der Sache interessierte Mayoren 


lund Patronen‘ erwähnt. 
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in Anspruch nahm. Doch scheint es diesmal anstandslos ver- 
laufen zu sein. Am 20. Mai wurde das neue Patent in den Re- 
gistern der Cour des Aides, am 21. Mai in denen des Parlaments 
von Paris eingetragen. ') 

Während die Ehrengesandten mit leeren Händen in die 
Heimat zurückkehrten und vom politischen Standpunkt aus das 
sanze Unternehmen als völlig misslungen betrachtet werden 
musste, konnte die schweizerische Kaufmannschaft mit dem Er- 
folg von 1622 zufrieden sein. Hatte man auch kein Patent von 
der Art erhalten, wie es in den Jahren 1602 bis 1605 einst ge- 
fordert worden war, so mochte die Anerkennung der Privilegien, 
die man nun in Händen hielt, für die Anforderungen der Gegen- 
wart doch genügen. Allerdings hatten die Kaufleute grosse mate- 
rielle Opfer auf sich nehmen müssen, um zu ihrem Ziele zu ge- 
langen. Die Gesamtausgaben für das Unternehmen des Jahres 
1622 beliefen sich auf über 4000 Livres. ?) | 

Nur für den Geldexport hätten die Kaufleute gerne einen 
besonderen königlichen Brief gehabt. Als daher der Gouverneur 
Lyons, Herr von Alincourt, gegen Ende des Jahres 1622 an den 
Hof reiste, richteten sie eine Bittschrift an ihn, um durch seine 
Verwendung von Ludwig XIII wenigstens ein für alle Mal die 
ausdrückliche Erlaubnis für eine Metallausfuhr von 100,000 bis 
200,000 Livres nach jeder Messe zu erhalten. Man hoffte in Alin- 
court, der durch die „Verehrung“ von 1°/o der Ausfuhrsummen 
selbst an dieser Bitte interessiert war, einen guten Anwalt zu 
haben und empfahl ihm zu betonen, wie nötig die Schweizer 
Waren auf dem französischen Markte seien. Trotzdem ging der 
König nicht auf die Forderung ein.) So mussten sich die Kauf- 


!) Im Laufe der nächsten Jahre erfolgten noch weitere Eintragungen bei 
Provinzparlamenten: Am 16. November 1622 beim Parlament der Provence, 
am 14. Dezember 1624 beim Parlament des Dauphine etc. Diese Eintragung || 
bedeutete Anerkennung der Urkunde durch die Gerichtshöfe. Sie geschah auch 
bei den Provinzparlamenten, um im Notfalle Gerichtssprüche gegen die Pächter || 
erhalten zu können. | 

2) Z.D. 151 und Z. D. 186. Jeder der Gesandten erhielt eine Gratifikation 
von 600 Livres, dazu Vergütung aller Spesen. Die Rechnung des Friedrich 
Peyer über seine Auslagen betrug L. 821.17, diejenige Zollikofers L. 1730. —. | 
(Verkehrswert des Livre circa 6 Fr.) _ 

‘) „Süplication, so dem Monsieur d’Hallincourt bey seiner ledsten Raiß | 
nach Paris gemacht worden.“ Entwurf ohne näheres Datum. — Z.D.151,|) 
MB. No. 136. | 
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leute die Ausfuhr auch fernerhin auf privatem Wege sichern, 
wobei der Abgabe von 1°. der Ausfuhrsumme, die man an den 
Gouverneur entrichtete, häufig noch eine ähnliche „Verehrung“ 
an die Zolleinnehmer hinzugefügt wurde. '!) 


Volle Anerkennung ihrer Privilegien im einzelnen ist den 
Schweizer Kaufleuten seit der zweiten Hälfte des 16. Jahrhun- 
derts nie mehr, auch nicht auf kurze Frist, zu teil geworden. 
Aber schweren Jahren, die den Gedanken an ihren völligen Ver- 
lust nahe rückten, folgten doch wieder Zeiten, in denen man mit 
besserm Vertrauen in die Zukunft schauen konnte. Die letzten 
Regierungsjahre Heinrichs IV. waren für die Kaufleute so schwie- 
rige gewesen, dass die Folgen sich noch unter dem Nachfolger 
lange fühlbar machten. Seit 1615 indes hatte sich ihre Stellung 
gegenüber den Zollpächtern wieder gebessert. Die starke, ziel- 
bewusste Wirtschaftspolitik des Herrschers, die den „Fermiers“ 
unter Heinrich IV. zum festen Rückhalt gedient hatte, fehlte in 
den zwei Jahrzehnten, die seinem Tode folgten. 


Günstig für die Schweizer war vor allem, dass die wichtigsten 
Grenzzölle des Königreichs bis zum Jahre 1632 in unveränderter 
Form bezogen wurden. .Einige Binnenzölle, wie die Douane von 
Valence und die Douane von Lyon, gaben allerdings vorüber- 
gehend Anlass zu Beschwerden, aber den meisten dieser Streitig- 
keiten wussten sie durch Geldgeschenke an die Pächter die Spitze 
abzubrechen. Wo es etwa zu einem gerichtlichen Entscheid kam, 
wurde er bei den provinzialen Gerichtshöfen erlangt, und die 
Pächter selbst waren jetzt weniger darauf erpicht, ihre Prozesse 
vor dem Conseil anhängig zu machen, da sie dort nicht mehr 


!) Eine Willkürhandlung des Gouverneurs gab noch im gleichen Jahre 
1622 Anlass zu Klagen bei den Eidgenossen. Während eines Volksaufstandes 
in Lyon hatte Alincourt die schweizerischen Kaufleute entwaffnen lassen, wie 
es scheint, ohne dass ihr Verhalten die Massregel gerechtfertigt hätte. Natür- 
lich sandten diese sofort Bericht über die erlittene Unbill in die Heimat, worauf 
| Bartholomäus Zollikofer von St. Gallen und Stadtschreiber Dr. Ziegler von Schaff- 
hausen vom Vorort Zürich fünf „Intercessionsschreiben“ erlangten, durch die 
‚ der König, die regierende Königin Anna, die Königin-Mutter Maria von Medici, 
| der Gesandte Miron und der Gouverneur Alincourt angegangen wurden, dafür zu 
sorgen, dass sich ähnliche widerrechtliche Vorgänge nicht wiederholten. Ziegler 
und Zollikofer ritten miteinander nach Soloturn, um dort die obrigkeitlichen 
Schreiben dem französischen Gesandten zur weitern Spedition zu übergeben. 
= 86. CG: D. Tr. XIV, P. 12 und Z. D. 151. 
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die gleiche Unterstützung erwarten konnten, wie zu den Zeiten | 
Heinrichs IV. 

Eine gut gefüllte Kasse bewährte sich in diesen Jahren als 
die beste Waffe, mit der die Kaufleute ihre Privilegien erfolg- 
reich schützten. Es ist deshalb an der Zeit, uns über die Art 
und Weise, in welcher die zu diesem Zwecke erforderlichen Mittel 
aufgebracht wurden, Klarheit zu verschaffen. 

Wie früher erwähnt, war die allgemeine „Convention“ der 
schweizerischen Kaufleute vom Jahre 1608 schon zwei Jahre 
später wieder auseinander gefallen. ') Die einzelnen Gruppen, 
nicht mehr durch gemeinsame Organisation verbunden, vertei- 
digten die Privilegien aufs neue für sich oder auch gemein- 
schaftlich mit Kaufleuten anderer eidgenössischer Orte, wie es die 
Verhältnisse des Augenblicks gerade am günstigsten erscheinen 
liessen. Seit 1610 erlegten die St. Galler ihr „Ballengeld‘“ wieder 
in der Heimatstadt bei Abgang der Waren. Diese Steuer, die 
einst im 16. Jahrhundert nur 4 Kreuzer betragen hatte, war all- 
mählich auf 30 Kreuzer gestiegen. Im Juni 1619 beschlossen die 
gemeinen Kaufleute in St. Gallen, das „Ballengeld‘“ von jetzt an 
in Lyon selbst zu entrichten. Es sollten dort 30 Kreuzer oder 
15 Sols vom Warenballen erhoben werden, wobei zur Gesamt- 
summe jeweilen noch ein Zuschlag von 1!/s °/, ihres Betrages 
gerechnet wurde.”) Dieser Beschluss erhielt rückwirkende Kraft, 
so dass die Abgabe von allen seit der Weihnachtsmesse 1617 bis 
und mit Ostermesse 1619 (7 Messen) nach Lyon geführten Waren 
bezahlt werden musste. Neun St. Galler Häuser entrichteten im 
Sommer 1619 diesen Tribut zuhanden der Lyoner Ordinari- 
Kasse, die damals von Hans Fitlers Erben verwaltet wurde. Der 
Ordinari-Inhaber hatte das Ballengeld vom Tag der Einlage an 
zu 6°/o jährlich zu verzinsen.*) Schon im ersten Rechnungs- || 
jahr, 1619 bis 1620, wurde aus der Ordinari-Kasse an einige Zollein- 
nehmer und besonders an eines „Douaniers Frawen‘“ die ansehn- || 
liche Summe von 652 Livres „verehrt“. Jedenfalls erhoffte man || 
von der Dame eine günstige Beeinflussung ihres Gatten! Auch || 
die Schaffhauser und die Deutschen beteiligten sich an diesen | 
Geschenken mit zusammen 320 Livres, die sie an den Ordinari- || 


d 


> 
4 
€ 


) Siehe oben, p. 128. 
IAA el OS IMBENo HE 
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| Verwalter einzuzahlen hatten.!) Aber trotz dieser grossen Aus- 
i gabe, zu der neben den Kosten für die Briefpost noch eine ganze 
ff Reihe kleinerer kam,?) konnte das Rechnungsjahr sehr günstig 
N abgeschlossen werden. Im Sommer 1620 ging das Ordinari mit 
i einem Kassenbestand von 2825 Livres an Kaspar Schlumpf über, 
}der es nach Ablauf eines Jahres mit 2797 Livres an Georg Zolli- 
kofers Erben weitergab. Diese günstigen Kassenverhältnisse sind 
N jedenfalls Veranlassung, dass Ende 1621 das „Ballengeld‘“ für die 
# letzten 10 Messen nur im Betrage von 10 Sols und ohne den Zu- 
N schlag von 1!/, ”/; der Gesamtsumme erhoben wurde. Trotz neuer 
Hl bedeutender Ausgaben °) betrug der Kassabestand im August 

11622 4945 Livres. 

| Inzwischen hatte sich unter der deutschen und schweize- 
irischen Kaufmannschaft in Lyon doch wieder das Bedürfnis nach 
| einem allgemeinen festeren Zusammenschluss geltend gemacht. 
i Es scheint, dass die alte Institution der „nations“ in Verfall ge- 
j raten war seit dem massenhaften Wegzug der Italiener. Jeden- 
i falls bestand die ehemalige Repräsentationseinheit der deutschen 
| Nation nicht mehr. Nun griffen Deutsche und Schweizer in die 
} Vergangenheit zurück, um alte Formen hervorzuholen und neu 
| zu beleben. Auf einer gemeinsamen Zusammenkunft (1621) wurde 
| beschlossen, auf ,Hintersichbringen und Ratification der Eltern 
{ und Meyoren“ wieder einen Konsul für beide Nationen aufzu- 
| stellen.‘) und Daniel Herwart,‘) ein Glied der berühmten Augs- 


1) Z.D.185. Es zahlen: Heinrich und David Peyer . . . Livres 75 
Jeremias und Friedrich Peyer und 

JL ARDDEELUDET. Ya an en n 14:49 

Die , Teutschen insgemein“ . . . 200 

Livres 320 


| Die St. Galler allein gaben 332 Livres, es scheint also, dass ihr Warenhandel 
Ü jetzt bedeutender war, als der der Reichsstädte. 
| ?) Diekleinen Ausgaben sind fast ausschliesslich Trinkgelder für die Ordinari- 
Boten. 

®) 2. D. 186. Die Hauptausgaben im Rechnungsjahr 1621/22 waren: 
Zahlung von 1°/oo der Geldausfuhrsummen an die Zöllner 300 Livres; an Da- 
niel Herwart „verehrt“ für seine Mühe wegen den Pässen 418 Livres, Kosten für 
Freimachung konsignierter Gelder 575 Livres etc. 

19 DATE EXIV,.:P: 11: 

5) Daniel Herwart, 1574—1638, Vater von Bartholomäus Herwart, der 
in den französischen Staatsdienst trat und unter Ludwig XIV. Finanzintendant 
| und 1657 sogar Generalkontrolleur der Finanzen wurde (Ehrenberg Bd.1,p.264). 
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burger Handelsfamilie, von der sich ein Zweig dauernd in Lyon | 
niedergelassen hatte, ersucht, für die nächsten drei Monate das | 


Amt zu übernehmen. Der Konsul sollte von nun an wieder HI 


Deutsche und Schweizer vertreten, wenn es galt, mit der Obrig- 
keit zu verhandeln über Fragen, die beide Gruppen gleichmässig | 
betrafen, vorher aber sich mit einem oder zwei Deutschen und | 
ebenso viel Schweizern darüber beraten. Beim Empfang hoher 
Persönlichkeiten hatte er im Namen beider Nationen die An- 
sprache zu halten, wegen der Privilegien oder anderer Sachen 
bei Streitigkeiten mit den Zöllnern Ordnung zu schaffen, und 
wenn es zum Prozeß kommen sollte, mit Beizug von andern Kauf- | 
leuten die Angelegenheit weiter zu verfolgen, doch den Privilegien | 
beider Parteien — der Deutschen und Schweizer — „unnach- 
teilig“. Für die vereinigten Deutschen und Schweizer war die 
Bezeichnung „Nation Germanique“ vorgesehen. Von der Grün-| 
dung eines gemeinsamen Hülfsfonds wurde abgesehen, da man 
die Klippe fürchtete, an der das Unternehmen von 1608 ge- 
scheitert war. Wahrscheinlich sollten die Kosten der gemein- || 
samen Massnahmen jeweilen von den Kaufleuten, auf deren Ge- | 
such sie geschahen, getragen werden. 

Als Herwart nach Ablauf der drei Monate das mühsame | 
Ehrenamt wieder niederzulegen wünschte, baten ihn die ver- 
sammelten Kaufleute, in Anbetracht der unruhigen Zeiten!) und 
weil er beim Gouverneur in besonderer Gunst stehe, doch noch || 
so lange im Amt zu bleiben, bis sie sich aus der Heimat Instruk- 
tionen für ihr weiteres Verhalten geholt hätten. Herwart verstand 
sich dazu bis längstens zur Augustmesse. Die in Lyon residie- 
renden St. Galler aber waren der Ansicht, es sei ratsam, es für 
einmal auf ein Jahr mit dem gemeinsamen Konsulat zu ver- || 
suchen und schrieben in diesem Sinne an die gemeinen Kauf- || 
leute in der Heimat.) 

In St. Gallen stand man dem Gedanken eines Handinhand- 
gehens mit den Kaufleuten der Reichsstädte wenig sympathisch | 
gegenüber. Zwar ging die Weisung nach Lyon (Juli 1621), Her- 
wart nochmals zu bitten, sein Amt weiter zu führen; falls er 
aber, „wie man hofft“, darauf nicht eingehe, sollte man ihm im 


!) Der Friede zwischen der Krone und den Hugenotten wurde erst im 
Oktober 1622 geschlossen. | 
1 Seb Lr 4X IV Pal 
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Namen aller freundlich danken, auch für künftig um seine Hülfe 
und seinen Rat einkommen, wenn man dessen bedürfe, und „ihm 
eine verehrung thun, was die, so dieser zeit zu Lyon sind, ratsam 
finden, das er verdient habe.“ Das Konsulat aber soll wieder 
eingestellt sein.!) Auch die Schaffhauser erhielten von ihrer 
Obrigkeit Befehl, sich nicht „mit den herren kauffleuten uss dem 
Reich einzulassen.“ So fiel der ganze Plan in sich zusammen. 

Wieder standen die Kaufleute gruppenweise isoliert und nur 
durch den gemeinsamen Genuss der Privilegien verbunden den 
Pächtern gegenüber, ?) bis infolge der eidgenössischen Gesandt- 
schaft von 1622 eine neue Kontributionsvereinigung entstand. 
Zwar hiess es in den Weisungen, die damals von St. Gallen nach 
|Lyon gingen, man solle die Schaffhauser nur zu gemeinsamen Ab- 
machungen herbeiziehen, wenn es ihr ausdrücklicher Wunsch 
wäre.°) Dieser Fall scheint eingetreten zu sein, denn schon am 
13. April 1622 kam es zu einer Übereinkunft zwischen den in 
Lyon etablierten Schaffhauser und St. Galler Firmen, durch 
welche sich beide Parteien verpflichteten, vom 1. Mai 1622 an bis 
zu gänzlicher Deckung der Auslagen für die zwei der Gesandtschaft 
beigegebenen Vertreter der Kaufmannschaft, von jedem Ballen 
Ware eine Steuer von 20 Sols oder 1 Livre zu erlegen, und zwar 
an den Verwalter des St. Galler Ordinari, der die eingehenden 
Gelder nun zu 8°/ im Jahre zu verzinsen hatte, während ihm 
für etwaige Kapitalvorschüsse gleiche Zinsvergütung zugesichert 
blieb. ®) 


1) Z.D. 186. MB. No. 119. Im September 1621 erhält Daniel Herwart für 
seine Mühe wegen der Passeporte aus der Ordinari-Kasse 418 Livres. Jedenfalls 
hatte er sich als Konsul besonders um die Geldausfuhr bemüht. 

2) St. G. D. Tr. XIV, P. 11. Es gab 1621 in Lyon nur noch 4 deutsche 
Häuser, ferner 9 St. Galler Häuser: 1. Joachim, Laurenz und David Zollikofer. 
2. Joss Zollikofer’s Erben. 3. Georg Zollikofer’s Erben. 4. Heinrich Zollikofer 
zum Schäfli und Mitverwandte. 5. Christof Studer und Jakob Schlapritzi und Mit- 
verwandte. 6. Hans Fitler’s Erben. 7. Kaspar Schlumpf zur Sonne und Mit- 
verwandte. 8. Heinrich und Hans Anthony Zily und Mitverwandte. 9. Laurenz 
Schobinger, und 3 Schaffhauser Firmen: 1. Jeremias und Friedrich Peyer. 
2. Hans Ludwig und Hans Peyer. 3. Lorenz Peyer und Mitverwandte. 

Daneben werden erwähnt als etablierte Schweizer: Johann Heinrich Gruber 
von Zürich, die Clee und Hertner und Mathias Spon (Ausburger von Zürich). 

%) Siehe oben, p. 146. 

4) 2.D. 186, MB. No. 135. 2°/o Zins per Messe oder 8°/o per Jahr. 
Die Rechnungsführung für dieses gemeinsame „Ballengeld“ wurde vom Or- 


| 
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Am 13. März 1623 wurde diese Kontribution für 3 Messen 
zum erstenmal in Lyon entrichtet; aber schon jetzt kam es wieder | | 
zu Streitigkeiten mit den Schaffhausern, von denen nur die Firma | | 
Hans Ludwig und Hans Peyer anstandslos die Zahlung leistete.') | 
Besonders Lorenz Peyer weigerte sich ganz entschieden, seine | 
Ballenzahl anzugeben und die Kontribution zu zahlen. Er be- | 
hauptete, mit einem Geldgeschenk von 80 Gulden, das er dem Il 
Schaffhauser Ehrengesandten von 1622, Hans Konrad Peyer sel.,’) | 
gegeben hatte, genug getan zu haben. In St. Gallen war man |! 
entrüstet! Da gleichzeitig einige Differenzen wegen des Ordinari ji 
schwebten, so beschlossen die gemeinen Kaufleute, Gordian Zolli- |}‘ 
kofer zu mündlichen Verhandlungen nach Schaffhausen zu schicken. 

In der Ordinari- Angelegenheit wollten sie, um des lieben Friedens |. 
willen, nachgeben, hingegen drangen sie auf vertragsgemässe Ent- | 
richtung des „Ballengeldes“. Wie gereizt die Stimmung in St.Gallen || 
damals war, geht aus einer fast komischen Bestimmung von Zolli- | 
kofers Instruktion hervor. Er sollte sich zu Schaffhausen be- || 
schweren, dass die dortigen Kaufleute, „wann sie von hieigen | 
kauffleuthen schreiben, solche ‚Lyoner händler‘ qualificieren, als | 
wann wir nit den titul ‚Lyoner handelsleuth‘ zuo nennen würdig! 
weren,“ und verlangen, „dass sie sich solcher schimpflichen! 
schreiben sollen mässen und sovil ehr, als wir gegen innen thun, 
geben.“ Wenn man Zollikofer vorhalte, die St. Galler hätten noch 
nie Rechenschaft über die alte „Contributionstruckhe“ von 1608H 
abgelegt, so möge er sagen, dazu sei man jederzeit bereit. Lo 


renz Peyer kam den St. Gallern einen Schritt entgegen und er-} 


klärte, die Hälfte des „Ballengeldes“, das Hans Fitlers Erbenh 
entrichteten, zahlen zu wollen. Aber sein Anerbieten wurde er- | 











bittert zurückgewiesen. ’) 








| 
dinari getrennt gebucht. Die Inhaber der 3 Schaffhauser Firmen gehörten el 
der grossen Familie der „Peyer mit den Weggen“ an: 1. Hans Ludwig Peyerk 
1565—1623, mit Katharina Zollikofer von St. Gallen vermählt; Hans Peyer | 
hintern Fels 1569— 1624, Gerichtsherr zu Flach. 2. Jeremias Peyer 1587 —H 
1623, 1600 Seckelmeister; 1609 Zunftmeister; Friedrich Peyer 1595 —1624;|] 
in zweiter Ehe vermählt mit einer Schlumpfin von St.Gallen. 3. Lorenz Peyert 
1585 —1661 vermählt mit einer Zollikofer von St. Gallen; als Sohn Heinrichh 
Peyer’s war er jedenfalls der jetzige Inhaber der alten Firma David und Hein- 
rich Peyer. — Ruegger, p. 898. | 
Dern 186: | 

| 











?) Stadtschreiber; 1569 —1623. | 
$) St.G.D.Tr. XIV, P.18,Z.D.186. DieKontribution von Fitler’s Erben be | 
lief sich auf 384 Livres, die der Firma Hans Ludwig und Hans Peyer auf 297 Livres 


| 
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Da in Freundschaft kein anderer Entscheid zu erlangen war, 
brachten die St. Galler durch Junker Bartholomäus Studer und 
Stadtschreiber Melchior Guldin ihre Klage zuletzt vor den Schaff- 
hauser Rat, wo Stadtschreiber Dr. Johann Jakob Ziegler die 
Sache Lorenz Peyers führte. Das Urteil, das am 12. Juli 1623 
gefällt wurde, entschied, dass der Angeklagte die Hälfte der 
Kontribution der Firma Hans Ludwig und Hans Peyer zu ent- 
richten habe, unter Abzug der 80 Gulden Ehrengabe. Der Spruch 
konnte die St. Galler nicht befriedigen, da die Zahlung, die Lo- 
renz Peyer nun zu leisten hatte, noch geringer war als die 
Summe, die er kurz vorher freiwillig angeboten hatte. ') 


So wurde, nach nur einmaliger Zahlung, die Kontributions- 
vereinigung mit den Schaffhausern wieder aufgehoben. Die St.Galler 
hingegen entrichteten nach wie vor ihr „Ballengeld“ im Betrag 
von 1 Livre in die Lyoner Ordinari-Kasse, die zum starken Hülfs- 
fond für die Verteidigung der allgemeinen Interessen anwuchs.?) 
Aus ihr wurde seit 1621 auch ein jährlicher Beitrag an das 
Armenspital von Lyon übermittelt. °) 








1) St G. D. Tr, XIV, P. 18. 


2) Z.D. 186. Das Rechnungsjahr 1622/28 schloss mit einem Kassabestand 
von 3692 Livres, trotzdem auf Befehl der „Herren in St.Gallen“ an Geldge- 
schenken an den Sekretär des Gouverneurs und die Zolleinnehmer gegen 1000 
Livres ausgegeben worden waren. Bis zum Sommer 1628 stieg der Inhalt der 
Ordinari-Kasse sogar auf 6173 Livres. 


$) Im Frühsommer 1621, als die in Lyon etablierten St. Galler den ge- 
imeinen Kaufleuten in der Heimatstadt die Frage wegen Wiederherstellung des 
1Konsulats vorlegten, berichteten sie auch, dass man von ihnen ein Geschenk an das 
4Armenspital der Stadt fordere. Die Deutschen, die vier Häuser auf dem Platze be- 
sassen, hatten 3000 Livres gegeben. Die Schweizer in Lyon hatten ursprünglich 
den Plan, dem Spital einen kleinen „Corps de logis“ für circa 10,000 Livres er- 
fbauen zu lassen. Nun war aber nur noch ein grösseres Gebäude für 18,000 
ÄLivres nötig. So viel wollte man nicht ausgeben und machte den Vorschlag, für 
410,000 Livres ein gut rentierendes Haus in der Stadt zu kaufen und es „dem 
4Almosen zu verehren“. Die gemeinen Kaufleute in St. Gallen entschieden hierauf, 
idass 6000 Livres genügend seien. Sie sollten in Form des Ballengeldes erhoben 
iwerden. Doch hielt man es für empfehlenswert, das Stammkapital nicht in Grund- 
Übesitz anzulegen, sondern der Ordinari-Kasse einzuverleiben, mit der Bestimmung, 
dass es vom Verwalter der Kasse jährlich zu 5 °/o zu verzinsen sei. Die 300 Livres 
1Zins sollten dann jeweilen dem Spital ausbezahlt werden, solange es dem Dienste 
ider Armen gewidmet blieb. Falls es aber in ein Kloster verwandelt würde, 
{hatte die Zahlungspflicht zu erlöschen. Doch sollte dieser letzte Vorbehalt in 
igeschickter Form gemacht werden, ohne dabei „des klosters zu gedenkhen, daß 













Auch beim Scheitern aller Organisationspläne blieb den nach 
Lyon handelnden Schweizern doch das gemeinsame Interesse: 
an einer regelmässigen Postverbindung mit der Heimat, am soge-I 
nannten Ordinari. | 

Seit 1598 gab es zwei Konkurrenzunternehmen, welche den 
Postverkehr nach der Ostschweiz besorgten, nämlich das Schaff-4 
hauser und das St. Galler Ordinari.!) Beide wurden auch von 
den übrigen eidgenössischen und süddeutschen Kaufleuten ab- 
wechselnd benutzt. So scheint ein wöchentlicher Postverkehr nach 
Lyon in der Weise bestanden zu haben, dass die eine Woche da 
St. Galler, die andere das Schaffhauser Ordinari die Briefe spa 
dierte. Die Kaufleute von Zürich und Basel, die im Verkehr mit 
Lyon standen, benutzten in erster Linie das St. Galler Ordinari, da: 
gegen die Entrichtung eines bestimmten Jahresbeitrages der ein 
zelnen Häuser sich verpflichtete, die gesamte Korrespondenz den 
Kaufmannschaft beider Städte zu besorgen. Mit ähnlichen festen! 
Jahresbeiträgen traten auch andere schweizerische und deutsche 
Kaufleute dem St. Galler Ordinari bei. Wer nicht auf diese Weich 
Mitglied geworden war, musste für jede einzelne Briefsendun& 
das Porto an den jeweiligen Verwalter entrichten. Der Kern und: 
die eigentlichen Inhaber des St. Galler Ordinari waren die in Lyon 
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etablierten St. Galler Häuser. Unter ihnen allein wechselte die 
Ordinari-Verwaltung jährlich ab. ”) Neben dem eigenen benutzte | 
die St.Galler auch das Schaffhauser Ordinari, das ihre Briefek 
von Lyon bis nach Bülach brachte und dort die nach Frankreich} 
gehende Postin Empfang nahm. Natürlich spedierte das St. Galle | 
Ordinari die Briefe der Schaffhauser unter den gleichen Bedin 
gungen. Bis 1619 scheint der Postverkehr St. Gallen-Bülach ein 
Privatunternehmen der Firma Joachim Laurenz und David Zolli- 
kofer gewesen zu sein; dann übernahmen die Kaufleute auch! 
diese Strecke auf „gemeinen seckhel“. Der Ordinari-Verwalten! 

















Jahren die Zahlung an den Armenspital nie im Vollbetrag von 300 Livres aus 
der Ordinari-Kasse geleistet; man zahlte meist nur 220 Livres. Es ist wohl mög+] 
lich, dass die Schaffhauser für den Rest aufkamen. St. G. D. Tr. XIV, P. 144] 
MB.ENGUS OL ZED bts | 

1) Siehe oben, p. 99. — Der eigentliche $itz des st. gallischen Lyoner 
Ordinari war immer in St. Gallen; der Ordinari-Verwalter in Lyon hatte nun] 
für die Spedition und Bezahlung der nach der Heimat gehenden Post zu sorgen 

Dole, LR Go Ta 
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ifhatte die Briefe, die dem Schaffhauser Boten übergeben wurden, 
Iktets genau abzuwiegen und sorgfältig einzupacken, da man sich 
Iegenseitig verpflichtete, für das „lot“ des Briefgewichts von 
Lyon bis Bülach 6 Kreuzer zu bezahlen in der Weise, dass die 
WiPortobeträge jeweilen am Jahresende gegen einander auszuglei- 
Ichen waren.') Doch kam es schon im Jahre 1623 zu Streitigkeiten 
über diese Abmachungen, da die Schaffhauser den St. Gallern ein 
iihöheres Briefgewicht nachrechneten, als diese selbst zugaben. 
Gordian Zollikofer hatte, als er im April des Jahres nach Schaff- 
hausen ritt, auch über diesen Punkt zu klagen, obwohl sich die 
St. Galler für einmal zur Zahlung bereit erklärten.?) 


Erst im Oktober 1629 wurde in Lyon ein Vertrag zwischen 
den Inhabern der zwei ÖOrdinari geschlossen, der den beid- 
IBeitigen Mitgliedern weitgehende Erleichterung gewährte.?) Wer 
fin einem Ordinari war, durfte von nun an auch dem andern 
Whährlich für ein bestimmtes Gewicht Briefe übergeben. Nur was 
über das Freigewicht hinaus spediert wurde, kam am Jahresende 
fkur gegenseitigen Abrechnung. Briefe bis nach Genf wurden 
Sbhne weiteres für alle Mitglieder beider Ordinari besorgt, ohne 
Min Berechnung zu kommen. Ferner erhöhte man die Summe, welche 
IHie Zürcher Kaufleute *) bis jetzt jährlich an das St. Galler Ordinari 
| Re 
1) Z.D.150, MB. No. 115. Bericht, das St. Galler Ordinari betreffend, vom 
MW. Juni 1619. 


2) Siehe oben, p. 154. 


3) Z.D. 151. Das Schaffhauser Ordinari wird hier auch das Ordinari für 
Teutschland und etliche Reichsstädt“ genannt. 1629 führte es der Augs- 
burger Daniel Herwart. Das St. Galler Ordinari lag in den Händen des Hauses 
fhristof Studer (älter), Bartholomäus Tobias Studer und Öhristof Gmünder. 


4) Z.D. 151, 152. Im Jahre 1624 waren folgende Zürcher Kaufleute im 
Ikt. Galler Ordinarı: 1. Heinrich Werdmüller. 2. Rudolf Werdmüllers Erben. 
PB. Cornelius Thoma. 4. David Werdmüller und Jakob Fuessli. 5. Konrad 
Locher. 6. Ludwig Orell und Gebrüder. 7. Leonhard Holzhalb. 8. Heinrich 
MHolzhalb. 9. Sebastian und Kaspar Kitt. 10. Johaun Anton Pestalozza Erben. 
ill. Hans Ulrich Hottinger und Gebrüder. 12. Hans Jakob und Salomon Hirzel. 
#13. Hans Jakob Löw. 14. Hans Jakob Werdmüller. 15. Christof Werdmülier. 
E16. Hans Balthasar Werdmüller. 17.HansKasparund KonradEscher. 18. Heinrich 

Pe 19. AndreasMayer. 20.GeorgPebia. 21. HansJakob Bürkli. 22. Hein- 
"ich Arter. 23. Rudolf Hartmann. 24. Kaspar Hirten Erben. 25. KasparHess. Von 
#lliesen benützten aber einige das Ordinarinurzweibisdreimalim Jahr. Die Zürcher 
J Studentenbriefe, die spediert wurden, hatten Porto zu bezahlen. Die Pauschal- 
ne, welche die Zürcher zahlten, betrug 100 Thaler jährlich. Von Basler 
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gezahlt hatten und verteilte sie zu gleichen Teilen zwischen] 
beide Postunternehmen, wogegen sich die Verwalter des „teut-i 
schen und Schaffhauser Ordinary‘ bereit erklärten, die Briefeill 
der Zürcher Kaufmannschaft ohne Gewichtseinschränkung z 
spedieren. So waren von nun an die Zürcher Mitglieder beiden 
Ordinari. 

Viel bestimmter als diese gemeineidgenössischen Abmach- 
ungen lauteten die „Conventionen‘, welche die St. Galler Kauf- 
leute unter sich allein trafen. Hier haftete jeder Kontrahent mi 
seiner Unterschrift, und die Bussen, die den Säumigen trafen, 
waren nicht unbeträchtlich. Zahlreich sind die „Accorde“ üben 
die Warenpreise, über Wechsel- und Geldkurse, über den „Es- 
compte, so man machen dörff“ für die guten Zahler, die ihre 
Ausstände vor dem Ablauf der gewährten Frist von 2 Monaten 
begleichen u.s.w. Diese Abmachungen werden periodisch er- 
neuert und der allgemeinen Lage des Marktes angepasst. | 

Einen Anlass, ihre unbedingte Solidarität durch die Tat zu 
beweisen, gab den St. Gallern die Pest, die im Jahre 1628 in 
Lyon wütete und deren Schrecken durch Religionsschwierig- 
keiten verschärft wurden, welche die erregte Bevölkerung de 


die andern, ungeachtet der Gefahr, beizuspringen und Unter 
stützung zu gewähren,') und es war keine unnötige Vorsichts-Hi 


Zollikofer’schen Handelsgesellschaften beteiligt war, Joachim Zolli 
kofer, Junker Gordians Sohn, Hans Kaspar Krom und ein Knecht 
Jörle Egger, werden uns als Opfer der leidigen Pest genannt.? 








Huber, Michel Angelo, Mathias Müller, Hans Rudolf Fäsch, Hans Arnault, Ma-+J 
thias Wohnlich etc. 

SIDE TIP: U ZB 

?) Götzinger, p. 13. 

3) Alphonse Louis du Plessis de Richelieu, Kardinal-Erzbischof von Lyon] 
1629—1658. | 
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|such der evangelischen Kirche vor der Stadt, zu Oullin, unter 
|Berufung auf das Edikt von Nantes plötzlich nicht mehr ge- 
statten wollte. Sie hatte zum Bau dieses Gotteshauses, in dem 
{die Taufen, die Hochzeiten und Totenfeiern der eidgenössischen 
IKaufleute abgehalten wurden, in erheblichem Masse beigesteuert 
‚und bildete einen nicht unbeträchtlichen Teil seiner kleinen Ge- 
|meinde. 

| Nun beriefen sich die Kaufleute gegen das Verbot des Erz- 
{bischofs darauf, dass Heinrich IV. selbst den Reformierten der 
[Stadt den Besitz der Kirche bestätigt habe, und baten die Eid- 
genossen von Zürich, Bern, Basel und Schaffhausen um Inter- 
{vention. Wirklich gingen im Juli des Jahres Briefe der vier 
jevangelischen Orte an den Gouverneur Alincourt und den ausser- 
ordentlichen Gesandten Frankreichs, Marschall von Bassompierre, 
jab, und scheint der Besuch der Kirche von Oullin durch diese 
Fürsprache wieder ermöglicht worden zu sein.) 


Die gemeinsamen Interessen der „Kaufleute, so gen Lyon 
handlend“, führten auch zu intimeren Banden, welche besonders 
die in Lyon etablierten Häuser bald in engste Familienbeziehungen 
zu einander brachten. Sehr häufig finden wir in den Geschäfts- 
briefen die Anrede: „Günstiger lieber Herr und Schwager“. Hans 
Ludwig Peyer und Lorenz Peyer von Schaffhausen waren mit 
Zollikoferinnen vermählt, Friedrich Peyer mit einer Schlumpfin. 
Auch heirateten Töchter aus der Familie Peyer nach St. Gallen. 
Zahlreicher noch sind die Eheverbindungen, die zwischen Ange- 
hörigen der Familien Zollikofer, Zily, Schlumpf, Hochreutiner, 
Schlapritzi, Scherer, Rothmund, Studer u. s. w. zu stande kamen.?) 


Ueber die wirtschaftliche Bedeutung des damaligen schwei- 
zerischen Handelsverkehrs mit Lyon lassen sich nur schwer 
zahlenmässige Angaben machen. Immerhin verdanken wir den 
St. Galler Kaufleuten, die sich in den Jahren 1617—1627 einer 
regelmässigen und ununterbrochenen Entrichtung des „Ballen- 
seldes“ in Lyon unterzogen haben,’) die Möglichkeit, wenigstens 


eine annähernde Vorstellung davon zu gewinnen. 
| 





227.1). [02, 
?) Götzinger, p. 20. Ruegger, p. 893. 
02:,D1.1855.186; 
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Von der Aller Heiligenmesse ') 1617 bis zur Augustmesse 1627, 
also in rund 40 Messen, ?) brachten die St. Galler folgende Ballen- 
zahl auf den Markt von Lyon: 
Heiligmess 1617 bisu. mit Ostermess 1619 (7 Messen) 4236 Ballen | 
Augustmess 1619 „ „ , Heiligmess 1621(10Messen) 7303 „ … 
Königsmess1622°),, „ „ Königsmess 1623 (50d.3M.) 2978 „, 
Ostermess 1623 „ „ „ Königsmess 1625 (8 Messen) 5843 ,, 
Ostermess 1625 „ „ „ Augustmess 1625 (2 Messen) 1328  ,, 
Heiligmess 1625 „ ,„ ,„ Ostermess 1626 (3 Messen) 2120 „, 
Augustmess 1626 „ „ ,„ Königsmess 1627 (3 Messen) 3126 „, 
Östermess 1627 „ „ ,„ Augustmess 1627 (2 Messen) 2134 „ 


Total in 10 Jahren oder 40 Messen 29,068 Ballen! 
Dass es sich bei dem St. Galler Import ausschliesslich um! 


Durchschnittswert eines solchen Warenballens betrug mindestens 
100 Sonnenkronen.*) Wenn wir nun, wie dies in den Rechnungs- 
büchern der Schweizer geschieht, die Sonnenkrone (Ecu d’or sol)| 
gleich 3 Livres setzen, so ergibt sich für dieselbe ein heutiger 
Verkehrswert von ungefähr 18 Franken.’) Wir gelangen also zu 
folgendem Bild über den St. Galler Import auf den Messen von 
Lyon: 


if 


1 Die Aller Heiïligen- oder Heïligmess wird oft auch Weihnachtsmesse 
genannt. 

2) Wahrscheinlich sind es nur 38 Messen, für die wir genaue Angaben 
haben, weil, wie es scheint, für die zwei ersten Messen des Jahres 1622 kein | 
Ballengeld bezahlt wurde. Da sich aber dieser Unterbruch nur aus Wahrscheinlich- | 
keitsgründen ergibt und sich nicht beweisen lässt, so schlage ich zur Berechnung 
die Zahl der Messen doch auf 40 an. Wenn wirklich zwei Messen zu wenig be- 
rechnet sind, so wäre die Gesamtballenzahl um 1500 — 2000 Ballen zu erhöhen. 

®) Wahrscheinlich nur von der Augustmesse 1622 bis und mit der Drei-H 
königsmess 1623. || 

#) St. G. D. Tr. XIV, P. 12. Instruktion für die Gesandtschaft von 1622: 
Hier wird um Erlaubnis eines Geldexportes von 100 Sonnenkronen per Waren- 
ballen gebeten, obwohl der Wert eines solchen im Durchschnitt wesentlich höher 
sei. 
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5) Nach Avenel, Bd. II, p. 178, ist der Verkehrswert eines Livre unterh 
Louis XIII, im Durchschnitt 6 Fr. (nach Levasseur Bd. II, p. 397 wäre er etwafl 
Fr. 5.20). In den Rechnungsbüchern der Schweizer wird eine Sonnenkronek 
am Anfang des 17. Jahrhunderts gleich 3 Livres angenommen. Etwas a 
stieg der Wert des Goldes im Verhältnis zum Silber, so dass z. B. die St. 
Galler im März 1634 die Sonnenkrone (écu d’or sol) mit 4 Livres 9 Schilling} 
verrechneten. Wir haben das Livre zu 6 Fr., die Sonnenkrone zu 18 Fr. angesetzt.}l 
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Il Von 1617 bis 1627: 
Gesamteinfuhr von 40 Messen: 
29,068 Ballen im Wert von 2,906,800 Sonnenkronen —= 8,720,400 
Livres tournois. 
Mittlere Jahreseinfuhr : 
12907 Ballen im Wert von 290,680 Sonnenkronen — 872,040 Livres 
tournois. 
Mittlere Messeinfuhr: 


726 Ballen im Wert von 72,670 Sonnenkronen — 218,010 Livres 
tournois. 


In heutigen Verkehrswert übersetzt: 
iGesamteinfuhr von 40 Messen — 8,720,400 Livres tournois — 
MU Fr. 52,322,400. 

Mittlere Jahreseinfuhr = 872,040 Livres tournois — Fr. 5,232,240.— 
1Mittlere Messeinfuhr = 218,010 „ L — : „ 1,308,060.— 





I Diese Zahlen sind jedenfalls eher zu niedrig als zu hoch 
üigegriffen. Einmal fehlt in der Berechnung wahrscheinlich die 
iBallenzahl von zwei Messen, dann steht nach zeitgenössischer 
#1 Aussage der angenommene Durchschnittswert von 100 Sonnen- 
Mkronen unter dem wirklichen Werte der Waren und ferner ist in 
M Betracht zu ziehen, dass die Angabe der Ballenzahl zu Steuer- 
Mzwecken geschah, so dass sicherlich niemals zu grosse Posten 
Hin Berechnung kamen. 


Wenn man nun annimmt, dass die st. gallische Einfuhr die 
ÜlHälfte des gesamten Schweizer Imports repräsentierte,!) so er- 
Ügibt sich doch ein recht bedeutendes Resultat.?) Ein Handel mit 
Frankreich, den wir zwischen 1617 und 1627 auf mindestens 


Ei 






| 1) Die Zürcher und Schaffhauser behaupteten dies mehrmals, allerdings 
in früheren Jahren (1602-—1604). Es ist indes möglich, dass sich das Ver- 
hältnis inzwischen verschoben hatte, da die Refugianten-Industrien in Zürich 
Aund Basel einen starken Aufschwung genommen hatten und der Export dieser 
Städte gewachsen war, 


?) Dabei muss man noch in Betracht ziehen, dass das Rohmaterial der 
wichtigen Leinwandindustrie im Inland gewonnen wurde (äbtische Landschaft, 
'Turgau, Rheintal), während z. B. heute die st. gallische Baumwollindustrie 


ihren Rohstoff importieren muss. 
St. Galler Mittlgn. z. vaterländ. Gesch. XXXTII. ja 
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10,000,000 Franken jährlich veranschlagen dürfen, spielte eine 
wichtige Rolle im eidgenössischen Wirtschaftsleben.') 

Der Export Lyons nach der Schweiz war weit geringer und 
lag in den Händen der eidgenössischen Kaufleute. Er stieg im|| 
sanzen 17. Jahrhundert nie über 1,000,000 Livres im Jahr und 
betrug zu der Zeit, die hier in Betracht kommt, jedenfalls noch 
viel weniger. 

Bei Berücksichtigung dieser Verhältnisse begreift man den 
Widerwillen, mit dem die Franzosen einer Anerkennung der 
Schweizer Privilegien gegenüberstanden. Die Handelsbilanz, die 
sich für sie ergab, war die denkbar ungünstigste, besonders da|| 
sich der Export nach der Schweiz in der Hauptsache auf ÖL 
Farbstoffe, Safran und Weine beschränkte und nur wenige In-|| 
dustrieprodukte in Betracht kamen, der Import der Schweiz nach 
Frankreich dagegen ganz vorherrschend aus Gewerbeprodukten, || 
wie Leinwand und Seidengeweben, bestand. Es ist daher sehr wohl | 
zu begreifen, wenn die Angriffe auf die Privilegien immer hef-| 
tiger wurden, je mehr die Ideen des Merkantilismus an Kraft, 
gewannen und das Bestreben zunahm, dem Lande eine „eünstige | 
Handelsbilanz“ zu sichern. | 





') Nach Lambert d’Herbigny: M&moires sur le Gouvernement de Lyon, 1698 || 
(publiziert in der Revue d’histoire de Lyon 1902), dessen Ausführungen ieh aber ' 
nur aus der Arbeit Rillieux’ kenne, betrug in der Regierungszeit Ludwigs XIV. || 
der jährliche Käse-Import aus der Schweiz 600,000 Livres, der Leinwand-Import || 
1,500,000 Livres. Dann sollen in den letzten Jahren des 17. Jahrhunderts die || 
Schweizer jährlich für eine Million Pferde (!) importiert haben. Von einem |} 
Pferde-Import aber ist, soweit ich die Akten kenne (bis 1635), in den Lyoner 
Papieren nie die Rede. | 
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Die Douanen von Lyon und von Valence und die 
| ,Reappréciation". 
Die Standesgesandtschaft von 1634. 


Seit 1630 treten die Streitigkeiten mit den Zollpächtern, die 
sur Zeit Heinrichs IV. zu so vielen Prozessen vor dem Conseil 
Anlass gegeben hatten, wieder in den Vordergrund. Da Richelieus 
innere und äussere Politik ungeheure Anforderungen an die fi- 
ıanziellen Kräfte Frankreichs stellte, suchte man in erster Linie 
lie indirekten Abgaben nach Möglichkeit zu steigern. Die Pacht- 
fummen aller Zölle und Verkaufsauflagen wuchsen bei jeder 
Pachterneuerung, und wenn zwischen 1600 und 1638 auch keine 
‚euen Grenzzölle geschaffen wurden, so gelang es doch, durch 
Revision der Tarife und andere geschickte Massnahmen den Er- 
Irag der alten Zölle auf das Doppelte und Dreifache zu bringen. 
Der Pachtschilling der cinque grosses fermes, der 1611 nur 995,000 
Livres betragen hatte, wuchs bis zum Jahre 1634 auf 2,600,000 
Livres an.!) Die Generalpächter der verschiedenen Auflagen 
lessen sich meist von Unterpächtern die an den Fiskus gezahlten 
lummen mit einem schönen Aufgeld zurückerstatten, und die 
| nterpächter ihrerseits hielten sich an den Steuerzahlern schadlos. 
| Auch die Schweizer blieben nicht unberührt von den Wir- 
‚ungen des neuen Regiments. Es waren die Douanen von Lyon 
md Valence, die für sie in erster Linie in Betracht kamen und 
| ie im Mittelpunkt der Kämpfe der nächsten Jahre stehen. Darum 
ist es wohl angezeigt, die Entwicklung dieser beiden Douanen, 
nit denen die Kaufleute in früheren Zeiten schon hie und da 
h Konflikt geraten waren, hier kurz im Zusammenhang darzu- 


— —— 





| 
| 








Wir erinnern daran, dass die Douane von Lyon 1540 mit 
inem Einfuhrzoll von 5°/, auf Seidenwaren, Gold- und Silberstoffe 


| 
| 
| 
| 


1) Avenel, Bd. IT, p. 278. 
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ihren Ursprung genommen hatte und 1544 auf alle nach Lyon kom--| 
menden und von dort ausgeführten fremden und französischenil 
Waren ausgedehnt worden war, welche gleichmässig 2,5 °, vomi} 
Werte zahlen mussten. Später (1570) stieg die Abgabe für fremde 
Waren auf 5 °/o, und seit 1585 wurden auch alle Güter, die das; 
Rhonetal nur transitweise von Nord nach Süd oder Süd nachr 
Nord durchzogen, dem Zoll der Douane von Lyon unterworfen; ') 
für den Import aus gewissen Gegenden war diese Stadt die ein 
zige erlaubte Eingangspforte. Insofern schätzten die Bürger Lyons# 
ihre Douane, welche den Doppelcharakter eines allgemeinen 
Grenz- und eines Binnenzolles vereinigte und den Handel gleich- 
sam in die Stadt zwang, mit Recht als eine wünschenswerte Ein 
richtung. Aber sie war eine Danaergabe, die im Verein mit der 
Douane von Valence die blühende Handelsstadt vernichten sollte. 
Nicht nur dass die Zollfreiheit der Messen, die Lyon zu seinenıl, 
Grösse verholfen hatte, durch die Anforderungen der neuen Dou 
ane empfindlich gestört wurde, weil die nicht ausdrücklich te 
vilegierten die Auflagen auch während der Messe zu zahlen 
hatten, sondern seit 1602 begann der Pächter der Douane soga | 
in aller Stille Zollstätten ausserhalb der Stadt aufzurichten, u | 
die Strassen leichter überwachen und dem blühenden Schmuggel | 
besser steuern zu können.?) Von Chalons s. Saône bis nach Avignon! 
im ganzen Südosten Frankreichs, erstanden nun „Bureaux“ de | 





























Gebühren entrichtet werden konnten, so dass sich die Fracht 
führer nicht mehr gezwungen sahen, die Stadt zu berühren. Diese 
Neuerung war entschieden günstig für den allgemeinen Verkehr!| 
aber in Lyon erregte sie einen Sturm der Entrüstung. 

Die Stadt wandte sich daher mit einer Klage an den Conseill 
in Paris, und die ‚Schweizer, die Florentiner und andere fremdg 


1) Siehe oben, p. 85, 87, 62, 70 ff. 

?) Die Bezeichnung „Douane de Lyon“ verlor auf diese Weise ihre lokal 
Bedeutung und wurde zum Sammelbegriff für alle Abgaben, die in dem so get 
heissenen Pachtvertrag vereinigt waren, aber in einer grossen Anzahl veri 
schiedener Zollstätten erhoben wurden. 

*) Auch die Kaufleute der Reichsstädte waren der Douane von Lyon nichl] 
unterworfen. 
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{Andere Zollpächter damit belästigt, so auch bei Anlass der Er- 
HFichtung der sogenannten „Bureaux obliques“, wie die erbitterten 
yoner die ausserhalb der Stadt liegenden Zollstätten nannten. 


Nach langjährigen Verhandlungen zwischen der Stadt Lyon 
Ilınd dem Conseil entschied dieser 1612, dass „alles beim alten“ 
Hleiben solle.!) Die beliebte Formel erwies sich aber auch hier als 
inachtlos; denn der Pächter kehrte sich nicht daran und fuhr fort, 
ach seinem Gutfinden neue Zollstätten der Douane von Lyon 
iin der Champagne, in Burgund, ja sogar in der Picardie zu er- 
ichten.’) Nur die Seide blieb noch der alten Verpflichtung unter- 
worfen, den Zoll in Lyon selbst zu zahlen. | 














Unter Ludwig XIII. war die Pacht der Douane von Lyon 
| it derjenigen der cinque grosses fermes vereinigt worden. ?) 
Inhaber dieser Generalpacht, die meist nur für einen kurzen Zeit- 
jaum von wenigen Jahren vergeben wurde, war vom 30. März 
11633 bis Dezember 1642 Noel de Pars.*) Für die Zollstreitigkeiten, 

Hie der Douane erwuchsen, bestand schon seit 1563 in Lyon ein 
| esonderes Tribunal,’) gegen dessen Spruch an den Conseil appel- 
Hiert werden konnte. | 


Û 
| 
| 


| Die ganze Entwicklung dieser Douane von Lyon, die ihren 
rsprung einst einer schutzzöllnerischen Anwandlung Franz I. 
verdankte, war durch rein fiskalische Rücksichten bedingt. Ihre 


1 ‘) Charléty IX, p. 493. 

u ?) Bis zu Ende des 17. Jahrhunderts gab es 167 Bureaux der Douane 
Eiron Lyon. Charlety IL, p. 487 ff. 

ll 5) Nur für die aus der Stadt Lyon selbst nach dem Ausland exportierten 
re aren musste man die alten Ausfuhrzölle der Haut-Passage, Reve und Im- 
Bhosition foraine auf dem Stadthaus zahlen und nicht an den Generalpächter. 
EiWie erwähnt (siehe oben, p. 58), hatte die Stadt das Recht auf die alten Zölle 
Üleit 1555 an sich gebracht; sie entrichtete dafür jährlich 2500 Livres, seit 1581 
| ‘nach der ersten Réappréciation, siehe p. 68) 3500 Livres, an den Fiskus. Auch 
{ hach der Zollreform und Organisation der Generalpacht der cinque grosses fermes 
vurde der Stadt Lyon das Privileg dieses Zollbezuges gelassen. 

4) Francheville, p. 88. Seine letzten Vorgänger waren gewesen: Jean de- 
la Grange, vom 14. August 1632 bis 3. Februar 1633, wo ihm Andre de la 
Eifosse folgte, von dem die Pacht schon nach 2 Monaten an de Pars überging. 
| 5 Charléty IL, p. 506. Das Tribunal bestand aus den Trésoriers de France, 

fem Sénéchal (oberster Gerichtsbeamter) von Lyon und seinem Stellvertreter, 
em Maitre des ports und seinem Stellvertreter (lieutenant). Diese „Juges es- 
Wiablys par le Roy pour le faict des Doannes à Lyon“ hatten später manchen Streit- 
all zwischen Kaufleuten und Zolleinnehmern zu entscheiden. (Z.D. 151 und ff.) 








ma 
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Einrichtungen schlugen den merkantilistischen Anschauungen ge-' 
radezu ins Gesicht, da nicht nur einheimische und fremde Güter: 
gleichmässig den Zoll zu leisten hatten, der sich auf Ein- und! 
Ausfuhr und Transit erstreckte, sondern sogar ein Vorrecht für! 
Waren des Auslandes bestand, sofern sie von privilegierten Kauf-: 
leuten der Schweiz oder der Reichsstädte geführt wurden! 


Auch die Douane von Valence hatte sich aus harmlosen! 
Anfängen zu einem nicht minder gefährlichen Hemmnis für Handel! 
und Verkehr von Südostfrankreich ausgebildet. Sie war im Jahre 
1595 als „Douane de Vienne“ geschaffen worden. Anfänglich 
ein einfacher Transitzoll für Waren, die durch das Rhonetal Bert 

| 





führt wurden, sollte sie nur erhoben werden, bis sie dem Gou- 
verneur von Vienne eine Summe von 20,000 Kronen eingebracht 
hätte,') und da man die Auflage nur als vorübergehend betrachtete, 
fand sie im allgemeinen wenig Widerstand, obwohl auch für sie 
die Messfreiheit von Lyon nicht galt. 












| 
| 
| 





In der Tat ging die Douane von Vienne 1611 ein; aber 
10 Jahre später wurde sie vom Gouverneur des Dauphiné, Les 
diguières, plôtzlich als Douane von Valence neu aufgerichtail 
und ihre Taxe verdoppelt. Sie betrug nun, ähnlich wie dien 
Douane von Lyon, 5°/o vom Werte aller Waren, die von Nordi 








| 
nach Süd oder umgekehrt transitierten. Gleichzeitig lastete sel 
auf allen fremden und französischen Gütern, die nach dem Dau- 
phine gebracht oder von dort exportiert wurden. Nun machtetl| 
sich eine energische Opposition geltend. Von allen Seiten liefen | 
Proteste ein, und Lyon stand an der Spitze der Klagenden. Wieë 
der Pächter der Douane von Lyon, richtete auch derjenige von 
Valence in weitem Umkreise Zollstätten auf und war dreist ge 
nug, ein Bureau sogar in die Stadt Lyon selbst zu verlegen.| 
Da kam es aber zu einem bewaffneten Volksauflauf,?) der ihn zul 
schleunigem Rückzug nötigte. Immer neue Deputationen gingen 
an den Hof ab, um die völlige Aufhebung der Douane von Valenc ei) 
zu betreiben, bis sie endlich im Mai 1624 erlangt wurde. Das 


















1) Charléty II, p. 495 ff. Siehe oben, p. 84, Anmerkung 2. 


°) Vielleicht stand die Entwaffnung der Schweizer Kaufleute durch den! 
Gouverneur Alincourt (Herbst 1622) im Zusammenhang mit diesen Vorgängen|| 
Siehe oben, p. 149, Anmerkung 1. 
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| Dauphiné und die Stadt Lyon hatten sogar in eine Erhöhung 
| der Salzsteuer gewilligt, um zu diesem Ziele zu gelangen. 


Doch war die Freude von kurzer Dauer. Schon im April 
11626 stellte eine königliche Verfügung die Douane von Valence 
iplötzlich wieder her. Sie wurde nun um die Summe vor 40,000 
{Livres in Pacht gegeben, und zwar ohne dass die Erhöhung der 
| Salzsteuer aufgehoben worden wäre. Neue Zollstätten erwuchsen 
im Gebiete des ganzen Rhonetales, so dass sich Lyon bald auf 
lallen Seiten durch die Zollinie blockiert sah. — Ursprünglich nur 
| für Waren, welche das Dauphing passierten, berechnet, musste 
| diese Abgabe alsbald von allen Gütern bezahlt werden, die das 
Rhonetal überhaupt berührten, wobei die Angestellten des Päch- 
Iters eine erbitterte Jagd auf die Fuhrleute eröffneten. In Lyon 
Imachte sich ein starker Rückgang des Messbesuches sofort be- 
merkbar. Aber diesmal blieben alle Klagen der Stadt und des 
1 Dauphine erfolglos. Statt an eine Aufhebung des Zolles zu den- 
ken, steigerte die Regierung die Pachtsumme bis zum Jahre 1629 
auf 210,000 Livres.!) | 


Die Douane von Valence hatte ihre eigenen Tarife, die wieder- 
holt neu berechnet und erhöht wurden.?) Was aber diesen Zoll 
für Lyon besonders verderblich machte, war der Umstand, dass 
er nicht nur dem Handel Fesseln anlegte, sondern auch die In- 
dustrie lähmte. Seidenwaren, die auf dem Veredlungsweg aus 
der Stadt etwa nach den Landschaften Gex oder Bugey gingen, 
um die billigere Arbeitskraft der dortigen Bevölkerung in An- 
spruch zu nehmen, hatten die Douane von Valence oft doppelt 
und dreifach zu bezahlen, wodurch die Produktion nicht unwesent- 
‚lich verteuert wurde. ’) 








Im allgemeinen erhob das Doppeldouanen-System von Lyon 
'und Valence Anspruch auf 10—15 ?Jo vom Werte aller Waren, 
die in Lyon auf den Markt kamen. 


1) Avenel Bd. IT, p.255 Note. Charléty IT, p. 497. Der Pächter der Douane 
| von Valence hatte gleichzeitig die Pacht der Gabelle (Salzsteuer) von Languedoc, 
| Dauphiné und Provence inne. 
| 2?) Von 1595—1659 hatte die Douane von Valence 7 Tarife. 1661 wurde 
sie mit den cinque grosses fermes vereinigt. 

3) St.G.D. Tr. XV, P. 16. „Tres-humble remonstrance au Roy de la part 
des Prevost des marchans et Echevins de la ville de Lyon.* 
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Die Schweizer waren wiederholt schon mit der alten Douane 


von Vienne und später mit der Douane von Valence!) in Kon- 
flikt geraten.?) Immerhin gelang es ihnen, ihre Privilegien auch 
hier zur Geltung zu bringen, besonders nach deren Neubestätigung 
im Mai 1622. 

Die starke Steigerung des Pachtzinses jedoch, die für die 
Douane von Valence zwischen 1626—1629 eintrat, musste natur- 
gemäss die Zollbefreiung Fremder in den Augen der Zollpächter 
und der einheimischen Kaufleute doppelt widerwärtig und wider- 
sinnig erscheinen lassen und die allgemeine Missgunst gegen die 
Bevorzugten immer mehr reizen. ’°) | 

Im Jahre 1630 eröffnete daher Charles Ferron, der für den 
nominellen Generalpächter Theophil Berthuin die Douane von 
Valence ausbeutete, den Angriff auf die bevorzugte Stellung der 
schweizerischen Kaufleute. Er verlangte die Bezahlung des Zolles 
für Export-, Import- und Transitwaren. Die Schweizer verwei- 


gerten sie; Konfiskation der Güter war die Antwort des Pächters. 
Der Kampf verschärfte sich immer mehr und die Kaufleute fanden 


es ratsam, Männer aus ihrer Mitte mit Generalvollmacht auszu- 
statten, um ihre Ansprüche zu wahren, wo und wann es die Not 
erheischte. Im Oktober und November 1630 wurden drei solcher 


1) Die Douane von Valence kam auch für die nach Marseille und von dort 
nach Westindien gehenden Transitgüter der St. Galler und Zürcher in Betracht: 

2) Z.D.151, MB. No. 142— 144. Im Februar 1622, kurz nach der ersten 
Wiederherstellung der Douane von Valence, war an der Zollstätte zu Anthon 
eine Warensendung deutscher und eidgenössischer Kaufleute angehalten worden. 
Benedikt Zollikofer wurde damals auf Kosten des ,Contributionsseckels“ nach 
Valence gesandt, um von Lesdiguieres einen Befehl zur Befreiung der Waren 
zu erwirken. | 

9) Z.D. 147, No.17, und Z.D. 151. Vielleicht steht ein Streit der Jahre 
1626 bis 27 wegen zu Öerdon beschlagnahmter Waren Hans Andreas Peyers von 
Schaffhausen und einer Sendung Käse des Jakob Bastard von Freiburg eben- 
falls im Zusammenhang mit der Douane von Valence. Zuerst wollten sich die 
St.Galler dieser Angelegenheit nicht annehmen und wiesen das Hülfsgesuch 
der Schaffhauser ab. Natürlich waren diese hochentrüstet über die Herren 
St. Galler, „so die privilegien nit uss irem gelt erkofft, sondern durch gmeine 
Herren Aidgnossen bekhommen“. Schliesslich verstanden sich die St.Galler doch 
dazu, für Eintragung des Patents von 1622 beim Parlament von Dijon (Bur- 
gund) zu sorgen, wodurch man den Schwierigkeiten ein Ende zu setzen hoffte. 
Die Schaffhauser waren damit zufrieden, weigerten sich aber, bestimmte Zah- 





lungspflichten einzugehen und wollten sich nur „aller billigkeit gemess“ be- | 


teiligen. 
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1 Vollmachtserklärungen (procurations) für Johann Rudolf Baum- 
I gartner, Georg Gmünder und Anton Locher von St. Gallen aus- 
N gestellt. Sie hatten als Anwälte (procureurs) der Kaufmannschaft 
im Namen der Gesamtheit die Bitt- und Beschwerdeschriften 
und alle Rechtshandlungen zu besorgen, die im Verlaufe eines 
1 Streites vorgenommen werden mussten.‘) Schon am 10. November 
11630 reichte Baumgartner vor dem Gericht zu Vienne eine Klage 
gegen den Inhaber der Douane von Valence ein.?) Obwohl er 
Iikeinen endgültigen Entscheid erlangte, wurde dem Zöllner doch 
{vorläufig verboten, die Kaufleute weiter zu belästigen, bis ein 
Urteil des königlichen Rates erfolgt wäre. So mussten die Schwei- 
zer sich wieder darauf vorbereiten, ihre Ansprüche vor dem höch- 
“sten Gerichtshof Frankreichs zu verteidigen; der Pariser Advokat 
N Michel Vacon wurde mit der vorläufigen Führung des Prozesses 
N betraut. 


| Die Verhandlungen vor dem Conseil begannen im Januar 
11631. Vacon verlangte Rückvergütung der bis jetzt aufgelaufenen 
| Auslagen und aller aus dem Prozess erwachsenden Kosten, unter 
iHinweis auf den durch das Patent Ludwigs XII. von 1622 ge- 
| währleisteten Ewigen Frieden von 1516.) Nachdem es zu einem 
| Verhör des Pächters gekommen, blieb der Prozess liegen. Die 


| 1) Z.D. 152, MB. No. 159, 160, 162. Die Bevollmächtigten werden , pro- 
| cureur général et spécial des marchands de la mesme nation des suisses, négocians 
{en France“ genannt. Die Prokuration wurde vor dem königlichen Notar (notaire 
|tabellion royal) von den in Lyon wohnenden Geschäftsteilhabern (complimen- 
I taires de la raison) der St. Galler Firmen ausgestellt. Den „procureurs“ wur- 
| den ihre Kosten und eine Entschädigung für gehabte Mühe aus der St. Galler 
| Ordinari-Kasse vergütet. 
| 2) Z. D. 152. Es handelte sich in diesem speziellen Fall um Beschlag- 
{nahme von Waren, die Kaufleuten aus St.Gallen, Graubünden und Lyon ge- 
| hörten und die zu Cerdon aufgehalten worden waren. 


| 3) Z. D. 152. Vacon führte seine Klage im Namen der schweizerischen 
1 Kaufleute. Neben den St. Gallern werden Bartholomäus Peyer (Schaffhausen), 
4 Hans Martin Hertner Clee und die Firma Passavant, Socin und Faesch (Basel) 
{namentlich erwähnt. Angeklagter ist „Maistre Theophile Berthouin, fermier 
À de la nouvelle douane de Valence, et maistre Ferron qui le représente depuis 
‚10 ans qu’il tient ladite ferme“. Berthuin beruft sich auf seinen Pachtvertrag 
4 und behauptet, die Anerkennung der Schweizer Privilegien bedeute den Ruin 
} des französischen Handels. Dagegen wird von Seite der Kaufleute erklärt, dies 
I gebe kein Recht, sie anzutasten, da „Particularinteressen“ vor.einem Staats- 
| vertrag nicht bestehen können. 
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gemeinen Kaufleute in St. Gallen entschlossen sich daher, im 
April 1631 wieder einen der Ihrigen nach Paris zu senden, um 
den Rechtshandel zu einem raschen, befriedigenden Abschluss 
zu bringen. Junker Hans Jakob Schobinger wurde mit dieser 
Mission betraut.!) Versehen mit einem „Fürschreiben“, das der 
Vorort Zürich im Namen der 13 Orte ausgestellt hatte, reiste er 
über Lyon nach Paris, wo er Mitte Mai anlangte und sich ohne | 
Zögern mit dem Anwalt Vacon in Verbindung setzte. Da der 
Conseil eben versammelt war, schienen die Aussichten günstig. 
Schobinger wollte so rasch als möglich einen sogenannten „Arr&t 
de caution“ erlangen, der gegen Bürgschaft vorläufige Zollfreiheit 
sicherte, bis das endgültige Urteil erfolgt wäre. Die Schweizer 
hofften, dass künftige Streitigkeiten dem Parlament von Grenoble 
zugewiesen würden, von dem sie günstigere Rechtsprechung ge- 
wärtigen zu dürfen glaubten, als vom Conseil selbst. Doch alles 
ging langsamer, als Schobinger erwartet hatte. Es schien ihm, 
als sei dem Advokaten Vacon und dem Rapporteur de Champs 
nicht recht zu trauen, denn der ganze Prozess zog sich immer 
mehr in die Länge. Schobinger gab dem Unwillen darüber in 
seinen Briefen kräftigen Ausdruck, und die Kaufleute ihrerseits 
versäumten nicht, bei den Eidgenossen wiederholt um „Inter- 
cessionsschreiben“ an König und Kardinal zu bitten.?) Auf eine 
eidgenössische Beschwerdeschrift vom Juli 1631 antwortete Lud- 
wig Xlll. zwar sehr entgegenkommend; °) aber von einer Be- 
schleunigung des Prozesses war nichts zu spüren. Ebenso wenig || 
Erfolg hatten neue Klagebriefe der 13 Orte im Dezember des 
gleichen Jahres.‘) So zogen sich die Verhandlungen bis zum 
nächsten Sommer hin. | 

Endlich, am 11. Juni 1632, wurde das Schlussurteil gefällt.?) 
Es anerkannte die Zollfreiheit der Schweizer, so wie sie 1516 
gegolten, verfügte Freigabe aller konfiszierten Waren und ver- 
urteilte den Pächter der Douane von Valence zur Zurückerstattung || 





) 2.D. 152. Hans Jakob Schobinger, geboren 1606, gestorben 1678 || 
zu Hauptwil. 

)UZD. 152: 

5) Z.D. 152. Antwort des Königs vom 27. August 1631. 

MAZUD 452: | 

5) Z.D.147 No. 19, MB. No.185. St. G.D. Tr. XI, P..6. Es war ee 
sogenannter Arret le der erlangt wurde. 
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der bisher erpressten Gebühren, für die sich die Kaufleute vor- 
sichtigerweise Quittungen hatten ausstellen lassen. 


Noch fehlte der Gerichtsurkunde das königliche Siegel und 
die Unterschrift des Kanzlers. Schobinger und Vacon machten sich 
deshalb zusammen auf den Weg nach Reims, wo der Siegel- 
| bewahrer') eben weilte. Da aber in Reims kein grosses Siegel zur 
Verfügung stand, mussten sie ihm nach St. Menehould folgen. 
Hier wurden Unterschrift und Siegel endlich beigesetzt, und 
Schobinger kehrte nach Paris zurück, um den Entscheid des 
Conseil beim Parlament, bei der Cour des Aides und Cour des 
Comptes eintragen zu lassen. Damit war sein Auftrag erledigt, 
und Ende Juni 1632, nach einem Aufenthalt von fast 13 Monaten, 
konnte der kaufmännische Gesandte endlich mit einem Dokument, 
das seinen Wünschen entsprach, die Heimreise antreten.?) 


Doch Berthuin, oder richtiger gesagt sein Stellvertreter 
Charles Ferron, gab das Spiel trotz dem Entscheid des Conseil 
keineswegs vollständig verloren. Er anerkannte notgedrungen die 
zollfreie Einfuhr der Schweizer Waren, verlangte aber nach wie 
vor von den Exportgütern, die von Lyon nach der Schweiz gingen, 
den Betrag der Douane von Valence. Schon am 12. August legte 
daher Anton Locher eine neue Verwahrung gegen den General- 
pächter und dessen Zöllner zu Anthon ein,’) und als zehn Tage 
später (23. August) in Bugey wieder eine Anzahl Warenballen, 


!) Charles de l’Aubespine-Öhäteauneuf, Kanzler und Siegelbewahrer von 
| 1630 — 1633. 
| 2) Z2.D. 152. Hier liegt die Korrespondenz Schobingers von Paris. Seine 
| Ausgaben während des Pariser Aufenthaltes (persönliche Ausgaben und Prozess- 
' kosten) beliefen sich auf 7631 Livres. Der Advokat Michel Vacon erhielt 1706 
| Livres für seine Mühe. 

3) Z.D. 152, MB. No. 188. Der Commis controleur du bureau hatte für 
40 Livres als nicht bezahlten Zoll von 3 Fässern und einer Balle Kupfer zwei 
Doppelblätter (feuilles doubles) Kupfer zurückbehalten, Locher begab sich als 
Bevollmächtigter der eidgenössischen Kaufleute persönlich nach Anthon, wo 
er zuerst eine schriftliche Aufforderung, die Waren freizugeben (sommation) an 
den Zöllner richtete. Sie wurde abgelehnt; nun schritt Locher zur „protestation“, 
durch die er die Handlungsweise des Zöllners als rechtswidrig verklagte. Die 
Vorgänge sind in allen Fällen, wo es sich um beschlagnahmte Güter und deren 
Befreiung handelt, fast dieselben. „Sommation“ und „Protestation“, die ge- 
richtlich beglaubigt wurden, scheinen dann in den Prozessen als Anklageakten 
benützt worden zu sein. 
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die nach der Schweiz gingen, angehalten wurden, erhob er auch 
hier sofort Protest. !) | | 

Infolge dieser Vorgänge wandten sich dievereinigten Schweizer 
Kaufleute unverzüglich mit einer Beschwerdeschrift an den Conseil 
(August 1632). Sie klagten, dass „par ung mespris et atemptat trop | 
hardi“ das Urteil des Königs vom Pächter missachtet werde, und 
dass man sie weiter mit dem Zoll von Valence für die Ausfuhr 
belästige, während der königliche Entscheid ihre Freiheit doch 
uneingeschränkt anerkenne.?) Hierauf erfolgte am 24. September 
ein neuer Spruch des Conseil, der das Urteil vom Juni in seinem 
vollen Umfange bestätigte, jedoch ohne es durch die Androhung 
einer schweren Geldbusse zu verschärfen, wie die Schweizer 
gebeten hatten. °) 


Jetzt sorgten die Kaufleute selbst dafür, dass die beiden 
Urteile zur Kenntnis der Zolleinnehmer gebracht wurden, indem 
sie selbige in den Bureaux von Cerdon, Nantua, Belley, Anthon, 
St. Rambert und Vienne durch den Gerichtsdouaner amtlich ver- 
künden liessen.*) Aber alle Vorsichtsmassregeln scheiterten an 
dem zähen Widerstand des Generalpächters, der nach wie vor den 
Zoll für die Exportgüter verlangte.’) So hielt am 6. November 
der Zöllner Philipeaux zu Martinat 29 Maultiere mit 59 Waren- 
ballen an, von denen 6 statt des verweigerten Zolles beschlag- 
nahmt und ohne Rücksicht auf den Protest und die Drohungen 
Anton Lochers nicht mehr freigegeben wurden.‘°) Nun rief dieser 
den Syndic der Provinz Bugey, Grümel, zu Hülfe, der am fol- 
genden Tag mit einem Aufgebot von einem Berittenen und 18 
Mann zu Fuss nach Martinat kam, in Abwesenheit des Zöllners 


') MB. No. 189. Eshandelte sich um 19 Ballen gemischter Waren (pel- 
leterie, maroquin, draperies et burat), die Heinrich Zollikofer & Cie. durch den 
Fuhrhalter Claude Gros an die Erben von Kaspar Hess nach Zürich sandte; 
ferner um 17 Ballen (draperies), die an Hans Kaspar und Hans Konrad Escher 
nach Zürich gingen, und um 3 Ballen und ein Paket Spezereien, die Conrad Fels 
& Brüder und Thomas Rietmeyer & Sohn in St. Gallen gehörten. 

2192.D2152: 

$) Z.D. 147, No. 18, MB. No. 182. 

4) Z.D. 152, MB. No. 198. 

°) Z. D. 152. Ein ,Intercessionsschreiben“ der Eidgenossen vom Oktober 
1632 nennt diese Beschränkung der Privilegien auf den Import eine ,Subtilität“, 
die den Verträgen zuwider sei. 

%) Z.D. 152. Acte de protestation vom 6. November 1632. 
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dessen Zimmer mit Gewalt erbrach und den hier vorgefundenen 
Teil der konfiszierten Waren Locher zur Verfügung stellte. Doch 
| Philipeaux’ Kollege La Molier erklärte laut, dass man trotz alledem 
nach dem Befehl des Generalpächters auch in Zukunft die Ex- 
portwaren dem Zoll von Valence zu unterwerfen gedenke.!) Ver- 
| gebens verbot auch eine Ordonnanz des Lieutenant général der 
Landschaft Bresse am 27. November aufs neue den Zollbezug.?) 
Statt sich zu fügen, sahen sich die Zolleinnehmer zu Martinat 
vor, um beim nächsten Zusammenstoss die Stärkeren zu sein, 
und als sie von einem grössern Warenzug Kenntnis erhielten, 
gelang es ihnen, in den ersten Tagen des Dezember 50—60 Mann, 
meist Zollangestellte und Gardes de sel, zusammenzubringen, mit 
deren Hülfe sie 50 Maultiere anhielten, die schwerbepackt auf dem 
Wege nach der Schweiz waren. 


Da die Absicht bestand, Tiere und Ladung kurzerhand nach 
 Vienne überzuführen, so wandten sich die Kaufleute mit einer 
| dringenden Beschwerde°) an den Prinzen von Condé, den könig- 
lichen Gouverneur in Burgund, Berry, Bresse, Bugey, Gex und 
 Charolais,t) worauf Charles Ferron als Vertreter des General- 
pächters Berthuin zum Verhör nach Bourges geladen wurde. Der 
| Spruch Condes, der am 17. Dezember 1632 erging,?) verwies den 
| ganzen Streithandel zum drittenmal vor den Conseil; im übrigen 
lautete er zu gunsten der Schweizer dahin, dass sie, bis der 
neue Entscheid erfolge, im Umkreis des ganzen Gouvernements 
| von der Douane de Valence völlig befreit sein sollten. Den Zöll- 
ı nern, welche dem Befehl zuwiderhandeln würden, war eine Busse 
von 10,000 Livres angedroht, und der königliche Statthalter der 
ı Landschaft Bugey erhielt die Weisung, für strenge Beachtung 
| des Entscheides zu sorgen. °) 


| 
| 
| 





1) Z.D. 152. Protokoll vom 7. und 8. November 1632. 

2) Z.D. 152. Protokoll vom 27. November 1632. 

5) Z.D. 152. Bittschrift an Conde mit Antwort vom 8. Dezember 1632. 

4) Henri II. de Bourbon, Prinz von Condé, 1588—1646. 

5) Z. D. 152, MB. No. 208. Die Schweizer sind im Verhör vertreten durch 
ihren Agenten, den Advokaten Jean Poumier. 

6) Z.D. 187. Dem Syndie Grümel wurden auf Kosten der Ordinari-Kasse 
für seine Mühe „100 Citronen und 200 schön Bomeranzen“ verehrt. Den 
Prinzen von Condé beschenkte man mit „50 Bomeranzen‘. 
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Allein der Pächter gab sich auch jetzt noch nicht zufrieden; 
schon im Januar 1633 kam es wieder zur Konfiskation von Ex- 
portwaren. Gleichzeitig ging Berthuin daran, zu besserer Ueber- 
wachung der Strassen weitere Zollstätten im Gebiet von Bresse, 
Bugey, Valromey und Gex anzulegen, wogegen die schweizerischen 
Kaufleute ebenfalls Protest erhoben, da sie in einer Vermehrung | 
der Bureaux mit Recht eine ee der Schwierigkeiten 
sahen. Dennoch sicherte schließlich ein gerichtlicher Entscheid 
dem Pächter ungehinderte Aufrichtung neuer Zollstätten zu; ') 
doch sollte keine der Parteien durch die Neuerung in ihren Rechten 
berührt werden, die durch das zu erwartende Urteil des Conseil 
festzustellen waren. 

Auf Grund der zwei Sprüche vom Juni und September 
des Vorjahres hofften die Kaufleute den dritten Prozess vor Con- 
seil gewinnen zu können, ohne einen besondern Gesandten nach 
Paris zu schicken. Wieder wurde der Advokat Michel Vacon’?) 
mit dessen Führung betraut. Um ihn persönlich an Erfolg oder 
Misserfolg zu interessieren, verständigte man sich mit ihm da- 
hin, dass die Hälfte der Summe, welche der Pächter im Falle 
der Verurteilung den Klägern als Rückvergütung der bereits er- 
hobenen Zölle entrichten musste, Vacon zufallen sollte; würde 
aber keine solche Rückvergütung erfolgen, so ginge auch für 
Vacon jede Entschädigung verloren.°) Der geschickte Schachzug. 
bewährte sich glänzend. Schon am 30. März 1633 erfolgte ein 
drittes Urteil, das die zwei vorgehenden bestätigte und Berthuin 
nochmals zur Erstattung der Zollbeträge verdammte. *) Kurz da- 


1) Z. D. 158. Auch hier war Jean Poumier Vertreter der Schweizer. 

2?) Michel Vacon, secrétaire ordinaire de la chambre du Roi. 

>) 246153. 

WUZED. AT, N0W227MBING227 “sion einen weitern Spruch des 
Conseil vom 23. März 1634 wurde Berthuin auch verpflichtet, den Schweizern 
5699 Livres zu vergüten, die sie zur Erlangung der Urteile verausgabt hatten, 
und als diese Summe nach 4 Monaten nicht bezahlt war, legte man gerichtlichen 
Beschlag auf den Besitz der Zöllner (2.D.154 und 156.) Es ist aber sehr frag- 
lich, ob die Schweizer auf diese Weise zu ihrem Geld gekommen sind, da sie, 
wie es scheint, Berthuin selbst nicht belangen konnten, sondern sich an die 
Unterangestellten der Douane halten mussten, bei denen nicht viel zu holen war. 
Was die Zurückerstattung der seit 1629 erpressten Zollbeträge betrifft, zu der 
Berthuin verurteilt worden war, so liess auch sie lange auf sich warten. Im März 
1634 war sie noch nicht erfolgt. Doch wurde jetzt eine Kontrolle der einzelnen 
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rauf wurden alle drei Entscheide in Sachen der Douane von Va- 
lence in die Register der Parlamente von Grenoble (Dauphiné) 
und Dijon (Burgund) eingetragen, da man nur zu bald in die 
Lage kam, die Hülfe dieser Gerichtshöfe gegen die Zolleinnehmer 
anzurufen. '!) 


Was aber durch die Entscheide des Conseil für die Schweizer 
endgültig gewonnen und erledigt schien, das wurde unmittelbar 
darauf durch einen neuen Pachtvertrag wieder in einem ganz 
wesentlichen Punkte aufs höchste gefährdet. Am 16. Juni 1633 
war nämlich die Pacht der Douane von Valence auf Louis Luce 
übergegangen, der ihre Verwaltung dem gleichen Charles Ferron 
überliess, welcher sie schon seit zehn Jahren besorgte. Dabei 
stellte sich heraus, dass Luce die Aufnahme eines Artikels in 
seinen Vertrag bewirkt hatte, welcher die Privilegien der Schwei- 
zer für die Douane von Valence ausdrücklich auf die „marchandises 
originaires de leur pays“ beschränkte, und dass er alle Urteils- 
sprüche der Parlamente und Ordonnanzen der Gouverneure, welche 
diesem neuen Pachtvertrag entgegengingen, als ungültig behan- 
deln zu dürfen glaubte. 2) 

Wenn die Kaufleute sich auf die Urteile vom Juni und Sep- 
tember 1632 und vom März 1633 beriefen, so konnte sich jetzt 
der Pächter mit vollem Recht auf seinen Vertrag vom Juni des 
Jahres 1633 stützen, der auch vom Conseil bestätigt worden war. 
Somit standen sich hier zwei Entscheide der obersten Instanz in 
schroffstem Widerspruch gegenüber. 

Die Folgen des neuen Vertrages machten sich den Schweizern 
bald genug spürbar. Schon im Juli 1633 wurde ihnen ein mit 
Schweizer Waren Rhoneabwärts fahrendes Schiff zu Anthon an- 
gehalten, *) und ähnlich erging es am 15. November zu Montluel 





Zollbureaux angeordnet, um so den schuldigen Betrag festzustellen. Diese Rech- 
nungsprüfung wurde dann wieder verschleppt. Ob die Vergütung überhaupt 
ausbezahlt wurde, ist nicht klar ersichtlich. 

1) Z. D. 147 No. 28, 24. 

2?) MB. No. 288. Auch sollten die Güter von nun an an den Zollstätten 
nach Qualität und Quantität genau deklariert werden, so dass der Zoll für jede 
[Ware tarifgemäss erhoben werden konnte. Damit wollte man der Unsitte steuern, 
‚ganze Warensendungen in Bausch und Bogen nach den am wenigsten wertvollen 
‚Artikeln ihres Bestandes zu deklarieren. 

27°2.D.'158. 
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einem nach der Schweiz bestimmten Warenzug von 120 Mauk | 
tieren.!) Umsonst entschieden auch Urteile der Parlamente von | 
Grenoble und von Dijon?) zugunsten der Schweizer. Die Waren | 
blieben auf den Zollhäusern liegen. 

Der Pächter, stets geneigt, seine Rechtshändel den Provinz-'| 
parlamenten zu entziehen und königliche Rechtsprechung an-: 
zurufen, ergriff die günstige Gelegenheit, vor No&l Brulart de: 
Sillery, Mitglied des Conseil und Maître de requête, gegen die: 
Schweizer zu klagen, als dieser wegen Regelung der Salzsteuer!| 
im Dezember nach Lyon kam.°?) Luce behauptete, seine Inter- 
pretation des Vertrages von 1516 sei die einzig richtige. Die Pri- 
vilegien hätten stets nur für Waren schweizerischen Ursprungs 
gegolten; er sei bereit zu beweisen, dass die eidgenössischen 
Kaufleute sogar die Douane von Lyon für nichtschweizerische» 


| 
| 
| 
| 
| 
J 
| 
| 
| 
| 


| 
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Waren stets bezahlt hätten. Daneben erneuerte er die alte Klasil 
des Missbrauches der Privilegien durch die Kaufleute; indem 
oft fremde Waren auf ihre Namen hin ausgeführt würden. Der 
Anwalt Poumier, der in all diesen lokalen Rechtshändeln, zu denen 
die Douane von Valence Anlass gab, die Sache der Schweizer! 
vertrat, berief sich dagegen auf die vielen Entscheide des Con-} 
seils und der Parlamente, welche die Privilegien rückhaltlos ane] 
erkannt hatten, und verlangte in erster Linie Freigabe der soi 
15. November zu Montluel zurückgehaltenen 120 Maultiere, derent 
Unterhalt die Kaufleute täglich 150 Livres koste. 

Der am 12. Dezember erfolgende Spruch Brularts stellte dies 
Hauptfrage zum viertenmal dem königlichen Rat anheim, ge 
währte aber den Schweizern Freigabe der beschlagnahmte | 
Gütersendung und ungehinderte Warenführung für die DAC 
acht Monate. Doch hatten sie sich zu verbürgen, die Zollzahlungy 
nachträglich zu leisten, wenn das zu erwartende Schlussurteil| 
gegen sie ausfalle. 4) | 

Natürlich war es den Kaufleuten sehr daran gelegen, dent 
endgültigen Spruch vor Ablauf der von Brulart festgesetzten Frist 


1 2. D.153, MB. No. 251 und 254. 

HD 153: 

®) MB.No. 254. 

*) Z. D. 147, No. 27, und Z.D. 158. Die Bürgschaft für die Schweizer 
übernahmen zwei Lyoner Bürger, Nicolas Allens, ein „marchand drapier“, undk 
Pierre Violet, ,aussi marchand“. 
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in Händen zu haben. Sie schickten daher ihren Anwalt Poumier 
nach Paris, um dort neben Vacon den Prozess zu fördern und zu 
führen. 

Nun war aber zu den Klagen über die Douane von Valence 
seit dem Sommer 1632 ein neuer, noch weit drückenderer An- 
stand gekommen, der es den Kaufleuten als dringend notwendig 
erscheinen liess, bei den 13 Orten wieder die Absendung einer 
Standeslegation im Interesse und auf Kosten der Kaufmannschaft 
zu betreiben. 

Es handelte sich um die sogenannte „Reappreciation“ von 
1632,') eine ähnliche Tarifform, wie sie schon im Jahre 1581 
stattgefunden hatte. Für die eidgenössischen Kaufleute brachte 
sie damals vorübergehend eine Mehrbelastung,?) bis nach den 
Wirren der Bürgerkriege das Patent Heinrichs IV. vom Jahre 
1594 ihre alten Ansprüche voll anerkannte, so dass sie die Ab- 
gaben auch weiterhin nach den Ansätzen entrichteten, die vor 
1516 gegolten, während die übrigen Steuerzahler die Zölle der 
i Haut-passage, Röve und Imposition foraine nach dem neuen 
| Tarif erlegen mussten. Da sich seither wieder eine starke Preis- 
I steigerung vollzogen hatte, schritt man im Jahre 1632 zu einer 
| zweiten allgemeinen Neubewertung der Waren, als einem der 
{wirksamsten Mittel, den Ertrag der Douanen um ein Beträcht- 
‚liches zu steigern, ohne zur verhassten Schaffung neuer Zölle 
zu greifen. Eine Deklaration Ludwigs XIIL. vom 14. August zeigte 
Idie Reform an; im Oktober wurde ihr Gesetzeskraft verliehen. 
| Der neue Tarif hatte nicht nur für alle Zölle Geltung, die zu den 
| einque grosses fermes vereinigt waren, sondern auch für die 
| Douane von Lyon, die rein äusserlich durch den Pachtvertrag 
| mit ihnen verbunden war. Um aber nicht allzu grossen Wider- 
{stand bei der an den gewohnten Formen hängenden Bevölkerung 
| zu erregen, rührte man nicht an die Art und Weise des bisherigen 
Zollbezugs. In allen Provinzen sollten die nach dem alten Tarif 
ibestehenden Abgaben nach früherer Gewohnheit erhoben wer- 
iden.?) Die Erhöhung, welche die Reappr6ciation mit sich brachte, 











| 


| 1) Francheville, p. 83 ff. St. G@. D. Tr. XV, P. 15. Der Tarif von 1632 
blieb in Geltung bis 1664. 
?) Siehe oben, p. 68 — 76. 
3) Z.B. Haut-passage zu 7 Deniers, Reve zu 4 Deniers, Imposition foraine 
zu 12 Deniers vom Livre des Tarifs von 1581. 
St. Galler Mittlgn. z. vaterländ. Gesch. XXXII. 12 
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wurde als eine Art Zuschlagstaxe behandelt, in der Weise, dass 
von der Differenzsumme der beiden Tarife 16 Deniers vom Livre 
zu entrichten waren (6,6°/). Viele Gegenstände, die früher über- 
haupt keinen Zoll getragen, wurden durch den neuen Tarif auch 
herbeigezogen. Aber trotz aller Vorsichtsmassregeln traf die Ré- 
appréciation doch auf heftigen Widerstand; in Lyon rief sie. 
sogar einen bewaffneten Volksauflauf gegen den Zollpächter her- 
vor.!) Vergeblich richteten der Pr&vöt des marchands und der Rat 
flehentliche Bittschriften au den König, in denen sie mit beweg- 
lichen Worten die Gefahren schilderten, die der Stadt durch die, 
Zollerhöhung erwuchsen.?) Auch Lyon musste sich im Februar 
1633 dem neuen Tarif unterwerfen. Gleichzeitig ging die General- 
pacht der cinque grosses fermes und der Douane von Lyon auf 
einen neuen Inhaber, Andre de la Fosse, über.°) 


Ein Zusammenstoss mit den eidgenössischen Kaufleuten liess 
nicht lange auf sich warten, indem de la Fosse von ihnen die 
Zahlung der Douane von Lyon, Traite foraine (Gesamtbezeich- 
nung für die alten Ein- und Ausfuhrzölle) und Traite domaniale 
nach dem neuen Tarif verlangte. Ihre Waren, die sie wie ge- 
wohnt zur Revision auf das Zollbureau brachten, sollten von nun 
an auch den allgemeinen Steueransätzen unterworfen sein, und als 
die Kaufleute jede über ihre bisherigen Leistung hinausgehende 
Zahlung verweigerten, wurden die Güter gerichtlich mit Beschlag 
belegt und in den feuchten Magazinen der Douane zurückge- 
halten. Auch 18 auf der Reise durchnässte Warenballen aus dem 
(Gebiete von Bern sollten dorthin verbracht werden, obwohl Gefahr 
bestand, sie dadurch völliger Entwertung durch Fäulnis auszu- 
setzen. Eine grössere Gütersendung aus der Schweiz blieb auf 
einem Schiff im Hafen von Lyon liegen und schien schwer ge- 
fährdet, weil die Rhone durch die Schneeschmelze stark ange- 
schwollen war. 


Am 5. März 1633 erhoben daher die St. Galler Leonhard 
Schlumpf, Benedikt Zollikofer und Daniel Schlapritzi in ihrem 


!) Charlety II, p. 495. 

?) St.G.D. Tr. XV, P. 16. Hier liegt eine Druckschrift: „Tres-humbles 
remonstrances au Roy de la part des Prevost des marchans et Eschevins de la 
ville de Lyon.“ Sie enthält interessante merkantilistische Argumente gegen 
die Neuerung. 


St GaD Tr EX LP :6: 
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und aller eidgenössischen Kaufleute Namen in Lyon Protest 
| gegen das Vorgehen von de la Fosse und verlangten Ausliefe- 
rung aller zurückgehaltenen Waren. Der Vertreter des Pächters 
wies ihre Beschwerden zurück,') und da auf gütlichem Wege 
keine Beilegung möglich war, wandten sich die Parteien an das 
Gericht der Douane von Lyon, welches durch einen Spruch vom 
10. März 1633 den ganzen Handel vor den Conseil verwies; ?) 
inzwischen sollten die Waren der Schweizer gegen Bürgschaft 
| frei passieren und die zurückgehaltenen Güter sofort ausgeliefert 
| werden. Dass der Pächter unverzüglich dagegen Verwahrung 
 einlegte, verstand sich von selbst. Zugleich erwirkte de la Fosse 
aber auch ein Urteil des königlichen Rates, das gefällt wurde, 
ohne dass die Schweizer zum Verhör kamen. Am 30. März 1633, 
dem gleichen Tag, an dem die Kaufleute einen günstigen Entscheid 
| des Conseil im Prozess gegen die Douane von Valence davontrugen, 
verurteilte sie ein zweiter Spruch der gleichen Richter zur Ré- 
appréciation der Douane von Lyon, doch nur insoweit, dass sie 
lediglich die 16 Deniers vom Livre der Werterhôhung, die der 
neue Tarif gebracht hatte, zahlen sollten, nicht aber den Betrag, 
den alle Nichtprivilegierten gemäss dem alten Tarif nach wie vor 
‚entrichten mussten.) | | 
| Die Kaufleute, die sich diesem ohne ihr Wissen erschlichenen 
| Urteil nicht zu unterziehen gedachten,‘) wandten sich von neuem 
an das Tribunal der Douane, wo sie gegen de la Fosse und sein 
| Vorgehen, welches ihren auf Staatsvertrag beruhenden Freiheiten 
ins Gesicht schlage, Klage erhoben. Auf Staatsverträgen (con- 
'trats politiques) aber beruhe das Gedeihen der menschlichen Ge- 
‚sellschaft; sie seien die allgemeinen Gesetze, die den Frieden 


| et 6. Dax 1.17.26. M Br Nr. 227° 
2) Z.D. 147, No. 20. Die Verhandlungen vor den „Juges de la Douane“ 


‚wurden von den Deutschen und Schweizern gemeinsam geführt. 


3) 8St.G.D. Tr. XI, P. 6, MB. No. 227, Z.D. 154. Der :Arret bestimmt, 
A dass Schweizer, Deutsche und andere, welche sich als Privilegierte erklären, 
idem Pächter der einque grosses fermes und seinen Commis zu zahlen haben „les 
{ ,droictz de Nouvelle Reapreciation à Lyon et que lesdicts Suisses et Allemans 
| »Jouirront de l’exemption des antichs droictz de la douane dudict Lyon ainsi 
| „que par le passe a este.“ — Die Schweizer und Deutschen hatten also nur den 
N Zollbetrag für die Differenzsumme zwischen den Ansätzen des neuen und des 

vorigen Tarifs zu zahlen. 


4) St.G.D. Tr. XI, P. 6. Protokoll vom 12. April. 
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schützen und den Handel fördern, und als solche unantastbar. ') 
Vor den auf dem Zollhaus versammelten Schweizer Kaufleuten 
und dem obersten Angestellten der Douane, als dem Vertreter des 
abwesenden Pächters, wurde zur Eröffnung der Verhandlungen 
feierlich das erschlichene Urteil vom 30. März verlesen, gegen 
das der Anwalt der Schweizer, Estienne Laurens, energisch pro- 
testierte. Dabei erklärte er, dass die Kaufleute bereit seien, sich 
für nachträgliche Zahlung der Réappréciation zu verbürgen, wenn 
nach Verhör beider Parteien der Conseil zum zweitenmal in der 
gleichen Weise entscheide, und sollte der Pächter die Bürgschaft 
nicht annehmen, so sei man geneigt, die Zollbeträge vorderhand 
an eine unparteiische Persönlichkeit zu entrichten, doch nicht an 
einen Zöllner der Douane.’) 


Der Spruch der Juges de la Douane verwies den Prozess 
wieder an den Staatsrat;?) die Kaufleute aber mussten sich, nach 
gerichtlicher Konfiskation ihrer Waren, nicht bloss zur Bezahlung 
des auf ihnen lastenden Zolles nach den neuen Ansätzen ver- 
stehen, sondern sie wurden am 19. April auch auf das Zoll- 
haus berufen, um den Betrag von den Waren zu erlegen, die 
seit dem 10. März gegen Bürgschaft frei eingegangen waren. || 
Als sie sich sträubten, der Aufforderung nachzukommen, wurden | 
sie alle verhaftet und als Steuerverweigerer in die kôniglichen || 
Gefängnisse Lyons abgeführt ,ainsi qu'est accoutumé de faire 
pour les propres deniers et affaires de $. M.“ ') Sie hatten es 
indes bei ihrem Widerstand nur auf eine Demonstration abge- 
sehen. Als man sie in die Gefangenenliste eintragen wollte, er- 
klärten sie sich im letzten Augenblick bereit, die Zahlung „comme 
contrainetz“ zu leisten, und entrichteten zusammen für 521 Ballen 
und Fässer einen Zollbetrag von 1175 Livres an die Douane von 
Lyon.°) 


1) Z. D. 158. 


?) Laurens fügte hinzu, dass die Zollbeträge nicht sehr gross seien, da 
der Haupthandel der Schweizer sich auf Leinwand, Zwilch und Barchent be- 
schränke. 

9)..80. G..D.. Tr. XI, P..6, 2.0.7153, [Bratokell 0m .15. Apcıl 10333 

DRZAD LOS: 

°?) Z.D. 153. Die Zahlung wurde geleistet von den Firmen Schlapritzi & 


Studer, Kaspar Schlumpf & Jakob Zily, Tobias und Heinrich Zollikofer & Comp., 
Joachim Laurenz & David Zollikofer, Wilhelm und Georg Zollikofer & Comp., 
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Von nun an zahlten die Kaufleute unter Protest die Réappré- 


 ciation gemäss dem Entscheide des Conseil für alle ihre Waren, 





I 
\ 
À 


} 


liessen sich aber die Ballenzahl und den Zollbetrag jedesmal von 
den Einnehmern in einem besondern „buechlein“ quittieren, um 
bei der erhofften Rückerstattung mühelos den Beweis für ihre 


Leistungen erbringen zu können.) 


Inzwischen war — ebenfalls an jenem 30. März 1633, an dem der 
Arrêt de Conseil die Schweizer zur Zahlung der Réappréciation 
verurteilte — die Pacht der cinque grosses fermes und damit auch 
die Douane von Lyon von Andre de la Fosse auf den neuen 
Generalpächter Noël de Pars übergegangen. In seinem Pacht- 
vertrag wurde dem Artikel 6, der bisher die Rechte der Privile- 
gierten gesichert hatte, die ausdrückliche Bestimmung beige- 
fügt, dass keine Privilegien von der Réappréciation befreien 
sollten.*) Der Pächter durfte also jetzt mit voller Berechtigung 
den neuen Zoll von den Schweizern fordern. Tatsächlich war 
damit der Streit zwischen Kaufmann und Pächter zu einem Rechts- 
handel zwischen König und Eidgenossen über die Anerkennung 
oder Nichtanerkennung des Wortlautes des Ewigen Friedens von 


‚1516 geworden. Dennoch hielten es die Kaufleute für vorteil- 
'hafter, die Fiktion zu wahren, dass es sich um eine Rechtsver- 
‚letzung von Seiten des Pächters handle, und den neuen Prozess 
vor dem Conseil auf dieser Grundlage zu führen. 


Heinrich Gonzenbach, Christof Studer & Comp. (St. Gallen), Bartholomäus 


‚Peyer & Comp., Alexander Ziegler & Comp. (Schaffhausen), Passavant Socin 
 & Faesch (Basel). 


1) Z.D.155. Die Zollbeträge der Réappréciation waren recht bedeutend, 
besonders für die Einfuhr; es zahlten z. B.: 


Joachim Laurenz & David Zollikofer Livres 
für Exportwaren vom 31. Oktober 1630 bis 10. Oktober 1634 . 1081 
für Importwaren vom 20. April 1633 bis Oktober 1684. . . 1850 

Christof Schlapritzi, Daniel Studer & J. Hochreutiner 
für Exportwaren vom 27. September 1630 bis 25. Oktober 1684 930 
für Importwaren vom 19. April 1633 bis 25. Oktober 1634 . 3272 

Passavant, Socin & Faesch 
für Exportwaren vom November 16338 bis Oktober 1634 . . 103 
für Importwaren vom 1. Mai 1633 bis 26. Oktober 1634 . . 226 


Bartholomäus Peyer & Ramsauer 
für Exportwaren & Importwaren v. April 1633 bis Oktober 1634 2194 


2) Z.D.153, MB. No 240. 
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Jetzt glaubten auch die Zöllner in den von de Pars abhän- 
genden Bureaux in Burgund den Augenblick günstig, um von den 
Schweizern den Betrag der Re&appreciation der übrigen Ein- 
fuhrzölle, die sie bis jetzt nie geleistet hatten, zu erheben. Es 
kam schon im Frühsommer 1633 zur Konfiskation eines grossen 
Warenzuges der Basler Firma Passavant, Socin und Faesch. Nur 
mit viel Mühe und Kosten und nach zweimaliger Anrufung des 
Parlaments zu Dijon konnte man endlich die Güter zollfrei heraus- 
bekommen.!) De Pars aber, durch die bisherigen Erfolge ermutigt, 
erhob vor dem Conseil Protest gegen den Spruch des Parlaments 
und behauptete, die Schweizer seien infolge des Urteils vom 
30. März auch zur Zahlung der Réappréciation der Foraine, d.h. 
aller zu den cinque grosses fermes gehörenden Ein- und Ausfuhr- 
zölle, verpflichtet, und wirklich erfolgte in Nancy, wo der Conseil 
damals weilte, am 17. September ein neuer Entscheid gegen die 
Kaufleute,?) der sie von nun an auch der Réappréciation der Fo- 
raine unterwarf. Dem Parlament von Dijon wurde sogar direkt 
verboten, sich weiterhin ihrer anzunehmen. Dennoch sprach sie 
diese Stelle am 20. September*) nochmals von der Réappréciation 
der Foraine und der Traite domaniale frei. 

So standen sich die Entscheide von Conseil und Parlament 
direkt entgegen. Auf jenen stützten sich die Pächter, auf diesen 
beriefen sich die Kaufleute, wobei sie aber in die missliche Lage 
gerieten, Urteilen des gleichen höchsten Gerichtshofes, dessen 
Sprüchen sie im Prozess gegen die Douane von Valence die grösste 
Bedeutung beimassen, im Streit über die Reappreciation die An- 
erkennung versagen zu müssen! 


Natürlich suchte man auch wieder Hülfe bei der Tagsatzung, 
als die Streitigkeiten mit den Douanen von Lyon und Valence 
eine ernstere Form annahmen. 

Kaum waren infolge der Reappreciation einige Gütersendun- || 
gen angehalten worden, als die in Lyon etablierten St. Galler sich 
auch schon um Rat und Hülfe an die gemeinen Kaufleute der || 
Vaterstadt wandten, die es bei dieser Sachlage ratsam fanden, 
die Leitung des Prozesses gegen den Pächter der Douane von |) 








1:2:D ATEN 
2) Z.D. 154. 
3) Z. D. 147, No. 26. 
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Lyon dem bewährten Lyoner Advokaten Cappus zu übergeben,!) 
da Michel Vacon, der die Angelegenheit der Douane von Valence 
M damals noch vor dem Conseil führte, sich nicht mehr ihres vollen 
| Vertrauens erfreute. Auch hielten sie es nun an der Zeit, die In- 
1 tervention der Eidgenossen anzurufen und ihre Beschwerden zu- 
A nächst der am 3. April 1633 zu Baden stattfindenden Konferenz 
j der im Turgau und Rheintal regierenden Orte vorzulegen. Gleich- 
N zeitig sollte dort die alte Bitte um eine Standesgesandtschaft zur 
1 Wahrung der kaufmännischen Interessen erneuert werden. ?) 

Junker Hans Anton Zily wurde als Bote der gemeinen Kauf- 
{leute an die Konferenz abgeordnet. Er hielt in Zürich Rück- 
i sprache mit der Kaufmannschaft und verwandte sich beim Rat zu 
M gunsten seiner Mission. Dann brachte er, unterstützt von Hans 
{Jakob Füessli, dem Vertreter der Zürcher Kaufleute, in Baden 
iseine Bitten vor.) Drei Schreiben im Namen der 13 Orte: an 
| den König, den Kardinal Richelieu und an den Siegelbewahrer, 
| wurden ihm sofort bewilligt.*) Ausserdem erhielt er die Ver- 


B272. 12 0,5,154, MB. Nor21le. 02.0. D. Tr. X1,P.6. Neben’ Cappus 
vertrat auch der Pariser Anwalt Chappuzeau die Sache der Kaufleute. 

2) St. G. D. Tr. XI, P.6, Eïdg. Absch. V, 1, p. 740. Im Frühjahr 1633 
1(7./17. März) war es auch zu einem Zusammenstoss schweizerischer Kaufleute 
| mit französischen Zollbeamten gekommen, der damals grosses Aufsehen erregte 
| und zu Klagen bei der Tagsatzung führte. Die St. Galler Francis Zily, Jakob 
Schlapritzi und Heinrich Zollikofer wurden nämlich zwischen Cluse und Genf 
auf offenem Felde von 4 Angestellten des Pächters der cinque grosses fermes unter 
Vorgabe des Verdachts der Schmuggelei mit Gewalt angehalten, obwohl sie kurz 
| vorher auf dem Zollhaus zu Collonges ordnungsgemäss erklärt hatten, dass sie 
nur „handelpapiers und zehrgeldt“ bei sich führten. Da die Franzosen „mit 
| Ansetzung der Pistolen auf die Brust auf einer Durchsuchung der Reisenden 
| bis auf das Hemd“ bestanden und diese ihrerseits keine Gewalt brauchen wollten, 
| „welches ohne erstochen und erschosen leben nit abgangen wehre“, so ritt man 
| zusammen nach Collonges zurück, wo die Zöllner in Gegenwart eines Notars 
| und vieler Zeugen die Reiseeffekten untersuchten, deren Inhalt vollständig der 
gegebenen Deklaration entsprach. Als sich aber die Kaufleute hierauf eine Ur- 
| kunde über den ihnen zugefügten Gewaltakt ausstellen lassen wollten, gerieten 
die Zöllner in grosse Aufregung, machten auch so unwahre Aussagen über den 
‚Vorfall, dass es die Schweizer rätlicher fanden, auf die „acte“ zu verzichten 
und sich mit der Drohung einer Klage bei den „gnedigen Herrn und hochen 
| oberkeiten“ zu begnügen. 

#) Eidg. Absch. V, 2, p. 740. 

| 4) St. G. D. Tr. XV, P. 17. Die Schreiben datieren vom 6. April 1633. 
1 Merkwürdig ist, dass sie im Namen der 13 Orte ausgestellt wurden, obwohl 
‚damals zu Baden nur eine Konferenz der im Turgau und Rheintal regierenden 
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sicherung, dass nötigenfalls einer kaufmännischen Gesandtschaft 


im Namen der 13 Orte nichts entgegenstehe; nur hätten die Kauf- || 


leute die Boten gleichmässig aus zwei Orten beider Religionen zu 
wählen und die Kosten des Unternehmens ganz zu tragen.') 
Wie vorauszusehen, blieben die „Intercessionsschreiben“ der 
Eidgenossen ohne Erfolg. Man dachte deshalb in St. Gallen schon 
ernstlich an die Absendung der in Aussicht genommenen kauf- 
männischen Standesgesandtschaft, als plötzlich das Gerücht auf- 
tauchte, es werde wegen der ausstehenden Kapitalien und wegen 
einer ganzen Reihe von „Partikularansprüchen“ eine grosse allge- | 
meine eidgenössische Legation an den französischen Hof geplant, | 
der die Kaufleute auch ihre Angelegenheit anvertrauen könnten. 
Hauptmann Junker Daniel Studer sollte sich in Zürich bei || 
Bürgermeister Bräm und Seckelmeister Salomon Hirzel über den | 
Plan vergewissern?) und von dort nach Baden zur Julitagsatzung 





zu reisen,*) die dann wirklich die Absendung der allgemeinen || 


Standesgesandtschaft im Namen der 13 Orte zum definitiven || 
Beschluss erhob und den Kaufleuten die Erlaubnis erteilte, ihre | 
eigenen Vertreter nach Frankreich mitreiten zu lassen. Doch | 
wurde die Abreise der Gesandten auf die Bitte des Herzogs Ro- 
han‘) gleich anfangs auf den September verschoben, und schliess- 
lich scheiterte die geplante grosse Botschaft völlig an den Hinder- 
nissen, welche die innerpolitische Lage der Schweiz einem ein- 
heitlichen Auftreten der Eidgenossen entgegenstellte,’) da der | 
Kesselringhandel die ohnehin gereizten Glaubensparteien ganz | 
auseinandergerissen hatte. ®) | 


Orte war. Vielleicht geschah dies, weilessich um Fragen handelte, die aufgemein- | 
eidgenössischen Tagsatzungen prinzipiell schon oft entschieden worden waren. 

SE GED NET RVP 

=) #21 1003 

$) Eidg. Absch. V, 1, p. 754, St. G. D. Tr. XV, P. 17. In der Instruktion 
wird Studer empfohlen, besonders zu betonen, dass alle Orte am Handel mit 
Frankreich interessiert seien, wenn nicht durch eigenen Handel und eigene In- || 
dustrie, so doch als Mitregierende in den Landschaften Turgau und Rheintal, die 
vom ,Gewerb (Leinwand) leben‘. 

*) Heinrich, Herzog von Rohan, vom Dezember 1631 bis April 1635 ausser- 
ordentlicher Gesandter in der Schweiz und in Bünden, Generallieutenant für die 
Expedition ins Veltlin. 

°) Eidg. Absch. V, 2, p. 829. 

6) Ueber die politischen Ereignisse der Jahre 1633—1635 siehe Dierauer, 
Bd. III, p. 524 ff., und Schweizer, III, p. 221 f. 
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Nur mit Mühe erreichten die Kaufleute im September 1633 
noch ein neues „Intercessionsschreiben“ an den König; !)im übrigen 
waren sie wieder auf den Plan einer eigenen Legation zurück- 
geworfen. Trotz der bedeutenden Kosten, welche sie mit sich brin- 
gen würde, liessen die Verhältnisse eine solche ratsam erscheinen, 
denn der mühselige Doppelprozess vor Conseil verschlang immer 
grössere Summen, ?) die Reappreciation der Douane von Lyon 
und der Foraine musste fortwährend bezahlt werden und zudem 
war bis zum Ablauf der durch den Spruch Brularts de Sillery 
gewährten Wartefrist°) ein letzter günstiger Entscheid des Conseil 
in der Angelegenheit der Douane von Valence beizubringen. Aber 
für den Augenblick wirkten die politischen Verhältnisse auch einer 
Standesgesandtschaft rein kaufmännischen Charakters entgegen; 
sogar die evangelischen Städte, voran Zürich, verhielten sich sehr 
zurückhaltend und mahnten zur Geduld, da „die herren der Räthen 
„zue Zürich mit vatterlendischen geschefften also occupiert“ 
Seien, dass keiner von Hause weg könne.) Die Kaufleute suchten 
sich unter diesen Umständen wenigstens die Fürbitte der Ge- 
sandten zu sichern, welche die katholischen Orte im Februar 
#1(1634) an den französischen Hof schickten.?’) Aber mehr als gute 
Versicherungen von Seite des Königs und seiner Räte brachten 
Sidiese Herren auch nicht nach Hause.) 

Mit blossen Worten jedoch konnte man sich jetzt um so 
weniger zufrieden geben, als die Lage in Lyon sich neuerdings 
üiverschlechtert hatte. Nicht nur wurden die Zollquittungen in 
ider Douane häufig verweigert und die. Geldausfuhr wieder schroff 
gehindert, ”) sondern eine Erhöhung des Salzpreises um 6 Deniers 


I) Z2.D.154. Brief der 13 Orte vom 20. September 1633. 

| 2) Z.D. 187. Allein für die Douane von Valence waren schon 15,000 Livres 
iverausgabt worden. 

) Siehe oben, p. 176. 

4) St.G.D. Tr. XV, P.18. Brief Alexander Zieglers vom 18. Januar 1634. 
#lIn der Tat stand man damals im gefährlichsten Stadium des Kesselringhandels. 
#4Die Spannung im Innern der Eidgenossenschaft verstärkte sich von Tag zu Tag, 
und es schien, als ob die kleine Welle des 30 jährigen Krieges, welche die Neu- 
Ültralitätsverletzung Horns in die Schweiz geworfen hatte, das ganze Land in die 
{Wirbel des grossen Kampfes ziehen wolle. 

| 5) Eidg. Absch. V, 2, p. 726. Es waren Landammann Zurlauben von Zug, 
#Schultheiss Bircher von Poser und Alt-Landammann Reding von Schwiz. 

6) St.G.D. Tr. XI, P.7. Z.D. 154. Briefe Poumiers vom März 1634. 

&) MB. N0.257. 
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vom Livre, mit der man zugleich eine neue Gebühr für die Salz-:) 
quittungen, das sogenannte Droit d’acquit, einführte, fand auch. 
Anwendung auf die Schweizer und gab sofort zu neuen Klagen. 
Anlass. '!) 


| 
| 
| 
| 
| 
Als nun die Kaufleute von Lyon und Poumier, der Anwalt} 
der Schweizer, von Paris aus immer wieder auf rasche Absen- | 
dung der kaufmännischen Gesandtschaft drängten, wollte man|| 
sich schliesslich im Notfalle mit einer Abordnung im Namen | 
der evangelischen Orte allein begnügen, wenn die politischen | 
Verhältnisse ein einheitliches Vorgehen von Seiten der 13 Orte) 
verhindern sollten. Doch hielt man in St. Gallen darauf, „fürtreff- | 
liche und stattliche Leute“, die für sich selbst dort nichts suchten, „ 
an den Hof zu senden, und glaubte in dem Seckelmeister Salomon | 
Hirzel von Zürich?) den bestgeeigneten Mann gefunden zu haben...) 
Falls dieser die Mission ablehnen würde, sollte der zürcherische} 
Stadtschreiber Heinrich Waser angefragt werden. Neben Hirzelll 
wurde als zweiter Bote der Stadtschreiber von Schaffhausen, 
Dr. Johann Jakob Ziegler,?) in Aussicht genommen. Von Bern, 
das so wenig „Negotianten“ hatte, war kein Gesandter vorge-H 
sehen; ebenso hielt man es für besser, auf einen Basler zui 
verzichten. | 











Auf der Maitagsatzung 1634, welche wieder im Zeichen des; 
Kesselringhandels stand, waren die Aussichten der Kaufleute, 
die ihre Vertreter hingesandt hatten, um sich für eine kauf- 





1 Z.D. 154. 

?) Seckelmeister Salomon Hirzel von Zürich 1580—1654. Mit ihm be- 
ginnt dié aufsteigende Entwicklung des Geschlechts. Hirzel war Kaufmann und 
hatte eine Fabrikation von wollenen Tüchern. Er stand auch in Bezichungh 
mit Lyon, doch scheint ihn nicht dieser Umstand, sondern ausschliesslich sein 
Ruf als unbestechlicher Staatsmann den Kaufleuten zum Gesandten empfohlenH 
zu haben. 1602 war Hirzel Stubenmeister der Zunft zur Safran geworden; 
1612 kam er als Zunftmeister in den Kleinen Rat. Er hatte mehrere Gesandt-H 
schaftsreisen nach Bünden gemacht, um dort zu vermitteln. In der Heimat-| 
stadt gehörte er, in gemässigtem Sinne, der kriegerischen Gruppe des Antist 
Breitinger an. Er suchte im Kluserhandel und Kesselringstreit zu vermittelmi] 
1637 wurde er Bürgermeister. — Siehe Keller-Escher. | 

») Johann Jakob Ziegler, 1587—1656, beider Rechte Doktor, Stadtschreiberk 
von Schafthausen. Später Bürgermeister. Er war der Bruder des mit Lyon inf 
regem Handelsverkehr stehenden Kaufmanns Alexander Ziegler, 1596—1673. | 
— Siehe Ruegers Chronik. 
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fmännische Legation im Namen der 13 Orte zu bewerben, die 
denkbar ungünstigsten. Die katholischen Orte wiesen ihr Begehren 
irundweg ab, worauf die kaufmännischen Boten das an alle 13 
Orte gerichtete Bittschreiben den Vertretern der vier evangeli- 
schen Städte Zürich, Bern, Basel und Schaffhausen überreichten, 
Hals diese während der Badener Tagsatzung zu einer Sonder- 
‚Wkonferenz zusammentraten.') Obwohl die anwesenden Tagherren 
dieser Orte keine endgültige Antwort geben konnten, so war ihre 
{Haltung doch sehr entgegenkommend. Es wurde beschlossen, dass 
die drei übrigen Städte ihre Ansicht über die Ausführung der 
Gesandtschaft so bald als möglich nach Zürich berichten sollten; 
Jischon jetzt tauchte aber der Gedanke auf, ob nicht unter dem 
Schein dieses kaufmännischen Unternehmens dem König auch 
von den Beschwerden, die man gegen die katholischen Orte hatte, 
Kunde gegeben werden könnte. Doch erhob sich von anderer 
eite der Einspruch, dass eine solche Verquickung der beiden 
Angelegenheiten sie nur gegenseitig schädige. Da indessen von 
Iivorneherein keine Aussicht war, dass eine Gesandtschaft vor 
Ablauf der von Brulart gewährten Frist von 8 Monaten an den 
of verreisen würde, so anerbot sich die Versammlung, den 
König schriftlich um Verlängerung des Termins zu bitten und 
ihm von der geplanten Legation Mitteilung zu machen’) 

Auch versäumten die Kaufleute nicht, auf einer von Vialards?) 
iin der Angelegenheit Kesselrings nach Soloturn berufenen Ver- 
BE neskonferenz der eidgenössischen Stände den Vertretern 
der evangelischen Orte ihr Anliegen nochmals in Erinnerung 
zu bringen.‘) 
| Endlich waren die Vorbereitungen so weit gediehen, dass 

zur definitiven Wahl der Standesboten geschritten werden konnte. 
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1) Eidg. Absch. V, 2, p. 865. 

A 2) St.G.D. Tr. XV. Das Schreiben (datiert vom 28. Mai) war im Namen 
| cn Orte abgefasst, jedenfalls um beim König mehr Eindruck 
‚@lru machen. Gleichzeitig ging ein ähnlicher Brief an den Gesandten Vialards 
#lab. Die Antwort Ludwigs XIII. (Chantilly, 13. Juli), begleitet von einem 
MSchreiben Vialards, umging die sichere Gewährung der Prolongation der Bürg- 
| schaftsfrist. 

| 5) Michel Vialards de Herces, ordentlicher Gesandter vom 7. April bis 
#25. Oktober 1634. 

u ‘) St. D. Tr. XV, P. 19. Es geschah dies durch Hauptmann Junker Daniel 


Studer. 
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Der St. Galler Joachim Zollikofer verfügte sich als Abgeordneten 
der gemeinen Kaufleute zunächst nach Zürich und erhielt hier 
von dem Seckelmeister Salomon Hirzel die Zusage für Uebernahmesl 
der Mission, „durch die dem gemeinsamen Vaterland ein Diensti 
geleistet werde.“ Dann reiste er weiter nach Schaffhausen, umi 
dort den Stadtschreiber Dr. Ziegler als zweiten Gesandten zu 
gewinnen, einen Mann, dessen „Erfahrnus und Capacitet“ de 
Kaufleuten bekannt war. Auch Ziegler nahm den Antrag a 
Nun ging man in St. Gallen daran, die Beschwerdebriefe auszu 
arbeiten, die den beiden Ehrengesandten mitgegeben werde 
sollten, und der Entwurf dieser wichtigen Schreiben wurde dan 
zur Begutachtung und Ergänzung an die Kaufleute von Züich,| 
Bern, Soloturn, Basel, Freiburg und Schaffhausen gesandt. ') 
Wenige Tage später berieten die beiden Ehrengesandten de 
Kaufleute auf einer Zusammenkunft in Bülach über die Vorbe- 
reitungen zu ihrer Reise. Dann ritten sie zusammen nach Solo 
turn, um im Auftrag der Konferenz der evangelischen Städte: 
und Orte, die vom 2.—4. August 1634 in Soloturn stattgefunden 
hatte, dem Vertreter Frankreichs über deren Verhandlungen z 
berichten ?) und ihm die bevorstehende kaufmännische Botschaf 
bekannt zu geben. Vialards riet dringend von dem Vorhaben ab.°) 
Eine Gesandtschaft könne jetzt nicht auf guten Empfang bei Hofes 
rechnen; es sei weit besser, sich die Frist für den Entscheidi 
über die Douane von Valence nochmals verlängern zu lassen und 
erst in etwa 5 Monaten zu reisen. Auch deutete er an, dass ein 
einzelner Bote, mit guten Empfehlungen versehen, für die be 
friedigende Lösung der kaufmännischen Angelegenheit genüge. 
Hirzel und Ziegler glaubten auf diesen Bescheid hin wirklich, 
es wäre ratsam, die Reise wieder zu verschieben. Man habe —H 
meinten sie — häufig genug erfahren, dass Botschaften, die gegen 
den Willen des Ambassadors an den Hof gingen, dort erfolglos} 





| 


l 
| 





') 8t.G. D. Tr. XV. Auch dem Stadtschreiber Ziegler liess man auf'seine 
Bitte am 1. September eine Darstellung der Beschwerden zugehen. 

”) Eidg. Absch. V, 2, p. 885. Die Deputation Hirzels und Zieglers wird im 
Abschied nicht erwähnt. Ohne Zweifel hatten die Boten um französische Unter- 
stützung im Kesselrinshandel zu bitten und den Defensionalplan Zürichs und 
Berns vorzulegen. Es handelte sich um die Aufstellung von 4— 5000 Mann! 
geworbenen Kriegsvolks zur Sicherung gegen einen eventuellen Angriff von katho- 
lischer Seite. Man hoffte auf französische Geldhülfe für dieses Unternehmen! 

») 2.D. 155. Brief Zieglers vom 14. September. 


IN 
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blieben. In diesem Sinne berichtete Ziegler an die gemeinen Kauf- 
leute nach St. Gallen, die aber mit einer weiteren Verzögerung 
likeineswegs einverstanden waren und baten, sie nicht im Stiche 
u lassen.!) Infolge dessen kam es zu einer neuen Zusammen- 
kunft der Ehrengesandten zu Neftenbach (20. September), und 
hier beschlossen die beiden Männer, trotz aller Abmahnungen 
ialards doch zu reisen, da man ja sehe, wie die Beschwerden 
der Kaufleute durch geduldiges Zuwarten immer bedenklicher 
würden. Die gleiche Ansicht vertraten sie dann auch auf der Kon- 
Hierenz der evangelischen Orte zu Arau (18. bis 21. September), 
welche die sofortige Absendung der kaufmännischen Standes- 
besandtschaft endlich zum Beschluss erhob und die Wahl Hirzels 
und Zieglers bestätigte. Zürich erhielt den Auftrag, die Gesandten 
n der Weise, wie es einst 1615 vorgesehen gewesen, mit Instruk- 
tion und Generalkreditiv zu versehen. ’) 

In der Tat erinnerten die Verhältnisse, unter denen im Herbst 
11634 die seit Jahren erstrebte SU done Hat endlich nach Paris 
abgesandt wurde, in mehr als einer Beziehung an diejenigen 
ivom Jahre 1615.°) Auch diesmal war eine Gesandtschaft im Namen 
} ller 13 Orte am Widerstand der Katholiken gescheitert; auch 
idiesmal hatten die Kaufleute zwei Männer evangelischen Be- 
kenntnisses zu Trägern ihrer Mission erkoren. Ebenso lässt sich 
keine gewisse Ähnlichkeit der politischen Lage nicht verkennen. 
11615 war die Legation unterblieben, weil man in den katholischen 
|Kreisen der Eidgenossenschaft gefürchtet hatte, die evangelischen 
iBoten der Kaufleute würden sich nicht auf ihre eigentliche 
| ission beschränken, sondern die Anwesenheit am Hofe zu poli- 
iischen Umtrieben im Interesse der französischen Glaubens- 
Lenossen benützen. Auch jetzt lag Grund zu ähnlichen Befürch- 
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1) Z.D.155. Brief der St. Galler Kaufleute an Ziegler vom 17. September. 
?) Eidg. Absch. V, 2, p. 900. Hier wird neben Ziegler und Hirzel noch 
ITohann Ludwig von Erlach als dritter Gesandter genannt. Erlach wurde aber 
brst nachträglich beigegeben und gehörte nicht zu der eigentlichen kaufmänni- 
pchen Legation. Die St. Galler erfuhren erst im letzten Augenblick von seiner 
Teilnahme. — Den Gesandten wurde der Auftrag erteilt, unterwegs bei Vialards 
in Soloturn vorzusprechen und ihm von der drohenden Annäherung der kaiser- 
lichen Armee Kenntnis zu geben. Ferner sollten sie betonen, dass man ur- 
I;prünglich eine „sammtliche“ Gesandtschaft beabsichtigt habe, sie aber nun unter- 
jasse und hoffe, auf diese Weise dennoch zum Ziel zu kommen. 

») Siehe oben, p. 135 ff. 
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| 
tungen vor, da die evangelischen Schweizer engere Fühlung mit 
Frankreich zu gewinnen suchten.') Schon wiederholt hatten sie 
daran gedacht, ihrerseits eine Standesgesandtschaft an den Hof] 
Ludwigs XIll. zu entsenden; doch immer verstand es der Ver-| 
treter Frankreichs, das Zustandekommen einer solchen geschicktil 
zu hintertreiben. Was lag nun näher, als unter dem Schein einer | 
kaufmännischen Mission auch die politischen Beschwerden vor!| 
die Ohren der französischen Machthaber zu bringen? Einmall 
konnten einer solchen Abordnung durch den Gesandten in Solo- 
turn weniger Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden, dann 
war man gegenüber den Katholiken wenigstens äusserlich ge- 
deckt, und endlich empfahl auch die Sparsamkeit dieses Doppel- 
unternehmen, da sich die Kaufleute verpflichtet hatten, die Kostenil 
der Gedaiälschart zu tragen. Wie weit die politischen Aufgabefill| 
der Boten gingen, brauchte man ja weiter nicht bekannt zu geben.l 
Ohne Zweifel haben Betrachtungen dieser Art viel dazu bei 
getragen, dass die Gesandtschaft überhaupt zustande kam. Mani 
braucht nur einen Blick auf die Instruktionen zu werfen, die) | 
Zürich Anfangs Oktober ausstellte, um zu erkennen, was die oval | 
gelischen Orte von dieser Eau Bozatiön erwarten 
ten,?) welcher als dritter Gesandter und besonderer Vertreter 
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!) Seit der Neutralitätsverletzung Horns und der Gefangennahme Kesszl | 
rings hatte sich nämlich der Gegensatz zwischen katholischen und evangelischenil | 
Eidgenossen bis zur Kriegsgefahr verschärft. Da die katholischen Orte im März#] | 
1634 ihr Bündnis mit Spanien erneuerten, so gedachten die evangelischen, | 
an ihrer Spitze Zürich, vorübergehend sogar an einen Vertrag mit Schweden, 
ein Plan, der durch die Zurückhaltung Basels und ke zum Glücks 
vereitelt wurde. Dafür hofften die Evangelischen auf die Unterstützung Krane 
reichs ; ging doch die Politik Richelieus darauf aus, die Feinde der habsburgischen 
Mächte zu stärken. (| 

*) Zürcher Staatsarchiv, Instruktionen 1633, 1634, Bd. VIII, 44, gest.|||} 
XII, 33, p. 299 ff. Die Instruktionen wurden im Namen von „acht evaneeli I} 

„Orten und Zugewandten loblicher Eidtgnoschafft, namlich Zöridh, Bern, Glaruß, || 

„Baßel, Schdiihlußen, Uß-Roden Appenbaili Sant Gallen und Biel“ ausgestellt,.| 
für die „woledlen, gestrengen, hochgelehrten, fromen, vesten, fürsichtigen anal) 
wysen ker Salomon Hirtzel, des raths und seckelmeister der statt Zürich, herrl 
Johan ludwig von Erlach, herr zu Castelen und Ruchenstein, oberster des rathskl 
der statt Bern, und herr Johan Jakob Ziegler, der "echten doctor und statt:|| 
schryber der statt Schaffhufñen“. Die eine der Instruktionen betrifft den eigent:|| |! 
lichen offiziellen Zweck der Legation, die zweite die Bitten nnd Forderungeniffi 
der evangelischen Orte. Sie beginnt mit den Worten: „Demnach wir unseren|l}}, 
„handelsslüthen eine gesandtschafft umb sovil lieber und ehender bewilliget, dassh}} 
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der Standesgeschäfte der Berner Johann Ludwig von Erlach, 
MHerr von Castelen.!) beigegeben wurde. Beide Instruktionen, 
die kaufmännische wie die politische, waren für alle drei Ge- 
Msandten gleichmässig ausgestellt. Die erstere, ganz allgemein 
gehaltene, schärfte den Ehrenboten nur ein, ihr Bestes zu tun, 
um den Wünschen der Kaufmannschaft gerecht zu + die 
„mit allen nothwendigen informationen uffs beste gefasst“ s 


1 Wirklich hatten die Kaufleute längst ihre ten 
À setroffen. Nach bewährter Sitte wollten sie auch diesmal noch 
4 ihre besonderen „Deputierten* mit den Ehrengesandten reisen 
4 
k 


| ‚by solchem anlass unserer Ständen gemeine und sonderbare angelegenheiten ... 
| 


‚auch mögten nach mehrer noturfft von mund repraesentiert werden“. Dann folgen 

hie einzelnen Punkte: 1. Klage über die Behandlung Kesselrings, der seit 11 

Monaten in Schwiz gefangen sitze und der Marter unterworfen werde, trotz- 

fem sich der König bemüht habe, zu vermitteln. 2. Die Gefahr des spanischen 

' nd savoiischen Bündnisses der Katholiken wird geschildert und gebeten, der 

f König möge bundesgemässe Hülfe versprechen, falls ein Einbruch der kaiser- 
| 











ichen Heere 3. Dringendes Gesuch, die geliehenen Kapitalien zurück- 
dfruerstatten und die Pensionen besser auszuzahlen. 4. Man bittet den König aufs 
‘@heue um Unterstützung des Planes, der schon 1629 angeregt worden ist: „dass 
Shamlich uff dero (des Königs) costen und underhalt von uns in 5 oder 6000 
pmann zu fuss sambt 2 in 300 pferden möchtend geworben werden, dergestalt, 

j,dass diss volck wir, by gegenwärtigen in den oberen tütschen landen weh- 
| renden verderblichen und stets umb sich fressenden kriegen und anderen 
| unseren nöthen, zu unserer versicherung solten mögen in unseren landen be- 
@,halten; were aber Ihre Mt. solchen volcks mangelbar und wir dessen köndtent 
| RE cren. dasselbig Ihro gevolgen lassen“. 5. Die Gesandten sollen versuchen, 
Frankreich für eine nähere ,verpundtnus“ mit den evangelischen Orten zu ge- 
Mrinnen, aus der diesen die gleichen Vorteile, wie sie den Katholiken das spanische 
| | ündnis gewährte, nehken würden. Dabei sei scharf zu betonen, „wie ohne 
l,anstellung durch Ihr (des Königs) mittel und gellt eines gewüssen bestendigen 
‚#1, defensionalwesens, dise unsere land zu unwiderbringlichem nit allein unserem 
#j.schaden, sonder auch deß gemeinen wesens und Ihrer konigl. Mt. nachtheil, 
#4, möchten urplötzlich überylt und beweltiget werden“. 6. Verwendung für die 
Stadt Mülhausen. 


1) Gonzenbach, Pd. I, p. 34 ff. Hans Ludwig von Erlach spielt im 30- 
ährigen Krieg eine nicht unbedeutende Rolle. 1625 war er Oberst und General- 
| [ uartiermeister im Dienste Gustav Adolfs gewesen; 1633 hatte er die Leitung 
| lies bernischen Grenzschutzes inne. Später (1635) wurde er Oberst und Ganelall 
‚@lieutenant der Republik Bern, dann Generalmajor in der Armee Herzog Bern- 
Jiards von Weimar und Gouverneur der Festung Breisach; 1647 ernannte ihn 
8 Ludwig XIV. zum Generallieutenant bei der Armee in Dedtschlenil, 1638 wurde 
ir designierter Marschall von Frankreich. 
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lassen. Die Wahl war auf den St. Galler Junker Daniel Studer ))ıl 
und auf den Basler Benedikt Socin?) gefallen. Studer hatte sich: 
schon mehrere Male als Vertreter der gemeinsamen Interessen 
auf den Tagsatzungen und beim Gesandten in Soloturn bewährt; ?)) 
beide Männer aber waren als gewiegte Kaufleute mit der Materie: 
des Streites völlig vertraut. 

Die grosse und kostspielige Standesgesandtschaft, die nunı 
endlich einmal reisefertig war, sollte nicht nur die Beschwerden 
wegen der Douanen von Lyon und Valence zum Abschlusses 
bringen, sondern auch im übrigen auf neue weitgehende Siche- 
rung aller Ansprüche Bedacht nehmen.) Sie wurde angewiesen, 


!) Daniel Studer, 1585—1648. Da das Schloss Rebstein im Rheintal im 
Besitz der Familie war, nannten sich diese Studer „von und zu Rebstein“. 
Seit 1623 war Daniel Studer Stadthauptmann. Er war einer der Inhaber der! 
Firma Schlapritzi, Studer und Hochreutiner, die damals neben der Joachim 
Zollikoferschen an erster Stelle unter den Lyoner Häusern stand. 

?) Benedikt Socin von Basel war Teilhaber der Firma Reinhart Passavant,,l 
Benedikt Soein und Jeremias Faesch. Sie stand seit Beginn des 17. Jahrhundertsil, 
mit Lyon in lebhaftem Handelsverkehr. | 

277. #189, 

#, St.G.D. Tr. XIV,P.17u. Tr.XV,P.18 und 19. Die Instruktionen Studersil‘ 
und Socins betrafen folgende Punkte: A. Erlangung eines Patents, das die Be-ik 
stimmungen des Ewigen Friedens völlig anerkennt und in dem ein hörige mal 
für Gewährung der Geldausfuhr eingefügt ist. B. Besiegelung und gehörige Ein.) 
tragung dieses Patents. — Die einzelnen Beschwerden, für welche Abhülfe ver 
langt wurde, waren: 1. Die Schweizer werden seit Frühjahr 1633 zur za 
der Réappréciation der Douane von Lyon gezwungen. 2. Ebenso müssen sid| 
die Réappréciation der Traite foraine et domaniale bezahlen. 3. Der Prozess 
gegen den Generalpächter von Valence ist trotz der vielen den Schweizern gün-ıl 
stigen Entscheide noch nicht abgeschlossen. 4. In Burgund werden als droifil] 
de Reve et Foraine noch immer für jedes Fuhrross 20 Sols (früher 30), erhoben 
5. In Languedoc und Provence ist fortwährend die Foraine domaniale zu zahlen. 
die für die „charge“ Leinwand 20 Livres ausmacht. 6. Die Pächter bringen zung 
Schaden der Kaufleute die Prozesse von den Provinzgerichten immer vor den 
Conseil, wo sie ihre bestellten Advokaten und Procureurs haben und billig und || 
leicht Recht erhalten. Dort ziehen sie die Streitigkeiten absichtlich in die Länge! 
und wenn sie auch verlieren, werden sie der Kosten ledig gesprochen. Oft er! 
wirken sie ,arrêts par surprise“, wie jüngst in der Angelegenheit der Reappreik 
ciatıion. 7. Die Ausfuhr von Gold und Geld wird gehindert. 8. Beim Tode eines 
Eidgenossen unterstehen sich die königlichen Beamten, das Droit d’aubaine zu ver! 
langen, was gegen die Bünde ist (nach dem Droit d’aubaine wurde 1/2 de 
Hinterlassenschaft der Nichtfranzosen zuhanden des Fiskus eingezogen). 9. Wähll 
rend der Unruhen in Frankreich sind die Kaufleute vertragswidrig entwaffnei| 
worden. 10. Wird eine neue Auflage von 3 L. vom Stück, genannt „margqud 
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Hie Streitigkeiten gegen die beiden‘Generalpächter der Douanen 
| icht mehr auf dem Prozessweg weiter zu verfolgen und sich 
auf „kein recht noch plaiderie“ einzulassen, sondern einfach ein 
atent zu verlangen, das die alte Zollbefreiung in ihrem vollen 
Umfang bestätige. Merkwürdig ist, wie die Spezialinstruktion 
Studers und Socins ausdrücklich besagt, dass die Standesgesandt- 
schaft allein im Interesse der Kaufleute nach Hof reise. Hatte 
lie Kaufmannschaft wirklich keine Kenntnis der Nebenabsichten 
pder wollte sie die Fiktion vorsichtshalber auch vor sich selbst 
aufrecht erhalten’? ?) 

Es wurde bestimmt, dass sich die Gesandten und „Depu- 
ierten“ mit ihrer Begleitschaft am 3. Oktober 1634 in Mellingen 
rersanımeln sollten. Vor der Abreise schickte der Vorort Zürich 
noch ein Schreiben an Vialards, damit ihn, der so sehr darauf 
redrungen, dass man die Legation hinausschiebe, deren Absen- 
lung „nit zu hoch offendiere“. Man entschuldigte sich mit dem 
Drängen von Poumier und Cappus, die ohne eidgenössische In- 
ervention die Angelegenheit zu keinem Ende bringen zu können 
»Jaubten,’) und fügte auch hinzu, dass ein Angriff der Zöllner auf 
lie Ordinari-Post, deren Briefe erbrochen und geöffnet worden 
‚eien, die Stimmung der Kaufleute noch mehr gereizt habe.°) 
Am 1. Oktober 1634 (a. St.) ritt Junker Daniel Studer aus 
St. Gallen,‘) begleitet von seinem Schwiegersohn Marx Friedrich 


Les toiles fustaines“, auch von den Eidgenossen verlangt. —— Verzeichnus aller 
Beschwernußen der aydgnössischen gmainen Kauffleuten und Klagpunckten etc. 
1) Zweifellos ist, dass man in St. Gallen um den Doppelcharakter der Ex- 
edition wusste. Aus Äusserungen Studers geht hervor, dass er völlig auf dem 
„aufenden war. Aber gegenüber weiteren Kreisen, speziell gegenüber den Kauf- 
buten der ONE en Orte, scheint man an der Vorgabe der reinen kauf- 
hännischen Gesandtschaft festgehalten zu haben. 

2,:25D=1:53. 

®) St.G.D. Tr. XV,P. 19; Z.D.155. Anderseits hatten sich die Ordinari- 
"erwalter im Juni 1634 bei Vialards entschuldigen müssen, da zwei Briefpackete 
hit dessen Depeschen erbrochen in Lyon angekommen waren. 

| *) Über diese Gesandtschaft sind uns 2 Tagebücher erhalten. Das eine 
ammt von dem „Deputierten“ Daniel Studer (St. G.D. XI, P. 7), das andere vom 
(Ehrengesandten“ Hirzel (Hirzelsches Familienarchiv No. 20, 13, aufder Zürcher 
| tadtbibliothek). Hirzels Tagebuch liegt jedenfalls im Original vor. Es ist äusser- 
ch flüchtiger geführt als das Studers, aber sachlicher und berichtet nur das 
esentliche über die politischen und kaufmännischen Verhandlungen. Studers 
lagebuch geht: mehr in die Breite. Hier wird mit Behagen die Pracht der 
teinestadt und der Prunk des Hoflebens geschildert. Auch versäumt der Ver- 
St. Galler Mittlgn. z. vaterländ. Gesch. XXXII. 13 
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Buffler, Hans Rudolf Zollikofer und Kaspar Naef. In Rickenbach} 
stiess Junker Bartholomäus Zollikofer, den wir als tapferen Käm-H 
pen für die Privilegien schon längst kennen, mit seinem Diener zu | 
den Reisenden. Auch er begab sich nach Paris, doch diesma | 
in eigenen Geschäften. In Wintertur wurden die St. Galler von 
Landschreiber Hegner empfangen, durch den sie erst erfuhren, 
dass Oberst Johann Ludwig von Erlach im Namen Berns ebenfalls: 
an der Gesandtschaft teilnehmen werde und dass man hoffe, dies 
„sei den herren kauffleüthen nicht entgegen.“. Hegner meinte 
es wäre ratsam, Erlach die kaufmännischen Anliegen durch ein 
spezielles Schreiben der Obrigkeit empfehlen zu lassen, worauf 
Studer sofort einen Eilboten nach St. Gallen schickte, um vonl) 
Bürgermeister Schobinger einen solchen Brief zu erbitten. 

In Zürich fanden die St. Galler den Seckelmeister Hirzel mit 
seinen Söhnen Hans und Hans Kaspar, einem jungen Verwandte 
Hans Jakob Hegner von Wintertur, und zwei Dienern reise 
fertig. Mit einander ritt man nach Mellingen, wo um die Mittags 
zeit des 3. Oktober der Stadtschreiber Dr. Ziegler von Schaff 
hausen mit 2 Dienern verabredungsgemäss zu den Reisende 
stiess. Auch der Oberst von Erlach traf hier im Laufe des Tages!| 
mit ihnen zusammen. Obwohl die Gesandten zwischen Mellinger 
und Arau noch von einem Boten des Herrn von Vialards, deı 
sie zur Umkehr bewegen sollte, angehalten wurden, ritten sie 
doch auf Soloturn zu, um dort mit dem Vertreter Frankreichti 
über ihre Mission zu verhandeln. Nur der Basler Kaufmanı || 
Benedikt Socin liess diese Stadt bei Seite liegen und begab sic 
von Wiedlisbach, wo er die Gesandten getroffen, direkt nach!| 
Lyon. !) 

In Soloturn wurden die Boten von dem Sekretär und Dol 
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fasser selten, uns das Menu der Bankette, zu denen er geladen wird, mitz 
teilen. Das erhaltene Exemplar des Tagebuchs ist offenbar eine Abschrift dei 
Reisenotizen; es ist zu sauber und gleichmässig geführt, um als das wirklich! 


Kerze gezeichnet, umrahmt von den pathetischen Worten: „Aliis inserviend: 
consumor. Dulce pro Patria mori. Sed patientia vincit omnia.“ Unsere Darstelt 
lung benützt abwechselnd beide Tagebücher. Eine Wiederholung ihres Inhal 
bieten die Briefe der Deputierten aus Paris. Z.D. 155, 156. 

!) In Basel herrschte eben eine Epidemie. Dies war der Hauptgrund, wes 


Soloturn kam. 
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etscher Vialards, Jacques Mollondin,!) empfangen, der gleich im 
ersten Gespräch erklärte, sein Vorgesetzter habe gehofft, dass 
die Gesandtschaft auf seinen Wunsch unterbleibe, und sie mit 
llen Künsten der Beredsamkeit von ihrer Reise abwendig zu 
achen suchte. Als sie aber unentwegt auf einer Audienz be- 
tanden, wurden sie schliesslich auf den Morgen des 5. Oktober 
„sampt irem comitat in nammen ir Exelentz zu gast erpeten, 
on en qualité d’ambassadeurs, sonder comme ses bons amis“. 
Diese Zusammenkunft benutzte Vialards, der die Herren „mit 
altsinnigem hertzen und wenig worten“ begrüsste, noch zu einem 
etzten Versuch, die Reise rückgängig zu machen. Er lehnte 
sab, D diolche Empfehlungsschreiben nach Hof mitzugeben. 
„Da ne nichts helffen wöllen“, so erzählt uns Studers Tage- 
buch, „hat er endtlich mit schmertz sie dimitiert und sindt ime 
„vor zorn die augen übergangen und gesagt: seye ime laidt, 
„daß sie ein solche resollution gefast, dann sie nicht allein übel 
„angesehen sein werden, sonder auch nichts erhalten. Hierauf 
„die Herren Ehrengesandten repliciert, dass sie hoffen, by ihr 
„Mt. nicht allein angenem zu sein, sonder auch ir intent zu 
„erhalten.“?) Nach dieser fast dramatischen Szene ging man 
auseinander. Die Worte Vialards hatten doch so viel Eindruck 
zemacht, dass die drei Ehrengesandten neuerdings schwankend 
wurden, ob die Reise überhaupt zu wagen sei. Sie riefen Studer 
and FRA Zollikofer zu sich und legten ihnen allen Ernstes 
die Frage vor, ob man nicht heimkehren wolle. Da trafen sie 
aber auf energischen Widerstand. Studer wies darauf hin, „was 
„auß diser unverhofften zuruckhraiß für schimpf und spott by 
„und von den fünff Orthen entstehn würde“, und erklärte unum- 
wunden, dass die Kaufleute nur die Kosten zu tragen gesinnt 
seien, wenn die Gesandtschaft jetzt zustande komme, dass sie 
sich aber „ferners dißes geschäffts weder wenig nach vill werden 
| noch beladen wöllen“. Das für künftige Generationen 
us der Unterlassungssünde erwachsende Unheil falle aber dann 
icht ihnen zur Last.) 


1) Jacques de (Stavay)-Mollondin, 1601 —1664; Secretaire-interprete des 
ranzösischen Gesandten in der Schweiz. 

?) Studers Tagebuch, p. 4 ff. 

3) Studers Tagebuch, p. 7. Hirzel geht über diese Episode stillschweigend 
inweg! Bereits bei diesem Anlass zeigte sich, dass die Standesgeschäfte eine 
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Nach längerer Beratung entschieden die sich Ehrengesandten, 
doch zu reisen. Auch Erlach, der sich bis jetzt noch nicht de- 
finitiv zur Teilnahme an der Legation entschlossen hatte, sagte 
nun seine Begleitung fest zu.!) Er ritt mit Bartholomäus Zolli- 
kofer nach Bern, um dort seine Instruktionen zu holen, und schloss 
sich erst am 7. Oktober in Murten wieder den anderen Reise- 
genossen an. 

Gemeinsam zog nun die Gesandtschaft über Payerne, Moudon, 
Lausanne, Genf nach Lyon, wo sie am 13. Oktober gegen Aberiil 
ihren Einzug hielt. Die schweizerischen Kaufleute und Fak-| 
toren waren ihr, 40 Mann stark, entgegen geritten und begleiteten 
sie zum „Ecu de France“, wo sie Herberge nahm. Der Auf- 
enthalt in Lyon dauerte im ganzen vier Tage. Während dieser 
Zeit wurden die Boten von den Kaufleuten gastfrei gehalten, und | 
am 15. Oktober gab ihnen die „Nation“, d. h. die vereinigte eidge- 
nössische Kaufmannschaft, ein glänzendes Bankett im Hause der' 
Joachim Zollikoferschen zum „Chameau“.?) Bei all diesen An- 
lässen versäumten die Kaufleute nicht, den Gesandten immer 
wieder ihre Sache ans Herz zu legen. 

Schon am 16. Oktober ritt Erlach, in dessen Gefolge sich 
neben drei Dienern zwei junge adelige Baiher befanden, von Lyon! 
ab. Hier, wie überhaupt im Verlauf der ganzen Reise, tritt eine 
ostentative Absonderung des Berner Boten deutlich hervor. Ohne! 
Zweifel geschah dies, um bei den kaufmännischen „Deputierten“)) 
nicht das Misstrauen zu erwecken, als ob die Gesandtschaft sich 
über Gebühr der politischen Fragen annehme. | 
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und Socin mit ihrer ganzen Begleitschaft LR Es Fe ein || 
stattlicher Trupp von 14 Berittenen, dem die Kaufleute eine 
halbe Stunde vor die Stadt das Ehrengeleite gaben. Beim Ab-} 
schied dankte Hirzel für die erwiesene Gastfreundschaft, und 


grössere Rolle spielten, als dem Interesse der Kaufleute zuträglich war. Die d 
Verhandlungen mit Vialards, in erster Linie von Erlach geführt, hatten sicherlich 

nicht die Zollangelegenheiten zum Hauptinhalte gehabt. Eh 

!) Gonzenbach, p. 34. 

2?) Z.D. 187. Das Gastmahl der Nation kam sehr teuer zu stehen. ann] j 

das „ Bastetenwerkh per die mittagsmahlzeit“ kostete 633 Livres. Die Rechnung! N, 

im Ecu de France, welche die Kaufleute beglichen, betrug 1200 Livres. ia] | 
| 






ganzen wurden während des kurzen Aufenthaltes der Ehrengesandten mehr alstı 
2000 Livres aus der Ordinari-Kasse verausgabt. 
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athias Spon, als Sprecher der Kaufleute, empfahl den Gesandten 
mochmals deren Angelegenheit. 


Von Roanne (Depart. Loire) fuhren die Schweizer auf drei 
Schiffen Loireabwärts bis nach Orleans, das nach fünftägiger 
Fahrt erreicht wurde. Ohne Aufenthalt!) ging es weiter nach 
Paris. Hier traf die Gesandtschaft am 27. Oktober?) (a. St.) ein 
und hielt im „Fauxbourg St. Germain & la Ville de Venise“ Einkehr. 
Poumier, der Agent der Eyoner Kaufleute, der schon seit einigen 
Monaten in Paris weilte, empfing die ersehnte Legation zuvor- 
kommend und sorgte für ein geräumiges „Loschement“ in der 
Stadt, an der „Rue St. Honor& & l’enseigne du Croissant de la lune“, 
in das man noch gleichen Tages übersiedelte. Auch für den 
Oberst von Erlach waren einige Zimmer vorgesehen; doch lehnte 
er es ab, mit den übrigen Gesandten zusammen zu wohnen.?) 


Schon am zweiten Tag wurden die Geschäfte in Angriff ge- 
nommen. Studer begleitete die Herren der Botschaft zu dem mit 
Erlach befreundeten Armee-[Intendanten (commissaire de guerre) 
de Bullion,‘) der sie freundlich empfing und meinte, die Aussicht 
auf Erfolg wäre nicht schlecht. Auch der Herzog von Rohan;) 
zu dem man sich nachher begab, verhielt sich entgegenkommend. 
So glaubten die Boten auf baldige Audienz rechnen zu dürfen 
und machten sich an die Ausarbeitung und Übersetzung der 
„Proposition“, die sie Ludwig XII. übergeben wollten. Inzwischen 
kehrte der Staatssekretär für die auswärtigen Angelegenheiten, 


1) Studers Tagebuch, p. 13. — Ursprünglich hatten die Gesandten in Orleans 
husruhen wollen ; da aber der Herzog Gaston von Orleans eben in der Stadt ankam, 
tınd sie nicht wussten, ob er mit dem königlichen Bruder wieder in Fehde lebe, 
o hielten sie es für besser, weiter zu reisen und ihn nicht zu begrüssen. 














| ?) Seit Anfang November beginnt Studer eine Doppeldatierung, indem er 
leden Tag das Datum nach dem alten (julianischen), in der evangelischen Eid- 
renossenschaft noch gebräuchlichen, und nach dem neuen (gregorianischen), in 
Frankreich eingeführten Kalenderangibt. Die Differenz zwischen beiden Kalendern 
beträgt 10 Tage. — Wir geben die Daten nach dem alten Stil. 

®) Erlach nahm eine Wohnung im Quartier St. Germain ,à la Ville de 
ranckfort“. 

#, Henri de Bullion, Sr. de Fonteney, 16385 —1635 Commissaire de guerre 
für das in Bünden stehende Heer. Er hielt sich 1634 nur vorübergehend in 
>aris auf und starb 16935. 

5) Rohan verliess am 3./13. November Paris, um sich zu seinem Heer auf 
len deutschen Kriegsschauplatz und dann nach Bünden zu begeben. 
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Bouthillier, ‘) von Orleans, wo er bei des Königs Bruder gewesen, 
nach Paris zurück. Er begegnete den Schweizern ebenfalls mit der 
grössten Liebenswürdigkeit und versprach, die erbetene Audienz 
beim König demnächst zu ermöglichen. Aber die Tage vergingen, |) 
ohne dass die Geschäfte der Gesandtschaft im mindesten geför- 
dert wurden. Dazu brachte Bullion ungünstigen Bescheid: man 
sei am Hofe ungehalten, dass die Legation, entgegen dem Rate 
Vialards, doch gekommen, und wolle überhaupt nur ihre die Kauf- 
leute beenden Beschwerden hören. ?) 

So verfloss der erste Monat des Pariser Aufenthaltes, ehe ||. 
die Gesandten den Monarchen auch nur zu Gesicht bekamen; da- ||, 
gegen hatten sie volle Musse, die Pracht der Hauptstadt zu bewun- ||, 
dern.?) Am Sonntag ritten sie regelmässig nach Charenton in den || 
reformierten Gottesdienst; an den Wochentagen „sollicitierten“ sie || 
Audienzen oder sahen sich Paris an, wo gerade ein besonders 
glänzendes Leben herrschte, da in den Novembertagen 1634 || 
eine prunkvolle, dreifache Hochzeit dreier Nichten des Minister- || 
kardinals gefeiert wurde. Richelieu selbst begab sich dazu von 
seinem Schlosse Rueil nach Paris; auch die Königin und der ganze 
Hof nahmen an dem Feste teil. Studer und Socin begegneten 
auf einem Spazierritt dem langen Wagenzuge, als man eben nach 
dem „argenal zur hochzeit und zum tantz“ fuhr.*) Kurz darauf 
hielt der päpstliche Legat Giulio Mazarini’) seinen glänzenden | 
Einzug in Paris. | 

Während ihrer erzwungenen Musse trafen die Gesandten || 
auch häufig mit den in Paris stehenden Schweizer Offizieren zu- 


t) Leon Bouthillier (Bouthillier, le fils), 1632— 1643 Staatssekretär für 
die auswärtigen Angelegenheiten. 

?) Hirzels Tagebuch, 13./23. November. 

*) Das Palais Luxembourg, das Maria von Mediei vor kurzem (1615 — 1620) 
durch Debrosse hatte erbauen lassen, erregte in erster Linie die Bewunderung || 
Studers. 

*) Studers Tagebuch, p. 23. 

°) Giulio Mazarini, der spätere Kardinal und Minister Ludwig XIV. Seit 
1630 stand er mit Richelieu in engerer Verbindung. Erst 1632 war er aus 
dem päpstlichen Militärdienst in den geistlichen Stand übergetreten. Von 1634 — |} 
1636 weilte er als ausserordentlicher Nuntius am französischen Hof. 1639 trat ||} 
er völlig in den Dienst Ludwigs XIII. 1641 erhielt er den Kardinalshut auf || 
Fürsprache Richelieus. Nach Studer kam Mazarini im November 1634 nach |) 
Paris wegen der Ehescheidung Gastons von Orleans, welcher mit der ihm ver- 
hassten Herzogin von Montpensier vermählt war. 
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sammen, insbesondere besuchten sie verschiedene Male den Alt- 
andammann Reding von Schwiz,') der totkrank in Paris lag 
nd den evangelischen Gesandten gegenüber „ein schöne be- 
andtnus und ain ermanung“ tat, dass man im Vaterland einig 
leiben und die „religion beyseits setzen“ solle. ?) 


Endlich, am 26. November, kam es zu der längst erwar- 
seten königlichen Audienz. In 3 sechsspännigen Karossen fuhren 
ie Ehrengesandten, die Deputierten und ihre Begleiter nach 
St. Germain. Durch die schottischen, schweizerischen und fran- 
»ösischen Garden wurden sie vom Zeremonienmeister und von 
ndern Höflingen nach dem Zimmer des Königs geführt, der 
sie, umgeben von seinem Hofstaat, hinter seinem mit einem Ge- 
änder umgebenen Bette auf einem Sessel erwartete.?) Beim Ein- 
ritt der Gesandten erhob sich Ludwig und bot ihnen mit ent- 
blösstem Haupte die Hand. Seckelmeister Hirzel hielt eine deutsche 
nsprache, die vom Dolmetscher übertragen wurde. Er empfahl 
ie Gesandtschaft der Gnade des Königs und übergab schriftlich 
lie Beschwerden und Bitten seiner Oberen. Ludwig XIII. hörte 
roll Freundlichkeit zu, lüftete während der Rede dreimal zu- 
timmend den Hut und entliess die Schweizer, die nun noch der 
Königin Anna ihre Aufwartung machten und dann nach Rueil 
cum Kardinal Richelieu fuhren. Auch hier wurden sie gnädig 
empfangen. In einem kurzen Gespräche zeigte sich der Minister 
hren Forderungen geneigt und „dimitierte sie mit guotem con- 
'ento“. Darauf sprachen sie noch „ein stegen“ höher beim Pere 
oseph,*) der rechten Hand Richelieus, vor, wo sie nicht weniger 
Entgegenkommen fanden. Im Gespräch mit der „grauen Emi- 
henz‘“‘ kamen nur die politischen Fragen zur Berührung, beson- 
| !) Heinrich von Reding-Biberegg warein Mitglied derkatholischen Gesandt- 
haft vom Frühjahr 1634 gewesen (siehe oben, p. 185). Er scheint damals krank 
n Paris liegen geblieben zu sein, wo er am 9./19. Dezember 1634 starb und 
im folgenden Tag „zu St. Eustache mit grossem Pomp zur Erden bestattet 
urde.“ Rott II, Bd. III nennt irrtümlich 1640 als Todesjahr, die Familien - 
ronik und der Stammbaum der Familie Reding das Jahr 1636; Studers und 
irzels Tagebücher aber geben hier sichere Anhaltspunkte, die noch durch die 
intragung im Sterbebuch des Pfarramts Schwiz bestätigt werden, das den 20. 
ezember 1634 als Todestag nennt. 

?) Studers Tagebuch, p. 24. 

) Studers Tagebuch, p. 27 f. 

4) François Leclerc du Tremblay, genannt Père Joseph, 1577—1638, Mit- 
beiter Richelieus und sein eigentlicher Bureauleiter und Vertrauter. 


j 
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ders wurde „dess Kesselrings und der fünff Orthen halb discu-- 
riert“. Es ist ein eigentümliches Schauspiel, das sich uns bietet, 
wenn die Vertreter der evangelischen Stände auf diese Weise den) 
französischen Kapuziner um Hülfe gegen die katholischen Bundes-- 
brüder angehen! 

In den nächsten Tagen folgten Audienzen beim Siegelbe- 
wahrer Seguier,‘) bei den Finanzintendanten Bullion *) und Bou-4 
thillier ?) und bei Charles Brulart de L&on,*) einem ehemaligen fran-} 
zösischen Gesandten bei der Eidgenossenschaft. Ueberall gab man 
den Schweizern freundliche Worte. Die Aussichten auf Erfolg 
schienen wieder günstig. Bouthillier versicherte eifrig, wenn 
Spanien sich auf Seite der katholischen Eidgenossen stelle, soı 
„werde Franckreich sich der protestierenden mit ernst annemmen“; 
den Kaufleuten hingegen gab er wenig Hoffnung und meinte, „die! 
zollsteigerung und reapreciation muesse man jetziger zydt zul 
handen nemmen. Seye nos Indes et nostre Peru!“ 5) 

Aber trotz aller Liebenswürdigkeit, der die Boten begegneten, 
blieben ihre Geschäfte liegen. Sie versäumten nicht, stets aufs; 
neue zu „sollicitieren“ ; immer wieder klopften sie umsonst beim! 
Staatssekretär für das Auswärtige, beim P&re Joseph, ja selbstil 
bei Richelieu an, ob noch keine Antwort auf die Forderungen! 
der Gesandtschaft zu erhalten sei. Da hiess es dann gewöhnlich, 
es werde eben über die Sache beraten und der König gedenket 
bald eine „favorable expedition“ zu gewähren. Die Schweizer 
begannen das Spiel, das mit ihnen getrieben wurde, zu durch- 
schauen. Ihre Ungeduld wurde zur Erbitterung, als das endlose 
Antichambrieren fortwährend erfolglos blieb und sich der eine 
oder andere der Herren gar erlaubte, sie stundenlang warten 
zu lassen und dann erst noch den versprochenen Empfang zu 
versagen. | 

Schliesslich, am 30. Dezember, erhielten die Gesandten einef 
zweite Audienz beim Pö&re Joseph. Auch der neu erwählte Ver-ı 











| 
| 
| 
| 


1) Pierre Séguier, Siegelbewahrer 1633, dann Kanzler (1635 —50). 

?) Claude de Bullion, Öberintendant der Finanzen 1632 — 1636. 

®) Claude Bouthillier, Oberintendant der Finanzen 1633 — 1643. Vater!) 
des Staatssekretärs Léon Bouthillier. 

4) Charles Brulart de Genlis, Abbé de Joyenval et de Neaufle, genannt 
Brulart de Léon, 1629—1630 ordentlicher französischer Gesandter in dert 
Schweiz und Graubünden. 

°) Hirzels Tagebuch, 1. Dezember. 
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treter Frankreichs für die Schweiz, Blaise Meliand,') und der 
‚Staatssekretär Bouthillier waren zugegen. Zuerst ide mehr 
als zwei Stunden über die Standesgeschäfte gesprochen; dann 
ging man zu den Forderungen der Kaufleute über. Die Ge- 
sandten versicherten, dass die streitigen Zollbeträge jährlich nicht 
mehr als ungefähr 30,000 Franken?) ausmachten und dass man 
auf der Befreiung von der Douane von Valence und der Ré- 
appréciation in erster Linie deshalb bestehe, weil es sich um 
ein gutes Recht und einen „articul dess Punts‘ handle. Bou- 
thillier glaubte für die Gewährung der Postulate der Kaufleute 
‚eintreten zu können, wenn wirklich keine grössere Summe in 
Frage käme. ’) 

| Wieder mussten die Schweizer sich eine Woche lang ge- 
dulden, bis sie durch den ehemaligen Gesandten Brulart den Be- 
scheid Bihlälten; dass ihre Geschäfte vor dem Conseil zur Sprache 
‚gekommen seien. Dort habe man die Standesforderungen nicht 
unbillig gefunden und einen schriftlichen Beschluss gefasst, den 
man durch Meliand den Herren in der Eidgenossenschaft zu 
‚wissen tun wolle; in der Angelegenheit der Kaufleute aber sei 
noch nichts Dodo 

| Jetzt wurden in einer Konferenz mit dem Intendanten Bou- 
'thillier, mit Brulart de Léon und Méliand die kaufmännischen 
Postulate nochmals gründlich durchgesprochen. Die Franzosen 
betonten, dass der König für die Unterhaltung eines grossen Kriegs- 
heeres zur Ausnutzung seiner finanziellen Gerechtsame gezwun- 
gen sei, dass „alle nationen, ja des Königs underthanen und kind“, 
die Lasten zu tragen hätten. *) Man wolle den Verträgen nicht 
jentgegen handeln, doch sei unbedingt nötig, dass die Pächter auch 
Br würden nd dass die Streitigkeiten regelrecht im Conseil 
zum Austrag kämen. Dagegen protestierten Studer und Socin ent- 
schieden. Sie hatten den Auftrag, ein Patent zu erlangen, durch 
das sich alle Widerstände ohne weiteres niederschlagen liessen, 


1) Vialards war noch im Herbst 1634 gestorben. Sein Nachfolger war 
Blaise Meliand. Er war vom Mai 1635 bis November 1640 auf dem Posten zu 
Solotum. 

2) 10,000 Sonnenkronen — 30,000 Franken. „Franken“ istin den Akten 
‚der Kaufleute die deutsche Übersetzung für „Livres“. Es ergibt sich also eine 
Summe von ca. Fr. 180,000 Verkehrswert. 
3) Hirzels Tagebuch, 30. Dezember. 
*) Hirzels Tagebuch, 8. Januar. 
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und waren nicht geneigt, die verschleppten Prozesse mühsam 
zu Ende zu führen.!) Es gelang ihnen, auch die Ehrengesandten 
von ihrer Anschauung zu überzeugen. Man erklärte also soli- 
darisch, bei der ursprünglichen Forderung eines Patents zu ver- 
harren, während Méliand und Brulart dagegen hielten, dass der 
König grossen Verlust an den Pachtsummen zu erleiden hätte, 
wenn der schon betretene Prozessweg willkürlich verlassen würde.?) 
Je energischer die Kaufleute ihren Standpunkt vertraten, desto 
zäher wurde der Widerstand. Die französischen Herren versicher- 
ten, der Streit müsse unbedingt rechtlich entschieden werden, 
denn „wanns gleich den Kayßer, König in Spanien oder andere 
„Potentaten antreffe, so müesse es doch au Conseil jugiert wer- 
„den.“ Dies gereiche den Schweizern nur zum Vorteil, „dann 
„wann die fermiers condamniert werden par arrest du Conseil, 
„so habe es vil mehr krafft, dann wann es per grace du Roy | 
ocre 3) | 








| 
| 

Trotzdem hielten die „Deputierten“ an der Forderung eines | 
Patents noch unbedingt fest, waren aber bereit, bei den ihnen | 
bekannten französischen Saaanknharn Umfrage zu halten, ob || 
in der Tat der Prozessweg die einzige Lösung bringen könne und | 
ob es im Notfall gegen einen ungünstigen Spruch des Conseil | 
noch eine Appellation gebe. Der Bescheid lautete, dass man „den 
regres, im fahl widerwertiger urthel, nach zu ir königklich Mt.) 
haben kônne“.{) 

Am 12. Januar traten hierauf Ehrengesandte, Doputiertäl 
und der Agent Poumier, die Advokaten Cappus und Chappu- 
zeau’) und Junker Bartholomäus Zollikofer zu einer letzten Be- | 

| 





|| 


ratung zusammen. Uhappuzeau hielt einen Vortrag über den bis- 


!) Es schlossen sich längere Verhandlungen über die Salzlieferung an. | 
Frankreich bemühte sich eben damals, das Salzmonopol für die Schweiz zu er- | 
langen. Richelieu dachte sogar an eine Auszahlung der Pensionen durch Salz- | 
lieferungen .... ,ce qui eùt évité de laisser sortir notre argent“. (Avenel, Bd. | 
1194275). Anm.) | 

?) Hirzels Tagebuch, 9. Januar. 

*) Studers Tagebuch, p. 54; Tagebuch Hirzels, 11. Januar. | 

*) Studers Tagebuch, p. 57. 

?) Chappuzeau war ein Pariser Advokat, den D us nach Auftrag der ge- 
meinen St. Galler Kaufleute zur Prozessführung vor dem Conseil beigezogen || 
hatte. Er war (nach Hirzel) ein Evangelischer, „der kilchen Senior“ und seit | 
24 Jahren „Advokat in Paris“. 





| 
| 


| 203 
| 
fherigen Verlauf der drei Prozesse, die man bereits beim Con- 
lseil anhängig gemacht hatte: die Douane von Valence, die Ré- 
h ppréciation und das Droit d’acquit von 2,5 °/o.!) Er behauptete, 
Has gute Recht der Schweizer liege so klar am Tage, dass man 
ffür den Ausgang keineswegs zu fürchten habe. Auch der Advokat 
{Sappus, Poumier und Dr. Ziegler stimmten seinem Gutachten bei 
iınd erklärten, das beste und rascheste Mittel, zum Ziel zu ge- 
jangen, sei doch der Prozessweg. Man müsse einen Spruch des 
[onseil, einen sogenannten arret contradictoire,?) zu erhalten 
suchen. Hirzel war im Zweifel, ob man nachgeben dürfe. Er wies 
Narauf hin, wie aus der „particularsach zwüschend den kauf- 
‚euten und fermiers‘ durch die schriftliche Einmischung der Ob- 
igkeit und besonders durch die jetzige Gesandtschaft ein „standts- 
xeschäfft‘“ geworden sei, und bezweifelte, dass man die Ange- 
‚egenheit ohne Verletzung der Bundesartikel des Ewigen Frie- 
Hens vor den Öonseil kommen lassen dürfe. Das Bündnis von 
(516 weise Streitigkeiten dieser Art nicht vor einen französischen 
Richter, sondern bestimme, „wan die obrigkeiten zu beiden theilen 
,spenig wurden, das man arbitres 2 und 2 gen Bätterlingen 
‚verordne; die sollen daselbst den handell erwägen und guott 
‚und rächtlich ussmachen“.°) Als aber alle übrigen Anwesenden, 
a sogar Junker Bartholomäus Zollikofer, „als ein erfarner in 
bächterhändlen“, und mit ihm Studer und Socin, der Meinung 
Dhappuzeau’s zufielen, sträubte sich auch Hirzel nicht länger. 
| So wurden also Chappuzeau, Cappus und Poumier aufs neue 
it der Führung der seit Ankunft der Gesandten unterbrochenen 
Prozesse betraut. Man beschloss, die Prozessakten so schnell 
ls möglich dem Herrn von Nemond zu übergeben, der als „Rap- 
‚orteur“ die ganze Angelegenheit dem Conseil vorzulegen hatte. 
Damit die Verhandlungen beginnen konnten, sollten nun auch 
ie Pächter ihrerseits die Akten einreichen. Doch diese hüteten 
ich vor jeder Eile, wohl wissend, dass Verschleppung für sie 
ie beste Taktik sei. 
Am 27. Januar kam Charles Ferron, der im Namen von de 
Fosse die Douane von Valence verwaltete, nach Paris. Um- 
























!) Siehe oben, p. 186. 
2) D.h. einen in Anwesenheit beider Parteien gefällten Gerichtsentscheid. 


*) Hirzels Tagebuch, 12. Januar. 
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sonst hofften die Gesandten nun auf raschen Fortschritt ihrer‘ 
Geschäfte Als sie sich kurz darauf beim Intendanten Noyer er-- 
kundigten, ob die Papiere endlich eingereicht worden seien, er--| 
hielten sie eine barsche Abfertigung.') Dann begann wiede-. 
rum das alte Spiel. Die Schweizer eilten von Tür zu Tür, um) 
Beschleunigung des Verfahrens zu erbitten, und überall wurden 
sie mehr oder weniger schroff zur Geduld ermahnt und mit leeren 
Worten vertröstet. Häufig versagte man ihnen sogar die Audien-:| 
zen. So ist es nicht zu verwundern, dass sich aufs neue Ärger 


>. 





laut wurden, die überhaupt eine Einschränkung der schweize- 
rischen Handelsprivilegien verlangten; wie denn der Siegelbe- 
wahrer Seguier auf den Unterschied zwischen den „marchan- 


dises originaires et non-originaires‘“ zurückkam, da es „nit billichil 





nüt conditionieren“.?) 

Als am 3./13. Februar die Sache der Kaufleute endlich 
im Conseil zur Verhandlung kam, geriet die Regierung zwischen 
Pächtern und Kaufleuten in eine missliche Lage. Von jeder Parteii 
konnten Rechtstitel beigebracht werden, denen man nicht ohne! 
weiteres die Anerkennung versagen durfte. Die Schweizer hatten 
wie gewohnt den Staatsvertrag von 1516 zur Grundlage ihrer 
Forderungen gemacht, während die Pächter sich auf die Klau-! 
seln ihrer im Conseil ausgestellten Pachtverträge beriefen. Der 
Regierung lag in erster Linie daran, ihre finanziellen Interessen]! 
zu wahren. Gerade diese aber wurden durch die Zahlungsweige- 
rung der Schweizer in hohem Masse gefährdet, denn die Pächter,|] 
welchen die Douanen von Valence und Lyon 1633 auf 10 Jahre! 
übergeben worden waren, forderten eine jährliche Rückvergütung! 
von 40,000 Kronen, wenn die Schweizer wirklich von den Ab- 
gaben befreit werden sollten. Der König, der die Kündigung der 
Pachtverträge um jeden Preis vermeiden wollte, anerbot sich durch 
den Staatssekretär Bouthillier zuhanden der Gesandten, die Kauf- 
leute während der noch in Betracht kommenden 8 Pachtjahref 


!) Nach Studers Tagebuch p. 68, sagte er: 
re „vous autres messieurs n’aves que cest affaire, mays moy j'en ay d’autres; 
il faut que vous ayes patience !* 

*) Hirzels Tagebuch, 17. Januar. — Z.D.156. Brief Socins vom 2. Februar.|| 
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jeweilen mit 10,000 Livres zu entschädigen, wenn sie sich für 
diese Zeit vorübergehend den Douanen unterwürfen;!) nach 
HAblauf der Frist sollten sie wieder in den vollen Genuss der alten 
WPrivilegien gelangen. Aber Studer und Socin hielten es nicht 
für geraten, auf dieses Anerbieten einzugehen. Der Vermitt- 
Hlungsvorschlag wurde also abgelehnt. 


Schon hörte man gerüchtweise, der König denke daran, Paris 
zu verlassen, und noch immer wollte es mit dem Prozess nicht 
orwärts gehen. Da entschlossen sich die Schweizer, zur letzten 
Waffe zu greifen: zur Drohung mit dem Marchrecht von Peter- 


Mnossen aufgestellt worden war. Auch Junker Bartholomäus Zolli- 
ofer erklärte, die Wirksamkeit einer solchen Drohung in eigenen 
fGeschäften erfahren zu haben. Der Entschluss wurde dem Herrn 


In der Tat wirkte die Drohung erstaunlich rasch. Schon nach 
izwei Tagen (11./21. Februar) kam es nun zum Verhör des Douanen- 
Otverwalters Ferron. Obschon Studer und Socin versäumten, bei 
iden Verhandlungen zu erscheinen, fiel das Urteil doch zu gunsten 
der Kaufleute aus.?) Nicht nur wurden sie gänzlich von der 
MDouane von Valence befreit, sondern auch der Befehl zur Resti- 
tution der schon bezahlten Beträge wurde durch den Entscheid 
erneuert. 


F Viel weniger günstig liessen sich die Aussichten für die Re- 
Hippréciation an. Hier erinnerten sich die Finanzintendanten an die 
vorgehende Tariferneuerung des Jahres 1581 und meinten, es 
{handle sich darum zu erfahren, wie sich die Schweizer damals ver- 
lhalten hätten; dann könne man im gegenwärtigen Falle in ähn- 
licher Weise entscheiden. Nun hatten sich aber gerade nach 1581 
ilie Kaufleute vorübergehend der durch die Neubewertung verur- 


| 1) Hirzels Tagebuch, 6. Februar. — Z.D. 156. Briefe Studers und Socins 
from 16. und 20. Februar. 

| 2?) Nach Hirzel (11. Februar) hätten die Kaufleute die Verhandlungen aus 
Nachlässigkeit versäumt, so dassihnen der Intendant Noyer bei ihrem verspäteten 
MErscheinen zurief: „vous estes des braves gens, vous desjunies trop long quand 
ibn a besoin de vous; welches die warheit gewäsen“. Studer dagegen spricht 
“lron einem Missverständnis. 
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sachten Zollerhöhung unterziehen müssen; in den Wirren der! 
Bürgerkriege waren ihre Privilegien ja nicht immer unangetastet] 
geblieben. Diese missliche Tatsache suchten die Deputierten in 
ihren Gutachten abzuschwächen, indem sie behaupteten, die Zah- | 
lung sei damals gezwungenerweise an den Herzog von Nemo 
das Haupt der Liga, und nicht an den König geleistet worden. Auchn 
wiesen sie darauf hin, dass durch das Patent von 1594 alle Über:| 
griffe der Kriegsjahre wieder rückgängig gemacht worden seien. 

Aber die Berufung auf jenes Patent und auf alle späteretil 


nützte überhaupt nicht viel. Da diese Urkunden die Privilegienk 
immer mit der unklaren Formel... ,qu’ils jouiront comme sl 
ont jouy‘ bestätigten, so verpflichtete man die Kläger, den Be-| 
weis zu erbringen, dass sie die in Frage kommenden Abgabenk 
wirklich nicht gezahlt hätten. ') Umsonst protestierten sie und be- | 
haupteten, die Beweispflicht liege nicht ihnen, sondern den Päch-H 
tern ob. Man antwortete: „les mains des Roys sont toujours derri-] 
eres, c’est à dire: à vous de prouver que vous n’ayes rien payé.“ ?)|] 

Sie mussten sich fügen. Studer schrieb sofort nach Lyon an 
den Ordinari-Verwalter und bat, er möge auf dem Rathaus der! 
Stadt für eine Bescheinigung der Zollfreiheiten sorgen und diese: 
so rasch als möglich nach Paris senden.*) Auch suchten Soecin,|| 
Poumier und Studer den in Paris wohnenden ehemaligen Ober- 
zolleinnehmer von Lyon, Augustin Parceval, auf und gingen ihn 
um ein Oertifikat ihrer Zollfreiheit für alle Waren deutschen und 
schweizerischen Ursprungs an. *) 

































| 
| 





0 
| 

!) Die mündliche Erklärung, dass die Eidgenossen für die deutschen und 
schweizerischen Waren bis jetzt keine Einfuhrzölle gezahlt und überhaupt neben | 
einigen Brückengeldern und alten Binnenzöllen von geringer Bedeutung nur | 
die alten, auf dem Stadthaus von Lyon zahlbaren Exportabgaben (Haut-passage; || 
Rêve, Imposition foraine) entrichtet hätten, wurde als ungenügend zurückge- 
wiesen. Später (Requete au Conseil vom 5. März Z.D. 156) gaben die Schweizer 
zu, für ,fleurets, voiles de cotton et burats de Bergame, qui se fabriquent} 






| 


dans le canton de Zuric, pour que lesdites marchandises sont faites et fabriquéesh 
a la facon de l’Italie“, seit einigen Jahren den Einfuhrzoll bezahlt zu haben. 

?) Studers Tagebuch, p. 82 ff. 

?) Studers Tagebuch, p. 84. 

*) Am 20. Februar (n. St.) bezeugte Augustin Parceval, gewesener Zollein-|| 
nehmer von Lyon, die Zollfreiheit der schweizerischen Kaufleute für ihre ausl 
Deutschland und der Schweiz kommenden Waren. (St.G.D. Tr. XI, P. 8, abge.|) 
druckt Wartmann III, p. 148.) Parceval verlangte 20 Pistolen für seine Mühe. Ertl 
erklärte, der Advokat Chappuzeau selbst habe ihm geraten, so viel zu fordern, „car! 
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Doch war auch jetzt von einem Fortgang der Verhandlungen 
über die Réappréciation immer noch keine Rede. ,,On y travaillera 
demain, car nous avons d’autres affaires aujourdhuy“, — so lautete 
der Refrain, der den erbitterten Gesandten überall entgegen- 
tönte, und Studer bricht in seinem Tagebuch in die zornigen 
Worte aus: „Also ziecht man uns uff von ainem tag zum an- 
„deren und weist uns von Pontio Pilato zu Herode!“') Dabei konnte 
es den Schweizern nicht entgehen, dass man immer offenkun- 
diger darauf ausging, sie los zu werden. Hie und da wurde ihnen 
geradezu zur Abreise geraten. Sogar der Pöre Joseph suchte 
sie mit freundlichen Worten zur Heimkehr zu bewegen und 
meinte, sie wären in diesen schweren Zeiten viel zu nötig in der 
Eidgenossenschaft, als dass sie sich „umb der bagatellen willen“ 
so lange in Paris aufhalten sollten. Aber Hirzel und Ziegler er- 
‚klärten, nicht vom Platze weichen zu wollen, bevor man auch 
über die Reappreciation ein befriedigendes Urteil in Händen 
habe. 

Endlich, am 25. Februar (a. St.), kam im Conseil des Fi- 
ances die Frage der Reappreciation zur Sprache. Eine bittere 
(Enttäuschung wurde den Schweizern zuteil, denn es erfolgte kein 
ıdefinitives Urteil, sondern der ganze Prozess wurde auf 3 Mo- 
mate verschoben. ?) 
| Dies war ein schwerer Schlag für die Männer, die schon 
seit 4 Monaten in Paris weilten. Die Ehrengesandten neigten im 
ersten Augenblick dazu, den Kampf verloren zu geben und ab- 
zureisen. Als jedoch Studer sie energisch daran erinnerte, dass 
die ganze Legation auf Kosten und im Interesse der Kaufleute 
unternommen worden sei und dass es einer Pflichtverletzung 
sleichkäme, wenn sie, da die Standesgeschäfte erledigt seien, 
die Forderungen der Kaufleute preisgäben, entschlossen sich 
Hirzel, Ziegler und Erlach, vorläufig noch zu bleiben, um zu 
be ne sont pas de gens communs et ils en ont besoin“. Schliesslich einigte man 
Bich auf 12 Pistolen. Studer knüpft hieran die pessimistische Betrachtung: 


„daruss abzunemmen, wie es zuo Hoff zugehet, dass unser advocat uns selbs ver- 
„rathen und verkaufft hat“. 

I) Studers Tagebuch, p. 90. 

2) 7.D. 148, No. 30. Der „arr&t“ ist datiert vom 8. März (n. St.) 1635. 
ormell lautete der Entscheid (arrêt interlocutoire) gegen de Pars; faktisch 
ber war die Verschiebung vorteilhaft für den Pächter. 
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sehen, ob keine Annullierung des bedenklichen Entscheides zu 
erlangen sei. Schon am folgenden Tag sprachen sie beim Siegel- 
bewahrer und bei den Finanzintendanten Bullion!) und Bouthillier 
vor. Aber überall erhielten sie hoffnungslosen Bescheid. Es 
handle sich darum, so hiess es, zunächst genau zu ermitteln, wie 
gross der Verlust sei, der aus der geforderten Befreiung er- 
wachse. Da nämlich der Pächter in seinem Vertrag eine Klausel 
habe, die auch alle Privilegierten der Réappréciation unterwerfe, 
so verlange er vom König Rückerstattung der Zollausfälle. Umi| 
die dafür geforderten Ausweise zu erbringen, habe er eine Frist | 
von 6 Monaten beansprucht: doch seien ihm mit Rücksicht auf : 
die Schweizer nur 3 gewährt worden. Immerhin dürften die Kauf- 
leute versichert sein, die gewünschte Befreiung zu erhalten, wenn 
es sich nicht um mehr als 10,000 bis 12,000 Franken handle. || 
Als die Gesandten baten, man möge wenigstens für die Frist|| 
dieser 3 Wartemonate provisorisch den Zahlungszwang, der für | 
die Reappreciation bestand, aufheben, trafen sie auf entschie- || 
denen Widerstand; der Intendant Bullion hielt ihnen entgegen, 
dies würde zum Bruch des Pachtvertrages führen oder den König 
eine schwere Entschädigungssumme kosten. ?) | 


| 


— 


rs 











Von einer Verlängerung des Pariser Aufenthaltes auf weitere 
3 Monate konnte nun nicht ernstlich die Rede sein. Die eidge=| 
nössischen Boten entschlossen sich daher schweren Herzens zur! 
Abreise, und die drei Ehrengesandten verhehlten nicht, dass sie 
„malcontent von Hoff scheiden“. Sie deuteten an, dass das! 
geringe Entgegenkommen, das sie gefunden, von nachteiligem 


1) Mit Bullion kam es bei dieser Gelegenheit zu einem gereizten Zusammen-} 
stoss. Zuerst fuhr er Poumier und Studers Schwiegersohn Buffler, die um 
Audienz baten, scharf an. Dann besann er sich eines bessern und liess die Ehren-" 
gesandten doch zu sich kommen; aber auch diese behandelte er hochmütig und! 
schroff. Erlach, der sich durch einen Ausfall auf Bern beleidigt fühlte, zahlte ihm I 
mit gleicher Münze heim, „so dass der Bullion anheben die milch niderlassen || 
et de filer doux“. Doch benahm er jede Hoffnung auf eine Abkürzung der 3/||}| 
Monate. Er wies darauf hin, dass von allen Seiten vom König Hülfe und Geld||! 
begehrt werde und man daher die Zölle ausnützen müsse. Der König sei ge- | | 
zwungen, grosse Heere zu halten (132,000 Mann Feldtruppen zu Fuss, 14,548) 
Reiter und 16,000 Mann in den verschiedenen Garnisonen), „das alls gschäche 
„seinen guetten fründen zu dienst, darmit sy by iren freyheiten verbliben mö- | 
gind“. (Hirzels Tagebuch, 27. Februar; Studers Tagebuch, p. 101.) | 


*) Hirzels Tagebuch, 27. Februar; Studers Tagebuch, p. 99. 


| 
| 





Il 


| 
| 
| 
| 
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influss auf die Beziehungen der Eidgenossenschaft zu Frank- 
reich sein könnte; besonders werde der Fortbestand der kauf- 
ännischen Beschwerden ungünstig wirken, „dann weil man disen 
puncten, den sie doch für den geringsten achten, streitbar mache, 
so werden ire Herren und Oberen darauß schliessen, daß man 
die grösseren nach vil weniger hallten werde, und hiemit deß 
Monsr. Melians credit mächtig schwechen.“ !) 


Es ist nicht anzunehmen, dass diese Drohung am Hofe Lud- 
igs XIII. sehr tiefen Eindruck machte. Man wusste zu sicher, 
lass die Eidgenossen mit goldenen Ketten an Frankreich ge- 
sselt waren. ?) 


Noch bevor die Abschiedsaudienzen am Hof und bei Richelieu 
tattgefunden, trat Erlach am 6./16. März mit seinem Gefolge 
ie Heimreise an. Die übrigen Glieder der Gesandtschaft mussten 
och 10 weitere Tage ausharren, bis sie wenigstens die urkund- 
che Befreiung von der Douane von Valence in gewünschter 
orm in Händen hielten, 2) begegneten indes, als sie sich bei 
‚udwig XIIL, der Königin und Richelieu‘) verabschiedeten, auch 
atzt noch überall einer entgegenkommenden Freundlichkeit, die 
ich schlecht mit den Erfahrungen der letzten Monate vertrug. 


!) Studers Tagebuch, p. 103. Auch die Erledigung der Standesange- 
‚genheiten entsprach den Erwartungen nicht in allen Punkten. Die offizielle 
ıntwort sollte durch Meliand, der kürzlich nach Soloturn abgereist war, den 
rangelischen Orten direkt übermittelt werden. Da Kesselring inzwischen aus 
br Haft entlassen worden, so fiel allerdings eine Hauptforderung der Schweizer - 
hhin. Aber eine Reihe anderer Punkte hatte nur ungenügende Erledigung ge- 
inden. 
| 2) Hirzels Tagebuch, 5. März. Die Boten hofften, wenigstens über einige 
er untergeordneten kaufmännischen Forderungen bestimmten Entscheid zu 
langen; aber auch hier mussten sie Enttäuschungen erleben. Als es den 
Ihweizerischen Offizieren, dank der Verwendung der Standesgesandten, gelang, 
e Bestätigung ihrer alten Befreiung vom „Droit d’aubaine“ zu erhalten, 
e kürzlich angetastet worden (Vogel, p. 93), blieben die Bemühungen Hirzels 
nd Zieglers, diese „Deklaration“ urkundlich auch auf die Kaufleute auszu- 
hnen, ohne Erfolg, und auch die Frage des Geldtransportes konnte nicht 
ledigt werden. 

%) Zuerst wurde ihnen das Dokument in ganz ungenügender Weise aus- 
stellt, so dass sie es zurücksandten und um eine Neuausfertigung baten. 


*) Hirzels Tagebuch, 8. März. Richelieu sprach von einem Anschlag 
aniens auf Frankreich. Man möchte wohl Schweizer Soldaten, wenn sie nicht 
hohen Sold verlangten. Wie die Verhältnisse jetzt seien, begehre man die 


St. Galler Mittlgn. z. vaterländ. Gesch. XXXII. 14 
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Nun war die Gesandtschaft reisebereit. Nur das königlich«| 
Siegel, das dem Urteil über die Zollbefreiung von Valence did 
letzte Bestätigung geben sollte, stand noch aus. Endlich, an 
15./25. März, nachdem Soein und Poumier den ganzen Tag voi 
einer Türe zur andern geeilt waren, konnten sie 9 Uhr abend. 
die besiegelte Urkunde!) gleichzeitig mit der schriftlichen Aus 
fertigung der Antwort für die Standesgesandten abholen. Au 
Hirzels Wunsch wurden die Angelegenheiten der Kaufleute un: 
die Standesgeschäfte in diesen Schriftstücken sorgfältig ausei 
ander gehalten. So suchte man auch jetzt noch den Schein de: 
rein kaufmännischen Unternehmens zu wahren. 

Am Nachmittag des 16./26. März, nach einem Aufentha 
von fast 5 Monaten, verliessen die Schweizer Paris. Sie hatte: 
die Weiterführung des Prozesses über die Réappréciation wiede 
in die Hände des bewährten Agenten Poumier gelegt. Er sollt 
nach Ablauf der 3 Monate Wartezeit den ganzen Streit zum en 
lichen definitiven Abschluss bringen. 

Über Nemours, Briare, Nevers, Moulins und Tarare ritte:| 
die heimkehrenden Gesandten auf Lyon zu, wo sie nach zehm 
tägiger Reise anlangten. Schon am nächsten Morgen legte hie 
Seckelmeister Hirzel vor 10 Vertretern der Kaufmannschaft münd 
lichen Bericht über den Verlauf der Gesandtschaftsreise ab un. 


und 


lassen, dann werde der Solddienst wieder Geld ins Land bringen. 
1) St. G. D. St. Tr. XI, P. 8. Kopie. Z2.D. 148, No. 31, Original. Die U/} 


drohung einer Busse von 10,000 Livres verboten, dem Entscheide des Arr 
» directement ny indirectement“ entgegenzuhandeln. Die schon bezahlten Zo 
beträge sind den Schweizern zurückzuerstatten. Ihre Waren „venant de Suissl 


*) Z.D.156, MB. No. 808. Die Antwort des Königs, gegeben zu Chantill, 
den 23. März (n.St.) und unterschrieben „Louis & Bouthillier*, berührt folgend 
Punkte: 1. Wegen der Reappreciation der Douane von Lyon und der Forait 
ebenso wegen des Droit d’acquit sollnoch in diesem Jahr ein königlicher En! 
scheid erfolgen, sobald man die Entschädigungssumme, die der König den Päcl| 
tern schuldet, genau ermittelt hat. 2. Der König will dafür sorgen, dass die Kau) 
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Kaufleute, mit der „uffgewenten müg und arbeit ein günstig 
verlieb“ zu nehmen, wenn auch der Erfolg nicht allen Erwar- 
tungen entspreche, und berichtete ferner, dass er und die übrigen 
Ehrengesandten beim Abschied von Hof mit einer goldenen Kette 
und 100 Doublonen !) beschenkt worden seien. Er habe die Gabe 
gemäss den in Zürich geltenden Prinzipien erst ablehnen wollen, 
sich dann aber doch zur Annahme entschlossen, in der Absicht, 
sie den Kaufleuten zuzustellen als Beitrag an die grossen Ge- 
sandtschaftskosten. Damit übergab er die 100 Goldstücke und 
versprach, den Wert der Kette, die er zu behalten wünschte, 
in der Heimat zuhanden Junker Studers auszuzahlen.?) Der 
Stadtschreiber Ziegler folgte dem Beispiel Hirzels. Da baten die 
Kaufleute die Ehrengesandten, die Ketten und das Geld aus ihrer 
Hand wiederum in Empfang zu nehmen, als Dank für die Aus- 
führung der Reise. Sie erklärten, dass sie keineswegs versäumen 
würden, den Obrigkeiten der beiden Städte zu melden, wie zu- 
frieden sie mit „treüw und flyss“ der Standesboten seien, und 
versprachen bei günstigem Ausgang des noch schwebenden Pro- 
zesses den Herren ein weiteres Geschenk. ’) 

Nach vier Tagen brachen Hirzel, Ziegler, Socin und Studer 
wieder von Lyon auf, um über Genf!) und Lausanne Soloturn 


leute auf den Zollhäusern nicht unnötig belästigt werden durch Oeffnen der Ballen 
und ähnliche Plackereien, und dass die Postverbindung zwischen Lyon und 
‚Deutschland (das Ordinari) nicht durch die Zöllner gestört werde. 3. BeiErneuerung 
der Pachtverträge sollen die Privilegien der Schweizer berücksichtigt werden. 
4. Der König wird dafür sorgen, dass bei Anrufung der Gerichte die Schweizer 
keine höheren Gebühren entrichten müssen als die Franzosen. 5. Die während 
(der Messe sterbenden Kaufleute sollen vom Droit d’aubaine ausgenommen sein. 
6. Der König wird dafür sorgen, dass die Schweizer Privilegien in jeder Hin- 
sicht beachtet werden. 

1) Der Double Henri — 10 Livres 4 sols. (Avenel Bd. IT, p. 390.) 

?) Hirzels Tagebuch, 27. März. 

3) Die Gratifikation seitens der Kaufleute erschien den Ehrengesandten im 
‚Vergleich zu ihrer Mühe gering. Auf Hirzels Rechnungsbüchlein stehen die 
Worte: „Dergleichen commißion beger ich nit mehr, den es gar ein gringe 
recompens gegen die lang mühselig reiß und große versumung.“ Als ,re- 
|compens“ werden erwähnt: des Königs goldene Kette und die 100 Doublonen; 
‚dazu von den Kaufleuten 200 Ducaten (dujets). und noch 200 Silberkronen. 
Die Privatauslagen Hirzels aus eigener Tasche betrugen während der Reise 613 
‚Gulden. Die Kosten für Logis ete. wurden von Studer und Socin aus der Ordi- 
Inari-Kasse bestritten. (Siehe unten, p. 222.) 

*) Die Gesandtschaft hatte am Hof auch für Genf eine Angelegenheit zu 
ordnen gehabt. Eidg. Absch. V, 2, p. 931. 
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zu erreichen, wo sie vom französischen Gesandten Meliand freund- 
lich empfangen wurden. Er versprach sowohl für die Standes- 
geschäfte als für die Angelegenheiten der Kaufleute auch ferner- 
hin seine energische Unterstützung und versicherte den Schwei- 
zern aufs neue, dass sie alle „begerte satisfaction und conten- 
tement von ir Mayestet zu hoffen und zu erwarten‘ hätten.') 


Endlich, nach einer Abwesenheit von mehr als 27 Wochen, 
langten die Gesandten wieder in der Heimat an.”) Sie konnten 
sich mit gutem Gewissen sagen, ihr Bestes getan zu haben, wenn 
auch der Erfolg kein befriedigender war. Auf die meisten Forde- 
rungen hatten sie nur halbe Antworten erhalten, und wer die 
Gepflogenheiten der französischen Diplomatie kannte, wusste, 
was das bedeutete. 


Eine zu Arau tagende Konferenz der vier evangelischen Städte 
nahm im Mai 1635 den Bericht der Ehrengesandten über die Aus- 
führung ihres Mandates entgegen.°) In dem königlichen Schreiben, 
das sie verlasen, wurde den Kaufleuten rascher und günstiger! 
Entscheid über die Reappreciation zugesichert und auch sonst 
mit Versprechungen nicht gekargt.*) Doch fehlte den schönen 
Worten jede bindende Garantie. 


Das also waren, — neben der Bestätigung einer ganzen 
Reihe vorgängiger Urteile über die Befreiung von der Douane 
von Valence, — die Resultate der Gesandtschaft, welche die Kauf- 
leute so lange vorbereitet und mit so grossen Kosten zur Aus-| 
führung gebracht hatten. In der bestimmten Hoffnung, ein Patent! 
zu erlangen, war sie ausgezogen; was sie nach Hause brachte, 
war vor allem die Ueberzeugung, dass der Kampf um die Pri-| 
vilegien immer ernster und schwieriger werde! 


Schon während die Gesandtschaft noch in Paris weilte, er-! 
öffnete der Generalpächter de Pars einen neuen Angriff auf 
die Schweizer. 

') Studers Tagebuch, p. 119. 


?) Hirzel am 9. April, Studer am 10. April (alten Stils). Z.D. 156. Korre-|] 
spondenz der Gesandtschaft mit den Kaufleuten in Lyon. 


5) May, Bd. V, p. 426, erwähnt die Gesandtschaft von 1634, weiss aber || 
nur von deren politischer Mission. 


*) Siehe oben, p. 210, Anm. ?) und Eidg. Absch. V, 2. p. 931. 


| 
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| Seit der Gründung der Douane von Lyon hatte nämlich für 
Hie privilegierten eidgenössischen, bündnerischen und reichs- 
städtischen Kaufleute die Verpflichtung bestanden, auf dem Zoll- 
fhaus ihre Namen und ihre ‚„marques“ einzutragen. Ein jedes 
aus besass sein besonderes Warenzeichen, !) das auf den ihm 
&ehörenden Ballen als eine Art Legitimation angebracht wurde. 
{Alle Waren ohne Unterschied hatten bei Ankunft und Abgang 
ie Douane zu passieren; aber nur diejenigen der privilegierten 
Kaufleute, die durch das Firmazeichen kenntlich gemacht wurden, 
durften zollfrei zurückgezogen werden.?) Von Zeit zu Zeit wurde 
Hie auf der Douane liegende Liste der Namen und Zeichen revi- 
iert, um sie bei dem Wechsel der Kaufleute wieder den ver- 
änderten Verhältnissen anzupassen. 


Bis jetzt waren solche Revisionen, die übrigens nicht häufig 
vorgenommen wurden, nie auf Widerstand gestossen. Der General- 
bächter de Pars aber verquickte die Neueintragung der Namen 
and Zeichen, die er nach einer Pause von 22 Jahren, im De- 
ember 1634 für nötig hielt,’) mit einer Reihe anderer Forde- 
"ungen, die den privilegierten Kaufleuten als ebenso unberechtigt 
wie lästig erschienen. Es sollten nämlich nicht nur Namen und 
Zeichen, wie üblich, auf dem städtischen Rathaus und auf der 
Douane neu eingeschrieben werden, sondern gleichzeitig ver- 
bflichtete man alle Kaufleute, ihren Wohnort in der Stadt und 
lie Namen ihrer in Lyon niedergelassenen Geschäftsträger und 
Raktoren, ebenso aller Firmateilhaber anzugeben; Nichteinge- 
'ragene sollten vom Genuss der Privilegien ausgeschlossen sein. - 
Dabei erlaubte sich de Pars eine ganz neue und unrichtige Aus- 
legung der Rechte der Schweizer. Er ging von der Auffassung 
Le 


| 
| 1) Z.D. 150 ff. Diese Waren- oder Firmazeichen sind häufig in Form von 
HE ein den Unterschriften der Kaufleute beigefügt. Die Zeichen der St. Galler 
Drdinari-Häuser sind auf den Titelblättern der Ordinari-Bücher eingetragen. 











?) Häufig wurde den Schweizern Missbrauch ihrer Handelsmarken durch 
usleihen an Fremde vorgeworfen. Aus dem Fehlen von Akten über solche 
"älle darf man schwerlich darauf schliessen, dass Missbrauch überhaupt nicht 
orgekommen wäre. Die Aktensammlungen waren von den Schweizern angelegt 
‚ls eine Art Rüstkammer für den Kampf um die Privilegien; man hätte ihnen also 
\chwerlich kompromittierende Papiere einverleibt. So fehlen z.B. auch fast alle 


u 


| 


hngünstigen Gerichtsentscheide. 
3) Z.D.152,155. Schon seit 1630 ist oft von der Revision der „marques“ 
lie Rede. 
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aus, dass die Privilegien nur für die Kaufleute Geltung hätten, | 
welche in Lyon selbst eigene Häuser oder Vertretungen be- | 
sassen, aber nicht für die grosse Zahl derjenigen, die im Handels- 
verkehr mit der Stadt standen, ohne dort niedergelassene Re-|| 
präsentanten zu haben.!) Eine zweite Beschränkung der Privi- 
legien suchte er dadurch herbeizuführen, dass er die Behauptung || 
aufstellte, die in Frankreich geborenen und dort lebenden Schwei- || 
zer und Deutschen hätten auf sie gar keinen Anspruch mehr. 
Gleichzeitig sollte auch der Deklarationsmodus verändert werden. || 
Da nämlich, um die Zollbeträge so tief als möglich zu halten, |) 
die Kaufleute bis jetzt ihre Ballen immer in Bausch und Bogen 
nach den billigsten Warensorten, die sie enthielten, verzollt hatten, 
beschwerte sich de Pars, dass Leinwand, Zwilch und Barchent, | 
die Haupthandelsartikel der Schweizer, stets ,confusément et || 
sans distinetion“ deklariert würden, während die Leinwand weit || 
höher als der Zwilch und dieser wieder höher als der Barchent 
tarifiert sei, und verlangte, dass in Zukunft die Waren nach der 
Qualität gesondert auf dem Zollamt vorzuzeigen seien. 

Als die Schweizer sich weigerten, diese Neuerungen anzu- 
erkennen, wandte sich de Pars klagend an das der Douane zu- 
geordnete Gericht (Dezember 1634), wo nun die Kaufleute ihrerseits || 
Protest gegen die Anmassungen des Pächters erhoben. ?) Sie be- 
haupteten, seit undenklichen Zeiten das Recht zu besitzen, „de 
consigner en termes généraux“. und erklärten, dass bei dem ewigen | 
Wechsel von Angestellten und Faktoren deren genaue Eintragung | 
ein Ding der Unmöglichkeit sei. Ebensowenig könne man sich || 
eine Kontrolle der Firma-Angehörigen gefallen lassen, da sie die || 
kaufmännische Gewohnheit verletze, wonach häufig ein Teilhaber | 
überhaupt nicht genannt zu werden wünsche. Die Forderung, | 
dass alle Kaufleute, die Anspruch auf Privilegien machen woll- || 
ten, ein Haus oder eine Vertretung in Lyon haben müssten, |I 
wurde als ein unglaubliches Verlangen, als eine „impossibilite || 
dans la libert& du commerce“, zurückgewiesen. Es sei das gute 
Recht der Schweizer, gelegentlich selbst nach Lyon zu reisen | 





') 2.D.155. De Pars klagt, dass es Kaufleute gebe, „qui ne demeurent en 
cette ville, font de grands negoces en cette ville et usurpent les droits d’exemp- || 
ton bien qu’ils n’ayent aucunes maisons, commis, ni facteurs en cette ville“. |) 

*) Z.D.155. Neben den Schweizern standen hier auch Kaufleute aus den || 
Reichsstädten gegen de Pars. 
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u Kauf und Verkauf, ohne dort ständige Faktoren zu unterhalten. 
uch über die Frage, ob die Privilegien wirklich für die in Frank- 
eich geborenen Schweizer keine Geltung mehr haben sollten, 
am es zu hitzigen Debatten, obwohl sie nur für eine kleine Zahl 
on Kaufleuten praktische Bedeutung hatte.) Der Generalpächter 
erklärte den Anspruch als völlig unberechtigt, da weder ein Fürst 
noch eine Republik das Bürgerrecht ihres Staates ausserhalb dessen 
Grenzen zu gewähren oder in fremdem Gebiet Privilegien zuzu- 
sichern befugt sei. Die Schweizer hielten dagegen, dass das Bür- 
gerrecht kein persönliches, sondern ein der Familie zukommendes 
Privilegium sei, das, nach dem „jus gentilicium“, vom Vater auf 
die Kinder übergehe.?) 

Alle Streitpunkte wurden von den Juges de la Douane am 
29. Dezember 1634 im wesentlichen zugunsten des Pächters ent- 
schieden. Innerhalb Monatsfrist sollten sich die Kaufleute zur 
Neueintragung ihrer Zeichen melden’) und die Namen ihrer Ge- 


 Z2.D.155. Es werden erwähnt: „Paul Mascranny, inscript au roolle et 
„tableau comme Grison, et Mathieu Spon comme n# du pais de Zurich, Louys 
1 „Henry et Vincent Vertheman, enffans de Siprias, comme Grisons.“ Im Hause 
Mascarany oder Mascranny in Lyon machte später Colbert seine Lehre durch 
(Vigne, p. 96, Note). 
| ?) Z.D. 155. 
5) Z.D.156. Infolge dieses Befehls liessen sich am 5. Januar 1635 (a. St.) 
‚die St. Galler Kaufleute vom Rat ein Certifikat über ihre Firmazeichen geben. 
Drei Häuser (J. L.&D. Zollikofer, Kaspar Schlumpfs Erben und Georg Scherrer) 
erscheinen auf dieser Liste mit zwei Zeichen. Auch dagegen protestierte der 
‚Pächter. Es wurde ihm aber entgegengehalten, dass die Doppelzeichen nötig 
seien, um Verwechslungen zu vermeiden bei Warensendungen verschiedener Be- 
| stimmung, da manche Geschäfte Waren nach Lyon und nach Paris führten. Das Cer- 
| tificat nennt folgende 18 „mercatores“ als dieLyoner Messe besuchende „cives San- 
| gallenses“ (mit Angabe der Firmazeichen): 1. Joachim Laurenz &David Zollikofer. 
2. Tobias & Heinrich Zollikofer & Mitverwandte. 3. Jakob Christof Schlapritzi, 
|Daniel Studer & Jakob Hochreutiner und Mitverwandte. 4. Kaspar Schlumpf 
‚zur Sonne, Jakob Johann Anton Zily & Mitverwandte. 5. Johann Jakob Wetter. 
6. Marcus Zollikofer zum Schäfli und Mitverwandte. 7. Heineich Locher & Söhne. 
8. Tobias Schobinger & Söhne. 9. Sebastian Högger. 10. Niklaus & Georg 
Zollikofer & Brüder. 11. Christof & Tobias Studer, Christof Gmünder & Mit- 
verwandte. 12. Johann Fitlers Erben. 13. Jakob Zily. 14 Joss Zollikofers 
Erben. 15. Kaspar Schlumpfs (alt) Erben: Daniel Zollikofer und Mitverwandte. 
16. Peter Johann & Conrad Fels und Brüder. 17. Georg Scherrer, Gebrüder & 
Söhne. 18. Johannes Thomas Erben. — Da 1639 (Götzinger, p. 12) in St. Gallen 
damals im ganzen 24 Handelshäuser bestanden, so haben wir hier ein wichtiges 
Zeugnis für die Bedeutung, die der Markt von Lyon für St. Gallen hatte. 
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schäftsteilhaber, Agenten und Faktoren bekannt geben. Auch 
die Deklaration hatte in Zukunft gemäss dem Wunsche von de 
Pars stattzufinden; nur die Frage, ob in Frankreich geborene 
Schweizer Anspruch auf die Privilegien hätten, wurde noch offen 
gelassen. 

Umsonst gelangten die Kaufleute im Frühjahr 1635, kurz | 
nach Abreise der eidgenössischen Gesandtschaft, mit einem Bitt- 
schreiben an den König, um die Aufhebung dieses Spruchs zu 
erwirken; umsonst protestierten sie in Lyon gegen dessen In- 
krafttreten, ehe König und Oonseil entschieden hätten. Vielmehr 
bestätigte am 28. April 1635 ein zweites Urteil der Juges de 
la Douane den ersten Entscheid.') Alles, was man erlangen konnte, || 
war eine kurze Verzögerung, bis am 19. Juli eine Ordonnanz des 
Gouverneurs Alincourt befahl, dass die Eintragung der Namen und 
Zeichen auf der Kanzlei (greffe) und in der Douane sofort statt- 
zufinden habe. In der Tat wurde sie zwei Tage darauf in aller 
Form vollzogen.) 





1) Z.D. 156. 


2) Z.D. 152. Neben den St. Galler Handelszeichen waren die Zeichen 
von folgenden Schweizer Kaufleuten um diese Zeit auf der Kanzlei und der 
Douane von Lyon eingetragen: 

Aus Basel: 1. Rene Passavant, Benedikt Socin & Jeremias Faesch. 2. Samuel 
& Jakob Bastier. 3. Jakob Daniel Bastier. 4. Bonifaz Iselin. 5. Johann Adel- 
berg Kilch. 6. Johann Jakob & Kaspar Bastier & Bernhard Huber. 7. David 
Mertol & Comp, 8. Kaspar Scherer, Johann & Etienne Scherrer & Daniel 
Christof Lucas Iselin. 9. Marcus Preidel. 10. Daniel Steiger. 


Aus Schaffhausen: 1. Alexander Ziegler & Comp. 2. Laurenz Peyer. 3. Bar- || 
tholomäus Peyer & Comp. 4. Kaspar Ramsauer. 


Aus Zürich: 1. Mathias Spon. 2. Rudolf Hartmann. 3. Johann Heinrich Reut- 
linger. 4. Georg Pebia. 5. Johann Kaspar Hess. 6. Johann Martin Hertner 
Clee. 7. Heinrich Werdmüllers Erben. 8. Johann Rudolf Werdmüller. 9. Jo- 
hann Sebastian & Kaspar Kitt. 10. Johann Jakob Bürkli. 11. Johann Hein- 
rich Gruber. 12. Johann Kaspar & Johann Conrad Escher. 13. Hans Jakob 
Löw. 14. Johann Ulrich Hottinger & Gebrüder. 15. Johann Jakob Hirzei 
& Gebrüder. 16. Peter & Johann Heinrich Hirzel, Vater und Sohn. 17. Hein- 
rich & Johann Ulrich Locher. 18. Johann Heinrich Holzhalb. 

Aus Bünden: 1. Paul Mascarany. 2. Silvio Stuppa. 3. Bernhard & Johann 
Baptist Stuppa. 4. Johann Anton Stuppa. 5. Vertemate & Kinder. 6. Louis 
Vincent & Heinrich Ciprian. 

Aus dem Kt. Bern: 1 Georg Triboulet. 2. François Richard. 8. Jodoc (?) Richard, 
4. Johann Ernelin. Bei den drei letztgenannten fehlt Angabe der Bürger- 
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Die endlosen Prozesse, die seit dem Jahre 1630 fast ununter- 
brochen vor dem Tribunal der Douane, vor den Parlamenten 
und vor dem königlichen Rate von den Kaufleuten geführt wurden, 
der erbitterte Kleinkrieg gegen die Zolleinnehmer, die Bemühungen 
um eine Standesgesandtschaft und deren endliche Ausführung, 
all diese Massnahmen hatten Riesensummen verschlungen, für 
iwelche die Kaufleute in der einen oder andern Weise aufzu- 
ikommen hatten. Wie schon manchmal, so bewirkten auch jetzt 
Haie schweren Zeiten einen engern Zusammenschluss der mit 
Frankreich Handel treibenden Eidgenossen. 


In Lyon war Mathias Spon, der auch vor 20 Jahren gemein- 
sam mit Bartholomäus Zollikofer jene Kontributionsvereinigung 
von 1608 ausgearbeitet hatte, schon um 1630 mit einem neuen, 
umfassenden Organisationsentwurf vor die eidgenössischen Kauf- 
leute getreten.!) Obwohl das Projekt nicht in allen seinen Teilen 
iverwirklicht wurde, ist es doch der Erwähnung wert, da es in- 
Iteressante Keime späterer Entwicklung enthält. Spon riet, für 
| idie „samtliche Nation“ im königlichen Staatsrat einen angesehenen 
[Mann als „Patron“ zu gewinnen, der sich bei allen Prozessen 
[der Eidgenossen annehme. EDER Eh hielt er es für nötig, in Lyon 
jeinen getreuen, erfahrenen Anwalt (procureur) und einen Advokaten 
(solliciteur de procès) mit festem Jahresgehalt im Namen der 
Nation anzustellen. Die Hauptbedeutung seines Planes aber lag 
‚Wdarin, dass er die althergebrachte Sitte angriff, welche dem Or- 
idinari-Verwalter des Jahres auch die Leitung der gemeinsamen 
lAngelegenheiten der Kaufmannschaft überliess. Hier forderte 
ISpon eine durchgreifende Reform, „dieweilen bey etlichen Herren 
Ordinary-Verwaltern ein zeit, theils wegen ihren geschäften etc. 
oft unwissend grosse langsamkeit, missverstand, versaumniss und 
idergleichen irrtümer vorgekommen“ und die Gefahr bestand, 
idass bei dem kurzen Aufenthalt dieser Herren in Lyon auch 








schaft; doch da sie neben „Triboulet de Berne“ stehen, ist es wahrscheinlich, 
dass sie auch Berner sind. 
Aus Soloturn: 4. Johann & Jeremias von Sury. 


) Obwohl dieser Plan (Z.D. 151 und MB. No. 128) den Akten von 1622 
ni. ist (allerdings ohne Datierung), muss seine Entstehungszeit später, 
etwa bis 1630 —32, angesetzt werden. Innere Gründe zwingen zu dieser An- 
nahme. So wird z. B. eine Kontribution wegen der Douane von Valence vorge- 
schlagen, was kaum vor 1630 geschehen sein könnte. — Vergl. oben, p. 116. 
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künftig ähnliche Schwierigkeiten erwachsen könnten. Es war 
manchmal geschehen, dass der antretende Verwalter von seinem 
Vorgänger nur ungenügend instruiert wurde oder dass er andere 
Ansichten über die Geschäfte hatte und andere Anordnungen 
traf als jener, woraus dem „gemeinen Wesen“ Schaden erwachsen 
musste. Von nun an sollte die Leitung der Angelegenheiten der 
Nation dauernd in die gleichen Hände gegeben und von einem 
Manne, der mit den Verhältnissen in Lyon aufs beste bekannt war, 
übernommen werden. Dieser „Direktor“ hatte die Korrespondenz 
mit der Vertrauensperson im Staatsrate zu unterhalten und in 
Streitfällen mit den Pächtern das allgemeine Interesse zu wahren. 
Um seine Verantwortung zu mildern und Willkürakte zu verhin- 
dern, sah der Plan eine Unterstützung und Kontrolle des Direktors 
durch den jeweiligen Ordinari-Verwalter und zwei andere Kauf- 
leute vor; ebenso wurde ihm das Recht zugesprochen, im Notfalle 
die ganze Nation zu versammeln und zu befragen. In normalen 
Zeiten aber sollte er volle Handlungsfreiheit haben; unter seiner 
Aufsicht waren die etwa verlangten Neu-Eintragungen in der 
Douane vorzunehmen. Der Direktor sollte aus einstimmiger Wahl 
hervorgehen und ein bestimmtes Jahreseinkommen beziehen, 
„dann es wird sonsten gewiss keiner sein eigen geschäft umb 
anderer willen vergeben“. Ferner schlug Spon vor, zur Erhal- 
tung der Privilegien und zur Deckung der Prozesskosten wieder 
zu einer allgemeinen Kontribution zu greifen, die nach dem Tarif 
der Douane von Valence von allen, welche die Privilegien ge- 
nossen, zu erheben wäre. Auf diese Weise wollte er den Or- 
dinari-Verwalter, der im Notfalle die Vorschüsse an die Kasse 
zu leisten hatte, entlasten und allmählich einen Hülfsfonds an- 
legen. Ebenso riet er, mit Gratifikationen an die Zolleinnehmer 
in Zukunft nicht zu sparen, um die Reibungen im Verkehr des 
Alltags so viel als möglich zu vermeiden. Auch der königliche 
Statthalter und die Juges de la Douane waren, dem neuen Pro- 
gramm gemäss, von Zeit zu Zeit durch Geschenke günstig zu 
stimmen. Um der ganzen Abmachung einen dauernden Wert 
zu sichern, hielt Spon für angezeigt, sie nach der Annahme durch 
die Kaufleute zu Baden „ratifizieren und authorisieren“ zu lassen. 

Es scheint, dass dieses Organisationsprogramm nie in seinem 
vollen Umfange zur Ausführung kam, aber stückweise wurden 
die meisten seiner Postulate in den folgenden Jahren erfüllt. In 
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den Kämpfen gegen die Pächter der Douanen von Lyon und 
Valence begegnen wir häufig den „Procureurs‘ der Kaufleute. 
Anton Locher, Rudolf Baumgartner und Georg Gmünder sind 
solche mit Generalvollmachten ausgestattete Vertreter der Schwei- 
zer. Neben ihnen finden wir die Franzosen Poumier, Cappus, Lau- 
rens und andere als Agenten und Advokaten im Dienste der 
IEidgenossen. Auch die vorgeschlagene allgemeine Kontribution 

kam in der Folge wirklich zustande, und sogar von Direktoren 
ist von nun an gelegentlich in den Briefen und Merhandlungan 
der Kaufleute die Rede. 


Am 27. Dezember 1632 schlossen sodann die in Lyon nieder- 
gelassenen Schweizer Kaufleute eine Uebereinkunft,!) durch die 
sie sich verpflichteten, für alle ihre Import- und Exportwaren, 
ob sie „per mullet und auf der ax oder auch auf der Rosne“ 
geführt wurden, eine Kontribution im Betrage der halben Tarif- 
gebühr der Douane von Valence zu entrichten, während die 
durch Burgund gesandten Güter nur die Viertelsgebühr zu be- 
zahlen hatten, so lange dieser Weg noch durch kein Zollhaus 
gesperrt war. Dem Beschluss wurde rückwirkende Kraft ge- 
geben und bestimmt, dass am 20. Februar 1632 zum erstenmal 
für die seit 3 Monaten geführten Waren Zahlung in die Ordinari- 
‚Kasse zu leisten sei. Gleicherweise sollte in Zukunft von je 3 
zu 3 Monaten die Kontribution erhoben werden, bis die jetzigen 

Unkosten gedeckt und ein Fonds für die Zukunft gesammelt 
wäre. Für die St. Galler Kaufleute bestand neben dieser neuen 
ll Auflage, noch das gewohnte Ballengeld von 20 Sols weiter.”) Die 






1) Z.D.152. Sie ist von folgenden Kaufleuten unterschrieben: 1. Joachim 
Zollikofer & David Zollikofer. 2. Niklaus & Georg Zollikofer und Mitverwandte. 
3. Christof & Bartholomäus & Tobias Studer, Christof Gmünder & Mitverwandte. 
4. Christof Schlapritzi, Daniel Studer & Jakob Hochreutiner & Mitverwandte. 
5. Heinrich Zollikofer zum Schäfli & Mitverwandte. 6. Kaspar Zollikofer der 
| ältere & Mitverwandte. 7. Kaspar Schlumpf (älter) Erben und Daniel Zollikofers 
Erben. 8. Kaspar Schlumpf zur Sonne und J. H. A. Zily & Mitverwandte. 
9. Hans Fitlers selig Erben. 10. Tobias & Heinrich Zollikofer & Mitverwandte 
(St. Gallen). 11. Mathias & Hans Ludwig Spon. 12. Hans Martin Hertner Clee 
| (Ausburger von Zürich). 13. Bartholomäus Peyer & Cie. 14. Alexander Ziegler 
& Mitverwandte (Schaffhausen). 15. Passavant, Socin & Faesch (Basel). Wahr- 
‚scheinlich waren alle diese Häuser in Lyon durch einen Firmateilhaber oder einen 
| Procuraträger (complimentaire de la raison) vertreten waren. 


ADN 
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Kaufleute der übrigen Schweizer Städte, die für ihren Handels- 
verkehr die Privilegien ebenfalls genossen, zahlten überhaupt 
keine Beiträge, sofern sie nicht, wie die Spon und Hertner von 
Zürich, die Peyer von Schaffhausen, die Socin, Passavant und 
Fäsch von Basel und andere, in Lyon Vertretungen besassen. 


Es ist daher leicht begreiflich, dass die St. Galler darnach 
trachteten, immer weitere Kreise für die Kontribution zu ge- 
winnen. So traten sie im Frühjahr 1633 in Verhandlungen mit 
den zürcherischen Kaufleuten, von denen sich manche zur Be- 
teiligung geneigt zeigten, während andere sie ablehnten mit der 
Begründung, dass die Privilegien ja doch in erster Linie den 
St. Gallern zu gute kämen. Die St. Galler ihrerseits verwiesen 
darauf, dass sie das Anerbieten des Pächters, ihre Einfuhr zoll- 
frei zu lassen und die Abgabe nur von der Ausfuhr zu erheben, 
abgelehnt hätten mit Rücksicht auf das allgemeine Interesse, 
obwohl für sie der Vorschlag recht annehmbar gewesen wäre. 
Auch würden sie ja ohnehin durch die Kontribution weit stärker || 
getroffen, weil in der Tat ihr Handel zehnfach stärker sei, als der 
Handel der Zürcher. '!) Unter solchen Umständen liessen sich diese 
schliesslich doch herbei, für die Waren, welche die Privilegien 
genossen, ?) die Kontribution auf sich zu nehmen, und auch die 
übrigen am Handel mit Frankreich beteiligten Schweizer Kauf- 
leute scheinen noch im Laufe des Jahres 1633 ihrem Beispiel 
gefolgt zu sein. *) 





NND EAN" 

?) Also für die zürcherischen ,fleurets, burats, voiles de Cotton“ und an- 
dere Einfuhrartikel, die als Imitation italienischer Waren die Privilegien nicht 
genossen, sollte die Kontribution nicht in Betracht kommen. 

$) Z.D.187. Neben der Kontribution, die im Verhältnis zu den geführten 
Waren erhoben wurde, bestand seit Oktober 1634 noch eine zweite Steuer, die 
sich die Kaufleute selbst auferlegt hatten. (2.D. 155; St.G.D. Tr. IL, P. 7.) Als 
nämlich im Verlauf der Prozesse die Erbitterung zwischen Zöllnern und Kauf- 
leuten beständig wuchs, kam es bei der Geldausfuhr wieder häufig zu heftigen 
Szenen. Die St. Galler griffen daher auf das altbewährte Mittel der „Ver- 
ehrungen“ zurück, (siehe oben, p. 143), und um sich die Edelmetallausfuhr 
wieder einigermassen zu sichern, kamen sie überein, dem Gouverneur Alincourt 
eine Abgabe von 1°/o (früher 1°/oo) aller Ausfuhrsummen zu versprechen, wofür 
dieser den Geldexport und Schutz aller reisenden Personen und Güter garan- 
tierte. Zehn St. Galler Häuser — davon 5 Zollikofer — verpflichteten sich, in 
Zukunft keine Barschaft mehr frei auszuführen, ausser „was etwa aus einem 
Pferd erlöst worden sein möchte“ und 300 Livres Reisegeld, im übrigen aber 
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In Lyon selbst suchten die dortigen Schweizer Häuser das 
Band, das durch die verschiedenen Abkommen der letzten Jahre 
um sie geschlungen worden, weiter zu verstärken. Ihre Ange- 
hörigen kamen regelmässig zu gemeinsamen Besprechungen zu- 
sammen, und wenn etwa bei flauem Geschäftsgang das Interesse 
einzelner zu erkalten begann, so versäumte man nicht, durch An- 
drohung von Bussen die Nachlässigen zur Pflicht und zu ge- 
ii wissenhaftem Besuch der Zusammenkünfte zu mahnen. ') 

Diese enge Verbingung war um so notwendiger, als die 
ungeheuren Prozessausgaben und die grossen Kosten der Ge- 
sandtschaft von 1634 bald eine Steigerung der Kontribution er- 
forderten. Sie wurde einige Zeit im Vollbetrage der Douane 
von Valence entrichtet, stieg dann vorübergehend noch um die 
Hälfte, um erst allmählich wieder auf den ursprünglichen Ansatz 
zurückzugehen. Trotzdem war die Ordinari-Kasse, in die das Geld 
floss,*) den grossen Ansprüchen, die an sie gestellt wurden, nicht 
gewachsen. Schon im September 1634 war sie mit einem Defizit 
von 1850 Livres von Niklaus und Georg Zollikofer an Tobias und 
Heinrich Zollikofer übergegangen. Der kurze Aufenthalt der eid- 
genössischen Ehrengesandten in Lyon veranlasste Ausgaben im 
Betrage von mehr als 2000 Livres. Studer und Socin, die in Paris 
für sich, Hirzel und Ziegler Kasse führten, erhielten während 
ihres Aufenthaltes, teils per Wechsel,’) teils in bar, mehr als 


die Summen dem dazu bestimmten Verwalter genau zu „consignieren“ und bei 
einer Busse von 50 spanischen Doublonen die verlangte Abgabe zu entrichten. 
Auch die übrigen Kaufleute scheinen diese „Consignation“ in der Folgezeit auf 
sich genommen zu haben, um sich den Geldexport zu sichern. 

1) Z.D. 155, MB. No. 298. In einer Übereinkunft vom Dezember 1634 
verpflichten sich eos Schweizer Firmen zum regelmässigen Besuch der Zu- 
sammenkünfte: 1. Joachim, Laurenz & David At ter) 2 Niklaus & „baide“ 
Georg Zollikofer und Gebrüder. 3. J. ©. Schlapritzi, Daniel Studer & Jakob 
Hochreutiner und Mitverwandte. 4. Christof Studer (älter) & Mitverwandte. 
5. Kaspar Schlumpf zur Sonne & Jakob Hans Anthony Zily. 6. Heinrich Zolli- 
|kofer zum Schäfli & Mitverwandte. 7. Heinrich Locher & Söhne. 8. Tobias & 
| Heinrich Zollikofer und Mitverwandte. 9. Hans Fitlers Erben (St. Gallen). 10. 
| Bartholomäus Peyer. Kaspar Ramsauer & Mitverwandte (Schaffhausen). 11. 
| Passavant, Socin & Faesch und Mitverwandte (Basel). 12. Mathias & Hans Lud- 
‚wig Spon. 13. H. Martin Hertner Clee und Mitverwandte. 

?) Der St. Gallische Ordinari-Verwalter hielt jetzt getrennte Buchführung 
über die Postausgaben und über die Ausgaben zur Verfechtung der Privilegien; 
doch sind meist beide Abrechnungen im Ordinari-Buch enthalten. 

») Die Wechsel sind gezogen auf „Olivier Picques“ in Paris. 





| 
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19,000 Livres aus der Ordinari-Kasse.!) Auch die Befriedigung 
der Advokaten und Agenten verlangte grosse Summen. So kam 


res betrugen) und die Ordinari-Kasse im September 1635 mit 
einer Unterbilanz von 22,600 Livres von Joachim, Laurenz un 
David Zollikofer übernommen werden musste. Bis zum folgenden 
Herbst war das Defizit auf 30,863 Livres gestiegen!*) Für den 


eine genügende Entschädigung; das Amt wurde daher auch je 
länger je mehr als eine Bürde empfunden. 


Nach Ablauf der 3 Monate, die im März 1635 dem Pächter! 
der Douane von Lyon und der cinque grosses fermes gesetzt 
worden waren, um über die Höhe der von den Schweizern für 
die Reappreciation entrichteten Zollbeträge Rechenschaft abzu-- 
legen, wurde der Prozess vor dem Staatsrat wieder neu aufge-- 
nommen.‘*) 

Gleichzeitig mit der Bitte um ein günstiges abschliessendes. 
Urteil, reichten die Kaufleute im Juni 1635 bei König und Conseil: 
auch noch einmal zusammenfassende Beschwerdeschriften ein.?)) 
In erster Linie wurde über die neuerdings erfolgte Verweigerung: 
von Zollquittungen der Réappréciation geklagt und ferner über! 
eine ganze Reihe von Streitpunkten um endgültigen Entscheid 
des Conseil gebeten. So sollte ein Arröt de Conseil den Schwei-: 
zern in Zukunft eine Begünstigungsklausel in den Pachtverträgen 
sichern und ein anderer das alte, 1556 von Heinrich II. gegebene 
Patent über die Geldausfuhr bestätigen. Auch über die Privilegien- 
berechtigung der in Frankreich geborenen Schweizer und über! 
die Gleichstellung der Eidgenossen mit den Franzosen in den 


') Auf der Rückreise betrugen die für die Bewirtung der Ge- 
sandten zu Lyon 729 Livres. 

*) Die eigentlichen Ordinari- Hudaken betrugen nur 2746 Livres. 

PS ZAD 87; 

*) Eidg. Absch. V 2, p. 936. Schon am 14. und 15. Mai war auf einer 
Konferenz de vier crane Städte zu Arau für zweckmässig erklärt wor- 
den, dass die Kaufleute neben ihrem ordentlichen Agenten Deuil noch einen 
andern aus einer der vier Städte mit den erforderlichen „Intercessionalien“ nach 
Paris schicken. 

5) Z.D.156, 
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Gerichtsgebühren !) forderte man jetzt, da durch die Gesandtschaft 
vom Frühjahr alles günstig vorbereitet war, einen Spruch des 
königlichen Rates. ’) 

Hans Ludwig Spon, ein Bruder des Mathias, reiste im Spät- 
jahr 1635 nach Paris,?) um dort die Advokaten und Agenten 
anzuspornen und vor allem den Entscheid des Staatsrats zu Gun- 
sten der in Frankreich geborenen Schweizer zu betreiben, zu 
denen er sich selbst zählte. Auf seine Bitte wurde ihm vom 
Rat von Zürich durch ein Certifikat bezeugt, dass diesen Schwei- 
zern in der Eidgenossenschaft alle Rechte der Vollbürger zu- 
standen. | 

Was aber durch einen Spruch des Conseil vom 21. November 
1635 endlich erreicht wurde, beschränkte sich darauf, dass die 
.jEidgenossen künftig in den Gerichtsgebühren den Franzosen 
| gleich gestellt sein sollten‘) und dass die Ausfuhr „von Geld und 
| Gold“ wieder gewährleistet wurde,?) in der Weise, dass die Kauf- 
leute gemäss den Bestimmungen von 1566, wieder Passeporte 
beim Gouverneur zu lösen hatten, aber ohne Eintragung der 
Geldsumme, die nur zur Kontrolle in ein „Registre secret“ vor- 
gemerkt wurde. °) 

Inzwischen hatten die Verhandlungen über die Réappré- 
ciation plötzlich eine ungünstige Wendung genommen. De Pars, 
einsehend, dass die Forderung, alle von den Schweizern geführ- 
ten Waren der Reappreciation zu unterwerfen, vorderhand aus- 
sichtslos sei, kam auf die Behauptung zurück, dass eine etwaige 


1!) Die Schweizer hatten bis jetzt höhere Siegelgebühren als die Franzosen 
entrichtet, ebenso bestand der Zwang der sogenannten „Oaution judicatum 
 solvi“, nach der jeder Fremde, der gegen einen Franzosen einen Prozess an- 
strengte, eine Bürgschaftsumme hinterlegen musste, damit die Gerichtskosten 
auf jeden Fall gedeckt waren. 

?) 2.D. 156. Im Juli gingen „Fürschreiben“ der Eidgenossen zur Unter- 
stützung der Kaufleute ab an den König, Richelieu, Bullion, Bouthillier, Bru- 
lart, den Kanzler Seguier und Pere Joseph. 

3) Für das folgende siehe St. @. D. Tr. XV, P. 18, 19, 20 und Z. D. 157. 

4) 2.D. 148, No. 33. 

5) Z.D. 148, No. 32. 

6) Z.D. 157. Brief Poumiers vom November 1635. — Ein drittes Urteil, 
das die Schweizer nachgesucht hatten, und das die Einfügung einer ständigen 
Klausel zugunsten ihrer Zollbefreiung in den Pachtvertrag der Douane von Va- 
lence betraf, konnte trotz aller Bemühungen Poumiers nicht gleichzeitig erlangt 
werden. 
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Befreiung sich nur auf die Waren schweizerischen Ursprungs 
beziehen könne. Diese Auslegung beunruhigte die Kaufleute so 
sehr, dass sie beschlossen, wieder einen der Ihrigen nach Paris 
zu senden. um dort den Agenten Poumier zu unterstützen. !) 
Von St. Gallen aus wurde der Basler Benedikt Socin angefragt, 
ob er geneigt wäre, ein zweites Mal zu reisen. Er lehnte aber 
rundweg ab,?’) und der Prozess blieb wieder liegen. Erst als 
auch von Lyon aus auf Absendung eines neuen Boten gedrängt 
wurde, übernahm Bartholomäus Zollikofer ?) noch einmal die 
schwierige Mission.) Um der ganzen Expedition mehr Nach- 
druck zu geben, suchte man ihr so viel als möglich das Ansehen 
eines Standesunternehmens zu verleihen. Zollikofer wurde mit 
Beglaubigungsschreiben der evangelischen Orte versehen; gleich- 
zeitig sandte Zürich Briefe an den König, den Kardinal, den 
Sierelbewahrer und die zwei Finanzintendanten Bullion und Bou- 
thillier, in denen um rasche Beförderung des Anliegens gebeten 
wurde (März 1636). °) 

Obwohl Zollikofer in ‚Paris sich sofort mit Energie seiner 
Aufgabe widmete, wollten die Prozesse doch nicht von der Stelle 
rücken. Im Juli schrieb er klagend an Stadtschreiber Ziegler 
nach Schaffhausen und Seckelmeister Hirzel nach Baden‘) und 
bat sie, auf der Tagsatzung ein gutes Wort für die Kaufleute 
einzulegen. Wieder ging ein Mahnbrief an den König ab, dies- 


1) Z.D. 156. Am 5. Juni 1635 hatten die Kaufleute zu Lyon mit Jean Pou- 
mier (nostre ageant) einen Vertrag geschlossen, in dem sie sich verpflichteten, 
ihm für die Dauer seines Aufenthaltes am Hofe 6 Livres für den Tag zu zahlen. 

2) Z2.D.157. Brief der St. Galler Kaufleute an Seckelmeister Hirzel vom 
10. Februar 1636. 

») Z2.D. 157. Brief der St. Galler Kaufleute an Seckelmeister Hirzel von? 
10. Februar 1636. 

4) 2.D. 157. Bericht der Lyoner Kaufleute nach St. Gallen vom 3, Februar 
1636. Der Advokat Cappus sollte gleichzeitig mit Zollikofer nach Paris reisen, 
da man seine Tüchtigkeit vom Vorjahre her noch in guter Erinnerung hatte. 

°) St.G.D. Tr.XV, P.21. Heinrich Waser, als zürcherischer Stadtschreiber, 
hatte alle diese Schriftstücke zu besorgen. Es handelte sich in der Hauptsache 
um Erneuerung von Schreiben, die schon im Dezember 1635 im Namen der 8 
evangelischen Orte ausgestellt worden waren. Die Briefe sollten unter neuem Da- 
tum gegeben werden, da man am Hof genau auf die Datierung sehe. Am 9. April 
dankt Waser den Ordinari-Verwaltern J. L. & D. Zollikofer für die „stattliche 
Recompense“ von 56 Dukaten, die sie ihm für seine Mühe hatten zugehen 
lassen. 


®) 2.D. 157. Brief Zollikofers an Hirzel nach Baden vom 5. Juli 1636. 
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{mal im Namen aller 13 Orte.!) Aber die Verhandlungen schleppten 
wisich doch bis zum Herbste hin,?) so dass die Eidgenossen im 
{September nochmals um Intercession angegangen werden mussten.?) 


Endlich, am 27. Oktober 1636, erlangte Bartholomäus Zolli- 
{kofer den schwer erkämpften Conseilentscheid, der die Schwei- 
| zer von der Réappréciation und vom Droit d’acquit befreite und 
Îden in Frankreich geborenen Eidgenossen das Recht des Pri- 
Ivilegiengenusses zuerkannte.‘) Zollikofer war befriedigt. Er be- 
jrichtete nach St. Gallen und Lyon, der Zeitpunkt sei für die 
4Kaufleute der denkbar ungünstigste gewesen, da man überall 
ıjldarauf ausgehe, Geld zu machen, und die Finanzintendanten 
iBullion und Bouthillier den Schweizern direkt entgegengear- 
ibeitet hätten. Der eine behaupte, da die Warenpreise steigen, 
sei die Zollsteigerung ganz gerecht; der andere wolle die Privi- 
‚Wlegien nur für Waren schweizerischen Ursprungs anerkennen, und 
verlange, dass die in Frankreich geborenen Schweizer wie Fran- 
zosen behandelt würden. Aber allen diesen Hindernissen zum 
1 Trotz habe man einen Erfolg errungen.?) 


Bei genauer Betrachtung des staatsrätlichen Entscheides 
iivom 27. Oktober kann man die Befriedigung Zollikofers nicht 
völlig teilen, denn der Wortlaut der Urkunde war doch stellen- 
weise zweideutig und unklar gehalten. Sie befreite die Schwei- 
zer Kaufleute allerdings von der Re&appreciation und vom Droit 
d’aquit und gewährleistete ihnen ihre Privilegien für schweize- 
rische Waren und auch für solche, deren Rohstoff (matiere) nicht 
schweizerischen Ursprungs war; die Zölle, die auf den „burats, 
'fleurets, voiles de cottons“ bis jetzt gelegen hatten, sollten in 
Wesfall kommen. Dagegen war weder eine Anerkennung der 
Privilegien für nichtschweizerische Manufakturwaren ausgespro- 
chen, noch wurde der Pächter zur Restitution der in den letzten 
Jahren erhobenen Zollbeträge verurteilt, wie die Kläger dringend 
wc hatten. 


1) Z.D. 157. Kopie des Briefes an den König vom 18. Juli 1636. 


| ?) 2.D. 157. Bericht vom 6. August 1636. Zollikofer wurde erst am 
6. August zur Audienz beim König und Kardinal Richelieu zugelassen. 


| #) Z.D.157. Brief Zollikofers vom 16. September 1686. 
#) St.G.D. Tr. XII, P.9. Original, ausgestellt zu Amiens. Z. D. 148 (Kopie). 
DZ D 107. 
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Die in der Hauptsache immerhin noch glücklich abgelaufen« 
Aktion der Kaufleute hatte indes ein höchst unerquicklichesij; 


und Zorn; man glaubte, dass man auch ein Wort mitzurede 
hätte. Am 9. September 1635 schrieben deshalb Hans Kaspaıl 
und Hans Konrad Escher im Namen der Zürcher Kaufleute in sehı 
gereiztem Tone nach St. Gallen, verlangten vom Ordinari-Ver: 
walter Rechenschaft über die grossen Ausgaben und warfen ihm 
vor, dass das Geld „ungleublich verthon“ worden sei. Auf dei 
Zurzacher Messe habe verlautet, dass für eine einzige Mahlzeit 
über 2000 Livres ausgegeben worden.”) Wenn nicht sofort ge- 
naue Rechnungsvorlage erfolge, so verweigere man die Weiter- 
zahlung der Kontribution und ziehe vor, die Douane von Valence 
ferner zu entrichten, statt die grossen Kosten zu tragen und den Zoll 
doch bezahlen zu müssen, wie vordem geschehen. Die St. Gallen 
antworteten mit der Zusendung der Rechnung für die Kontributior 
und warfen den Zürchern vor, dass sie der „Posteritet so gar ver- 
gessen“. In Zürich wuchs die Erbitterung. Man ging so weit, die 
St. Galler zu beschuldigen, dass die ganzen Bemühungen deı 
letzten Jahre überhaupt töricht gewesen seien, da die während deı 
Kriegszeiten zwangsweise erhobenen Abgaben mit dem Frieden 
von selbst wieder aufhören würden. Wenn man aber zahlen müsse 
„dann wollend wir es noch lieber dem König zahlen, als der auch! 
unserem volckh vil zu bezahlen hatt, als das es solle unnütz ver- 
fressen werden, wie ein gueter theil mit jüngstem uncosten be 
schechen.“ Nochmals wurde die Alternative gestellt: entweder ge-t 
naue Rechenschaftsablegung oder Rücktritt von der Kontribution.” N 





!) Bürkli-Meyer: Das Kaufmännische Direktorium Zürich. Hier heisst es,| 
dass Georg Ulrich und Johannes Hess von Zürich um 1630 ein Haus in Lyo | 
hatten. Angesichts der Tatsache, dass die Hess bei allen Abmachungen der i | 
Lyon etablierten Schweizer fehlen, glaube ich annehmen zu dürfen, dass sie sichil 
erst nach 1635 dort niederliessen. | 

?) St.G.D. Tr. XV; P. 20, Z.D. 187. Ordinari-Verwalter waren vom Sep-} 
tember 1633 bis September 1634 Niklaus und Georg Zollikofer. Mit der „Mahl | 
zeit“ ist jedenfalls das Bankett gemeint, das die Nation den Ehrengesandten im 
Haus der Joachim Zollikoferschen gegeben. Die Ausgaben beliefen sich allerdings“ 
auf gegen 1000 Livres. Siehe oben, pag. 196, Anm. 2. | 

») St. G. D. Tr. XV, P.20. — Schreiben von Hans Kaspar und Han | 
Konrad Escher vom 30. September 1685. | | 
| 
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Auch in Basel und Schaffhausen herrschte Unzufriedenheit 
tlarüber, dass die St. Galler die Verwaltung der Kontributionsgelder 
so ausschliesslich für sich beanspruchten. Die dortigen Kaufleute 
ielten es mit den Zürchern für ungehörig, dass der Ordinari-Ver- 
alter für seine Vorschüsse per Messe 2°/o Zins beziehe.!) Die St. 
aller ihrerseits fanden diesen Vorwurf im höchsten Grade unge- 
rechtfertigt. Die Übernahme der Ordinari-Kasse galt ihnen, gerade 
wegen der Vorschussverpflichtung, die in den letzten Jahren die 
Wehntausende überstieg, nicht als Vorteil, sondern weit eher als 
Bine Last. Sie boten den Zürchern 2,5°% Zins für die Dar- 
lehen, wenn sie sich unter den gleichen Bedingungen der Ver- 
fwaltung der Gelder unterziehen würden, und zur Entkräftung des 
Vorwurfs der Eigenmächtigkeit machten sie den Zürchern, Bas- 
lern und Schaffhausern den Vorschlag, je eine Vertrauensperson 


I ahrung der Privilegien und die Verwaltung der Kasse zu über- 
wachen hätte. Diese vier „Direktoren“ sollten in Zukunft jeden 
Einzelnen zur Beisteuer anhalten und keinem den Genuss der 
‚Privilegien gewähren, der nicht ein Einstandsgeld entrichtete und 
sich zur Kontribution verpflichtete. Es wäre, so meinten die 
|#St. Galler, überhaupt wünschbar, dass die Obrigkeiten die Kauf- 


l 


leute zur Beihülfe an der Verfechtung der Privilegien anhielten. 


Da die Zürcher sich auch durch die Art und Weise der Kon- 
litribution benachteiligt glaubten, weil sie, gemäss dem Tarif von 
Valence, die Ausfuhr aus Frankreich höher belastete als die Ein- 
fuhr, so machten die St. Galler geltend, dass sie neben der all- 
‚gemeinen Kontribution noch das altgewohnte Ballengeld für die 
‚Einfuhr zahlten. Sie anerboten sich aber, nach Aufhebung der 
[Réappréciation — diese Verhandlungen fanden anfangs 1636 statt 
— auch noch die halbe Réappréciations-Gebühr von allen ihren 
‚Exportgütern in die Kasse fliessen zu lassen.?) Dagegen wiesen 
sie den Vorschlag der zürcherischen Kaufmannschaft, sich nur 
‚an den Kosten für den Prozess gegen den Pächter von Valence 
zu beteiligen, sofortals den Abmachungen widersprechend, zurück.°) 


| 


AD: 187. 

2) Dies Anerbieten enthielt für die St. Galler, die nur sehr unbedeutend 

jam Export aus Frankreich beteiligt waren, sicherlich keine grosse Belastung. 

3) St.G.D. Tr. XV, P. 21. Memoria, so in dem Monat Mai 1636 nacher 
Zürich gehebt. 
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Man muss sich fast über die Mässigung wundern, mit de: 
die St. Galler allen auf sie einstürmenden Vorwürfen begegnete 
Doch zeigt ein Blick auf die Abrechnung im Ordinari-Buch, das: 
um jeden Preis ein Bruch vermieden werden musste. Ein Streiil 
mit Zürich hätte unbedingt auch zur Verweigerung der Konil 
tribution von seiten der Kaufmannschaft der übrigen Schweize:| 
Städte geführt. Das Defizit der Ordinari-Kasse aber hatte Her 3 
in dieser Zeit eine ganz unheimliche Höhe erreicht!!) Dazu kamen! 1 


wurden. Der Landammann Zurlauben von Zug liess durch Sa: 
lomon Hirzel bitten, man solle seiner und der anderen katholi- 
schen Gesandten, die sich im Frühjahr 1634 am Hof für die Kauf- 
leute verwendet hatten, nicht vergessen.’) Bern stellte sogar diei 
Zumutung an die Kaufleute, auch die Gesandtschaftskosten fü 
den Obersten von Erlach zu tragen, worüber man in St. Galler 


fanden vielmehr, dass die Obrigkeiten überhaupt die ganzen Ge 
sandtschaftskosten tragen dürften, da so viel Standessachen ver 
handelt worden seien. | 

Unter diesen Umständen suchten die St. Galler auf eine 
Zusammenkunft zu Rickenbach bei Wil (23. Mai) mit den Zür-l 
chern ein Abkommen zu treffen.’) Doch blieb auch dieser Ver-4 
mittlungsversuch erfolglos, und schliesslich mussten sie sich doch 
dazu verstehen, die Zürcher von der besonderen Beisteuer an diek 
Kosten der letzten Jahre zu befreien, um sich ihre Teilnahme» 
an der Kontribution wenigstens für die nächste Zukunft in be- 
schränktem Masse zu sichern. {) | 


1) Z.D. 187 und 156. Siehe oben, p. 222. 

?) Siehe oben, p. 185. 

») Z2.D. 157. Bericht vom Mai 1636. Die Zürcher weigerten sich, auch 
an die Kosten der Reise Schobingers zu zahlen und verlangten die Konsignation 
heraus, zu der sie sich doch verpflichtet hatten. 

#) 8t.G.D. Tr. II, P.8. Das Abkommen, datiert vom 2. Februar 1637, 
ist von folgenden Zürchern und St. Gallern unterzeichnet: 

Zürcher: 1. Christof Werdmüller. 2. Hans Caspar & Hans Konrad Escher. 
3. Heinrich Werdmüller sel. Erben. 4. Hans Jakob Hirzel & Gebrüder. 5. Hans 
Heinrich Reutlinger & Gebrüder. 6. Hans Jakob Werdmüller. 7. Hans Bastian |) 
& Caspar Kitt. 8. Caspar Hess sel. Erben. 

St. Galler: 1. Joachim, Laurenz & David Zollikofer. 2. Niklaus & Georg 
Zollikofer & Gebrüder. 3. Tobias und Heinrich Zollikofer und Mitverwandte. || 
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Die st. gallischen Lyoner Häuser aber kamen, um das grosse 
1] Defizit nicht beständig mitzuschleppen, am 8. Dezember 1638 über- 
ein, bis auf bessere Zeiten der Ordinari-Kasse je 2000 Livres vor- 
zustrecken, die durch Abzug am Ballengeld zu 5°/o jährlich ver- 
zinst werden sollten.!) Mit Hülfe der „Kontribution“, welche seit 
dem letzten Abkommen mit den Zürchern wieder regelmässig im 
Betrag der halben Tarifgebühr der Douane von Valence entrichtet 
Nwurde, hofften sie sich allmählig für ihre Vorschüsse bezahlt 
machen zu können. 


| Der Blick in die Zukunft war indes ein trüber. Weit mehr 

als die Vorliebe der handeltreibenden Klassen für merkantilisti- 
ische Anschauungen stand das reine Geldinteresse der Krone den 
I Ansprüchen der Schweizer Kaufleute im Wege. Aus dem Kampf 
ügegen die Pächter und Zöllner war ein Kampf gegen die fran- 
zösische Staatsgewalt und ihre alles beherrschenden fiskalischen 
A Interessen geworden, und die Pächter erschienen nur mehr wie 
i deren vorgeschobene Posten. Sie waren gerade gut genug, den 
ll Streich aufzufangen, wenn etwa die gereizten Schweizer mit dem 
unbequemen Marchrecht von Peterlingen drohten und sich gar 
zu energisch auf den Staatsvertrag von 1516 beriefen. Sonst 
aber scheuten sich die höchsten Staatsbeamten nicht, offen zu 
‚bekennen, dass die rücksichtslose Ausbeutung der Steuern für 
‚Frankreich „Indien und Peru“ bedeute.?) Der Druck, der unter 
diesen Verhältnissen auf die Steuerpächter ausgeübt wurde, lastete 
doppelt und dreifach auf den Steuerzahlern, denn nicht die Pächter 
waren es schliesslich, welche die Nachteile des Systems trugen; 
sie wurden meist reiche Leute bei ihrem Geschäft. 


Dass die Schweizer mit ihren den Zeitgenossen teilweise 
 unerklärlichen Privilegien fortwährend neuen erbitterten Angriffen 
ausgesetzt waren, ist darum leicht verständlich. Die Pächter 
| wussten nur zu wohl, dass die Herren des Conseil im Grunde 
| auf ihrer Seite standen. 


| 





| 4. Christof & Tobias Studer & Gmünder & Mitverwandte. 5. J. Ch. Schlapritzi, 

| Daniel Studer & Jakob Hochreutiner und Mitverwandte. 6. Jakob Hans Anton 

| Zily, Caspar Meinhart und Mitverwandte. 7. Hans Fitlers sel. Erben. 8. Marx 

| Zollikofer zum Schäflin & Mitverwandte. 9. Heinrich Locher & Söhne. 
CD UFR D.’S. 


y 
| 
2) Siehe oben, $. 200. 
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Es ist uns nicht gestattet, diese Kämpfe im Einzelnen weiter 
zu verfolgen. Doch kann hier nicht unerwähnt bleiben, dass am 
12. August 1638 die Zollfreiheit hinsichtlich der R&appreciation 
und des Droit d’acquit auf Betreiben des Pächters de Pars, wie 
es scheint endgültig auf die „Marchandises du creu (cru) et ma- 
nufactures de Suisse“ für den Import und auf die aus Frankreich 
direkt nach der Schweiz geführten und dort zum Verkauf kom- 
menden Waren für den Export beschränkt wurde. !) | 

Damit war dem privilegierten Zwischenhandel der Schweizer 
zwischen Deutschland und Frankreich eine empfindliche Be- 
schränkung auferlegt. Auch die Manufakturen, die sich fremder 
Rohstoffe bedienten, wie die Seidenindustrie Zürichs und Basels, 
wurden von dem Schlage schwer getroffen. Den St. Galler Lein- 
wand-Import berührte die Neuerung weniger. 





A D AE 
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Schlusswort. 















Wie wechselvoll sind diese zwei Jahrhunderte eidgenössischer 
MHandelsgeschichte seit dem ersten Vertrag mit Frankreich vom 
Jahre 1444 bis zu der ersten ernstlichen Einschränkung der Pri- 
Avilegien im Jahre 1638! Zuerst, in der Regierungszeit Ludwig XT., 
jene weitgehende Begünstigung der fremden Kaufleute, welche in 
den wertvollen Messprivilegien Lyons ihren deutlichsten Ausdruck 
fand, die dann unter Franz I. durch einen feierlichen Staatsver- 
trag den eidgenössischen Kaufleuten auf ewige Zeiten gesichert 
wurden, in der Weise, dass eine Erhöhung der Zölle und Abga- 
ben für die Schweizer niemals stattfinden sollte. Heinrich II. 
und seine Söhne nahmen prinzipiell weder für noch gegen die 
Kaufleute und ihre Forderungen Stellung; nur wo das fiskalische 
Interesse der Krone empfindlich berührt wurde, mussten die 
Eidgenossen sich hie und da energisch auf ihr Recht berufen. 
Mit Heinrich IV. schien eine neue Zeit anzubrechen. Den Frei- 
handelsinteressen der Schweizer drohte ernste Gefahr aus wirt- 
schaftspolitischen Gründen, und es zeigten sich Versuche, die 
Zollprivilegien auf die „marchandises originaires“ einzuschränken. 
Da verzögert der Tod Heinrichs IV. noch einmal den Schlag. 
Zur Zeit Richelieus waren wiederum die fiskalischen Interessen 
ausschlaggebend, und unter ihrem Druck fand dann wirklich die 
erste tiefgreifende Einschränkung der Privilegien statt. 

Doch trotz aller Schwierigkeiten und Kämpfe nahm der 
Handel der Eidgenossen nach Frankreich seit 1516 einen grossen 
Aufschwung und das gerade in einer Zeit, als in Lyon die Be- 
deutung des italienischen und deutschen Imports stark zurück- 
ging. 
| Zweifellos waren die Handelsprivilegien eine Hauptursache 
dieser günstigen Entwicklung, die durch manche andere Umstände, 
wie z.B. durch das Aufblühen der Refugianten-Industrien in Zürich 
und Basel, noch gefördert wurde. Nun lassen sich aber die Han- 
delsprivilegien in letzter Linie auf die Solddienste der Schweizer 
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zurückführen, denn ohne diese wären sie nie in der Form, vid 
es 1516 saone gewährt worden und hätten sich auch nicht 
auf die Länge behaupten können. Nur die Rücksicht auf die 
Soldverträge hielt die französischen Könige von einer völligen 
Vernichtung der eidgenössischen Vorrechte ab. Weit entfernt, ) 
die Unsitte der fremden Kriegsdienste entschuldigen zu wollen, 
darf doch darauf hingewiesen werden, dass durch sie die Ent- 
wicklung der Schweiz zum Industriestaat indirekt gefördert wor- 
den ist. Ohne den offenen französischen Markt hätten die Schwei- 
zer Manufakturen im 17. und 18. Jahrhundert wohl kaum jene 
Blüte erreicht, welche die Eidgenossenschaft vielen Fremden 
so bewundernswert erscheinen liess und die unserem Berglande 
die Möglichkeit gewährte, eine stets wachsende Bevölkerung zu) 
ernähren. Dank dieser Entwicklung konnte die Schweiz endlich 
auch mit dem alten Übel der Solddienste und des Pensionenweseng| 
brechen und mit gesunden Grundlagen wirtschaftlichen Gedeihens! 
in die neue Zeit eintreten. | 
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